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ziehend hat sich das Völkerrecht in den letzten beiden Jahrzehnten 
weiter entwickelt! Man braucht nur an die Haager Friedenskon- 
ferenzen, an die Schiedsgerichtsfälle, die grossen Bestrebungen des 
Pazifismus, die Genfer und Londoner Konferenzen von 1906, 1908/09, 
und an die Probleme zu erinnern, die durch den Spanisch-Amerika- 
nischen, Russisch-Japanischen, Italienisch-Türkischen und den zwischen 
den Balkanstaaten und der Türkei ausgebrochenen Krieg hervor- 
gebracht wurden. 

Diesen Tatsachen und der stets sich mehrenden weltumspannen- 
den Bedeutung des Völkerrechts entspricht aber bisher kein befriedi- 
gender Zustand der auch für die internationale Praxis unentbehrlichen 
völkerrechtlichen Wissenschaft. Zwar fehlt es nicht an wertvoller 
Kleinarbeit in Einzelschriften und Aufsätzen. Es haben auch eine 
Anzahl von bedeutenden Persönlichkeiten lehrbuchartige Darstellungen 
versucht. Abgesehen jedoch davon, dass den vorgesetzten, besonders 
auf den akademischen Unterricht gerichteten Zielen entsprechend nur 
Grundzugartiges geboten wurde, wird allgemein anerkannt, dass hier- 
bei viel zu sehr allgemeine und philosophische Erörterungen über- 
wiegen, so dass tatsächlich eine starke Kluft zwischen dieser offiziellen 
Wissenschaft und dem wirklich geltenden positiveii Völkerrecht 
zutage tritt« 

Das Handbuch des Völkerrechts bringt dagegen das in tat- 
sächlicher Übung befindliche Völkerrecht, es vermeidet, 

Fortsetzung siehe Seite 8 des Umschlags. 
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I. Abschnitt. 

I. Die Yorgesehichte der Konferenz. 

Der internationalen Konferenz, welche am 4. Dezember 1908 unter den 
Auspizien der großbritannischen Regierung im Londoner auswärtigen Amte 
zusammentrat, wird in der Geschichte des Völkerrechtes stets ein denkwür- 
diger Platz gesichert bleiben. Die „Deklaration betreffend das Seekriegs- 
recht", welche sie nach langen und mühevollen Beratungen am 26. Februar 
1909 zum Beschluß erhoben hat, stellt eine ebenso umfassende, als eingehende 
Regelung des Rechtes der neutralen Prisen dar. Sie enthält die Lösung 
einer Reihe von Fragen, welche lange Zeit, ja zum Teil Jahrhunderte lang, 
den Gegenstand von Auseinandersetzungen in der Literatur, aber auch von 
Meinungsverschiedenheiten im Leben der Staaten gebildet, und zumal in 
Kriegszeiten manch drohenden Konflikt heraufbeschworen haben. 

Mit der gewaltigen Ausdehnung, welche Handel und Schiffahrt in den 
letzten Dezennien genommen haben, gewannen jene Fragen eine stets wach- 
sende Bedeutung. Immer größer wurde und wird die Zahl derer, welche 
unmittelbar oder mittelbar aus dem Seeverkehr ihre Subsistenz schöpfen; ja 
für manche Nationen knüpfen sich daran die wichtigsten Interessen. Ein 
schlagendes Beispiel hierfür bietet das britische Inselreich, welches gezwungen 
ist, die Nahrungsmittel für seine Bewohner und die Rohstoffe für seine Indu- 
strie auf seinen Schiffen herbeizuschaffen und die in seinen Werkstätten 
hergestellten Waren zur See auszuführen, und für welches daher eine Störung 
seiner Verbindungen mit dem Ausland eine Katastrophe bedeutet. Freilich 
hat gerade Großbritannien lange Zeit gezögert, zur Regelung der Rechts- 
stellung der Neutralen in einem Seekrieg und damit zum Schutze der Inter- 
essen der Neutralen seine Hand zu bieten. Diese Haltung war darauf zu- 
rückzuführen, daß es sich in früheren Zeiten vermöge seiner überragenden 
Kriegsflotte, die alle Meere beherrschte, für fähig hielt, seinen ausgedehnten 
Schiffsverkehr erforderlichen Falles selbst zu schützen, da es sich eben vermöge 
seiner militärischen Machtstellung zur See stets in, der Lage sah, in Kriege 
zwischen fremden Mächten, die seinen Handel zu stören drohten, einzugreifen 
und sich dadurch aus der problematischen Stellung des Neutralen in diejenige 
des Büriegführenden zu begeben. So sah England in erster Linie sein Inter- 
esse nicht darin, den Neutralen, sondern den Bj-iegführenden eine günstige 
Rechtsstellung zu sichern, und hieraus ergab sich wieder, daß es den Staaten 
solange versagt blieb, die Kriegführung zur See an Normen zu binden, ja 
daß es auch heute noch kaum irgendwelche Rechtssätze gibt, welche den 
Kriegführenden in ihren militärischen Operationen zur See ernstliche Be- 
schränkungen auferlegen. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold y. Ferneok, Seerechtskonferenz. 1 
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2 Hold V. Femeck, 

In den letzten Jahren hat man in Großbritannien klar erkannt, daß es 
notwendig sei, den so lange festgehaltenen Standpunkt in den Fragen des 
Seekriegsrechtes zu revidieren. Schon im Verlaufe der zweiten Friedens- 
konferenz hat sich das Abschwenken Englands deutlich gezeigt: es wai- jetzt 
bereit, die Interessen der Neutralen zu würdigen, ja es überraschte durch 
seine Stellungnahme zu den Problemen der Kriegskonterbande und der 
Internationalisierung der Prisenjurisdiktion. In London formulierte endlich 
die britische Regierung ihre Haltung grundsätzlich dahin, daß es gelte, die 
Interessen der Kriegfuhrenden mit den berechtigten Ansprüchen der Neu- 
tralen in Einklang zu bringen. 

Es scheint nicht schwierig zu sein, die Gründe dieses Frontwechsels zu 
erkennen. Es dürften hauptsächlich Erwägungen zweierlei Richtung in Be- 
tracht kommen. Fürs erste hat die ungeahnte Zunahme des internationalen 
Handels bewirkt, daß die Mächte, und gerade die Mächte mit großer Aus- 
fuhr, an der wirtschaftlichen Erstarkung der anderen — ihrer Kunden — 
interessiert oder zumindest an deren wirtschaftlicher Schwächung nicht interes- 
siert sind. Einstens konnte Großbritannien mit Vorteil Kriege führen, um 
Staaten niederzuringen, die mit seiner Flagge rivalisierten, sei es, indem es 
die Rivalen unmittelbar als Gegner, sei es, daß es sie — und dies war für 
die Periode des Ringens um die Seeherrschaft charakteristisch — mittelbar 
als Neutrale bekämpfte. Heute würde sich ein solches Unternehmen gegen 
den Angreifer selbst wenden, und zwar umso empfindlicher, je größer sein 
Anteil am Weltverkehr ist. Man hat mit Recht darauf hingewiesen, daß 
der so beträchtliche Warenaustausch zwischen Großbritannien und dem Deut- 
schen Reich eine kräftige Bürgschaft für die Erhaltung des Friedens zwischen 
den beiden Reichen bietet. 

Größere Bedeutung noch als dieser Erwägung dürfte der Erkenntnis zu- 
zuschreiben sein, daß sich die kriegsmaritime Stellung des Vereinigten König- 
reiches im letzten Dezennium wesentlich verschoben hat: Die Herrschaft in 
allen Meeren der Erde hat aufgehört! Allenthalben hat sich die Überzeu- 
gung durchgerungen, wie wichtig es ist, eine entsprechend kräftige Kriegsflotte 
zu halten. Geradezu alle Seestaaten sind — begünstigt durch das Aufkom- 
men der Großkampfschiflfe, welche die kleineren Einheiten entwerteten — 
darangegangen, zur See zu rüsten oder ihre Machtmittel zur See zu ver- 
stärken, und so sieht sich England, welches mit dieser rapiden Entwicklung 
der Kriegsflotten aller größeren und auch vieler kleineren Staaten, wie be- 
greiflich, nicht Schritt halten konnte, trotz seinen beispiellosen Anstrengungen 
fast überall ins Hintertreffen geschoben. Weder in den asiatischen, noch in 
den amerikanischen Gewässern, nicht einmal im Mittelmeer konnte es seine 
beherrschende Stellung erhalten; ja aus manchen Meeren ist seine Kriegs- 
flagge fast völlig verschwunden und mit Mühe nur vermag es die unbestrittene 
Seeherrschaft in den das Inselreich zunächst umgebenden Wassergebieten 
zu bewahren — fürwahr eine gefährliche Lage für ein über alle Teile der Erde 
zerstreutes Weltreich, welches in letzter Linie doch nur durch die britische 
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Die Vorgeschichte der Konferenz. 3 

Flotte zusammengehalten wird. So muß denn England notwendig damit 
rechnen, daß es in künftigen Kriegen nicht mehr in der Lage sein wird, 
wie einst nach freiem Gutdünken zu entscheiden, ob es als Kriegführender 
aktiv mitwirken oder ob es als Neutraler die Rolle des Zuschauers spielen 
wird. Vielmehr wird es sich zweifellos öfter gezwungen sehen, neutral zu 
bleiben und auf diese Weise seinen ausgedehnten Handel, der so viele An- 
griffspunkte darbietet, der Kontrolle der Kriegführenden zu überantworten. 
Damit aber ergibt sich .unausweichlich das Interesse, dem neutralen Handel 
eine günstige Rechtsstellung oder zumindest eine entsprechende Rechtssicher- 
heit zu verschaffen. Und so kann es nicht wundernehmen, wenn die briti- 
Bche Regierung, die sich noch im Jahre 1874 auf der Brüsseler Kriegsrechts- 
konferenz gegen jegliche Erörterung seerechtlicher Fragen verwahrt und 
ihren Vertretern auf der Ersten Friedenskonferenz vom Jahre 1899 aufge- 
tragen hatte, an der Erörterung solcher Fragen nicht teilzunehmen, nunmehr 
selbst die Irataative ergriff und ihren Delegierten zur Londoner Konferenz 
die Weisung gab : „The maintenance of .... belligerents rights in their 
integrity, and the widest possible freedom for neutrals in the unhinderd 
navigation of the seas are the principles that should remain before your 
eyes as the double object to be pursued . . ." i). 

Den äußeren Anstoß zur Einberufung der Konferenz gab die Errichtung 
des internationalen Prisenhofes. Dem zweiten Haager Friedenskongreß war 
es gelungen, eine Berufungsinstanz zu schaffen, welche die Urteile der natio- 
nalen Prisengerichte, sofeme sie neutrale Interessen berühren, zu überprüfen 
haben wird. Nicht zuletzt ist es eben den Bemühungen Großbritanniens zu 
verdanken, wenn ein entscheidender Schritt getan wurde, um das in* der 
Literatur des Völkerrechtes längst angefochtene Monopol der Kriegführenden, 
Richter in eigener Sache zu sein, aufhören zu machen und den Neutralen die 
Gewähr zu bieten, daß auch die Interessen des Handels und Verkehrs, 
welche unter den Seekriegen ohnedies schwer zu leiden haben, angemessene 
Berücksichtigung finden. 

Bedenkt man, welche Vorurteile und Schwierigkeiten hierbei zu über- 
winden waren, so muß man gestehen, daß das Abkommen betreffend die Er- 
richtung des Prisenhofes ein gewaltiges und kühnes Werk darstellt. Es galt, 
den bis dahin für utopistisch gehaltenen Gedanken zu verwirklichen, daß 
sich die Staaten einem ständigen internationalen Forum — dem ersten, das 
die Weltgeschichte kennt — unterwerfen, und zwar in militärischen, also in 
solchen Angelegenheiten, mit welchen nach einer verbreiteten Auffassung die 
Ehre der Mächte in weitgehendem Maße verknüpft ist. Dazu kommt noch, 
daß der Prisenhof zur definitiven Erledigung von Fragen berufen ist, welche 
wichtige und in mancher Hinsicht entgegengesetzte Interessen der größten 
Seemächte betreffen. Mit Geschick löste man die — die Eifersucht zahl- 



1) Correspondence and Documents respecting the International Naval Conference, 
Miscellaneous Nr. 4 (1909), S. 32. Im folgenden kurz „Correspondence" zitiert. 

1* 
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4 Hold V. Femeck, 

reicher Mächte entfachende — Frage der Organisation der neuen Instanz, 
in welcher die kleineren Staaten unter Berufung auf den Grundsatz der 
Rechtsgleichheit in gleicherweise, wie die großen Mächte, vertreten zu sein 
beanspruchten — ohne daß freilich die Regelung, die man wählte, die Zu- 
stimmung aller Beteiligten zu erlangen vermochte. Es gelang auch, dem 
Gerichte eine Prozeßordnung zu geben, welche das Verfahren in feste 
Formen bannt, ohne jedoch bei allen Bürgschaften, die sie gewährt, die er- 
forderliche Elastizität vermissen zu lassen. Endlich mußte man des Problems 
Herr werden, welche Regeln denn der Prisenhof seiner Rechtssprechung zu- 
grunde zu legen haben werde. Die Haager Konferenz verhehlte sich nicht, 
daß diese Frage die größten Schwierigkeiten bot. Renault bezeichnete sie 
in dem Berichte, den er namens eines Ausschusses an die erste Kommission 
der Konferenz erstattete, als „question de la plus grande importance et dont 
ou ne saurait dissimuler la d^licatesse en m^me temps que la gravitö". Das 
Neutralitätsrecht im Seekriege, welches zu jener Zeit bestand, war kaum als 
internationales Recht anzusehen. Es dominierten nicht einheitliche Regeln, 
welche die Staaten gleichmäßig verpflichteten; an ihrer Stelle gab es ledig- 
lich eine Summe mehr oder weniger ausgebildeter nationaler Rechtssysteme, 
deren jedes den Stempel seiner Herkunft trug, indem es die eigenartigen 
Auffassungen und Bedürfnisse zum Ausdruck brachte, welchen es seine 
Schöpfer angepaßt hatten. Wohl war es den Schriftstellern des Völkerrechtes 
gelungen, aus den verschiedenen Systemen gewisse allgemeine Regeln zu 
abstrahieren; allein diese Regeln waren, da die Details beiseite gelassen 
werden mußten, die in der Praxis, wo es sich stets um die Erledigung ein- 
zelner Fälle handelt, von großer Bedeutung sind, mehr geeignet, dem Theo- 
retiker einen Überblick zu gewähren, als den Seeoffizieren und Prisengerichten 
der Kriegführenden und den Redern und Kaufleuten der Neutralen zuver- 
lässige Belehrung zu verschaffen. Die Vertreter der Mächte bemühten sich 
zwar nach Kräften, die zahlreichen Fragen des Neutralitätsrechtes, welche 
auf das Programm der Friedenskonferenz gesetzt worden waren (Kriegs- 
konterbande, Blockade, Zerstörung neutraler Prisen, Militarisation von 
Handelsschiffen), einer einheitlichen Regelung zuzuführen. Allein die Gegen- 
sätze, die zutage traten, erwiesen sich als zu bedeutsam, die Zahl der Teil- 
nehmer an den Beratungen als zu groß, und die Zeit als zu kurz, als daß 
eine Einigung möglich gewesen wär^. Gleichwohl war man, wollte man das 
große Werk der Schaffung des Prisenhofes nicht im Stiche lassen, genötigt, dem 
Forum gewisse Direktiven zu erteilen, wie es seine Judikatur einzurichten 
habe. Es blieb sonach nichts übrig, als den Prisenhof aus teils dürftigen, 
teils trüben Rechtsquellen zu speisen. Er sollte — so schrieb man vor — in 
erster Linie nach den Verträgen entscheiden, die etwa zwischen den betei- 
ligten Mächten bestehen. Man wußte aber, daß es solcher Verträge nur eine 
sehr geringe Zahl gibt, und daß auch diese nur einen kleinen Teil der 
Fragen entscheiden, welche die Prisengerichte beschäftigen. So verwies man 
in zweiter Reihe auf die „allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechtes". 
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Die Vorgeschichte der Konferenz. 5 

Nun zweifelte aber niemand daran, daß es gerade an solchen Regeln fehle; 
die Delegierten der Mächte im Haag waren ja vergeblich bemüht, sie fest- 
zustellen. Konnte man den Ausweg wählen, daß der Prisenhof in allen 
Fällen, wo eine allgemein erkannte Regel nicht zur Verfügung steht, das 
Recht des kriegführenden Staates in Anwendung bringe? Man hat diese 
Möglichkeit wohl erwogen: „Qu'arrivera-t-il si le droit positif, 6crit ou cou- 
tumier, est muet? La Solution dict6e par les principes stricts du raisonne- 
ment juridique ne parait pas douteuse. La oii le droit positif ne s'est pas 
prononc^, chaque bellig^rant a la faculte de faire ses reglements et on ne 
peut dire que ceux-ci sont contraires a un droit qui n'existe pas...^)" 
Allein die Einwendungen gegen eine solche Regelung lagen auf der Hand: 
„II est facile d'objecter qu'on aura ainsi un droit tres variable, souvent tres 
arbitraire et m^me choquant, certains bellig^rants usant k Fexces de la lati- 
tude laissöe par le droit positif". So verwarf denn der Ausschuß mit Recht 
die Idee, daß der Prisenhof nichts anderes darstellen solle, als eine mit 
Richtern aus verschiedenen Staaten besetzte nationale Instanz, und er ge- 
langte zu einer Lösung, die er selbst als kühn bezeichnete: „Apres müre 
reflexion, nous croyons devoir vous proposer une Solution, hardie sans doute, 
mais de nature ä am61iorer s6rieusement la pratique du droit international. 
«Si des regles g^nöralement reconnues n'existent pas, la Cour statue d'apres 
les principes g6n6raux de la justice et de r6quit^.>" Die Richter sollten sich 
also die allgemeinen Grundsätze der Gerechtigkeit und der Billigkeit vor 
Augen halten, wenn ihnen weder Verträge, noch allgemein anerkannte Regeln 
des Völkerrechtes die Handhabe zur Lösung einer Streitfrage böten. Es ist 
klar, daß man damit eine sehr vage Grundlage schuf, daß völlig verborgen 
blieb, welche Regeln der Prisenhof im gegebenen Falle anwenden würde, 
und daß man dem Prisenhof damit eigentlich die Aufgabe übertrug. Recht 
zu schaffen: La Cour „est ainsi appel6e ä faire le droit et ä tenir compte 
de principes autres que eeux auxquels ötait soumise la juridiction nationale 
des prises . . . Nous avons la confiance que les magistrats choisis par les 
Puissances seront ä la hauteur de la mission qui leur est ainsi donnöe". 
Freilich rechnete man in erster Linie damit, daß die Existenz eines mit so 
weitgehenden Vollmachten versehenen Gerichtes eine starke präventive Wir- 
kung haben werde, indem sich die Kriegführenden, um nicht vor dem Forum 
Recht nehmen zu müssen, veranlaßt sehen werden, in ihren Ansprüchen und 
Unternehmungen Mäßigung walten zu lassen und ihre nationalen Vorschriften 
demgemäß einzurichten. Die Richter des Prisenhofes „orienteront dans le 
sens de la justice la pratique sans la bouleverser. La crainte de leurs justes 
arr^ts pourra 6tre le commencement de la sagesse pour les belligörants et 
les juges nationaux, provoquer de leur part un sörieux examen de con- 
science et pr^venir des reglements et des jugements trop arbitraires 2)." 



1) Deuxieme Conference de la Paix, 1. 1, p. 191. 

2) Ibidem. 
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So schuf man denn ein Gericht, ohne zu wissen, welche Normen es zur 
Grundlage seiner Rechtsprechung machen werde ; man tiberließ den Richtern 
die Rolle des Gesetzgebers. Daß dieses Vorgehen auf vielen Seiten Beden- 
ken wachrief, läßt sich begreifen. Schon bevor die zweite Friedenskonferenz 
zusammentrat, hatte man darauf aufmerksam gemacht, daß die Schaffung 
eines internationalen Prisengerichtes die vorherige Verständigung tiber die 
wichtigsten Fragen des materiellen Prisenrechtes erfordere. Am 19. Februar 
1907, also fast ein halbes Jahr vor Beginn jener Konferenz, hatte Mr. 
A. Herbert im britischen Unterhause die Errichtung einer internationalen 
Appellinstanz in Prisensachen angeregt. Obwohl der Ministei*präsident eine 
sehr zurückhaltende Antwort erteilte, richtete der als Autorität in Fragen 
des Seekriegsrechtes bekannte Oxforder Professor T.E.Holland tagsdarauf 
ein Schreiben an die Times, worin dieser Gelehrte in sehr entschiedenem 
Ton auf die Notwendigkeit hinwies, sich vorerst über die Regeln zu ver- 
ständigen, die eine solche Instanz anzuwenden haben wird, ejie man die 
Idee Mr. Herberts verwirkliche: „In the abstract, and supposing that a 
tribunal perfectly satisfactory both to belligerents and neutrals could be 
constituted, whether antecedently or ad hoc, there might be much to be 
Said for the proposal; subject, however, to one condition — viz. that an 
agreement had been previously arrived at as to the law which the Court is 
to apply. At the present time there exists, on many vital questions of prize 
law, no such agreement". Und nach einem Hinweis darauf, daß die am 
Streite wegen des Falles Alabama beteiligten Staaten gleichfalls vor Ein- 
setzung des zur Erledigung dieser Sache berufenen Schiedsgerichtes die 
Normen festgesetzt hatten, nach welchen das Schiedsgericht die Entscheidung 
treflTen sollte, wiederholt Holland: „The settlement of the law of prize 
must necessarily precede any general resort to an international Prize Court" ^). 
Als Holland während der Beratungen der Friedenskonferenz vernahm, daß 
man beabsichtige, einen solchen Prisenhof ins Leben zu rufen, äußerte er 
in einem an das besagte Blatt gerichteten Brief vom 24. Juli 1907 nochmals: 
„A complete body of law, by wich States have agreed to be bound, must, 
one would think, necessarily precede the etablishement of a mixed Court by 
which that law is to be interpreted". Im September 1907 lagen Holland 
bereits der Text des Abkommens betreflTend die Errichtung des Prisenhofes 
und der dieses Abkommen erläuternde Bericht Renaults vor. Aus seinem 
Schreiben an die Times vom 16. September 1907 spricht eine lebhafte, mit 
Ironie durchsetzte Indignation tiber die „Solution hardie", welche in der Be- 
rufung auf „die allgemeinen Grundsätze der Gerechtigkeit und Billigkeit" 
liegt : „It is hardly necessary to combat the notion that there already exists, 
in nubibus, a complete System of prize law, which is in some mysterious 
way accessible to judges, and reveals tho them the rule applicable to each 
new case as it arises." Und er gelangt zum Schlüsse: „One may be per- 



1) Letters to the Times S. 151 f. 
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mitted to hope that this proposal will not be accepted." Gieng nun auch 
diese HoflTnung nicht in Erfüllung, so erlebte doch Holland kurz darauf 
die Genugtuung, daß seine energische — und sachlich gewiß durchaus be- 
gründete — Campagne einen bemerkenswerten Erfolg aufwies^). Wenige 
Wochen nach Schluß der Friedenskonferenz kam der großbritannische Minister- 
präsident Sir Henry Gampbell-Bannermann in der Guildhall auf den 
neugeschaffenen Prisenhof zu sprechen und fügte bei: „It is desirable and 
it may be essential, that, before legislation can be undertaken to make such 
a Court effective, the leading maritime nations should come to an agreement 
as to the rules regarding some of the more important subjects of warfare whicb 
are to be administered by the Court" ; die Aktivierung des Prisenhofes setze 
voraus „a body of rules which has received the sanction of the great mari- 
time Powers." Holland begrüßte diese Erklärung mit Freude; er nannte 
sie bezeichnenderweise die „erste autoritative Zurückweisung des Gedankens, 
daß es fünfzehn Gentlemen verschiedener Nationalität überlassen bleibe, 
Recht zu schaffen gemäß den Ideen, welche sie sich über Gerechtigkeit und 
Billigkeit gebildet haben" 2), und übersah nicht, an die Ausführungen des 
Ministerpräsidenten die Erklärung zu knüpfen: Wenn es notwendig ist, die 
Verhandlung und Erlassung der Gesetze, welche die Aktivierung des Prisen- 
hofes erfordeii;, aufzuschieben, bis das materielle Prisenrecht einvemehmlich 
geregelt sein wird, dann muß a fortiori auch mit der Ratifikation des Prisen- 
hofabkommens zugewartet werden. Auch in diesem Punkte ist die britische 
Regierung den Anregungen des genannten Gelehrten gefolgt 3). 

Hatte sie im Jahre 1907 die Initiative ergriffen, um die Intemationali- 
sierung der Prisengerichtsbarkeit, die gar nicht in das Programm der zweiten 
Friedenskonferenz aufgenommen war, durchzusetzen, so mußte ihr doppelt 
daran gelegen sein, die Schwierigkeiten, welche sich im eigenen Lande der 
Ratifikation entgegenstellten, zu beheben. Sie befand sich in dem peinlichen 



1) Übrigens haben sich auch einflußreiche Mitglieder der Friedenskonferenz 
selbst im Sinne Hollands ausgesprochen, soMartens: „Si la Conference actuelle 
ne pouvait pas se mettre d'accord sur les principes essentiels du droit maritime 
international, la Cour internationale des prises ne sera pas en 6tat de fonctionner 
r^gulierement et d*6tablir une jurisprudence par ses d^cisions. Sur quoi se baseront 
ses arrßts en absence des principes de droit formellement reconnus pas les Etats ? . . . 
Je suis profondement convaincu . . . que les cröateurs de la Cour . . . sont morale- 
ment Obligos de lui donner un fonds 16gislatif qui deviendra la base de ses d6ci- 
sions" (Deux. Conf. de la Paix, t. IH, p. 998). Vor Schluß der Konferenz wies 
Sir EdwardFry in einem Bericht an SirEdwardGrey vom 16. Oktober 1907 
auf die Notwendigkeit hin, daß die wichtigsten Fragen des Seerechtes durch eine 
Konferenz oder auf andere Weise gelöst werden, bevor der Prisenhof aktiviert werde. 
Ja, die russische und die japanische Delegation haben im Haag im Lauf der Be- 
ratungen formell den Vorbehalt gemacht, daß ihre Kegierungen der Errichtung des 
Prisenhofes insolange nicht zustimmen können, als die Frage des von ihm anzu- 
wendenden Hechtes in Schwebe bliebe (1. c, t. II, p. 788, 15). 

2) Letters S. 159. 

3) Allerdings hatten auch Autoren aus anderen Ländern (z. B. aus Deutschland, 
den Vereinigten Staaten von Amerika und der Schweiz) Bedenken dagegen erhoben, 
daß dem Prisenhof gleichsam die KoUe eines Gesetzgebers zugewiesen werde. 
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Dilemma, entweder dem Parlamente eine Vorlage zu unterbreiten, mit deren 
Ablehnung sie rechnen mußte, da sie ihm ja zumutete, ein Gericht aktivieren 
zu helfen, welches über die wichtigsten Interessen Großbritanniens zu ent- 
scheiden hätte ohne sichere Gewähr, daß den legitimen Ansprüchen dieses 
Reiches voll Rechnung getragen würde, oder aber die Regierung mußte ein 
Werk im Stich lassen, welches sie selbst angeregt und an dessen Durch- 
führung sie durch ihre Delegierten im Haag entscheidenden Anteil ge- 
nommen hatte. 

So entschloß sie sich denn, an die Mächte heranzutreten und ihnen 
vorzuschlagen, Vertreter nach London zu senden, um einvemehmlich das 
materielle Prisenrecht zu kodifizieren. Der innige Zusammenhang zwischen 
der Errichtung des Prisenhofes und der Einberufung der Londoner Konferenz 
geht aus den Worten hervor, welche die großbritannische Regierung an die 
Spitze der an die Mächte versendeten Einladung stellte. Sie sind in dem 
Zirkularschreiben vom 27. Februar 1908 1) enthalten, welches Staatssekretär 
Sir Edward Grey an die bei den eingeladenen Mächten beglaubigten Ver- 
treter Großbritanniens erließ: „La Convention pour T^tablissement d'une 
Cour Internationale desPrises . . a ^t6 Tobjet d'un examen soigneux 
de la part du Gouvernement Britannique. L'article 7 de cette Convention 
porte que, a d6faut de stipulations conventionnelles applicables au litige qui 
est Tobjet d'un recours devant la Cour, celle-ci doit appliquer les regles du 
droit international et, si des regles g^n^ralement reconnues n'existent pas, 
statuer d'apres les principes g^neraux de la justice et de Fequite. Les dis- 
cussions qui ont eu lieu au sein de la Conference de la Haye, ont d^montre 
que, sur diverses questions relatives ä la guerre maritime, il existe des 
divergences de vue et de pratique parmi les diflferentes nations. Sur cer- 
taines de ces questions un accord est intervenu, tandis que sur d'autres il 
n'a pas 6t6 possible d'aboutir ä une entente . . . L'impression s'est fait sentir 
que retablissement d'une Cour Internationale des Prises ne serait pas 
gen^ralement accept6 tant que dureraient le manque de pr6- 
cision et Tincertitude au sujet des principes que cette Cour 
appliquerait . . . Le Gouvernement Britannique propose en consöquence 
qu'une nouvelle Conference se r^unisse... afin de determiner les 
principes göneralement reconnus du droit international, dans le sens 
de Tarticle 7, alinöa 2, de la Convention ... La Conference serait appelee 
ensuite ä formuler les regles que, ä döfaut de stipulations conven- 
tionnelles, la Cour devra appliquer en statuant sur les questions 
portees devant eile." Außerdem hob die britische Regierung in dem be- 
zogenen Zirkularerlaß ausdrücklich hervor, daß es die Besorgnis vor Schwierig- 
keiten im Parlamente sei, die sie den Gedanken an die Einberufung einer 
Konferenz fassen ließ: „. . . en raison des graves divergences de vue qui 

1) Proceedings of the International Naval Conference, Miscellaneous Nr. 5 (1909) 
S. XIX. Die Jahreszahl ist im Zirkulare irrig mit 1909 angegeben. (Im folgenden 
wird diese Publikation kurz „Proceedings" zitiert.) 
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se soüt manifest^es au cours des discussions k La Haye sur plusieurs des 
questions . . . [seil, du droit maritime], il serait diflScile, si non impossible, 
de faire accepter par les deux Chambres du Parlement la legislation nöces- 
Baire pour assurer Fexöcution de la Convention, ä moins que le Gouverne- 
ment Britannique soit en mesure de leur annoncer Tavenement d'une entente 
plus pr^cise au sujet des regles destin^es k guider les d^cisions du nouveau 
tribunal" i). Die Konferenz, deren Abhaltung die englische Regierung sohin 
anstrebte, sollte also zunächst die Errichtung des im Haag geschaffenen 
Prisenhofes ermöglichen helfen. Sie läßt sich daher sehr wohl als eine 
Fortsetzung der zweiten Friedenskonferenz charakterisieren 2). 

n. Das Programm der Konferenz. 

Die Verhandlungen der Haager Konferenz, auf welche das Londoner 
Kabinett im .Zirkularerlaß anspielt, haben in der vierten Kommission dieser 
Konferenz, welche mit dem Studium der das Seerecht betreffenden Fragen 
beauftragt war, stattgefunden. Über die Arbeiten dieser Kommission, deren 
Vorsitz der bevollmächtigte Vertreter Rußlands von Martens führte, liegt 
ein tibersichtlicher Bericht des französischen Delegierten Henri Froma- 
geot vor 3). Die Beratungen der Kommission erstreckten sich auf zehn 
Fragen, bezw. Komplexe von Fragen, die teils — lediglich oder wenigstens 
vorwiegend — die Stellung der Kriegführenden zueinander betreffen, teils für 
die Stellung der Kriegführenden zu den Neutralen besonders bedeutungsvoll 
sind^). Nur in wenigen dieser Fragen konnte die Kommission zu einem 
Einvernehmen gelangen. Und gerade die Materien, welche die Neutralen 
am meisten interessieren, blieben fast vollständig ungelöst. Weder über die 
Frage der Kriegskonterbande, noch über jene der Blockade, noch auch über 
jene der Zerstörung neutraler Prisen konnte ein Beschluß gefaßt werden. 
In der Angelegenheit der Umwandlung von Kauffahrteischiffen in Kriegs- 
schiffe glückte es zwar, eine Konvention auszuarbeiten und zur Annahme zu 
bringen; man mußte aber einen wesentlichen Streitpunkt — ob die Um- 
wandlung auf hoher See zulässig sei — unerledigt lassen. 

und doch sind es gerade diese — für die Rechtsstellung der Neutralen 
wichtigen — Probleme, welche den Streitsachen zugrunde liegen, die man 
der Kompetenz des internationalen Prisenhofes überantwortete ^). Die bri- 



1) Proceedings XX. 

2) Hold von Ferneck in Grünhuts Zeitschrift für das Privat- und öffent- 
liche Eecht der Gegenwart, XXXVI. Band, S. 301 ff. 

3) Deux. Conf. de la Paix, tome IH, 238—271. 

4) Zu den ersteren gehören folgende Probleme : Seebeuterecht, Indult, An- 
wendung der Normen des Landkriegs auf den Seekrieg; zu den letzteren: die 
Fragen der Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe, der Kriegskonter- 
bande, der Blockade und der Zerstörung neutraler Prisen. 

5) Vgl. Artikel 3 des Prisenhofabkommens, wonach die feindlichen Staats- 
angehörigen nur unter bestimmten, limitativ aufgezählten Umständen den Rekurs 
.an den Prisenhof ergreifen können: wenn ein Kriegführender feindliche Waren an 
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tische Kegierung mußte sonach bei Zusammenstellung des Programms für 
die von ihr geplante Konferenz zunächst auf die im Haag unerledigt ge- 
bliebenen Fragen greifen. Dazu kamen allerdings einige weitere wichtige 
Probleme aus dem Gebiete des Rechtes der neutralen Prisen. Das mit Sorg- 
falt ausgearbeitete Programm lautete folgendermaßen: 

„a) Konterbande, mit Einschluß der Umstände, unter welchen die ver- 
schiedenen Gegenstände als Konterbande betrachtet werden können, der 
Strafen für ihre Beförderung, der Befreiung eines unter Geleit reisenden 
Schiffes von der Durchsuchung, sowie der Regeln ttber Schadenersatz, wenn 
sich nach Beschlagnahme der Schiffe herausstellt, daß sie tatsächlich nur 
unschuldige Ladung an Bord hatten. 

b) Blockade mit Einschluß der Frage, an welchem Orte die Beschlag- 
nahme erfolgen kann, ' sowie der Bekanntmachung, die erforderlich ist, bevor 
ein Schiff beschlagnahmt werden kann. 

c) Die Lehre von der einheitlichen Reise (voyage continu) in Ansehung 
sowohl der Konterbande als der Blockade. 

d) Die Rechtmäßigkeit der Zerstörung neutraler Schiffe vor ihrer Ab- 
urteilung durch ein Prisengericht. 

e) Die Regeln betreffend neutrale Schiffe oder Personen, welche neutra- 
litätswidrige Dienste (assistance hostile) leisten. 

f) Die Rechtmäßigkeit der Umwandlung eines Handelsschiffes in ein 
Kriegsschiff auf hoher See. 

g) Die Regeln betreffend den Übergang von Kauffahrteischiffen voa 
einer kriegführenden an eine neutrale Flagge während der Dauer oder in 
Voraussicht von Feindseligkeiten. 

h) Die Frage, ob die Staatsangehörigkeit oder der Wohnsitz des Eigen- 
tümers bei der Entscheidung, ob das Eigentum feindliches Eigentum ist, ala 
das ausschlaggebende Merkmal angesehen werden soll." 

Das britische auswärtige Amt war sich wohl bewußt, daß dieses Pro- 
gramm die Fragen, welche das Recht der neutralen Prisen im Seekrieg^ 
betreffen, nicht erschöpft ^), Es beschränkte sich, wie es in dem mehrerwähnten 



Bord eines neutralen Schiffes saisiert oder ein feindliches Kauffahrteischiff in den 
Territorialgewässern eines neutralen Staates aufgebracht hat oder endlich, wenn der 
Beschwerdeführer geltend macht, der Kriegführende habe durch die Aufbringung^ 
des Schiffes oder der Ladung einer im Vertragswege übernommenen Pflicht oder 
einer von ihm seihst aufgestellten Norm zuwidergehandelt. 

1) Das Programm läßt besonders vier Fragen vermissen: erstens, wie das 
Anhaltungs-, Durchsuchungs- und Aufbringungsrecht auszuüben ist; zweitens, wer 
diese Rechte ausüben darf, ob etwa nur die Kommandanten von Kriegsschiffen 
hierzu berufen sein sollen, oder auch Marine-, bezw. Militärbehörden in Hafenorten 
und an der Küste operierende Landtruppen, oder etwa auch — wenigstens in 
engerem Umfang — Zivilbehörden der Kriegführenden ; drittens, ob das Prisenrecht 
räumlich auf die hohe See und die Küstengewässer der Kriegführenden beschränkt 
ist; viertens, welchen Verfügungen die Besatzung der neutralen Prisen unter- 
worfen werden darf. (Zur Erledigung dieser letzteren Frage ist der Prisenhof nach 
dem Haager Abkommen allerdings nicht berufen.) Von den angeführten Fragen 
sind offenbar die zweite und die dritte von grundsätzlicher Bedeutung. Es wäre 
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Zirkuiarerlaß heißt, auf die Fragen, „dont la r^solution präsente, aux yeux 
du Gouvernement Britannique, Fimportance la plus capitale." Und als solche 
betrachtete es diejenigen, „qui ont 6t6 soulev^es par stiite de l'application de 
regles et de principes divergents par les tribunaux de prises des diflTerentes 
nations." In der Tat gehören, wenn man etwa von der Frage der sog. 
vorbehaltenen Schiffahrt absieht, die von der britischen Regierung auf das 
Programm gesetzten Fragen zu den wichtigsten und gleichzeitig zu den be- 
strittensten des Prisenrechtes. Übrigens hat die Konferenz auch einige Fragen 
erörtert und auch gelöst, die im Programm nicht enthalten waren. Anderer- 
seits löste man sowohl im Rahmen des Programmes als über dasselbe hinaus- 
gehend auch Fragen, zu deren Entscheidung der Prisenhof nicht kompetent ist. 
Das Programm fand die Billigung der eingeladenen Mächte. Einige 
davon behielten sich allerdings das Recht vor, auch solche Fragen zur Dis- 
kussion zu stellen, die im Programm nicht vorgesehen waren. Doch hat 
man von diesem Recht nur spärlich Gebrauch gemacht. Vor allem wohl 
deshalb, weil man ohnedies zufrieden sein mußte, wenn es gelang, die zahl- 
reichen und so schwerwiegenden Probleme zu lösen, welche die britische 
Regierung in ihrem Einladungsschreiben vorgezeichnet hatte. 

in. Die eingeladenen Mächte. 

Da es sich, wie wiederholt bemerkt, in London darum handeln sollte, 
durch Feststellung der Regeln des Prisenrechtes die Aktivieioing des Prisen- 
hofes zu ermöglichen, hätte man prima facie annehmen können, die britische 
Regierung werde die Einladung zur Teilnahme an der Konferenz an alle 
Mächte ergehen lassen, welche auf der Zweiten Friedenskonferenz vertreten 
waren, oder wenigstens an alle diejenigen dieser Mächte, welche dort für 
die Annahme des Prisenhofabkommens gestimmt hatten. Allein das Londoner 
Kabinett entschloß sich anders. Es lud — wenigstens zunächst — nur acht 
Staaten ein, ihre Vertreter nach London zu senden: sieben Großmächte und 
Spanien. Als Grund hierfür erscheint in dem mehrgedachten Erlaß an die 
bei diesen Mächten beglaubigten Vertreter Großbritanniens Folgendes an- 
geführt: „Les regles d'apres lesquelles seraient döcidees les actions en appel 
contre les decisions des tribunaux des prises nationaux, ont une importance 
beaucoup plus grave, au point de vue des droits des bellig^rants, pour les 
Grandes Puissances maritimes que pour les autres Etats, et le Gouvernement 



sehr wünschenswert gewesen, wenn auch diese Fragen eine Erörterung und Lösung 
gefunden hätten. Das Problem des Seebeuterechtes war aus naheliegenden Gründen 
nicht auf das Programm gesetzt. Es ist daher nicht recht verständlich, wenn 
Nippold äußert, daß der Londoner Konferenz „eine totale Abschaffung des See- 
beuterechtes . . . nicht geglückt ist" (Die zweite Haager Friedenskonferenz II. Das 
Kriegsrecht S. 143). Der Generalbericht zeigt, daß die Konferenz mit dem 
Bestehen des Beuterechtes rechnete: „un navire de commerce ennemi est sujet k 
capture, tandis qu'un navire de commerce neutre est respect^" (Proceedings S. 367). 
Die Aussichten auf die Abschaffung des Seebeuterechtes haben sich sehr verringert, 
seitdem die Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe zugelassen wurde. 
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Britannique n'adresse en consequence la präsente invitation qu'aux Gouverne- 
ments d'Autriche-Hongrie, de France, de TAUemagne, d'Italie, du Japon, de 
Russie, d'Espagne, et des Etats-Unis d'Am^rique." Nachträglich wurden mit 
Zustimmung dieser Mächte auch die Niederlande eingeladen. Die englische 
Regierung betrachtete es als eine Pflicht der Courtoisie, die Präsidialmacht 
der Friedenskonferenzen, in deren Hauptstadt der Prisenhof seinen Sitz 
haben sollte, an der geplanten Konferenz teilnehmen zu lassen i). 

Der Grund, welchen das Londoner Kabinett dafür angab, daß es gerade 
die genannten acht Mächte einlud, leuphtet nicht vollständig ein. Die öster- 
reichisch-ungarische Kriegsflotte war zu jener Zeit so klein, daß es einiger- 
maßen euphemistisch klang, wenn man die Monarchie zu den „Grandes 
Puissances maritimes" rechnete. Noch weniger traf diese Bezeichnung auf 
Spanien zu. Man dürfte mit der Annahme nicht fehlgehen, daß die britische 
Regierung jedenfalls alle Großmächte einladen wollte, die ja, als im Prisen- 
hofe dauernd vertreten, an dieser Instanz besonders interessiert sind, daß 
sie aber ihre Einladung doch nicht ostentativ nur an die Großmächte richten 
wollte, und ihr hierbei der Umstand zustatten kam, daß kurze Zeit vorher 
eine politische und auf maritime Fragen sich erstreckende Annäherung 
Spaniens an Großbritannien stattgefunden hatte, was es als in mehrfacher 
Hinsicht opportun und plausibel erscheinen ließ, auch diesen Staat den 
Beratungen beizuziehen. Im übrigen fällt es auf, wenn sich das Zirkular- 
schreiben gerade darauf beruft, daß die festzustellenden Regeln des Neu- 
tralitätsrechtes für die großen Seemächte just vom Standpunkte der 
Kriegführenden eine besondere Bedeutung besitzen. Denn es ist klar, 
daß die Regeln des Neutralitätsrechtes auch für diejenigen Staaten hervor- 
ragende Bedeutung haben, welche, wenn sie auch militärisch nicht dominieren, 
eine große Handelsflotte besitzen. Und unter diesen sind es wieder vor- 
nehmlich die kleineren, politisch weniger exponierten, aber zum Teil auf 
dem Gebiete des Seehandels sehr entwickelten Mächte, die an der Gestaltung 
des Prisenrechtes in besonderem Maße — nicht aktiv als Kriegführende, 
aber passiv als Neutrale — interessiert sind. Man hatte denn auch im 
Laufe der Beratungen der Zweiten Friedenskonferenz über die Organisation 
des internationalen Prisenhofes nicht nur die Größe der Kriegsflotten, son- 
dern ebenso auch diejenige der Handelsmarinen der verschiedenen Mächte 
in Betracht gezogen, wenn man auch schließlich den Großmächten eine 
privilegierte Vertretung in jenem Forum einräumte „par suite de la combi- 
naison de ces divers ^l^ments", als welche der Bericht Renaults über das 
Prisenhofabkommen anführt: „marine de guerre, tonnage de la marine mar 
chande, importance du commerce maritime." 

Offenbar aber war es Großbritannien um etwas wesentlich anderes zu 
tun, als darum, das Interesse der einzelnen Mächte an der Kodifizierung des 



1) Vgl. Pohl, Deutsche Prisengerichtsbarkeit, S. 179, Note 1. 
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Neutralitätsrechtes einer rigorosen Prüfung zu unterziehen: nämlich um die 
Gewähr, daß die projektierte Konferenz die schwierige Aufgabe, die ihr zu- 
gedacht war, auch durchführe. Die britische Regierung hat gleich den 
anderen Kabinetten der großen Mächte, die auf der Zweiten Friedenskonferenz 
vertreten waren, auf dieser Konferenz, wo Vertreter von ftinfundvierzig 
Staaten erschienen waren, den Eindruck erhalten, daß es geradezu unmög- 
lich sei, ein so umfassendes und heikles Programm in einer so großen Ver- 
sammlung mit Aussicht auf Erfolg zu erörtern. Man war im Haag alsbald 
genötigt gewesen, dem Plenum die Arbeit abzunehmen und sie auf vier 
Kommissionen zu verteilen, die ihrerseits wieder kleinere und kleinste Aus- 
schüsse wählten. Die wenigen bemerkenswerten Ergebnisse, die man schließ- 
lich erzielte, sind fast ausschließlich den Arbeiten kleiner Komitees zu verdanken, 
in welchen die größeren Mächte geradezu unter sich waren. Speziell die 
vierte Kommission, welche u. a. mit dem Studium der Fragen des neutralen 
Prisenrechtes beauftragt war und nicht, wie andere Kommissionen, sich in 
Subkommissionen geteilt hat, lieferte sehr dürftige Resultate. Konnte man 
füglich mehr erwarten, da die vierte Kommission außer zwei Ehrenpräsi- 
denten, einem Präsidenten, vier Vizepräsidenten und dem Berichterstatter über 
hundert Mitglieder zählte? Das wenige, was geleistet wurde, ist dem von 
der Kommission entsendeten „Comite d'Examen" gutzuschreiben, welches 
bloß achtzehn Mitglieder (darunter keinen einzigen Vertreter eines außer- 
europäischen Kleinstaates) zählte. Die schwierige Frage der Kriegskonter- 
bande übergab man — und dies ist bezeichnend! — einem Subkomitee von 
nur acht Mitgliedern, worin außer Brasilien und Chile sechs Großmächte 
vertreten waren. Diesem Subkomitee ist es gelungen, sich auf eine Liste 
von Gegenständen der absoluten Konterbande zu einigen, eine Liste, die die 
Londoner Konferenz beibehalten und zum Beschluß erhoben hat. Diese 
Erfahrungen hat sich Großbritannien mit Recht zunutze gemacht, und die 
eingeladenen Mächte, welche unter dem gleichen Eindruck standen, haben 
die Haltung des Londoner Kabinetts begreiflicherweise nicht angefochten und 
die Einladung, ohne diesen Punkt zu berühren, angenommen. Schließlich 
sind es doch die großen Mächte, welche an der Fixierung der Normen dea 
Prisenrechtes vom sachlichen Standpunkt und auch unter dem politischen 
Gesichtswinkel betrachtet am meisten interessiert sind. Wozu sollten sich 
denn auch die Vertreter der Weltmächte über Fragen, die ihre wichtigsten 
Literessen berühren, etwa mit den Delegierten von Persien, Guatemala und 
Venezuela auseinandersetzen ? Man wird einräumen, daß es vom praktischen 
Standpunkt völlig gleichgültig ist, ob diese und ähnliche Staaten den von 
den großen Mächten einvernehmlich festgestellten Regeln zustimmen oder 
nicht. Gewiß waren im Haag auch manche kleine Staaten, und darunter 
auch nichteuropäische, durch sachlich hervorragend qualifizierte Delegierte 
vertreten. Dies rechtfertigt aber nicht, den Kreis der Teilnehmer in solcher 
Weise zu erweitem, daß hierdurch der Erfolg einer Konferenz überhaupt in 
Frage gestellt wird. Es hat sich denn auch der von Großbritannien ein- 
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geschlagene Weg, den Kreis der vertretenen Mächte möglichst enge zu ziehen, 
aufs heste bewährt i). 

IT. Die Arbeitsmethode der Konferenz. 

Die Tagung der Londoner Seekriegskonferenz fiel bekanntlich in eine 
politisch stürmisch bewegte Zeit. Wenige Wochen, bevor sie zusammentrat, 
war die Erklärung erlassen worden, womit Österreich-Ungarn Bosnien und 
die Herzegowina annektierte; während der drei Monate, welche die Ver- 
handlungen in Anspruch nahmen, gab es keinen Augenblick, wo man nicht 
auf den Ausbruch eines europäischen Krieges gefaßt war, und als die Kon- 
ferenz Ende Februar 1909 ihr Ende erreichte, glaubte man unmittelbar vor 
dem Beginn von Feindseligkeiten zu stehen. 



1) Nippold erkennt an, „daß es seinen guten sachlichen Grund hatte, daß 
die Schaffung dieses Vertrages [nämlich der Londoner Erklärung über das Seekriegs- 
recht] auf die Seemächte beschränkt wurde" (1. c. S. 256), besorgt aber, daß dieses 
Vorgehen ein Präjudiz bilden könnte: „Es würde natürlich weder der modernen 
Auffassung des Völkerrechts entsprechen, noch auch im Interesse der völkerrecht- 
lichen Entwicklung liegen, wenn einige Großmächte allein die Fortbildung des 
Völkerrechtes in die Hand nehmen wollten. Daß das ein Schritt nach rückwärts 
wäre, lehrt schon die Geschichte des Völkerrechts, und wir feiern an den Haager 
Konferenzen nicht am wenigsten die Tatsache, daß die sämtlichen Kulturstaaten 
der Erde auf ihnen vertreten sind. Wenn daher, was keineswegs anzunehmen ist, 
durch die Londoner Konferenz etwa ein Präzedenzfall hätte geschaffen werden 
sollen, damit künftig einige Großmächte die Schaffung und Anerkennung völker- 
rechtlicher Normen an sich reißen und den anderen Staaten überlassen könnten, 
nachher dazu einfach Ja und Amen zu sagen, so müßte vor einer solchen Gefahr 
mit allem Nachdruck gewarnt werden . . . Die Gleichheit der Staaten ist ein Grund- 
pfeiler des Völkerrechts, an dem nicht gerüttelt werden darf. Zur Feststellung 
allgemeiner Völkerrechtsnormen ist heute die Staatengemeinschaft da, die durch die 
Haager Konferenzen repräsentiert wird'* (1. c. 254/5). Die Londoner Signatarmächte 
hatten und haben in der Tat keineswegs die Absicht, sich Rechte zu arrogieren, 
die ihnen nicht zukommen, und sie planten auch nicht, den Friedenskonferenzen mit 
SpezialVerträgen eine Art unlauteren Wettbewerbes zu bereiten. Doch geht es zu 
weit, zu meinen, daß die Friedenskonferenzen ein Monopol in bezug auf die Kodifizie- 
rung des Völkerrechtes erworben hätten, und daß die Großmächte, welche Spezialkonfe- 
renzen beschicken, der „Gleichheit der Staaten" nahetreten. Bei aller Wertschätzung, 
die man den Friedenskonferenzen mit Recht entgegenbringt, darf man doch nicht 
übersehen, daß sie in erster Linie eine platonische Demonstration für die nach 
einem „mondialen Parlament" abzielenden Ideale mancher Pazifisten darstellen und 
^rst in zweiter Linie brauchbare Arbeit leisten. Vergleicht man die vielfach faden- 
scheinigen, mit einer Menge von Reserven beladenen und zu einem großen Teil 
noch heute nicht ratifizierten Normen, welche die zweite Friedenskonferenz aus- 
gearbeitet hatte, mit den Normen der Londoner Deklaration, die — obwohl es sich 
um Probleme handelt, deren Lösung vom sachlichen und vom politischen Standpunkt 
die größten Schwierigkeiten bot — eine Geschlossenheit und Präzision aufweist, 
wie sie in manchen staatlichen Gesetzen nicht zu finden ist, so kann für denjenigen, 
dem es um praktische Resultate zu tun ist, der Vergleich nur zugunsten der in 
London eingeschlagenen Methode der Beschickung der Konferenz durch einige wenige 
Mächte ausfallen. Man braucht deshalb gewiß nicht daran zu denken, das Haager 
Werk zum Stillstand zu bringen. Sicherlich aber wird es gut sein, die Erfahrungen, 
die man in London gemacht hat, für die Friedenskonferenzen zu fruktifizieren. 
Aufs entschiedenste ist jedoch dem Vorschlage zu widerraten, die Londoner Dekla- 
ration durch die dritte Friedenskonferenz revidieren zu lassen (1. c. 257); vgl. 
unten S. 'Jü f. 
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Wenn es trotzdem möglich war, daß die Vertreter der Mächte, die in 
scharfen politischen Gegensätzen zueinander standen, erfolgreich mit ein- 
ander verhandelten und zudem Fragen des Kriegsrechtes erörterten, die 
jeden Augenblick aktuell werden konnten, so ist dies zweifellos in hervor- 
ragendem Maße dem Umstände zuzuschreiben, daß man nur Vertreter jener 
Mächte geladen hatte, welche an der Lösung der ins Programm aufgenom- 
menen Fragen starkes sachliches und politisches Interesse hatten. In zweiter 
Linie ist es der Methode des Arbeitens zu danken, die man eingeschlagen 
hatte, einerseits was die Vorbereitung der Konferenz, andererseits was die 
Verhandlungen selbst betrifft. 

1. Die Torbereitnng. 

Sie zerfiel in eine sachliche Vorbereitung und in die Ausarbeitung einer 
Oesch äftsordnung. 

a. Bei der sachlichen Vorbereitung trug die großbritannische Regierung 
dem Umstände Rechnung, daß das Programm Fragen enthielt, die allesamt 
miteinander in inniger Verbindung stehen, so daß die Stellungnahme zu den 
Anträgen, welche zu einer Frage gestellt wurden, abhängig sein mußte von 
der Haltung, welche die Antragsteller in anderen Materien einnahmen. Es 
war daher für jede der geladenen Mächte von Bedeutung, die prinzipielle 
Stellung aller anderen Mächte zu dem ganzen Komplex der auf das Pro- 
gramm gesetzten Probleme von vorneherein kennen zu lernen. In diesem 
Sinne schlug das Londoner auswärtige Amt in seinem Einladungschreiben 
vor, daß die an der Konferenz beteiligten Regierungen alsbald Memoranden 
liber jene Probleme ausarbeiten und einige Monate vor Beginn der Verhand- 
lungen — für welchen man ursprünglich den Oktober 1908 in Aussicht ge- 
nommen hatte — austauschen sollten. Und da der Konferenz die Aufgabe 
gestellt war, die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechtes zu fixieren, 
welche der Prisenhof seinen Entscheidungen zugrunde zu legen haben würde, 
lud die britische Regierung die Mächte ein, in den erwähnten Memoranden 
zum Ausdruck zu bringen, „quelle serait, a leurs yeux, la vraie regle du 
droit international applicable ä chacune des matieres vis^es. Ces Memoran- 
dums — so heißt es weiter — citeraient en meme temps les autorit6s servant 
de base ä leur opinion. Une teile proc6dure faciliterait notablement Toeuvre 
de la Conference et all6gerait mat^riellement ses travaux." 

Diesem Antrage wurde in der Tat von allen Seiten entsprochen, wenn 
auch in sehr verschiedener Weise. Eine Reihe von Mächten legte die Auf- 
forderung des Londoner Kabinettes dahin aus, es solle jede Macht die für 
ihre Flotten und Behörden geltenden Normen des Seekriegsrechtes, also ihr 
nationales Recht, kennzeichnen. Andere wieder — und hierher gehören auch 
Österreich-Ungarn und das Deutsche Reich — emanzipierten sich von ihrem 
nationalen Rechte gänzlich und nahmen zu dem Programm de lege ferenda 
Stellung. Die Vereinigten Staaten von Amerika arbeiteten eine Denkschrift 
nicht aus, sondern übersendeten Exemplare ihres Naval War Code vom 
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27. Juni 1900, der zwar schon damals nicht mehr in Geltung stand, jedoch,, 
wie die Bundesregierung eröffnete „exprime, d'une manifere generale, les vues. 
des Etats-Ünis, sous la r6serve de quelques amendements speciaux sugg^rös. 
dans le volume des discussions de l'Ecole de Guerre Navale sur le droit 
international en 1903". Die österreichisch-ungarische Regierung hat ala 
einzige ihrer Denkschrift die Form einer Abhandlung über die einzelnen 
Punkte des Programms gegeben, in welcher unter Berufung auf angesehene 
Rechtslehrer und mit eingehender Motivierung die prinzipielle Stellungnahme 
zu den einzelnen Materien entwickelt und Anregungen gegeben wurden» 
in welcher Weise in den bestrittenen Fragen ihrer Ansicht nach ein 
Einvernehmen erzielt werden könnte. Das Berliner Kabinett übersendete 
einen in allen Einzelheiten ausgearbeiteten „Entwurf einer Konvention be- 
treffend die Regeln des Völkerrechtes im Falle eines Seekrieges". Spanien,. 
Japan, die Niederlande und Rußland gaben zu den einzelnen Punkten des 
Programmes kurze, in der Form von Rechtsregeln verfaßte Erklärungen ab,^ 
ohne — und hierin folgten sie dem Beispiele Deutschlands — ihren Stand- 
punkt zu begründen. Einen ähnlichen Modus wählten Frankreich und 
Italien, doch berief sich Frankreich summarisch, Italien bei den einzelnen^ 
Regeln auf die geltenden nationalen Vorschriften, sowie auf Entscheidungen 
der nationalen Prisengerichte. Weit eingehender als die letzterwähnten Denk- 
schriften war diejenige Großbritanniens gehalten, welche die Regeln, die sie^ 
anführte, mit einer Fülle von Hinweisen auf Entscheidungen der britischen 
Prisengerichte versah. 

Selbstredend lag es in der Absicht keiner der Regierungen, die Memo- 
randen als eine unter allen Umständen bindende Richtschnur für ihre Dele- 
gierten zu betrachten. Man behielt sich vor, erforderlichen Falles von 
dem gekennzeichneten Standpunkte abzugehen, widrigenfalls ja angesichts, 
der vielfachen Unterschiede, welche die Denkschriften aufwiesen, die Her-^ 
Stellung eines Einvernehmens von vorneherein ausgeschlossen gewesen wäre^ 
So waren denn diese Memoranden nicht als strikte Instruktionen an die Ver- 
treter, sondern als Vorarbeiten anzusehen, die bestimmt waren, die tibrigen^ 
Mächte über die voraussichtliche grundsätzliche Haltung zu informieren und 
damit Material zur Diskussion zu liefern. 

Die großbritannische Regierung ließ nun diese Denkschriften durch den 
Pariser Advokaten und Lehrer des Völkerrechtes Heinrich Fromageot 
bearbeiten, welcher sich bereits im Haag als französischer Delegierter und 
Berichterstatter in Fragen des Seekriegsrechtes erfolgreich betätigt hatte 
Zunächst galt es, über das reichhaltige Material einen Überblick zu gewinnen.. 
Die Denkschriften wurden in einem Bande vereinigt und die darin enthaltenen 
Ausführungen nach der Reihenfolge des britischen Programmes zusammen-^ 
gestellt. Dann gelang es Herrn Fromageot, durch Vergleichung der Ergeb-^ 
nisse, zu welchen die verschiedenen Kabinette in ihren Memoranden gelangt 
waren, die Regeln zu gewinnen, welche auf die Zustimmung aller oder doch, 
der Mehrzahl der geladenen Mächte rechnen und sohin als „allgemein aner- 
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kannte Regeln des Völkerrechtes" in den betreffenden Materien angesehen werden 
durften. So lagen der Konferenz, als sie am 4. Dezember 1908 1) zusammen- 
trat, im „livre rouge" (genannt nach dem roten Einband) eine Reihe von 
formulierten, mit kurzen Bemerkungen („observations*') versehenen Sätzen — 
es waren deren 39 — vor 2), welche den Erörterungen als Grundlage dienen 
(man nannte sie „bases de discussion", „Leitsätze") und zu welchen die 
Delegierten ihre Anträge stellen konnten 3). 

b) Um den Delegierten die Mühe zu ersparen, den modus procedendi 
bei den Verhandlungen festzusetzen, hatte das Londoner auswärtige Amt vor 
Beginn der Konferenz eine Geschäftsordnung ausgearbeitet, die es den Ver- 
tretern der Mächte beim ersten Zusammentreten vorlegte. Diese Geschäfts- 
ordnung, welche in der zweiten Plenarsitzung die Zustimmung aller Delegationen 
fand, setzte die^echte der Delegierten und Sekretäre fest, erklärte die Ver- 
handlungen der Konferenz für streng vertraulich, erkannte das Französische 
als offizielle Sprache der Beratungen und der Akte der Konferenz an und 
bestimmte : 

„La Conference siege en s6ance planiere ou en Commission. 

Les proces-verbaux des s6ances pi6nieres de la Conference don- 
nent un resum6 succinct des deliberations . . . Des s^ances des Commissions 
il ne sera dress6 aucun proces-verbal sans Fautorisation du President de 
la Commission . . ." *) 

Die britische Regierung rechnete also ab initio damit, daß die Konferenz 
trotz der geringen Zahl der Teilnehmer Ausschüsse bilden und daß die 



1) Die Delegationen der verschiedenen Mächte — die weit weniger zahlreich 
waren als die zur zweiten Friedenskonferenz entsandten Delegationen — waren 
zumeist aus Diplomaten, Marineoffizieren und Vertretern der Rechtswissenschaft 
zusammengesetzt. Viele der Teilnehmer hatten bereits den Haager Konferenzen 
angewohnt. Die bevollmächtigten Vertreter waren : Wirklicher Geheimer Legations- 
art Dr. Kriege (Deutsches Reich), Konteradmiral Stockton (der Verfasser des 
Naväl War Code) und üniversitätsprofessor Wilson (Vereinigte Staaten von Ame- 
rika), Gesandter Dr. Dumba (Österreich-Ungarn), Graf von Mortera (Spanien), 
der bekannte Rechtslehrer LouisRenault (Frankreich), Earl ofDesart (Groß- 
britannien; Präsident der Konferenz), Staatsrat Guido Fusinato, vormals Pro- 
fessor des Völkerrechtes (Italien), Vizeadmiral Baron Sakamoto und Botschaftsrat 
Yamaza (Japan), Vizeadmiral Yonkheer Roöll und Gesandter Yonkheer 
Ruyssenaers (Niederlande), Baron Taube, der Nachfolger von Martens' 
auf dem Lehrstuhl für Völkerrecht an der Universität St. Petersburg (Rußland). 

2) Zum großen Teil mußten die Leitsätze allerdings sehr allgemein gehalten 
werden, da ja die Denkschriften vielfach von einander abwichen. In einigen Materien 
ergab sich eine solche Divergenz der Meinungen, daß die Leitsätze in die Form 
von Fragen gekleidet werden mußten (z. B. Leitsätze 31 und 32 betreffend Zer- 
störung neutraler Prisen), oder gar, daß von der Aufstellung eines Leitsatzes ab- 
gesehen werden mußte (Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe auf hoher 
See). Wie wertvoll die Vorarbeit Herrn Fromageots war, geht u. a. daraus hervor, 
daß mehr als die Hälfte der Leitsätze fast wörtlich in die Deklaration übernommen 
wurde. 

3) Der Inhalt des Rotbuches wurde zur Gänze in das englische Blaubuch 
. (zitiert als „Proceedings") übernommen. 

4) Proceedings S. 131. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Perneck, Seerechtskonferens. 2 
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Ausschüsse ganz zwanglos verhandeln sollten, nicht beeinflußt durch das 
Bewußtsein, daß die Äußerungen der Delegierten schriftlich niedergelegt 
werden. 

2. Flüchtiger Überblick über die Yerhandlnugen des Plenums 
und der Ausschüsse. 

In der Tat zeigte sich schon zu Beginn der Verhandlungen, daß eine 
gründliche und fördernde Beratung in den Plenarsitzungen nicht möglich 
sei; denn die Teilnehmer legten sich allzu große Zurückhaltung auf, da sie 
wußten, daß ihre Worte im Protokoll festgehalten werden. Die erste Plenar- 
sitzung war mit den Formalien der Eröffnung und der Wahl des Präsidenten 
ausgefüllt. In der zweiten Plenarsitzung ging man zwar sogleich in die 
Beratungen ein; doch kam es ebensowenig wie in der dritten und vierten 
Plenarsitzung zu einem eigentlichen Meinungsaustausch oder gar zur Fassung 
von Beschlüssen. Vielmehr stellten die Delegierten zu den „Leitsätzen" 
ziemlich regellos Fragen und Anträge und gaben Erklärungen zu Protokoll, 
ohne zunächst eine Antwort darauf zu- erhalten. Es waren sozusagen 
Tastversuche, die man anstellte, und Monologe, die man hielt, und wenn 
die Protokolle vermerkten, daß dieser oder jener Leitsatz angenommen wurde, 
so präjudizierte dies keineswegs einer späteren Modifikation i). Zudem mach- 
ten sich gleich in der 2. Plenarsitzung mancherlei scharfe Gegensätze der Mei- 
nungen bemerkbar, was aber lediglich dazu führte, daß man die Verhandlung 
über solche Punkte vertagte. Nachdem man solcherart in der 2. Plenarsitzung 
die Leitsätze 1 — 19 höchst flüchtig durchgegangen hatte, wie dies bei den zahl- 
reichen kontroversen Fragen, die jene Leitsätze betrafen, gar nicht anders 
möglich war — die einzige wirklich wertvolle Enunziation in dieser Sitzung 
war die Erklärung der britischen Delegation, dem Konvoirecht für den Fall 
der Konterbande zuzustimmen — , schloß der Präsident die Sitzung mit der 
Bemerkung: „De nombreux amendements et propositions ont et6 d^poses 
aujourd'hui. H serait peut-6tre difficile de poursuivre la discussion des bases 
avant d'avoir etudi6 leurs textes . . . Nous pourrons reprendre plus utilement 
Texamen de la question de la contrebande et du blocus ..." In der dritten 
Plenarsitzung begann man also wieder mit Leitsatz 1 und gelangte diesmal 
nur bis Leitsatz 9. Gleich zu Beginn erklärte der Präsident, es handle sich 



1) Um nur zwei Beispiele aus der zweiten Plenarsitzung herauszugreifen: der 
österr.-ungar. Delegierte Dumba stellte zu Leitsatz 8 an die englische Delegation 
die Frage, ob Großbritannien die Konfiskation der relativen Konterbande für gel- 
tendes Eecht halte. Der Delegierte Crowe erwiderte, man habe den Memoranden 
dies zu entnehmen geglaubt, man könne aber prüfen, ob man nicht an Stelle der 
Konfiskation ein „Systeme de pröemption" setzen könne. Diese — gewiß praktisch 
sehr wichtige — Frage wurde in der zweiten Plenarsitzung überhaupt nicht mehr 
verhandelt. Das Protokoll vermerkt: „Le President propose d'accepter cette base 
et de passer ä la suivante." — Von einem Antrag, den die deutsche Delegation zu 
Leitsatz 19 .stellte, betreffend die Notifizierung der Blockade an die Konsuln der 
blockierten Örtlichkeit, heißt es im Protokoll: „adopte en principe". Allein in der 
Deklaration, die schließlich beschlossen wurde, ist von einer Notifizierung der 
Blockade an die Konsuln nicht die Kede. 
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wieder nur um einen „behänge de vue" und dämm, „de constater les diver- 
gences de vue d'une maniere generale," „de fa9on ä pouvoir aborder une 
discussion definitive apres les vacances de Noöl" — und doch zählte man 
erst den 9. Dezember I Im übrigen traten in dieser Sitzung eine Reihe von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Großbritannien und dem Deutschen Reich 
zutage, und man schritt bald zum Schlüsse. Das Protokoll zeigt, daß man 
jetzt dem Vorschlag der britischen Regierung, die Konferenz nicht nur in 
Plenarsitzungen, sondern auch als Kommission tagen zu lassen, nahe trat: 
„M. Dumba fait ressortir la diflf^rence qu'il y a entre les s6ances plenieres de 
la Conference et ses s^ances en commission: de ces demi^res, il n'est dressö 
de proces-verbal sans l'autorisation du President. Cette absence de proces- 
verbaux laisse ä MM. les Dölögues plus de libert6 et rend la discussion plus 
fäcile." Zu Beginn der vierten Plenarsitzung (vom 11. Dezember 1908) 
schlug der Präsident die .Bildung der Kommission vor, und man beschloß, 
die Kommission aus allen Delegierten bestehen zu lassen, so daß lediglich 
der Vorsitz in andere Hände überging. In der vierten Plenarsitzung ging 
man den Rest der Leitsätze — natürlich ebenfalls höchst flüchtig — durch 
und überwies die Verhandlung über alle Anträge, die gestellt wurden, an 
die Kommission. 

Damit war die erste Phase der Konferenz, wo die Verhandlungen 
ausschließlich in Plenarsitzungen stattfanden, ohne daß es freilich zu bleiben- 
den Ergebnissen kam — schon eine Woche nach Beginn der Konferenz ! — 
abgeschlossen. In keiner der noch folgenden Plenarsitzungen — bis zum 
Schlüsse der Konferenz — kam es zu wirklichen Diskussionen. Die fünfte, 
sechste und siebente Plenarsitzung (14. Dezember, 18. Dember 1908, 11. Januar 
1909) hatten nur mit Formalien zu tun. Von der achten Plenarsitzung an- 
gefangen, die erst am 17. Februar 1909, also einige Tage vor Schluß der 
Konferenz, stattfand, befaßte sich das Plenum lediglich mit der Annahme 
von fertiggestellten Entwürfen und Berichten. 

Mit der Tagung der Kommission begann die zweite Phase der 
Konferenz, wo die Verhandlungen der Kommission im Vordergrund standen. 
iSie umfaßt die sechs Sitzungen der Kommission vom 14., 16. und 18. Dezem- 
ber 1908 und vom 13., 15. und 18. Januar 1909. Über diese Verhandlungen 
wurden sehr kurz gefaßte „Resum6s" herausgegeben, die zunächst lediglich 
für den persönlichen Gebrauch der Delegierten bestimmt waren. Die erste 
iSitzung leitete der Vorsitzende der Kommission, zu welchem man den fran- 
zösischen Delegierten Renault i) gewählt hatte, mit Worten ein, ausweichen 
manches Bemerkenswerte herauszulesen ist, so, daß man die Empfindung hatte, 
«rst jetzt mit der Arbeit ernstlich zu beginnen, daß es aber ebensowenig 



1) Renault erschien zu diesem Amte nicht nur sprachlich, sondern auch 
wegen seiner gründlichen Beherrschung der Materie und seiner reichen Erfahrungen, 
die er auf fröieren Konferenzen gesammelt hatte, besonders geeignet, wenn man 
liuch allseits die hohe persönliche und sachliche Kompetenz des Präsidenten der 
Konferenz vollauf würdigte. 
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wie dem Plenum, auch der Kommission möglich sein werde, zu einer 
definitiven Einigung über die bestrittenen Fragen zu gelangen: „Pour les 
questions de r^daction, il y aura lieu de faire appel ä un comit^ restreint^, 
In der Tat schritt man bald an die Bildung eines solchen Ausschusses, den 
man Comit6 d'Examen, auch wohl — im Anschlüsse an die zitierte Äußerung 
Renaul ts — Comitö de rödaction nannte i). Es bestand — abgesehen 
von der britischen Delegation, die den Delegierten Hurst nominiert hatte 
— unter dem Vorsitz Renaults aus den bevollmächtigten Vertretern der Mächte 
und wuchs sich eben deshalb zu einem Kollegium aus, welches keineswegs 
bloß die redaktionellen Aufgaben löste, sondern häufig über den Kopf der 
Kommission und der Konferenz hinweg seine Tagesordnung festsetzte und 
Beschlüsse faßte. Oft genug überließ es übrigens die Kommission, in welcher 
ja dieselben Bevollmächtigten den Ton angaben, dem Comite, eine Einigung 
über Fragen zu erzielen, die sie selbst nicht zu erledigen vermochte, wenn 
dies allerdings auch zumeist in der verschleierten Form geschah, es handle 
sich nur um eine Frage der Formulierung, während in Wirklichkeit Gegen- 
sätze sachlicher Natur bestanden. So wie nun während der ersten Plenar- 
sitzungen im Hintergrunde der Konferenz die Kommission gleichsam als eine 
Instanz stand, an welche man die strittigen Fragen zur Erledigung überwies, 
womit man die Diskussion entlastete und auftretende Gegensätzlichkeiten 
auf ein Nebengeleise schob, so stand nun im Hintergrunde der Kommission 
das Comite d'Examen. Man hütete sich jedoch, in der Kommission aber- 
mals mit dem domigen Thema der Konterbande zu beginnen, sondern fing 
auf Vorschlag der russischen Delegation mit dem Blockaderecht an, in wel- 
cher Materie „un accord parait facile ä obtenir" ^). 

1) Auch die Protokolle gebrauchen manchmal den Ausdruck „Comite de Re- 
daction" statt „Comit6 d'Examen", z, B. gleich das Rösume der ersten Kommissions- 
sitzung. Proceedings S. 173 — 175. 

2) Wie wenig formell man im übrigen in den Sitzungen der Kommission vor- 
ging, zeigt das Schicksal des österr.-ungar. Antrages zu Leitsatz 20 betreffend die 
Blockade: „Sera nulle toute d6claration inconopl^te ou fausse," d. h. es sollte auf 
jede Deklaration, welche über Zeit oder Ort der Blockierung ungenügende oder 
falsche Angaben enthält, die Sanktion der Nichtigkeit gesetzt werden. Das R6- 
sum6 über die erste Kommissionssitzung (Proc. 174) besagt hierüber: „En reponse 
k l'objection qu'il n'y pas de sanction pour la non-observation de cette formalit^, 
ou fait ressortir que, en fait, il y en a nne qui consiste k r^clamer des dommages- 
int6rets par la voie diplomatique. II est d6cid6 de charger le Comit6 de redaction 
de trouver la formule n6cessaire pour exprimer ce principe." Man sollte glauben^ 
daß damit der Antrag gefallen war. Doch nichts davon. In der zweiten Kom- 
missionssitzung fand man den Antrag durchaus berechtigt, nur wollte man die 
Nichtigkeit — und dies hatten die Antragsteller auch nicht im Auge — nicht für 
den Fall aussprechen, daß in der Deklaration versäumt wurde, die Frist zum Aus- 
laufen der neutralen Schiffe zu bestimmen. So erklärt sich die Stelle des R^sumes 
(Proceedings 178) : „La sanction exig^e par la proposition austro-hongroise pouvant 
paraitre, en quelques cas, excessive, la Commission laisse au comite d'Examen pleine 
libertö de trouver une formule qui, tout en 6tablissant une sanction, en trouve une, 
qui soit moins s6v6re.'* In der Tat wurde dem Antrag voll Rechnung getragen, 
wie aus Artikel 10 der Londoner Akte hervorgeht, der im Sinne des Antrages die 
Nichtigkeit der Deklaration vorsieht, wenn Zeit oder Ort der Blockade nicht oder 
unrichtig angegeben wurden. 
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Fast gleichzeitig kam es zur Bildung eines zweiten Ausschusses. Zu 
Ende der ersten Kommissionssitzung erstattete die deutsche Delegation ein 
ausführliches Expose über die Frage der neutralen oder feindlichen Eigen- 
schaft der auf einem Schiffe verladenen Waren und trat dafür ein, daß man 
die neutrale oder feindliche Staatsangehörigkeit desjenigen maßgebend sein 
lasse, der die Gefahr während der Reise trägt („porteur des risques"). Die 
Bemerkungen, welche Renault zu diesen Ausführungen machte, veranlaßten 
die Idee, diese schwierige, in das Gebiet des Privatrechtes hineinspielende 
Frage von einem kleinen Komitee von Juristen studieren zu lassen, welches 
sohin der Kommission eine Lösung vorschlagen sollte. In der dritten Kom- 
missionssitzung entsendete man in dieses Komitee Fromageot, der dann 
zum Vorsitzenden gewählt wurde, Göppert, Hurst, Ricci-Busatti und 
Baron Nolde. Noch bevor das Komitee seinen Bericht erstattet hatte 
(Annex 97, sechste Kommissionssitzung), überwies ihm die Kommission 
in ihrer fünften Sitzung den ganzen Komplex der Fragen betreffend die 
neutrale oder feindliche Eigenschaft der Schiffe und der verfrachteten Waren. 
Gleichzeitig verstärkte man den Ausschuß; „II est reconnu en outre qu'en 
raison de l'importance des inter^ts politiques qui se joindront aux intör^ts 
purement juridiques, toutes les d616gations y seront repr&ent6es" i). Der 
solcherart verstärkte juristische Ausschuß zählte nunmehr folgende Delegierte 
zu Mitgliedern: Fromageot, der den Vorsitz behielt, Göppert, Wilson, 
Hold von Ferneck, Estrada, Hurst, Ricci-Busatti, Tachi, Surie, 
Baron Nolde. Auf diese Weise arbeiteten die Delegierten gleichzeitig in 
nicht weniger als fünf Kollegien: Konferenz, Kommission, Comit^ 
d'Examen, kleines comitö juridique, großes comit6 juridique. Dies ist umso- 
mehr bezeichnend, als die Zahl der Delegierten überhaupt eine geringe war. 
Während zur zweiten Friedenskonferenz 174 Vertreter entsandt worden 
waren, betrug die Zahl der Delegierten in London nur 37. Speziell die 
zehn in London vertretenen Mächte hatten nach dem Haag 76 Delegierte 
entsendet, also mehr denn doppelt so viel, als nach London. Hiervon war 
im Haag 33 bevollmächtigte Vertreter, in London bloß dreizehn. Nur die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und die Niederlande haben nach 
London je zwei bevollmächtigte Vertreter gesandt, alle anderen Mächte bloß 
je einen. 

Im Verlaufe der ersten sechs Kommissionssitzungen (deren letzte am 
18. Januar 1909 stattfand) beriet die Kommission den ganzen Komplex der 
Fragen des Progamms durch, die Streitpunkte jeweils an das Comitö d'Examen 
verweisend. Nur eine, vielleicht die wichtigste Frage, hat die Kommission 
mit keinem Worte berührt: die Frage der Kriegskonterbande. Der Schwer- 
punkt der Verhandlungen lag eben in dieser zweiten Phase der Konferenz 
überhaupt nicht in der Kommission. Diese war in der Tat nur eine Art 
vorbereitender Instanz für das Comit^ d'Examen. In diesem Komitee fanden 



1) Proceedings S. 189. 
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die entscheidenden Beratungen statt, die jeweils zur Einigung führten, und 
gerade über diese Beratungen schweigen die Materialien der Konferenz fast 
vollständig. Nur indirekt geben die Resum^s der Kommissionssitzungen über 
sie manche Aufschlüsse. Auf die Beratungen des Comit6 d*Examen spielte* 
Dr. Kriege in seinem Schlußwort an: „Notre travail a 6te grandement faci- 
lit6 par Theureuse harmonie qui n'a cess^ de pr^sider a nos travaux et qui 
a permis de rösoudre en des entretiens intimes et confidentiels des questions 
qu'il aurait iti autrement difficile d'arranger dans une s6ance officielle" ^). Es 
ist charakteristisch, daß, als die Kommission zur siebenten Sitzung — am 
27. Januar 1909 — also diesmal nach der ungewöhnlichen Pause von neun 
Tagen zusammentrat, nicht nur der Bericht des Comite d'Examen über die 
Blockade vorlag, sondern auch ein „projet d'articles elabor6 par l'a Dölögation 
de Grande-Bretagne" ^) über die Kriegskonterbande. Dieser Entwurf war ohne 
jede Vorarbeit der Kommission in langwierigen vertraulichen Besprechungen 
der bevollmächtigten Vertreter zustandegekommen und weniger ein Vorsehlag 
der britischen Delegation, als vielmehr ein Operat, über welches ^ich das 
Comit6 d'Examen nach vieler Mühe annähernd geeinigt hatte, so daß es jetzt 
möglich schien, die Kommission damit zu befassen. Das Komitee hatte es 
eben nur der englischen Delegation überlassen, das von ihm ausgearbeitete 
Projekt in der Kommission einzubringen. Daß es sich in Wahrheit um einen 
neuen Entwurf handelte, den die bevollmächtigten Vertreter gemeinsam her- 
gestellt hatten, geht aus dem R^sum^ über die Kommissionssitzung deutlich her- 
vor: LordDesart, der den Entwurf vorlegte, „fournit quelques explications 
destinöes k en faire ressortir le caractere transactionnel". Unmittel- 
bar darauf erklärte der deutsche Vertreter, „apres avoir rendu hommage 
ä Tesprit d'entente qui a pröside ä l'ölaboration de ce projet . . . 
que la d616gation allemande s'associe aux id6es fondamentales du projet." 
Eine analoge Erklärung gab auch der amerikanische Delegierte ab, wobei 
er in einigen sehr wesentlichen Fragen den von den Vereinigten Staaten 
ursprünglich eingenommenen Standpunkt modifizierte; und auch alle anderen 
Delegationen erklärten „accepter l'ensemble du projet, sous r^serve de la 
discussion ultörieure a laquelle donnera lieu ehaque article". Eine solche 
Übereinstimmung in der schwierigsten Frage konnte eben nur durch ver- 
trauliche Beratungen der bevollmächtigten Vertreter erzielt werden. Jene 
Sitzung bedeutete zweifellos den Höhepunkt der Konferenz ; man wußte, daß 
nun der Erfolg im großen und ganzen gesichert war. 

Damit war die Konferenz in ihre dritte Phase getreten. Die Kom- 
mission hatte fortan nicht die Stellung eines die Beratungen des Comit6 
d'Examen vorbereitenden Kollegiums, sondern wesentlich die Stellung eines 
die Ergebnisse dieser Beratungen sanktionierenden Kollegiums. Sie verhan- 
delten unnmehr ausschließlich über die Berichte, welche ihr vom Komitee zu- 



1) Proceedings S. 228. 

2) Ibidem S. 249 ff. 
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gingen, und verwies jeweils die strittigen Punkte wieder ans Komitee zurück, 
welches sohin die Beratungen über die Berichte von neuem aufnahm. Die achte 
Sitzung war der Beratung des erwähnten Entwurfes über die Kriegskonter- 
bande gewidmet ; in der neunten und zehnten Sitzung lagen der Kommission 
bereits die Berichte des Comit^ d'Examen über das Konvoirecht, den gewalt- 
samen Widerstand gegen die Ausübung des Prisenrechtes, Flaggenwechsel 
und Militarisation, Zerstörung neutraler Prisen und neutralitätswidrige 
Unterstützung, sowie der Bericht des verstärkten juristischen Komitees über 
feindliche Eigenschaft vor. Fast alle diese Berichte fanden alsbald die Billigung 
der Kommission und konnten sohin in der achten Plenarsitzung (17. Februar 
1909) — seit der letzten Tagung des Plenums waren mehr als fllnf Wochen 
vergangen — der Konferenz zur Annahme unterbreitet werden. Die Berichte 
über die anderen Fragen des Programms beschäftigten die elfte Kommissions- 
sitzung und sohin die neunte Plenarsitzung. 

Mit der Fertigstellung und Annahme der Berichte über alle programma- 
tischen Fragen war das Mandat des Comite d'Examen erloschen. Nun galt 
es, die festgestellten Regeln über die verschiedenen Materien in ein System 
zu bringen und zu bestimmen, welche Form den Beschlüssen der Konferenz 
zu geben sei. Die großbritannische Delegation hatte es sich angelegen sein 
lassen, das Projekt einer „Deklaration" auszuarbeiten^), welches sie in der 
achten Plenarsitzung vorlegte. Auf Vorschlag Renaults wählte die Kon- 
ferenz neuerlich ein Komitee, welches den Namen „Comitö de rMaction" 
erhielt, einen Namen, den das jetzt aufgelöste Comite d'Examen wie erwähnt 
zu Unrecht gleichfalls geführt hatte. Auch galt es, die Berichte, welche 
Renault namens des Comitö d'Examen über die einzelnen Materien verfaßt 
hatte und welche, wie gleichfalls bemerkt, nach mancherlei Hin und Her 
zwischen diesem Ausschuß und der Kommission die Billigung des Plenums 
gefunden hatten, in einem „Generalbericht" zusammenzufassen und so die in 
ein System gebrachten Regeln, die man beschlossen hatte, fortlaufend mit 
einem Kommentar zu versehen. 

Das neugebildete Comite de r^daction war im wesentlichen nichts anderes, 
als gleichfalls eine Vertretung aller Delegationen durch den Chef jeder 
Delegation; nur daß zu diesem Zeitpunkte mehrere bevollmächtigte Ver- 
treter (Fusinato, Graf Mortera und Baron Taube) bereits abgereist oder 
abzureisen im Begriffe waren, weshalb sie durch ein anderes Mitglied 
ihrer Delegation ersetzt werden mußten. So wurde denn das Komitee 
folgendermaßen zusammengesetzt: Kriege, Wilson, Dumba, Estrad a, 
Renault, Hurst, Ricci-Busatti, Tachi, Ruyssenaers, Behr. 
Gleichzeitig wurde Renault zum Vorsitzenden dieses Ausschusses und zum 
Generalberichterstatter gewählt 2). 



1) Proeeedings S. 253 ff. 

2) Der Generalbericht wurde späterhin — in der letzten Plenarsitzung vom 
26. Februar 1909 — im Namen des „Comite de R6daction" erstattet. Damit war 
jedoch nicht das im Text erwähnte Comite de rädaction gemeint, sondern eben das 
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Gleichwohl bot sich bald ein Anlaß, das ursprüngliche Comit6 d^Examen 
wieder ins Leben zu rufen — natürlich mit der Modifikation, daß die Mit- 
glieder desselben, die London bereits verlassen hatten, durch andere Dele- 
gierte ersetzt wurden i). In der zehnten Plenarsitzung vom 22. Februar 
1909 brachte nämlich die amerikanische Delegation die Schwierigkeit zur 
Sprache, die der Bundesregierung daraus erwuchs, daß die Errichtung des 
internationalen Prisenhofes der Verfassung der Vereinigten Staaten widersprach, 
welche eine Berufung gegen die Urteile des Bundesgerichtes — der höchsten 
nationalen Instanz auch in Prisensachen — nicht zuläßt. Zugleich bean- 
tragte diese Delegation, die Kompetenz des Prisenhofes auf alle Angelegen- 
heiten zu erweitern, welche ihm die Signatarmächte des Prisenhofabkommens 
behufs schiedsgerichtlicher Austragung unterbreiten würden. Die Anträge 
der amerikanischen Delegation, welche die Konferenz in letzter Stunde über- 
raschten, wies man dem bezeichneten Komitee zum Studium zu. Auch 
betraute man es mit der Beratung und Berichterstattung über die in jener 
Sitzung aufgeworfene und erörterte Frage der Publikation der Protokolle 
und sonstigen Materialien der Konferenz. Das wieder ins Leben gerufene 
Comit6 d'Examen unterbreitete sohin in der elften Plenarsitzung, das Comite 
de R6daction in der zwölften Plenarsitzung die verfaßten Berichte und ent- 
worfenen Beschlüsse. 

Mit der Annahme der „Deklaration", des Schlußprotokolles und des 
Generalberichtes 2) in der zwölften Plenarsitzung — der letzten Sitzung der 
Konferenz — waren die Arbeiten der Konferenz abgeschlossen. 

Die Konferenz hat das Material ihrer Arbeiten im weitesten Umfang 
publiziert: die Denkschriften, die Leitsätze mit den dazugehörigen Bemer- 
kungen, die Protokolle der Plenarsitzungen, die R^sumes der Kommissions- 
sitzungen, die Anträge, die im Plenum und in der Kommission gestellt 



„Comitft d'Examen",* welches mit Ausnahme Lord Desarts, der Herrn Hurst 
entsendet hatte, lediglich aus bevollmächtigten Vertretern bestand. Wenn nun in 
einer Fußnote zur Überschrift des Generalberichts (Proceedings S. 342) anstatt der 
bevollmächtigten Vertreter Graf Mortera und Fusinato die Delegierten 
Estrada und Ricci-Busatti genannt werden, so hatte dies seine Ursache 
darin, daß zur Zeit der Fertigstellung des Generalberichtes der spanische und der 
italienische Plönipotentiaire London bereits verlassen hatten. Dies ist deshalb 
erwähnenswert, weil beide Herreu, insbesondere aber Fusinato, an den erfolg- 
reichen Beratungen des Comit6 d'Examen einen bedeutenden Anteil hatten. 
Übrigens ist zu bemerken, daß an den Beratungen des Comit6 d'Examen nicht nur 
die in das Comit6 entsendeten bevollmächtigten Vertreter, sondern häufig auch 
andere Delegierte teilnahmen, die von den Chefs der Delegationen zugezogen 
wurden. So entfaltete speziell auch der britische Delegierte Crowe im Comit6 
d'Examen eine hervorragende Tätigkeit. 

1) Es war dies also das siebente Kollegium, welches die Delegierten 
der Londoner Signatarmächte bildeten. 

2) „Rapport g6n6ral pr6sent6 k la Conference navale au nom du Comit6 de 
R^daction" (Proceedings S. 342—377). Er ist eine Zusammenfassung der von 
Renault namens des Comit6 zunächst an die Kommission erstatteten Berichte. 
Er wird im folgenden stets kurz „Generalbericht" zitiert. Über seine Bedeutung 
vgl. unten 4. Abschnitt. 
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wurden, die dort gehaltenen Exposes, sowie den Generalberieht. Gleichwohl 
bietet das Material nicht einen genauen Einblick; eben deshalb nicht, weil 
wie erwähnt, das Werk der Einigung in den Sitzungen der Komitees (Comitö 
d'Examen, Comitö de redaction, Comit6 juridique) zustande kam, über deren 
Beratungen keinerlei Protokolle geführt wurden. Daher vermag auch eine 
80 gewissenhafte Zusammenstellung des Materials, wie sie Schramm^) zu 
verdanken ist, eine völlig befriedigende Information über die Verhandlungen 
der Konferenz nicht zu gewähren. Hierzu bedürfte es einer Veröffentlichung 
der Instruktionen, welche die Regierungen ihren Delegierten mit auf den 
Weg gegeben und im Verlaufe der Verhandlungen erteilt, sowie der Berichte, 
welche die Delegierten ihren Regierungen erstattet haben 2). 

Immerhin gentigt das vorhandene Material, um die Ergebnisse der Kon- 
ferenz zu verstehen und ihre Tragweite zu würdigen. Der flüchtige Über- 
blick, der im vorstehenden gegeben wurde, und welcher es absichtlich ver- 
meidet, in das Meritum der behandelten Fragen einzugehen, soll ledi^ch 
zeigen, .welche Methode die Konferenz eingeschlagen hat, um ihre Arbeiten 
durchzuführen. Es ergibt sich, wie es scheint, daraus die Lehre, daß zum Ge- 
lingen einer Konferenz vor allem erforderlich ist die größtmögliche Einschrän- 
kung des Ejeises der geladenen Mächte und die Aufteilung des Verhandlungsstoffes 
auf kleine Ausschüsse. Werden nur Mächte geladen, welche an dem Zustande- 
kommen der geplanten Abmachung wirklich interessiert sind, so stellt sich 
von selbst der feste Wille aller Beteiligten ein, eine Einigung zu erzielen, 
und damit der Geist der Mäßigung und Versöhnlichkeit, ohne welchen ein 
Erfolg nicht erhofft werden kann. Dieser Geist, der vielberufene „esprit de 
«onciliation", war es in der Tat, der es in London ermöglichte, eine so 
schwierige und bestrittene Materie ein vernehmlich und ohne jede Reserve 
— und hierauf liegt der Nachdruck — zu regeln. Welchen Wert haben 
denn die wortreichsten Abmachungen, wenn der eine Staat diese, der andere 
jene Bestimmung nicht anzunehmen erklärt? Es liegt in einem solchen 
Falle lediglich der Schein einer Abmachung vor, und weit entfernt davon, 
in der Praxis Dienste zu leisten, ist eine derartige Abmachung geeignet, 
Schwierigkeiten und Konflikte hervorzurufen, die geradezu unlösbar sind. 
Wollte man aus dem Gesagten die Nutzanwendung auf die Friedenskonferenzen 
ziehen, so müßte man zunäQhst dafür eintreten, daß künftighin nicht mehr 
alle oder fast alle Staaten der Erde eingeladen werden. Man könnte etwa 
den Kreis der Teilnehmer auf die europäischen Mächte und auf die größeren 
und wirklich unabhängigen außereuropäischen Mächte beschränken, so daß 
von den Staaten außerhalb Europas außer den Vereinigten Staaten und 



1) Die Verhandlungen und Beschlüsse der Londoner Seekriegsrechtskonferenz 
Dezember 1908 bis Februar 1909. Auf Veranlassung des Reichs-Marine-Amts zu- 
sammengestellt. Berlin 1911. Die vortreffliche Übersetzung, die Schramm von 
den Materialien der Konferenz besorgt hat, wurde im folgenden vielfach benützt. 

2) Die Instruktionen und der Bericht der britischen Delegation sind in „Cor- 
respondence and Documents" abgedruckt. Vgl. oben S. 3, Note 1. 



Digitized by 



Google 



26 Hold V. Femeck, 

Japan nur Brasilien, Argentinien, Chile und China zugezogen werden. Damit 
würden 16 Staaten, also fast ein Drittel, aus dem Kreise der Haager Signatar- 
mächte ausscheiden, ohne daß hierdurch die Beschlüsse der Konferenz an 
praktischem Nutzen verlieren würden. Manche würden freilich einwenden, 
daß hierdurch das Ansehen der Friedenskonferenzen leiden würde, welches sie 
in gewissen Kreisen eben deshalb genießen, weil auf ihnen fast alle Staaten der 
Erde vertreten sind. Ein solcher Einwand wäre objektiv zwar nicht begründet; 
es dürfte aber jetzt, nachdem man einmal die kleinen und kleinsten Staaten 
Zentral- und Südamerikas eingeladen hatte, schwierig sein, sie künftighin 
fernzuhalten. Damit aber ergibt sich, daß auf die Zusammenstellung des 
Programms und auf die Arbeitsmethode ein umso größerer Wert gelegt 
werden muß. Die zweite Friedenskonferenz hat dies allerdings — eben in- 
folge der schlimmen Erfahrungen, die man dort gemacht hatte — anerkannt, 
indem sie in der Schlußakte den Mächten empfahl, ein vorbereitendes Komitee 
einzusetzen, welches das Programm und die Geschäftsordnung der Konferenz 
auszuarbeiten hätte. Was nun das Programm anlangt, so dürften in dasselbe 
nur Fragen aufgenommen werden, deren Lösung nicht mit politischen oder 
sachlichen Schwierigkeiten verknüpft ist. In diesem Sinne ist der Vorschlag 
Nippolds, das Thema der militärischen Rüstungen nicht auf das Programm 
zu setzen, aufs wärmste zu begrüßen. Ebenso, wie dieses Thema, wird man 
aber selbstredend auch die Frage der Schaflfung einer internationalen Exekutive 
ausschließen müssen. Als politisch und sachlich schwierig müssen die Materien 
des Seebeuterechtes und der Errichtung eines ständigen Schiedsgerichtshofea 
bezeichnet werden. Diese beide Materien haben allerdings die Friedens- 
konferenz sdion beschäftigt, und so dürfte es nicht leicht sein, sie ihr wieder 
abzunehmen. Auch die, zahlreiche sachliche Schwierigkeiten darbietende 
Frage der SchaflPung eines Reglements für den Seekrieg wurde im Haag be- 
reits behandelt, und es ist auch zu vermuten, daß die dritte Konferenz ebenso 
mit diesem Problem, wie mit denjenigen des Seebeuterechtes und des Schieds- 
gerichtshofes befaßt werden wird. Da wird es denn empfehlenswert sein 
diese Fragen vorerst im Plenum gar nicht behandeln zu lassen, sondern sie 
sofort verschiedenen Ausschüssen zu übergeben. In jedem dieser Ausschüsse 
dürften nur die an diesen Fragen am meisten interessierten Mächte, und 
jede davon womöglich nur durch einen Delegierten vertreten sein. Aber 
auch diese Ausschüssie hätten zuvörderst lediglich die grundsätzliche Haltung 
der einzelnen Regierungen festzustellen, und sohin alles weitere aus wenigen 
Mitgliedern zusammenzusetzenden Subkomitees zu überlassen, so zwar, daß das 
Plenum und die größeren Ausschüsse das Feld so schnell als möglich vor 
den kleinsten Ausschüssen räumen. 

Keinesfalls dürfte es geraten sein, nach dem Vorschlage Nippolds i) 
die Londoner Deklaration über das Seekriegsrecht auf das Programm der 
Friedenskonferenz zu setzen. Vor allem erscheint es unzulässig, Beschlüsse 



1) 1. c. S. 257. 
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einer Konferenz, die bereits die Unterschrift der Bevollmächtigten der Sig- 
natarmächte tragen, einer Diskussion von Vertretern anderer Staaten zu 
unterziehen, mögen auch die Signatarmächte die Möglichkeit haben, an dieser 
Diskussion teilzunehmen. Daneben kommt aber noch zu erwägen, daß eine 
solche Diskussion nur die Folge haben könnte, das Werk der Londoner Kon- 
ferenz wieder in Frage zu stellen. Ebensowenig, als es im Haag jemals 
möglich gewesen wäre, sich über die Probleme, welche in London zu ver- 
handeln waren, zu einigen, ebensowenig, ja noch viel weniger läßt sich er- 
warten, daß ea im Haag möglich sein werde, die Londoner Beschlüsse ein- 
vemehmlich abzuändern. Die Schriftsteller, welche solchen Experimenten 
das Wort reden, sind sich augenscheinlich nicht bewußt, wie schwierig es den 
Regierungen war, sich etwa über die Fragen der Kriegskonterbande, der ein- 
heitlichen Reise, der Zerstörung neutraler Prisen, des Flaggenwechsels und 
mancher anderer zu einigen. Auch ist nicht zu übersehen, daß es in der- 
artigen, mit der Politik so innig zusammenhängenden Materien zu allererst 
darauf ankommt, daß überhaupt eine Einigung stattfindet, und daß erst in 
zweiter Linie . zu fragen ist, ob die Regeln, auf die man sich geeinigt hat, 
sachlich aufs beste geraten sind. Schließlich aber muß es erlaubt sein zu 
fragen, ob die Regelung, wie sie jenen Schriftstellern vorschwebt, denn 
wirklich eine bessere wäre, als diejenige ist, welche die Regierungen ge- 
funden haben, und ob so weitgehende Ideen, wie beispielsweise die Abschaffung 
der bedingten Ejriegskonterbande, sich durchsetzen lassen. Und da darf doch 
wohl der Zweifel gestattet sein, ob die Regierungen nicht eher in der Lage 
sind, sich ein begründetes Urteil darüber zu bilden, was erreichbar ist und 
auch was ihrem Lande frommt, als einzelne Gelehrte, die über die Auffassung 
der offiziellen Kreise und häufig auch über die öffentliche Meinung in den 
verschiedenen Staaten nicht hinreichend informiert sind, und die auch über- 
sehen, daß die Stellung, die jede einzelne Regierung zu derartigen Fragen 
einnimmt, bereits ihrerseits auf einem Kompromiß beruht, welches die ver- 
schiedenen Ressorts (Auswärtiges Amt, Heeres- und Marineverwaltung, Handels- 
amt usf.) miteinander eingehen. 

Aus dem Gesagten folgt, daß es sich empfehlen wird, die Einigung 
über politisch und sachlich schwierige Fragen kleineren und deshalb leistungs- 
fähigeren Spezialkonferenzen zu überlassen und die Friedenskonferenzen 
damit zu verschonen. Diese mögen nach wie vor Delegierte aller Staaten 
der Erde zu Teilnehmern zählen und in gewissen Zeitabständen zusammen- 
traten, um die Vertreter aller Mächte persönlich in Kontakt zu bringen und 
Materien des Völkerrechtes, welche alle gleichmäßig interessieren, zu kodi- 
fizieren. Der Wert dieser Konferenzen liegt ja offensichtlich weniger darin, 
was sie an Beschlüssen hervorbringen — wenn auch manche Leistungen, die 
sie bisher vollbracht haben, gewiß hoch zu werten sind — , sondern vor allem 
darin, daß sie in dem Bild eines „Weltparlaments", welches sie vorführen, 
immer erneut Kunde geben von der wachsenden Solidarität der Interessen, 
die die Staaten immer enger zusammenschließt und welche sich auch bereits 
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heute in gewissen Richtungen geltend macht, mögen auch von Zeit zu Zeit 
die vielerlei Gegensätze, die daneben bestehen und deren Überbrückung noch 
im Dunkel einer fernen Zukunft liegt, mit eruptiver Heftigkeit zutage treten. 



n. Abschnitt. 

Die Yerhandlangeii nnd die Besehlttsse der Konferenz. 

Die Delegierten arbeiteten zwei Akte aus : ein Schlußprotokoll (Protocole 
de clöture) und eine „Deklaration". 

A. Das Schlußprotokoll. 

Es enthält außer den wichtigsten Angaben über die Konferenz (Ein- 
ladung durch die großbritannische Regierung, Zweck der Konferenz, Er- 
öffnung und Schluß, Aufzählung der Delegierten und Hinweis auf die 
beschlossene Deklaration) lediglich einen „Wunsch". 

Als man nämlich kurz vor Abschluß der Arbeiten stand, ergab sich 
eine unerwartete Schwierigkeit : die amerikanische Delegation ^) erklärte, daß 
es ihrer Regierung nicht möglich sei, das Haager Abkommen betreffend die 
Errichtung des internationalen Prisenhofes zu ratifizieren, da dasselbe mit 
der Verfassung der Union nicht in Einklang stehe. Diese lasse nämlich 
einen Rekurs gegen Entscheidungen des Bundesgerichtes — welches auch 
höchste nationale Instanz in Prisensachen ist — nicht zu. Und insolange 
dieses Hindernis nicht beseitigt sei, wäre es — wie die amerikanische Dele- 
gation durchblicken ließ — für die Union auch unmöglich, die in London 
ausgearbeitete Deklaration zu unterzeichnen. Die gedachte Vertretung schlug 
daher vor, man möge das Abkommen mittelst eines Zusatzprotokolles dahin 
ändern, daß der Prisenhof mit dem ständigen Schiedsgerichtshofe verschmolzen 
werde, um so in der Lage zu sein, einmal als Appellinstanz, das andere Mal 
als Schiedsgericht zu funktionieren, je nachdem am Kriege Staaten beteiligt sind, 
deren Verfassung eine Kassierung der Urteile ihrer höchsten Gerichte durch 
eine internationale Instanz zuläßt oder nicht. Fungierte er als Schieds- 
gericht, so hätte er, wenn er die zu prüfende Beschwerde für begründet 
hält, die angefochtene Entscheidung des nationalen Prisengerichtes formell 
unberührt zu lassen und, anstatt die Rückstellung des weggenommenen 
Schiffes oder Gutes zu verfügen, auf eine Entschädigung in Geld zu er- 
kennen 2). 



1) Vgl. Protokoll der 10. Plenarsitzung (Proceedings S. 216 ff., 253). 

2) Das Zusatzprotokoll sollte folgendes enthalten: „Toute Puissance signataire . . . 
de la Convention . . . pour P^tablissement d'une Cour Internationale des Prises peut 
faire dans Pacte de ratification la proposition suivante: Au lieu d*en appeler des 
jugements des Cours des Puissances signataires k la Cour Internationale des Prises, 
toute affaire de prise . . . peut etre soumise k une enqu^te de novo afin de determiner 
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Es war nun klar, daß der Londoner Konferenz, an welcher nur zehn 
Mächte teilnahmen und deren Aufgabe lediglich die Feststellung der Regeln 
bildete, nach welchen der Prisenhof entscheiden sollte, jede Kompetenz fehlte, 
das Prisenhofabkommen abzuändern, welches in einer Versammlung von 
Vertretern von 45 Mächten beschlossen worden war. Dazu kam, daß der 
ständige Schiedsgerichtshof (Cour de justice arbitrale), mit welchem der 
Prisenhof nach Absicht der Antragsteller verschmolzen werden sollte, noch 
gar nicht in Existenz getreten ist. Seine Errichtung war ja im Haag ge- 
scheitert und es war einigermaßen kühn, wenn die amerikanische Delegation 
erklärte, die Friedenskonferenz habe das Projekt der Konvention „an- 
genommen", mittelst welcher jener Schiedsgerichtshof hätte geschaffen werden 
sollen. Gleichwohl schien es nicht tunlich, über den Antrag zur Tages- 
ordnung überzugehen, vor allem, weil die amerikanische Regierung, um ihn 
durchzusetzen, eine sachliche „Konzession" gemacht hatte, indem sie einer 
ihr nicht willkommenen Bestimmung über einen Fall der neutralitätswidrigen 
Unterstützung zuzustimmen erklärte^). Sodann war zu besorgen, daß man 
das gesamte, mit so viel Mühe geschaffene Werk der Londoner Konferenz 
in Frage stellen würde, wenn man der von der amerikanischen Delegation 
geltend gemachten Schwierigkeit nicht Rechnung trüge und ihr solcherart 
die Unterzeichnung der beschlossenen Deklaration ermöglichte. Man bedachte 
endlich, daß auch andere Staaten, deren Verfassungen derjenigen der Union 
nachgebildet erscheinen, wie Mexiko, Venezuela und Brasilien, mit dem 
gleichen Hemmnis zu kämpfen haben würden. 

Nach mancherlei Verhandlungen entschloß sich denn die Konferenz, 
folgenden „Wunsch" auszusprechen: „In der Erwägung, daß gewisse Staaten 
in Anbetracht ihrer Verfassung nicht in der Lage sind, das Haager Ab- 
kommen vom 18. Oktober 1907, betreffend die Errichtung eines internatio- 
nalen Prisenhofes, in seiner gegenwärtigen Form zu ratifiziereÄ, haben sich 
die Delegierten der Mächte, die auf der Londoner Seekriegsrechts-Konferenz 
vertreten sind und das genannte Abkommen unterzeichnet oder die Absicht, 
es zu unterzeichnen, ausgesprochen haben, dahin geeinigt, ihren Regierungen 
darzulegen, welchen Vorteil der Abschluß einer Vereinbarung bieten würde, 
auf Grund deren diese Staaten befugt wären, bei der Hinterlegung ihrer 



la responsabilite du capteur en cas d*une capture dont la 16gitimite serait contest^e. 
En outre, dans le cas oü la Cour Internationale des Prises, apres Penquite ainsi faite 
de novo, concluerait ä la responsabilite, eile fixera les dommages et int^r^ts ä. payer 
par le capteur ä la partie 16s6e par cette saisie illegale. 

Chaque Puissance peut pr^voir dans Pacte de ratification mentionn^ plus haut 
que la Cour Internationale des Prises sera comp6tente pour accepter la juridiction 
et pour d6cider des cas d*arbitrage que les signataires lui soumettront, et la Cour... 
acceptera cette juridiction et suivra, pour Texamen du cas et pour ce qui conceme 
la mani^re de rendre la sentence, le r^glement contenu dans le projet de la Con- 
vention pour retablissement d*une Cour de Justice Arbitrale adopt6 par la Deuxieme 
Conference de la Haye . . ." (Proceedings S. 253). Man beachte den eigenartigen 
Vorschlag, daß die Mächte im Eatifikationsinstrnment einen Antrag stellen sollen. 

1) Proceedings S. 216. 
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Ratifikationsurknnden den Vorbehalt zu machen, daß das Recht, den inter- 
nationalen Prisenhof gegenüber den Entscheidungen ihrer nationalen Gerichte 
anzurufen, in der Form einer unmittelbaren Klage auf Schadenersatz geltend 
zu machen ist; vorausgesetzt wird jedoch, daß dieser Vorbehalt nicht die 
Wirkung hat, die durch das bezeichnete Abkommen den Privatpersonen oder 
deren Regierungen gewährleisteten Rechte zu beeinträchtigen, und daß die 
Fassung des Vorbehaltes den Gegenstand einer weiteren Übereinkunft zwischen 
den Signatarmächten dieses Abkommens bildet" i). 

In diesem „Wunsche" wurde des Verlangens Amerikas nach Bekleidung 
des Prisenhofes mit den Funktionen des permanenten Schiedsgerichtshofes 
allerdings mit keiner Silbe Erwähnung getan. Indessen trug man damit 
doch der geltend gemachten Schwierigkeit, das Haager Abkommen zu unter- 
zeichnen, soweit dies der Konferenz möglich war, Rechnung. Die amerika- 
nische Delegation erklärte sich selbst mit dem „Wunsche" einverstanden und 
unterzeichnete sohin, gleich den Vertretern der meisten übrigen Mächte, 
die Schlußakte und die Deklaration. Binnen kurzem kam es übrigens — ' 
wenn auch in etwas veränderter Form — zur Erfüllung des „Wunsches" 
durch die meisten Staaten, welche seinerzeit das Prisenhofabkommen unter- 
fertigt hatten 2). 



1) „Die Londoner Delegierten gingen offensichtlich von der Auffassung aus, 
daß nach der Prisenhofkonvention die nationalen Prisengerichtsurteile förmlich be- 
stätigt und aufgehoben werden können. Diese Auffassung ist . . . nicht haltbar; 
schon der Wortlaut des Artikels 8 spricht gegen sie" (Pohl, Deutsche Prisen- 
gerichtsbarkeit S. 163). Ob diese Auffassung herrschte, läßt sich wohl schwer fest- 
stellen. Die Frage schien nicht wichtig zu sein. Es ist gewiß richtig, daß im 
Haager Abkommen von einer förmlichen Bestätigung und Aufliebung der Er- 
kenntnisse der nationalen Prisengerichte nicht die Rede ist, sondern nur von der 
Bestätigung und Aufhebung der Beschlagnahme. Dies ändert jedoch nichts daran, 
daß der Priseiihof jedesmal dann, wenn er anders entscheidet als das nationale 
Prisengericht, dessen Erkenntnis tatsächlich, dem Effekte nach kassiert und daß 
eine Abänderung des Abkommens notwendig war, um das Hemmnis, welches die 
amerikanische Verfassung bildete, zu beseitigen. So auch Renault (Proceedings 
S. 223): „Au lieu d'annuler une d6cision, la Cour internationale prononcera une 
indemnit6 . . . Pour atteindre le but dösire . . . il faudra modifier la Convention sur 
la Cour des Prises . . ." 

2) Mit Zirkulardepesche vom 18. Oktober 1909 trat der amerikanische Staats- 
sekretär Knox an die Londoner Signatarmächte heran, um den Abschluß der im 
„Wunsche" vorgesehenen Vereinbarung vorzuschlagen, wobei freilich wieder auch 
auf die Idee der Verschmelzung des Prisenhofes mit der Cour de justice arbitrale 
zurückgegriffen wurde. Die Bundesregierung schlug demgemäß den Wortlaut zweier 
Keserven vor, welche jede Signatarmacht des Prisenhofes anläßlich der Ratifikation 
des Haager Abkommens sollte anmelden dürfen; erstens einer Reserve, um den 
Prisenhof zu ermächtigen, jenen Staaten, mit deren Verfassung Artikel 8 dieses 
Abkommens kollidiert, im Falle, daß eine Beschlagnahme nicht bestätigt wird, an 
Stelle der Herausgabe des beschlagnahmten Schiffes oder Gutes einen Ersatz in 
Geld aufzuerlegen; zweitens eine Reserve, wonach der Prisenhof berechtigt sein 
soll, die Funktionen des ständigen Schiedsgerichtshofes auszuüben, wenn ihm die 
Signatarmächte der Prisenhofkonvention Streitigkeiten, die, nach dieser Konvention 
nicht in seine Zuständigkeit fallen, unterbreiten. Diesem letzteren Antrage 
wurde zunächst nicht Folge gegeben. Hingegen hatte die auf die „enqu^te de 
novo" bezügliche Anregung Erfolg. Freilich ging man auf die im Londoner Wunsche 
und in der Depesche des Staatssekretärs vorgeschlagene Form der Reserve nicht 
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B. Die Deklaration. 

I. Der Titel. 

Die Beschlüsse, welche die Konferenz in Gremäßheit des von der groß- 
britannischen Regierung ausgearbeiteteij Programms gefaßt hat, wurden in 



ein. Man wählte zudem den Weg der Vereinbarung eines Zusatzvertrages, 
welcher sich sowohl aus formellen Gründen, wie auch im Interesse der Klarheit 
empfahl. Die Abmachung lautet in ihren wesentlichen Bestimmungen folgender- 
maßen : 

„L'Allemagne etc. etc., Puissances signataires de la Convention de la Haye en 
date du 18 octobre 1907, pour l'^tablissement d'une Cour internationale des Prises; 

Consid6rant que, pour .certaines d'entre ces Puissances, des difficult^s d'ordre 
constitutionnel s'opposent k Tacceptation, sous sa forme actuelle, de ladite Convention ; 

Ont jug^ utile de s'entendre sur un Protocole additionnel tenant compte de 
ces difficultös tout en ne compromettant aucun int6ret 16gitime, et ont, ä cette fin, 
nomm6 pour leurs pl^nipotentiaires, savoir: . . . 

Lesquels, apres avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv6s en bonne et due 
forme, sont convenus de ce qui suit: 

Article l«'. 

Les Puissances Signataires de la Convention de la Haye du 18 octobre 1907, 
relative ä l'ötablissement d'une Cour Internationale des Prises, ou y adh6rant, pour 
lesquelles des difficultös d'ordre constitutionnel s'opposent ä Tacceptation, sous sa 
form actuelle, de ladite Convention, ont la faculte de d^clarer dans Pacte de rati- 
fication ou d'adh^sion que, dans les affaires de prises rentrant dans la comp6tence 
de leurs tribunaux nationaux, le recours devant la Cour Internationale des Prises 
ne pourra etre exerc6 contre elles que sous la forme d'une action en indemnit6 du 
pröjudice caus6 par la captare. 

Article 2. 

Dans le cas de recours exerc6 devant la Cour Internationale des Prises, sous 
la forme d'une action en indemnit^, l'article 8 de la Convention est saus application ; 
la Cour n'a pas ä prononcer la validit6 ou la nullit^ de la capture, non plus qu'ä 
infirmer ou confirmer la döcision des tribunaux nationaux. 

Si la capture est consid6r6e comme illegale, la cour fixe le montant des dom- 
mages-intör^ts ä allouer, s'il y a lieu, aux r^clamants. 

Article 3. 

Les conditions auxquelles est subordonn6 par la Convention l'exercice du recours 
devant la Cour Internationale des Prises sont applicables ä l'exercice de l'action 
en indemnit6. 

Article 4. 

Sous reserve des dispositions ci-apr6s, les regles de proc6dure 6tablies par la 
Convention pour le recours devant la Cour Internationale des Prises seront observ^es 
pour l'action en indemnitä. 

Article 8. 

Le präsent Protocole Additionnel sera considör^ comme faisant partie integrale 
de la Convention et sera ratifiö en m^me temps que celle-ci. 

Si la declaration pr^vue ä l'article 1®' ci-dessus est faite dans l'acte de rati- 
lication, une copie certifiee conforme en sera inser^e dans le proc^s-verbal de d6pöt 
des ratifications visö ä l'article 52, alinöa 3, de la Convention. 

Article 9. 

L'adh6sion ä la Convention est subordonn^e ä l'adhösion au präsent Protocole 
Additionnel. 

En foi de quoi, les Plönipotentiaires ont rev^tu le präsent Protocole Ad- 
ditionnel de leurs signatures. 

Fait ä la Haye, le 19 septembre 1910, en un seul exemplaire, qui restera 
d6po86 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des copies, certifi6es 
conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances designöes k l'ar- 
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die Form einer Deklaration gekleidet: ^D^claration relative au droit de 
la guerre maritime." Dieser Titel ist in mehrfacher Richtung bemerkenswert, 

1. Was die Bezeichnung der Akte als Deklaration i) betrifft, so kommt 
ihr, abweichend von der Pariser Deklaration von 1856 und von der St. Peters- 
burger Deklaration von 1868, welche Abmachungen ebensogut den Titel 
„Konvention" oder dgl. führen könnten, eine ganz besondere Bedeutung zu : 
das Wort „Deklaration" markiert den Zusammenhang, in welchem die Lon- 
doner Akte mit dem Haager Abkommen betreffend den Prisenhof steht 

Wie es im Einladungsschreiben ^) der britischen Regierung heißt, hatte 
die Konferenz die Aufgabe, „de d^terminer les principes g6n6ralement recon- 
nus du droit international, dans le sens de Tarticle 7, alin^a 2 de la Con- 
vention" 3) : „La Conference serait appel^e . . . ä formuler les regles que, 
ä d^faut de stipulations conventionnelles, la Cour devra appliquer en sta- 
tuant sur les questions portöes devant eile." Der Nachdruck dieses Satzes 
liegt auf dem Worte „formuler". Damit sollte gesagt werden, daß es sich 
nicht darum handle, neue Regeln zu finden, sondern bestehende Normen, 
eben „les regles g6n6ralement reconnues" zu formulieren. Das Londoner 
Kabinett ging davon aus, daß die Verschiedenheit, welche die nationalen 
Gresetze in Prisensachen aufweisen, nur gleichsam an der Oberfläche hafte 
und nicht die grundlegenden Ideen und Begriffe erfasse; sie sei nur da- 
durch entstanden, daß die verschiedenen Staaten aus den gleichen Ideen und 
Begriffen verschiedene praktische Folgerungen zogen, daß die Ideen und 
Begriffe, welche die Substanz des Prisenrechtes ausmachen, „ont 6t6 l'objet 
de m^thodes d'application divergentes de la part des diff^rentes nations." 
Wenn also das Prisenrecht vereinheitlicht werden soU, gelte es lediglich, die 



ticle 15 de la Convention relative ä r^tablissement d'une Cour Internationale des 
Prises du 18 octobre 1907, et dans son annexe." — 

Sogleich am 19. September 1910 haben dieses Abkommen gezeichnet: Argen- 
tinien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, die Niederlande, 
Norwegen, Österreich-Ungarn, Schweden, Spanien, die Vereinigten Staaten yon 
Amerika. Bis 15. März 1911 haben 28 Mächte unterfertigt. 

(Abgedruckt in „Correspondence respecting an additional protocol to the Con- 
vention relative to the Establishment of an international Prize Court of octobre 
1907,'* Miscellaneous Nr. 4, 1911.) 

1) Im deutschen Weißbuch erscheint das Wort „D6claration" mit „Erklärung*' 
übersetzt. In der Tat läßt sich der Ausdruck im Deutschen nicht wohl anders 
wiedergeben. Freilich geht durch die Übersetzung die eigenartige Färbung, welche 
dem Wort gerade im Titel dieser Akte zukommt, teilweise verloren. In der von 
der österreichisch-ungarischen Regierung veranstalteten deutschen Übersetzung hat 
man den Ausdruck Deklaration beibehalten. Hierfür war übrigens auch die prak- 
tische Erwägung maßgebend, daß es sich in einem so vielsprachigen Kelch geradezu 
empfiehlt, Fremdworte, die in fast allen Sprachen wiederkehren, nicht zu übersetzen. 
Dies gilt auch von manchen Ausdrücken im Texte der Deklaration, wie z. B. Kon- 
fiskation und Notifikation, welche im deutschen Weißbuch mit „Einziehung'* und 
„Bekanntgabe" übersetzt wurden. In dieser Schrift werden die dem Originalinstru- 
ment entsprechenden Fremdworte, also Deklaration, Konfiskation, Notifikation usf. 
verwendet. 

2) Vgl. oben S. 8. 

3) D. i. der Prisenhofkonvention. 
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auf allgemein anerkannten, aber verschiedentüch angewendeten Grundsätzen 
beruhenden Regeln zum Gegenstande einer „entente plus pr^cise" zu machen, 
d. h. aus dßn abweichenden Regeln im Wege der Abstraktion die grund- 
legenden Prinzipien zu entwickeln und sich über die daraus zu deduzierenden 
„richtigen" Rechtssätze zu verständigen. Eben zu diesem Zwecke sollten 
die Mächte zunächst Denkschriften ausarbeiten und darin zu den einzelnen 
Punkten des Programmes angeben, „quelle serait, k leurs yeux, la vraie 
regle du droit international applicable k chacune des matieres vis^es" ^). 

In dieser Gedankenrichtung bewegte sich auch die Ansprache des Staats- 
sekretärs Sir Edward Grey in der ersten Plenarsitzung der Konferenz: 
Wenn sich die Staaten entschließen, „ihre Rechte" dem internationalen Prisen- 
hof zu „unterwerfen", „il est naturel que leurs Gouvernements et leurs fonc- 
tionnaires responsables exigent une definition du code ou reglement ä 
appliquer par le tribunal. La question de savoir jusqu'ä quel point un 
tel Code fait d€jk partie du droit des gens, sera sans doute traitee dans vos 
discussions et j'ai le ferme espoir que les travaux accompUs par cette Con- 
ference aboutiront k l'^tablissement de pareilles regles \k oü elles fönt d6- 
faut" 2). 

Im Laufe der Beratungen hat sich in der Tat ergeben, daß die Kon- 
ferenz nur in wenigen Fragen genötigt war, wirklich neue Regeln zu schaffen : 
„L'examen minutieux des Memorandums . . ., ainsi que Fexperience acquise 
au cours des premi^res s^ances de cette Conference, a d^montr^ l'existence, 
du moins apparente, de divergences serieuses, soit de principe, soit de pra- 
tique, entre les diverses lögislations maritimes . . . Ensuite, cependant, nous 
avons constate par un examen approfondi de la pratique en ce qui conceme 
certains points tres importants, que les divergences etaient parfois moins 
marquees qu' elles n'avaient sembie P^tre k premiere vue, et quelque fois 
m^me, qu'elles n'^taient que des variations de pratique, partant d'un principe 
identique qui leur sert de base k toutes" ^). Und gleich Lord Desart, so 
konnte auch Renault feststellen, „que les id^es essentielles etaient souvent 
les memes partout, que seulement les modes d'application variaient suivant 
les traditions ou les pr^jug^s, les intör^ts permanents ou accidentels. II etait 



1) Proceedings S. XIX f. In diesem Sinne erfaßte auch Fromageot die 
Aufgabe, die Denkschriften zu bearbeiten. Indem er die von den Regierungen zu 
den einzelnen Fragen erteilten Antworten verglich, forschte er jeweüs nach dem 
„principe gön^ral", der „idee commune", die den Auffassungen der Mächte zugrunde- 
lag. Vgl. z. B. die „Observations" zum ersten Leitsatz: „Tous les Memorandums 
partent ici de la m^me idee, que . . ." (Proceedings S. 63). Analog : „idees le plus 
generalement admises" (Proceedings S. 66); „idee commune moderne" (Proceedings 
S. 73); „Des pratiques actuellement suivies parait pouvoir se degager le principe 
que . . ." (Proceedings S. 78) ; „usage consacre" (Proceedings S. 80) ; „principe de 
droit commun" (Proceedings S. 83) usf. Zur Frage der Militarisation von Handels- 
schiffen auf hoher See konstatiert Fromageot, „qull n'existe actuellement k cet 
egard aucun principe reconnu de tous'* (Proceedings S. 111). 

2) Proceedings S. 128. 

3) Ibidem S. 226. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4.Holdy. Ferneok, Seerechtskonf erens. 3 
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donc possible de d%ager un fonds commun que Ton pourrait s'entendre ä 
mettre en valeur d'une fa90ii uniforme'^ ^). 

Es scheint nicht unwesentlich zu sein, diese Ideen, welche die Arbeiten 
der Konferenz beherrschten, hervorzuheben 2). Denn es besteht ein inniger 
Zusammenhang zwischen der Auffassung und der Arbeitsmethode der Kon- 
ferenz und dem Charakter und der Tragweite der von ihr gefaßten Be- 
schlüsse. Die Konferenz hatte die Aufgabe, die „allgemein anerkannten 
Regeln des Völkeirechtes" festzustellen, welche der Prisenhof in Ermange- 
lung von Verträgen zwischen den Beteiligten anzuwenden haben 
würde. Man wollte also nicht einen Vertrag schaffen, den der Prisenhof im 
Sinne des Artikels 7, Abs. 1 des Haager Abkommens nur dann in Anwendung 
zu bringen hätte, wenn er gerade in einer Streitsache entscheidet, die 
zwischen den Londoner Signatarmächten spielt, sondern man wollte das 
allgemein anerkannte Recht weisen, welches der Prisenhof seinen Ent- 
scheidungen zugrunde legt, mögen welche Mächte immer bei ihm Recht 
suchen. Eben deshalb war man in London nicht darauf bedacht, die Inter- 
essen der großen Seemächte in den Vordergrund zu stellen; man ging viel- 
mehr darauf aus, sachlich richtige Regeln zu schaffen, die dem Interesse 
aller Staaten entsprechen. In diesem Sinne sagte Lord Desart: „Je 
suis bien sür . . ., que notre principale satisfaction est celle de sentir que nous 
avons consacrö une serie de regles de droit maritime qui, si elles sont g6n6- 
ralement accept^es, comme nous Tespörons, non seulement par les 
Puissances repr^sent^es k cette Conference, mais par tous les Pays du 
monde civilise, constitueront un vrai adoucissement des rigueurs de la 
guerre pour les neutres et pour les personnes non-bellig6rantes susceptibles 
d'^tre victimes de ce fleau, sans, toutefois, porter atteinte aux droits reconnus 
des belligörants sur mer ... En posant les regles qui ont 6t6 consign^es 
dans la D^claration que nous avons 61abor4e, notre objet a 6t6 d'appliquer 
aux conditions actuelles de la guerre maritime et du commerce sur mer les 
vrais principes du droit maritime" 3). Man kann also sagen; Die Lon- 
doner Konferenz arbeitete nicht nur für sich, d. h. für die auf ihr vertre- 
tenen Mächte, sondern im Interesse der ganzen Kulturwelt; sie bemühte sich 
insbesondere, das Gleichgewicht zwischen den Anforderungen des Handels- 
verkehrs und den militärischen Bedürfnissen herzustellen*.). Und hieraus 

1) Proceedings S. 343. 

2) Vgl. auch die Präambel der Deklaration: „Consid^rant Pinvitation par la- 
quelle le Gouvernement Britaanique a propo86 ä diverses Puissances de se r6unir 
en Conference afin de d6terminer en commun ce que comportent les regles gen6ra- 
lement reconnues du droit international au sens de Tarticle 7 de la Convention du 
18 octobre 1907, relative ä Tötablissement d'une Cour internationale des Prises...; 
Considerant que les principes g6neraux du droit international sont souvent, dans 
leur application pratique, Tobjet de m6thodes divergentes ; Anim6s du d6sir d'assurer 
dor^navant une plus grande uniformit^ ä cet 6gard ..." 

3) Proceedings S. 226. 

4) Insbesondere war es Großbritannien, welches dadurch überraschte, daß es 
sich in weitestgehendem Maße der Interessen des friedlichen Handels annahm. 
Bereits in der dritten Plenarsitzung nahm die britische Delegation zweimal Gelegen- 
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schöpfte sie die Legitimation zu hoffen, daß anch alle anderen Mächte die 
Resultate der Konferenz annehmen werden. 

Über diesen grundlegenden Charakter der zu fassenden Beschlüsse hatte 
man schon vor Zusammentritt der Konferenz eifrig verhandelt. Es fand ein 
diplomatischer Notenwechsel statt, der freilich zum größten Teil nicht ver- 
öffentlicht wurde. Offenbar aber im Hinblick auf die Bedeutung dieser 
prinzipiellen Frage hat die großbritannische Regierung im Blaubuch ein 
Zirkularschreiben abdrucken lassen, welches sie am 14. November 1908, also 
kurz vor Eröffnung der Konferenz, an die Mächte gerichtet hatte, und welches 
augenscheinlich den Abschluß einer Korrespondenz mit den Kabinetten der 
Signatarmächte bildete^). Man ersieht daraus, daß man in Großbritannien 
von vornherein beabsichtigt hatte, den zu fassenden Beschlüssen die Form 
einer Deklaration zu geben, d. h. eben einer Feststellung der bereits geltenden 
„regles g^n^ralement reconnues", die der Prisenhof anzuwenden haben würde. 
Das Schreiben sollte nunmehr „rappeler le but poursuivi" : „La «döclaration» 
propos^e doit avoir pour objet d'6noncer, avec le plus de pr^cision possible, 
les points sur lesquels il y a identitö entre les principes suivis et m^me, s'il 
y a lieu, entre leur application pratique, ainsi que les points sur lesquels 
l'exp^rience acquise et la communaut6 des conditions modernes du commerce 
maritime, de la navigation et de la guerre navale permettent aujourd'hui 
d*exprimer les principes gönöraux du droit international, qui se sont fait 
jour peu k peu ä travers les errements s6par6ment suivis dans chaque pays. 
II ne s'agit donc pas ä cet 6gard pour la Conference de statuer de lege 
ferenda, comme les Conferences de la Paix ont &t6 ou seront appel^es ä le 
faire en vue de d6velopper le domaine des stipulations conventionnelles 
internationales." 

Deutlich spricht aus diesen Worten die Tendenz, nicht neues Recht zu 
schaffen, sondern das vorhandene zu interpretieren und zu kodifizieren. Und 
hierbei hielt sich — und dies ist ein weiterer charakteristischer Zug — das 
Londoner Kabinett vor Augen, daß es notwendig sei, die Prinzipien, welche 
dem bisherigen Prisenrecht zugrundelagen, zu praktisch verwertbaren 
Regeln zu verdichten. Die Konferenz sollte in allen von ihr behandelten 
Materien trachten, das Prisenrecht den Erfordernissen der Jetztzeit 
anzupassen, es mit der großartigen technischen Entwicklung in Einklang 
zu bringen, welche die Bedingungen des Seehandels, der Schiffahrt und des 
Seekriegs gegenüber der Vergangenheit gründlich umgestaltet hat. Die 

heit, die Interessen der Neutralen zu verfechten; einmal, indem sie Wert darauf 
legte, daß die Gegenstände der absoluten Konterbande genau aufgezählt werden, 
da andernfalls „les commer^ants et les armateurs neutres seront d^pourvus des 
renseignements pr^cis (Proceedings S. 145). Das zweite Mal, indem sie sich gegen 
einen deutschen Antrag mit dem Hinweise aussprach, daß er „un d6veloppement 
excessif" des Prineips der konditioneilen Konterbande involviere (Proceedings S. 149 ; 
vgl. auch S. 197, 273 und passim). 

1) Diese Note beruft sich ausdrücklich auf zwei — nicht publizierte — 
Zirkularschreiben des Londoner Auswärtigen Amtes vom 17. Juni und 14. Sep- 
tember 1908 (Proceedings S. 57 f.). 
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Grundsätze des Prisenrechtes haben sich ja zu einer Zeit entwickelt, welche 
sich im Vergleiche mit heute sehr primitive^ Mittel bediente. Der Seehandel 
war noch ein spärlicher; kleine, mit Segeln betriebene Schiffe verfrachteten 
in oft monatelangen Reisen geringfügige Mengen von Waren. Auch die 
Kriegsflotten bestanden aus Segelbooten, und die Schlachtschiffe wiesen einen 
kleinen Aktionsradius und eine schwache Armierung auf. Telephon und 
Telegraph, zumal die Funkentelegraphie, waren unbekannt, die Verteidigungs- 
mittel zur See, die heute so sehr entwickelt sind (Torpedoboote, Untersee- 
boote, Minen, weittragende Ktistenbatterien, Sperrforts), spielten eine geringe 
RoUe. 

Der Gedanke, daß die alten Prinzipien des maritimen Rechtes der An- 
passung an die moderne Entwicklung bedürfen, war schon im Laufe der 
Zweiten Friedenskonferenz hervorgetreten. Als Lord Reay den britischen 
Antrag begründete, die Konterbande abzuschaffen und dafür den Begriff der 
„vaisseaux auxiliaires** einzuführen, berief er sich auf „les conditions mo- 
dernes de la guerre maritime de nos jours, qui sont . . . tres difförentes de 
Celles qui existaient du temps de Suffren, de Nelson ou de Paul Jones" ^). 
In London ist jener Gedanke oft und oft wiedergekehrt und zahlreiche 
Bestimmungen verdanken ihm ihren Inhalt. In der Materie der Blockade 
begründete die französische Delegation das Abgehen Frankreichs von der 
Spezialnotifikation mit den Worten : „II faut reconnaitre que les räSsons qui 
la justifiaient ont peu k peu disparu par suite des perfectionnements des 
moyens de communication" ^). Die Exposes, welche die Delegierten der 
Mächte über die Effektivität der Blockade hielten^), spielten alle auf die 
Erfordernisse des modernen Seekriegs an. Die von manchen Autoren ge- 
rügte „Verschärfung des Rechtes der bedingten Konterbande" beruht lediglich 
auf den gewaltigen Fortschritten, welche die letzten Dezennien in bezug auf 
die Ausrüstung und Verpflegung der modernen Heere und Flotten gebracht 
haben. Das Abgehen von der Norm, daß das Schiff verfällt, wenn der Eigen- 
tümer oder der Kapitän Konterbande wissentlich befördert, vertrat die franzö- 
sische Delegation mit dem Hinweise auf die neuesten Usancen im Seehandek- 
verkehr ^). Artikel 44 der Deklaration, betreffend die Übergabe der Konter- 
bande auf hoher See, trägt dem Umstand Rechnung, daß die Neutralen die 
Aufbringung der großen Handelsdampfer nach Möglichkeit vermieden zu 
wissen wünschen. Zu Leitsatz 34, der von den neutralen Schiffen handelt, 
die sich in den Dienst des Feindes stellen, bemerkte ein britischer Delegierter : 
„Cet article est fondö sur les conditions de la guerre maritime aux temps 
modernes, car 11 ne croit pas que, dans le pass6, les flottes bellig^rantes 
aient eu besoin de Fassistance de tonte une escadre de navires non-com- 
battants comme aujourd'hui" ^). In derselben Materie nahm die deutsche 

1) Deux. Conf. de la Paix, tome EH, p. 847 et suiv. 

2) Proceedings S. 161. 

3) Ibidem S. 255 ff. 

4) Ibidem S. 287 ff. 

5) Ibidem S. 166. 
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Delegation dagegen Stellung, daß ein Schiff konfisziert werde, weil es einen 
feindlichen Soldaten an Bord habe: „Cela ne röpondrait pas aux conditions 
de la navigation moderne, puisque le capitaine d'un grand paquebot ayant 
ä bord des milliers de personnes n'est pas en mesure de se tenir au courant 
sur le caractere de chaque passager individuel" ^). Wenn man das Schaden- 
ersatzrecht in Artikel 64 in einem für die Neutralen günstigen Sinne regelte, 
so war hierfür hauptsächlich die Erwägung entscheidend: „L' Evolution ac- 
complie en matiere de la construction des steamers aux temps modernes et 
le grand nombre de chargements qui composent souvent leurs cargaisons, 
ont notablement aggrav6 les pertes qu'infligent k l'armateur la saisie d'un 
navire neutre et la duröe de sa d^tention pendant Finstruction et les d^li- 
börations de la cour des prises" ^). Diesen Beispielen ließen sich nach 
Belieben andere anreihen. Indessen genügen wohl die angeführten Stellen, 
um zu zeigen, daß das Bedürfnis, bei Formulierung der Normen auf den 
gegenwärtigen Stand der Technik Bedacht zu nehmen, eine gewichtige Rolle 
spielte, was zur Folge hatte, daß die Londoner Akte mancherlei scheinbar 
neue Grundsätze aufweisen, während es sich größtenteils doch nur um alte 
Prinzipien in neuem Gewände handelt. 

Warum das Londoner Kabinett in dem zitierten Zirkularschreiben gerade 
die Erlassung einer „Deklaration" befürwortete, erscheint daselbst des 
näheren — im Einklang mit den Ausführungen des Textes 3) — folgender- 
maßen begründet: „A la diffSrence d'une «Convention», cr^ant des regles 
particulieres aux Etats Contractants, la «d6claration> projetöe doit 6tre, 
dans l'opinion du Gouvemepaent de Sa Majestö, la reconnaissance par les 
Puissances les mieux qualifi^es et les plus interess^es, d61iberant en commun, 
que, dans l'^tat actuel des relations mondiales, il existe v^ritablement un 
droit commun des nations, dont eile entend d6gager les principes dans 
l'int^r^t de tous. La force obligatoire de ce droit commun a 6t6 constat^e 
par l'article 7 de la Convention de La Haye precit6e." 

Man mag fragen, weshalb denn Großbritannien so eindringlich wieder- 
holt, es handle sich nur um Feststellung des geltenden Rechtszustandes und 
nicht um den Abschluß eines, neue Rechtsnormen enthaltenden Spezial- 
vertrages. Etwa bloß, um nicht mit der Wendung „regles g6n6ralement 
reconnues" in Widerspruch zu kommen? Gewiß war auch diese Erwägung 
maßgebend; sicherlich wollte man eben auf die allgemeine, nicht auf den 
Kreis der Londoner Mächte beschränkte Geltung jener Normen deutlich 
hinweisen. Aber diese Erwägung kann nicht die entscheidende oder wenig- 
stens nicht die allein entscheidende gewesen sein. Denn die britische Regierung 
wußte sehr wohl, daß die Mächte, die in London vertreten waren, das See- 
kriegsrecht sozusagen monopolisiert hatten. Außerhalb dieser Länder hat 
sich — wenn man von einigen kleineren Mächten, wie Schweden, Dänemark 

1) Proceedmgs S. 278. 

2) Ibidem S. 263. 

3) Vgl. oben S.32f. 
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und Portugal 1) absieht — ein Seekriegsrecht überhaupt nicht gebildet, und 
nichts würde die Londoner Mächte hindern, zu sagen: die Regeln, die wir 
einvemehmlich aufstellen, sind — mögen sie auch auf ganz neuen Gesichts- 
punkten beruhen — eben deswegen, weil die großen Seemächte sie an- 
erkennen, „g^nöralement reconnues". Und nichts hinderte den Prisenhof, 
diese Regeln immer dann in Anwendung zu bringen, wenn nicht Spezial- 
verträge zwischen den Parteien etwas anderes ausgemacht haben, also auch 
dann, wenn Mächte am Streit beteiligt sind, welche in London nicht 
vertreten waren. Auch in dieser Hinsicht nun gibt die mehrerwähnte Note 
des Londoner Kabinetts willkommenen Aufschluß. So sehr es der britischen 
Regierung daran gelegen war, jeden Zweifel darüber auszuschließen, daß in 
London die „regles g6n6ralement reconnues" im Sinne der mehrerwähnten 
Bestimmung des Haager Abkommens fixiert werden, so hatte sie doch noch 
ein weitergehendes Ziel im Auge, welches für die Rechtsprechung des Prisen- 
hofes von größter Bedeutung ist und von dem weiten Blick der britischen 
Regierung und ihrer ernsten Absicht Kunde gibt, daß der Prisenhof eine 
dauernde und sich stets aus sich heraus erneuernde Insti- 
tution sein möge: „A la difförence encore d'une Convention, qui ne saurait 
^tre modifiee que par de nouvelles stipulations, les regles reconnues aujourd'hui 
pourront 6tre appliqu^es ou developpees, le cas 6ch6ant, avee telles 
modifications que la Cour trouvera nöcessaires pour donner aux principes 
leur vraie portöe en pr^sence des progres du jour." Also : Es soll nicht 
eine „Konvention" geschaffen werden, die den Prisenhof strenge bindet, und 
die, wenn sie etwa durch die künftige Entwicklung überholt wird, einer 
ausdrücklichen Abänderung durch die vertragschließenden Mächte bedürfte, 
so daß der Prisenhof, wenn eine solche neue Abmachung nicht zustande 
käme, gezwungen wäre, das überlebte Recht dennoch anzuwenden. Der 
Prisenhof soll die Möglichkeit haben, die in der Deklaration niedergelegten 
Normen fortzubilden, die dort zum Ausdruck gekommenen Prinzipien ihrer ratio 
gemäß der Entwicklung anzupassen. Er soll die ihm im Haager Abkommen 
zugewiesene Mission, Recht zu schöpfen, nicht gänzlich einbüßen. Groß- 
britannien war es nur darum zu tun, dem neuen Gericht eine solide Basis 
zu schaffen, ihm die nötigsten Direktiven über das jetzt geltende Recht 
zu geben, von welchem aus eine Weiterbildung des Rechts in geordneten 
Bahnen erfolgen kann : „En pr^parant le travail qui va suivre, le Gouverne- 
ment de Sa Majeste n'a donc nullement eu en vue de sugg^rer des principes 
nouveaux, mais seulement de cristalliser en quelques propositions simples 
les questions sur lesquelles une doctrine dirigeante paratt pouvoir ^tre 
formul^e." Dies ist der nähere Zweck, dem die „Deklaration" dienen sollte. 
Würden freilich die eingeladenen Mächte — so erklärte die britische Regie- 
rung — Wert darauf legen, über weitere Fragen, welche etwa von anderer 

1) Wohl haben auch die Türkei und China wiederholt Seekriege geführt. Allein 
es scheint zu einer Herausbilduog fester seerechtlicher Normen in diesen Staaten 
nicht gekommen zu sein. 
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Seite aufgeworfen würden, ein Spezialabkommen im Sinne des Art. 7 Abs. 1 
des Haager Abkommens über den Prisenhof zu treffen, so habe sie nichts 
dagegen einzuwenden, ja sie würde sich auch an der Erörterung solcher 
Fragen gerne beteiligen: „Sur les autres questions, il sera heureux de par- 
ticiper ä Texamen des propositions qui ont ^t6 ou pourront 6tre faites en 
vue de stipulations conventionnelles particuli^res" ^). So bestand denn 
die britische Regierung darauf, daß jedenfalls eine „Deklaration" in dem 
ihr vorschwebenden Sinne erlassen werde; sie gab aber zu erkennen, daß 
daneben gegebenenfalls auch eine „Konvention" geschaffen werden könnte. 
Damit war die im diplomatischen Wege ventilierte Frage, ob Deklaration 
oder Konvention, zunächst dahin erledigt, daß jedenfalls eine Deklaration, 
vielleicht auch eine Konvention geschaffen werden solle. Die Deklaration 
sollte das geltende Recht formulieren, die Konvention die etwaigen neu 
geschaffenen Normen enthalten. 

Welche Macht oder welche Mächte es waren, die sich für die Schaffung 
einer „Konvention" ausgesprochen hatten und welchen daher die Ausführungen 
des Londoner Kabinettes gegolten haben, geht aus den Veröffentlichungen 
nicht hervor. Erf fällt nur auf, daß Deutschland seiner Denkschrift die 
Form eines „Projet d'une Convention relative aux regles de droit inter- 
national en cas de guerre maritime" gegeben hat 2). 

Zu Beginn der Konferenz begegnen in den Protokollen wiederholt Hin- 
weise auf die Kontroverse, die die Regierungen beschäftigt hatte. Als die 
niederländische Delegation in der zweiten Plenarsitzung die Abschaffung der 
Kategorie der bedingten Konterbande beantragte, erwiderte Renault „qu'il 
y a de graves inconv^nients ä discuter immödiatement la proposition de la 
Delegation des Pays-Bas, car ainsi on sortirait totalement du cadre d^fini 
par le gouvernement britann\que, qui a en vue de döterminer les regles 
existantes du droit international, tandis que la proposition N^erlandaise 
vise quelque chose de nouveau ä faire. Le principe qui s'y trouve con- 
tenu ne devrait donc point faire partie d'une D6claration prötendant 
rösumer la loi existante, mais bien d'une Convention ä Öaborer ensuite. 
Une autre maniere d'agir comporterait une Interruption brusque de 1' ordre 
d'idöes dans lequel la Conference est entr^e. II faut donc plutöt quelle 
poursuive d'abord ses travaux en vue de r6diger une D^claration" ^). Und 
als der österreichisch-ungarische Delegierte Dumba in derselben Sitzung 
an die britische Delegation die Frage stellte, ob das geltende Recht ihrer 
Ansicht nach die bedingte Konterbande der „confiscation pure et simple" 
unterwerfe, erwiderte C r o w e , daß man diese Auffassung glaubte den Memo- 
randen entnehmen zu dürfen „comme exprimant le droit existant. La d^l^- 
gation britannique ne s'oppose pas ä ce qu'on examine la question de savoir 
si un Systeme de Preemption pourrait remplacer le regime de confiscation. 

1) Proceedings S. 58. 

2) Ibidem S, 2. 

3) Ibidem S. 136 f. 
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C^iest lä une question que Ton pourrait envisager et peut-^tre regier an point 
de vue d'un accord ult^rieur sous forme de Convention" i). Der- 
selbe Delegierte erklärte in derselben Sitzung zu einem Antrage Deutsch- 
lands, es sei schwer, die vorgeschlagene Bestimmung in eine „D^claration 
de droit existant" aufzunehmen; „la question est de Celles qu'il convient de 
regier par une Convention" ^). 

Die Frage, ob Deklaration oder Konvention oder ob Deklaration und 
Konvention, wurde schließlich dahin entschieden, daß nur eine Dekla- 
ration erlassen werde. Die Protokolle geben keinerlei Aufschluß über die 
Erörterungen der Delegierten, welche dieser Angelegenheit galten. Doch wird 
im Generalberichte hervorgehoben, daß die von der britischen Regierung 
inaugurierte Vorbereitung der Konferenz „a permis de constater tont d'abord 
que les divergences entre les pratiques et les doctrines des diflförents pays 
n'etaient peut-6tre pas aussi profondes qu'on le croyait gön^ralement, que 
les id^es essentielles 6taient souvent les memes partout, que seulement les 
modes d'application variaient suivant les traditions et les pr^juges, les in- 
tör^ts permanents ou accidentels. II ötait donc possible de d^gager 
un fonds commun que Ton pourrait s'entendre ä mettre en valeur d'une 
fa9on uniforme. C'est ä cela qu'ont tendu les efforts des diverses D616ga- 
tions . . . L'ensemble des regles contenues dans la Declaration . . . röpond 
bien au d^sir qu'exprimait le Gouvernement britannique dans son invitation . . ." ^). 
Eine weit ausführlichere Darstellung enthält der Bericht der britischen Dele- 
gation an den Staatssekretär: Die Regierung Seiner Majestät schlug vor, 
über die Abfassung zweier Instrumente zu verhandeln; „one, a declaration 
of existing law ; the other, a Convention, ancillary thereto and supplementing 
its provisions by additional rules accepted as operative between the parties. 
The Conference thought it wise to proceed.in the first place with drafting 
the rules, and to allow the question of the exact form in which they were 
to be ultimately set up, to stand over until the whole ground actually 
covered could be surveyed. When finally the results of its discussions were 
reviewed, it became evident that there would be some practical diflSculty in 
rigorously following the course suggested. It was, in fact, found almost 
impossible to agree upon a clear line of division between rules generally 
accepted as embodying existing law, and rules admitted to be new. The reason 
was, in many cases, not so much that the rules set up new principles, or, 
indeed, involved any serious Innovation of practice, but that some slight 
modification or development, which it had been necessary to introduce, was, 
even if in entire harmony with the spirit of the law as acknowledged to be 
in force, held by some Powers to preclude a rule being described as part 
of the existing law, because it was not strictly covered by the letter of 
their prize legislation. Such a hard-and-fast criterion of Classification may, 

1) Proceedings S. 139. 

2) Ibidem S. 141. 

3) Ibidem S. 342 f. 
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according to the British view of international law as a living thing, capable 
of development and adaptation from time to time to new conditions, seem 
inconveniently rigid and defective, but Continental Powers whose legal Systems 
are entirely built up on the strict application of the minute prescriptions 
of statutory codes, and whose view of international law takes little account 
of any but their own national regulations, hesitate, not perhaps unnaturally, 
to accord recognition to mies and practices not in absolute accord with the 
letter of those regulations. 

In these circumstances, absolute insistence on the definite Separation 
•of new rules from Statements of existing law, and on their embodiment in 
different instruments, would in all likelihood have led to the Declaration 
l)eing reduced to a comparatively small number of articles, restricted, in 
the main, to the enunciation of broad principles, whilst most of the impor- 
tant details respecting their application, together with many rules even now 
widely applied but not perhaps textually recognized hitherto as generally 
Ijinding by one or another of the signatory Powers, would have had to be 
xelegated to the supplementary Convention. Such a result it seemed to us 
•desirable to avoid if possible. After much discussion and argument with 
our foreign colleagues, we feit convinced that it would be better to have 
only one Instrument, covering all the rules agreed upon, so long as we 
obtained recognition of the fact — which was not seriously disputed — that, 
as a body, those rules do amount practically to a Statement of what is the 
-essence of the law of nations properly applicable to the questions at issue 
under present-day conditions of maritime commerce and warfare. We be- 
lieve we have clearly vindicated this principle by securing the Insertion at 
the head of the Declaration of the preliminary provision which dominates 
the whole series of articles. It is therein declared that in the opinion of 
the signatory Powers the rules contained in Ihe Declaration ccorrespond 
in substance with the generally recognized principles of 
international law.» The significance of this pronouncement, which is 
further enhanced by the recitals of the preamble, is well brought out in the 
introductory portion of M. Renault's general report. He explains how the 
provisions of the Declaration are in the first instance binding upon the 
«ignatory Powers in virtue of their express engagement, under article 66, 
to give effect thereto in their national prize courts and in the Instructions 
to their naval officers. There is this further consequence that the Inter- 
national Court will have authority to apply the rules generally, as being in 
^joüformity with the accepted principles of international law, quite apart 
from the specific Obligation which the signatory Powers undertake to obey 
them in their relations with each other, 

Theoretically it is true that in a case where a non-signatory Power 
appearing before the International Court declined to acknowledge any liabi- 
lity under some rule of the Declaration which it did not admit to be of 
general application, the court would be free to hold that, in the presence 
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of the opposing contentions as to what the law was, no generally recog- 
nized rule governing the subjeet in dispute existed. The consequence^ 
however, of this would be that, under article 7 of the Prize Court Con- 
vention, the court would have to give judgment ein accordance with the 
general principles of justice and equity.» Is it likely that a court having^ 
a majority of judges whose countries have negotiated, and subscribed to, 
the Declaration of London would come to any other conclusion than that 
the rule upon which the States most directly concemed had, in spite of 
Wide divergence in geographica! position, in historical traditions, and in 
national interests, unanimously agreed, truly represented the justice and 
equity of the case? We do not therefore think we are going too far in 
declaring our belief that the end which His Majesty's Government had in 
view in calling the Naval Conference has been practically realized so far as 
concems the general obligatory character of the body of rules laid down" i). 

Zwei Fragen sind allerdings unerledigt geblieben 2), weil es weder mög- 
lich war, in diesen Materien allgemein geltende Grundsätze zu finden, noch 
auch, zu einem Kompromiß zu gelangen. Es wäre freilich, speziell was die 
Frage der feindlichen oder neutralen Eigenschaft der Waren anlangt, ein 
leichtes gewesen, auf eine der vorgeschlagenen Lösungen die tiberwiegende 
Majorität der Londoner Signatarmächte zu einigen. Man hätte also diese 
Frage sehr wohl zum Gegenstand einer Konvention machen können. Allein 
keine der Delegationen hat eine diesfällige Anregung gegeben. Man dachte 
offenbar an die Erfahrung, die Großbritannien mit einer solchen Idee auf 
der Zweiten Friedenskonferenz gemacht hatte. So zog man es vor, die 
beiden unerledigten Programmpunkte ganz offen zu lassen. Man hatte dabei 
im Auge, daß eben der Prisenhof berufen sein werde, gegebenenfalls die 
Grundsätze festzustellen, nach welchen jene Fragen zu lösen seien. 

Es wurde bereits wiederholt erwähnt, daß man die „Beschltisse", die man 
in London gefaßt hatte, in die Form einer Deklaration gebracht und sie aus- 
drticklich als „allgemein anerkannte Regeln des Völkerrechts" im Sinn des. 
Art. 7 Abs. 2 des Haager Abkommens bezeichnet hat, eben zu dem Zwecke,, 
damit sie der Prisenhof nicht als „stipulation conventioneile" nur innerhalb 
des Kreises der Signatarmächte, sondern auch dann in Anwendung bringen 
könne, wenn andere Mächte am Streit beteiligt sind. Die Londoner Mächte 
haben sich freilich nicht begütigt, die Deklaration bloß gleichsam als eine 
Meinungsäußerung hinzustellen. Sie übernehmen in Art. 66 die bindende 
Verpflichtung der „Observation reciproque des regles contenues" im Falle 
eines Krieges zwischen ihnen. Daher hat die Deklaration gleichzeitig auch 
den Charakter einer Konvention insofern, als der Prisenhof in Kriegen zwischen 
Staaten, welche die Deklaration angenommen haben, verpflichtet ist, die 
darin enthaltenen Regeln in Anwendung zu bringen. Dies spricht der General- 
bericht mit aller Schärfe aus: „Quelle est la portee d'application des regles 

1) Correspondence S. 102 f. 

2) Vgl. unten 3. Abschnitt. 
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ainsi pos^es? EUes devront etre observ^es dans les rapports entre les 
parties signataires, puisque les parties les reconnaissent comme des prin- 
cipes du droit international reconnu et, de plus, s'obligent expressö- 
ment ä s'en procurer röciproquement le b^nefice" i). Dies hindert 
aber keineswegs, daß der Prisenhof auch in diesem Fall die ihm von den 
Londoner Signatarmächten zugedachte Freiheit besitzt, die in der Deklaration 
enthaltenen Rechtsgrundsätze parallel mit der fortschreitenden technischen 
Entwicklung weiterzubilden und die vorhandenen Lücken auszufüllen. Mit 
Artikel 66, welcher die Mächte verpflichtet, im Verhältnisse untereinander 
die Regeln der Deklaration einzuhalten, bezweckten die Mächte keineswegs 
ihre grundlegende Auffassung, wonach sie „rögles g^n^ralement reconnues" 
fixieren wollten, in Zweifel zu stellen. Es erschien lediglich aus praktischen 

. Gründen erforderlich, einander zu vergewissem, daß man die aufgestellten 
Normen wirklich einhalten werde, und daß man auch die nationalen Prisen- 
gerichte daran binden wolle, da es doch nicht gut anging, den unteren 
Instanzen eine andere Grundlage der Rechtsprechung zu geben, als der 
höchsten Instanz. Von einer Pflicht des Prisenhofes, die Deklaration in 
Anwendung zu bringen, kann streng genommen nur dann die Rede sein, 
wenn es sich um Streitigkeiten zwischen den Signataren oder Adhärenten 
der Londoner Deklaration handelt. Die Pflichten des Prisenhofes können 
lediglich dem Prisenhofabkommen, nicht, der Londoner Deklaration ent- 
nommen werden. Diese vermag den Prisenhof nur insofern zu verpflichten, 
als sie eben einen Vertrag im Sinne des Art. 7 Abs. 1 des Prisenhofabkommens 
darstellt, einer Bestimmung, welche nach Art eines Blankettgesetzes solche 
Verträge rezipiert. Darüber hinausgehend vermag die von bloß zehn 
Mächten beschlossene Deklaration den Prisenhof, dessen Errichtung 
in einer Versammlung von 45 Mächten beschlossen worden war, nicht zu 
binden. Dieser erscheint eben durch Art. 7 Abs. 2 — der allein von „all- 
gemein anerkannten Regeln" spricht — nur ermächtigt, die Deklaration 
seinen Entscheidungen auch dann zugrunde zu legen, wenn andere Mächte als 
die Signatare oder Adhärenten der Deklaration ihn anrufen*^). Es war ein 
kluger Gedanke der großbritannischen Regierung, den eingeladenen Mächten 
die Erlassung einer Deklaration vorzuschlagen ; nur so konnte sie den Zweck 
erreichen, den sie im Auge hatte, nämlich Regeln zu schaffen, deren Geltung 
den Kreis der Kompaziszenten überschreitet. 

Ihrem Wesen und ihrer Bedeutung, wenn auch nicht ihrer Form nach, 
stellt sich die Londoner Deklaration wie gesagt als eine Art Zusatzvertrag 
zum Prisenhofabkommen dar. Nur hat man die Formulierung des bezogenen 

. Artikels 7 in sehr sinniger Weise dazu benützt, zur Schaffung dieses Zusatz- 
vertrages bloß zehn, statt über vierzig Mächte heranzuziehen. Wenn nun 
aber auch damit nicht erreicht werden konnte — und dies war auch nicht 



t) Proceedings S. 343. 

2) Selbstverständlich aber beschränkt sich seine Jurisdiktion auf die Signatare 
und Adhärenten des Prisenhofabkommens, bezw. deren Aogehörige. 
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die Absicht der Londoner Mächte — , den Prisenhof in allen Fällen auf die 
Deklaration zu verpflichten, so konnte die britische Regierung doch mit 
vollem Rechte voraussetzen, daß der Prisenhof die Deklaration in jedem 
Falle, wo die Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 2 des Haager Abkommens 
zutreflTen, d. h. wo nicht ein Spezialvertrag zwischen den beteiligten Mächten 
vorliegt, zur Anwendung bringen werde. Sie hatte hierfür einen sachlichen 
und einen persönlichen Grund. Außerhalb des Kreises der Signatarmächte 
gibt es, wie bemerkt, nur eine verschwindende Zahl von Mächten, welche 
an der Bildung von Regeln des Seekriegsrechtes beteiligt waren. Der Prisen- 
hof kann also keiner Regel den Charakter eines allgemein anerkannten 
Grundsatzes des Völkerrechtes zuerkennen, welche mit der Deklaration in 
Widerspruch stände. Umgekehrt kann und muß er diesen Charakter allen 
Regeln zusprechen, die von den Hauptseemächten anerkannt und einstimmig 
als solche bezeichnet wurden. Formell bleibt ihm unbenommen, nach 
freiem Ermessen festzustellen, welche Regeln er als allgemein anerkannte 
betrachten will; tatsächlich bleibt ihm aber keine andere Wahl, als die 
Regeln der Deklaration als solche anzusehen. Er wird sich übrigens glück- 
lich schätzen, daß sich die Londoner Mächte über das von ihm anzuwendende 
Recht verständigt, also zunächst für ihren Kreis und damit aber zugleich 
überhaupt „allgemein anerkanntes Recht" geschaffen haben. Der persönliche 
Grund liegt darin, daß die Vertreter der Londoner Signatarmächte im Prisen- 
hof unter allen Umständen die Mehrheit bilden oder es zum mindesten in der 
Band haben werden, die Mehrheit zu bilden ; denn die acht Großmächte sind 
in diesem Gericht, welches sich aus höchstens fünfzehn Mitgliedern zusammen- 
setzt, dauernd vertreten. Und man kann nicht glauben, daß ein Richter, 
der von einer Macht entsendet ist, welche die Deklaration ratifiziert hat, 
diese Deklaraton beiseite schieben und nach anderen Grundsätzen urteilen 
werde. Man kann deshalb sagen, daß der Prisenhof tatsächlich gezwungen 
sein wird, von seiner rechtlichen Freiheit so Gebrauch zu machen, wie es 
die Mächte in London beschlossen haben ^). 

Im übrigen ist aber nicht zu übersehen, daß der Prisenhof nicht in der 
Lage sein wird, alle Bestimmungen der Deklaration in Anwendung zu 
bringen. Seine Zuständigkeit ist im Haager Abkommen in bestimmter Weise 
umgrenzt, und die Deklaration vermag diese Zuständigkeit selbstredend nicht 
zu erweitern. Mithin zeigt sich, daß die Londoner Beschlüsse, die ursprüng- 
lich lediglich bestimmt waren, die Aktivierung des Prisenhofes zu ermög- 
lichen, sozusagen unter den Händen der Delegierten eine Selbständigkeit 
gewonnen haben, die ihnen zunächst nicht zugedacht war. Im Verlauf 
der Beratungen ergab sich eben die Notwendigkeit, eine Reihe von Fragen 
zu regeln, ohne erst zu erwägen, ob denn der Prisenhof zuständig sei, die 
betreffenden Regeln anzuwenden. So hat denn die Londoner Deklaration 
eine Bedeutung, die über die Grenzen hinausgeht, die ihr ursprünglich ge- 



1) Hold von Ferneck, 1. c. S. 336f. 
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steckt wurden, d. h. sie hat Bedeutung an sich, und sie könnte sehr wohl 
ratifiziert und in Kraft gesetzt werden, selbst wenn der Prisenhof nicht ins 
Leben gerufen werden sollte. Ja noch mehr! Diese selbständige Bedeu- 
tung hat sich bereits bewährt, obwohl die Deklaration i) bis heute noch nicht 
ratifiziert worden ist. In den letzten Kriegen haben sich die Belligerenten 
vielfach an ihre Bestimmungen gehalten. So hat Italien zu Beginn des 
Krieges um Tripolis ausdrücklich erklärt, daß es die Regeln der Deklaration 
beachten werde 2). Auch solche Staaten, die in London nicht vertreten 
waren, haben sich veranlaßt gesehen, die Deklaration oder wenigstens manche 
Bestimmungen derselben für sich maßgebend sein zu lassen^). 

Dies liegt einerseits daran, daß eben ein dringendes Bedürfnis nach 
einem einheitlichen Prisenrecht besteht. Während die Kriegführenden bisher 
in dem Falle, daß sie gegen die Neutralen zur See einschritten, geradezu 
niemals vollständig sicher waren, ob gegen ihr Verhalten nicht etwa von 
irgend einer Seite Protest erhoben und sie solcherart vor Schwierigkeiten 
gestellt würden, sind sie jetzt in der günstigen Lage, sich durch Anpassung 
an die Deklaration vor Reklamationen zu bewahren. Andererseits spielt hier 
zweifellos der eigenartige Charakter der Deklaration mit. Sie ist wohl der 
einzige internationale Vertrag, in welchem die Beteiligten ausdrücklich fest- 
legen, daß sie die darin enthaltenen Regeln als ;, allgemein anerkannte" be- 
trachten. In dem Momente, wo die größten Mächte solches aussprechen, 
gewinnen diese Regeln schon an sich, ohne Rücksicht darauf, ob sie später- 
bin ratifiziert werden oder nicht, wenn nicht rechtliche, so doch faktische 
Bedeutung. Und so erscheint es durchaus begreiflich, wenn diese Regeln 
noch vor ihrer formellen Inkraftsetzung wie geltendes Recht betrachtet 
werden ^). 



1) Die im „Tag" vom 25. April 1912 (Nr. 210) aufgestellte Behauptung, daß 
die Vereinigten Staaten von Amerika die Deklaration bereits ratifiziert hätten, be- 
ruht auf einem Irrtum. 

2) Soweit natürlich nicht Bestimmungen der italienischen Gesetze eotgegen- 
stehen (Königliches Dekret vom 13. Oktober 1911). Vgl. Rapisardi-Mirabelli> 
RDJ., t. XV, S. 108. 

3) So die Türkei im besagten Krieg (vgl. Strupp, Urkunden zur Geschichte 
des Völkerrechts, 1. Ergänzungsheft, 1912, S. 87—89) und Griechenland im Balkan- 
krieg (vgl. unten 3. Kapitel). 

4) Vgl. von Liszt: „Daß ich . . . die Beschlüsse von . . . 1909 als geltende» 
Recht behandelt habe, rechtfertigt sich durch zwei Erwägungen. Einmal kommt 
in diesen Beschlüssen, selbst wenn sie nicht ratifiziert werden, die Rechtsüberzeu- 
gung der heutigen Staaten weit zu einem wohlüberlegten und scharfen Ausdruck, 
dann aber lehrt die Geschichte, daß auch nicht ratifizierte Konventionen die Tendensi 
haben, ungeschriebenes Recht zu werden, und daß Vereinbarungen, die zwischen 
einer selbst kleineren Gruppe von Staaten getroffen sind, kraft der ihnen inne- 
wohnenden Anziehungskraft allmählich den Umkreis ihres Geltungsgebietes er- 
weitern" (Völkerrecht, Vorbemerkung zur 6. Auflage). Ferner Fit ger: „Und wenn 
den Vereinbarungen auch die feierliche Inkraftsetzung . . . vorenthalten bleiben solltet 
ein Dokument der heutigen seekriegsrechtlichen Anschauungen, festgestellt, formu* 
liert durch die ersten Sachverständigen der Hauptseemächte . . . bleiben sie immer. 
Kein Gutachten, kein Präzedenzfall, keine Stellungnahme einer einzelnen Regierung 
kann sich an Autorität mit ihnen messen** (Seekriegsrecht S. 63). 
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Die sachlich selbständige — vom Prisenhof unabhäng^ — Geltung 
der Londoner Deklaration tritt in denjenigen ihrer Bestimmnng^n autage, 
in welchen es sich nicht um Wegnahme von Schiff oder Waren bandet; 
denn nur im Falle einer solchen Wegnahme ist der Prisenhof zuständig*). 
Selbstverständlich erstreckt sich aber seine Kompetenz auf alle Fragen, 
welche der Beantwortung der Hauptfragen (Ist die Beschlagnahme zu be- 
stätigen? Ist ein Ersatz zu leisten?) präjudizieren. So kann beispielsweise 
der Prisenhof gemäß Artikel 1 der Deklaration in die Lage kommen, zu 
entscheiden, ob ein neutraler Hafen, welcher blockiert worden ist, „besetzt" 
war; dann gemäß Artikel 4, ob die blockierenden Streitkräfte sich wegen 
schlechten Wetters oder aus einem anderen Grunde entfernt haben; gemäß 
Artikel 32, ob die Ursache, welche das Schiff für sein Abweichen von der 
Route angab, eine „cause süffisante" darstellt ; gemäß Artikel 43, ob die Frist, 
welche seit der Notifikation des Kriegszustandes verstrichen ist, als „temps 
utile" anzusehen ist; gemäß Artikel 49 und 51, ob das Kriegsschiff im Falle 
der Unterlassung der Zerstörung einer Gefahr ausgesetzt gewesen wäre^); 
gemäß Artikel 55, ob der Eigentümer bei Übertragung des Schiffes an eine 
neutrale Flagge die Absicht hatte, „d'öluder les cons^quences qu'entraine le 
earactere d'un navire ennemi", usf. Alles dies jedoch, wohlgemerkt, nur in 
dem Falle, daß sich aus der Beantwortung dieser Fragen mittelbar oder un- 
mittelbar ergibt, ob Schiff oder Ware mit Recht oder zu Unrecht weggenommen 
wurde, ob ein Ersatz zu leisten ist oder nicht. Andernfalls sind diese Fragen 
im diplomatischen Wege oder von einem Schiedsgericht zu erledigen ; so zum 
Beispiel, wenn ein Kriegführender einen neutralen Hafen unter dem Vorwande, 
daß dieser Hafen von feindlichen Streitkräften besetzt ist, blockiert und die 
dadurch betroffene oder eine andere neutrale Macht, ohne daß es zur Weg- 
nahme eines Schiffes wegen Blockadebruches kam, dagegen protestiert; oder 
wenn ein Kriegführender angibt, daß sein Blockadegeschwader sich wegen 
schlechten Wetters entfernt hat, und ein neutraler Staat dagegen einwendet, 
es habe in Wahrheit eine „lev6e volontaire" nach Artikel 13 vorgelegen und 
es müsse daher für die der Schiffahrt durch die Unterlassung der Notifikation ^) 
zugefügten Schäden ein Ersatz geleistet werden, usf. 



1) Nach Art. 1 (und 8) des Haager Abkommens entscheidet der Prisenhof über 
„la validit6 de la capture d'un navire de commerce ou de sa cargaison." 

2) Die gegenteilige Auffassung des amerikanischen Delegierten Wilson (Pro- 
-ceediDgs S. 216) beruht offenbar auf einem Irrtum. Im Geueralbericht wird aus- 
drücklich anerkannt, daß der Prisenhof auch für diese Vorfrage zuständig ist: „Le 
-capteur doit . . . avant tout jugement sur la validit6 de la prise, justifier en fait, 
-qu'il 6tait Wen dans un des cas exceptio nnels qui sont prövus. La justification sera 
faite contradictoirement avec le neutre qui, s'il n'est pas content de la d6cision du 
tribunal national des prises, pourra se pourvoir devant la juridiction internationale 
{Proceedings S. 836). 

8) Der Generalbericht zu Artikel 18 hebt richtig hervor, daß in der Unter- 
lassung der Notifikation schon an sich die Verletzung einer völkerrechtlichen Pflicht 
liegt: „La Puissance bloquante qui n^aurait pas notifie la lev6e, s^exposerait ä des 
r6clamations diplomatiques motiv6es par l'inaccomplissement d'un devoir international" 
{Proceedings S. 349). 
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Neben den erwähnten Bestimmungen, die je nach Lage des Falles ent- 
lÄ^eder vom Prisenhof oder von einer anderen Instanz angewendet und aus- 
:gelegt werden können, enthält die Deklaration Regeln, die den Prisenhof 
niemals beschäftigen können, oder von denen es zumindest fraglich ist, ob 
•der Prisenhof jemals in die Gelegenheit kommen wird, sie wenigstens zum 
Zwecke der Erledigung einer Vorfrage heranzuziehen, unter diesem 
Oesichtspunkf seien hier einzelne Vorschriften der Deklaration näher be- 
«prochen i). 

Artikel 11, Ziffer .2, 2. Satz. Wenn die Lokalbehörden einer 
blockierten Örtlichkeit die Konsuln der neutralen Mächte, die im blockierten 
Gebiete ihre Funktionen ausüben, von der Notifikation der Blockade nicht 
oder nicht rechtzeitig verständigen, so tut dies zwar der Rechtswirksamkeit 
«der Blockade offenbar nicht Abbruch, doch können die Neutralen, die sich 
•durch diese Unterlassung geschädigt fühlen, einen Ersatz begehren. Dieser 
Anspruch kann aber, da er sich nicht gegen den Blockierenden richtet, 
nicht vor dem Prisenhof geltend gemacht werden 2). 

Artikel 18 soll, wie der amerikanische Delegierte Wilson meinte 3), 
auch zu den Regeln gehören, welche der Prisenhof anzuwenden nicht in die 
Lage kominen wird. Allein der Fall, daß der Prisenhof diesen Artikel 
J5U interpretieren Gelegenheit hat, ist leicht denkbar, so, wenn etwa der 
Eigentümer eines wegen Blockadebruches aufgebrachten Schiffes geltend macht, 
•daß die Blockade dem Artikel 18 nicht entsprach und deshalb nicht rechts- 
wirksam war. Ob freilich dem neutralen Staat, dessen Hafen vom Krieg- 
führenden zu Unrecht abgesperrt wurde, ein Ersatzanspruch gegen den Krieg- 
führenden zusteht oder nicht, dies zu beurteilen steht dem Prisenhof nicht 
zu; Die Formulierung solcher Ansprüche gehört auf den diplomatischen Weg. 

Artikel 26. Unterläßt ein Staat, der entschlossen ist, eine der in der 
Deklaration als Konterbande angeführte Warengattung nicht als Konterbande 



1) Die Besprechung der einschlägigen Fragen erfordert große Vorsicht. Man 
könnte beispielsweise glauben, daß der Prisei^of niemals in die Lage kommen 
könne, sich mit Artikel 5 zu beschäftigen. Diese Annahme wäre jedoch nicht zu- 
treffend, wie folgendem Beispiel zu entnehmen ist: Ein neutrales Schiff wird wegen 
Blockadebruches beschlagnahint. Der Eigentümer verlangt die Freigabe des Schiffes 
mit der Begründung, daß andere neutrale Schiffe den blockierten Hafen angelaufen 
haben, daß also die Blockade nicht effektiv gewesen sei. Der Kriegführende wendet 
«in, die Blockade sei im Hinblick auf die Zahl der von ihm aufgebotenen Schiffe 
und nach der ganzen Situation wohl effektiv gewesen, er habe die anderen Schiffe 
AUS gewissen Gründen freiwillig passieren lassen zu sollen geglaubt. Der 
Eigentümer erwidert, daß der Kriegführende hierdurch die Regel des Artikels 5 
verletzt habe und er verlange aus diesem Grunde die Freigebung seines Schiffes. 
Da die Blockade unparteiisch zu handhaben sei, so habe auch er das Recht gehabt, 
zum blockierten Hafen zugelassen zu werden. Die Parteilichkeit habe eben die 
Bechtsunwirksamkeit der Blockade zur Folge. Der Prisenhof hätte demgemäß zu 
entscheiden, ob Artikel 5 in diesem Sinne auszulegen sei. Würde die Entscheidung 
des Prisenhofes verneinend ausfallen, dann könnte eine Parteilichkeit im Sinne des 
Artikels 5 lediglich auf diplomatischem Wege Remedur finden. 

2) Proceedings S. 348. 

3) Ibidem S. 216. 
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bezw. nur als bedingte Konterbande zu behandeln, diesen Entschluß den 
übrigen Mächten bekanntzugeben, so können die hierdurch Benachteiligten 
ihre Ansprüche höchstens auf diplomatischem Wege geltend machen. 

Artikel 29, Ziffer 1, 2. Satz. Der Prisenhof ist wohl kompetent, zu 
entscheiden, ob Gegenstände, die als Konterbande weggenommen wurden, nicht 
etwa solche sind, die ausschließlich zur Pflege von Kranken oder Verwun- 
deten dienen, und er kann gegebenenfalls auf Rückstellung oder auf Ersatz 
erkennen. Macht jedoch der Kriegführende geltend, daß er die Eigenschaft 
der weggenommenen Artikel kannte und sie nicht als Konterbande weg- 
genommen, sondern „requiriert" hat, so hat sich der Prisenhof, da eine 
„capture" nicht vorliegt, als inkompetent zu erklären. Etwaige Ansprüche 
des Neutralen, die darauf gestützt werden, daß die erforderte „n^cessit6 
militaire importante" oder die erforderte Bestimmung nach dem Feinde nicht 
vorlag, oder daß der Requirierende die vorgeschriebene Entschädigung zu 
leisten verweigert, gehören auf den diplomatischen Weg^). 

Artikel 44. Dieser Artikel verpflichtet — zumindest soweit daa 
Völkerrecht in Betracht kommt — weder den Kriegführenden, die Konter- 
bande zu übernehmen, wenn das angehaltene neutrale Schiff die Übergabe 
der Konterbande anbietet, noch auch den Kapitän des neutralen Schiffes^ 
die Konterbande herauszugeben, sollten auch alle Voraussetzungen vorliegen, 
welche man bei Abfassung des Artikels im Auge hatte. Dagegen schafft 
der 2. Absatz sowohl für den Kaptor, als für den Kapitän strikte Verpflich- 
tungen, welche Beweiszwecken dienen. Die Nichterfüllung dieser Verpflich- 
tungen seitens des Kaptors kann der Staat, dem das neutrale Schiff angehört^ 
bei der Regierung der kriegführenden Macht zur Sprache bringen. 

Artikel 47. Da die Gefangennahme einer Person niemals als „cap- 
ture" zu betrachten ist, kann der Eigentümer des neutralen Schiffes, an 
dessen Bord die Gefangennahme stattfand, sowie auch der Gefangengenom- 
mene selbst, den Prisenhof nicht anrufen. Eine eventuelle Meinungsverschie- 
denheit, etwa in der Richtung, daß kein hinreichender Grund vorlag, den 
Gefangengenommenen für ein „individu incorpor6 dans la force arm^e de 
Fennemi" zu halten, kann nur im diplomatischen Weg ausgetragen werden, 
und zwar selbst dann, wenn das Schiff aus einem anderen Grunde, z. B. 
wegen Führens von Konterbande, aufgebracht worden ist. 



1) Es ist überhaupt wohl zu beachten, daß der Prisenhof gleich den nationalen 
Prisengerichten eben nur über „Prisen" zu judizieren hat, mag es sich um Weg- 
nahme oder Zerstörung von Schiffen oder von Waren handeln. Wenn ein Krieg- 
führender neutrale Schiffe oder auf neutralen Schiffen befindliche Waren aus einem 
anderen Titel wegnimmt, so ist von einer Prise nicht die Rede. Requiriert bei- 
spielsweise der Kriegführende ein neutrales Schiff oder zerstört er ein solches Schiff» 
weil er befürchtet, es könnte seinem Gegner seinen Aufenthalt verraten, so kann 
sich der Eigentümer an den Prisenhof nicht wenden. Im übrigen ist bemerkens- 
wert, daß der Generalbericht unter Artikel 29 Äußert: „ün beUig^rant ne saurait 
avoir le droit de r^quisition k l'^gard des navires neutres en pleine mer" — ein 
Satz, von welchem Artikel 29, Abs. 1 eben eine Ausnahme schafft (Proceedings 
S. 356). 
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Artikel 50. Würde ein Kriegführender ein neutrales SchiflP in die 
Luft sprengen oder versenken, ohne die an Bord befindlichen Personen und 
Beweispapiere in Sicherheit zu bringen, so könnten die hieraus abgeleiteten 
Entschädigungsansprüche nicht vor dem Prisenhof gestellt werden. 

Artikel 54. Was die Verpflichtung des Kriegführenden zur Eintragung 
in die Schiffspapiere des neutralen Fahrzeuges anlangt, so gilt analog das 
zu Artikel 44 Bemerkte. Läßt der Kaptor in Widerspruch mit dem letzten 
Satz des 1. Absatzes des Artikels das neutrale Schiff seiüe Reise nicht fort- 
setzen (er schreibt ihm beispielsweise eine andere Route vor), so könnte der 
Neutrale gleichfalls nur im diplomatischen Wege dagegen auftreten. 

Artikel 57. Zu dieser Regel ist zu bemerken, daß der zweite Absatz 
die Frage, ob ein neutrales Schiff, welches eine vom Kriegführenden zu 
Friedenszeiten vorbehaltene Schiffahrt betreibt (z. B. Küstenschiffahrt, Ver- 
bindung des Mutterlandes mit den Kolonien), als feindlich konfisziert werden 
darf, offen läßt i). Dies bedeutet, daß die Londoner Deklaration diese Frage 
nicht regeln wollte; hierdurch wird aber die Jurisdiktion des Prisenhofes, 
welche nach dem Haager Abkommen sich auf alle Fälle neutraler Prisen 
erstreckt, keineswegs ausgeschlossen 2). Selbstredend ist der Prisenhof gemäß 
Absatz 1 berufen, die Vorfrage zu entscheiden, ob das Schiff das Recht hatte, 
die Flagge zu führen, die es geführt hat. Er hat hierbei nach dem Gesetz 
des Staates zu entscheiden, dessen Flagge das Schiff in Anspruch nahm. 

Artikel 61 und 62. Entzieht der Kommandant des Konvoi dem 
geleiteten Schiff im Sinne des Artikels 62, letzter Satz, seinen Schutz, so 
steht der Kriegführende dem neutralen Schiff in der gleichen Weise gegen- 
über, wie jedem nichtgeleiteten neutralen Fahrzeug; er kann es also je nach 

1) Vgl. auch Geoeralbericht unter Artikel 46. Man hatte vorgeschlagen, diesen 
Fall in Artikel 46 aufzunehmen und hiermit solche Schiffe, als einer neutralitäts- 
widrigen Unterstützung schuldig, feindlichen Schiffen gleichzustellen: „Plusieurs 
D616gations ont repouss6 formellement cette proposition, de sorte que la question 
ainsi soulev^e est rest^e entiere (Proceedini^s S. 364). 

2) Die Londoner Deklaration vermag überhaupt an der Kompetenz des Prisen- 
hofes nichts zu ändern. Für diese Kompetenz ist es daher auch nicht entscheidend, 
ob die Londoner Deklaration eine Frage gelöst oder offen gelassen hat. Daher ist 
der Prisenhof ohne Zweifel zur Entscheidung auch aller jener Fragen des Prisen- 
rechtes zuständig, welche die Londoner Konferenz nicht zu lösen vermochte, also 
auch der Probleme der Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe auf 
hoher See und der feindlichen Eigenschaft. Man war sich hierüber in London nicht 
einen Augenblick im Zweifel, ja man tröstete sich eben, wenn eine Einigung nicht 
zu erzielen war, damit, daß der Prisenhof zur Verfügung stehe, dem es wohl 
gelingen werde, eine entsprechende Lösung zu finden. In manchen Kreisen scheint 
man über diese Sachlage in Irrtum zu sein. So äußert beispielsweise Graf Ee- 
ventlow: „Auf der anderen Seite ist verschiedentlich die Frage aufgeworfen, ob 
der internationale Prisenhof auch in solchen Fällen kompetent sei, wo es sich um 
die Um- oder Kückverwandlung von Kauffahrteischiffen handele oder um die Frage 
der feindlichen Eigenschaft. Obwohl dieses — und zwar selbstverständ- 
licherweise — autoritativ in Abrede gestellt worden ist, fährt man 
in der Presse fort, die Dinge so darzustellen, als ob der internationale Prisenhof 
und die Londoner Deklaration auch nach dieser Kichtung hin eine Düpierung Groß- 
britanniens bedeuteten" (Großbritannien, Deutschland und die Londoner Deklaration, 
Berlin, Mittler 1911, S. 6). 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechte IV: 4. Hold v. Ferneok, Seerechtskonferenz. 4 
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Lage des Falles aufbringen oder vernichten oder ihm nach Artikel 44 oder 54 
die Fortsetzung der Reise gestatten. In allen diesen Fällen unterliegt sein 
Verhalten in letzter Linie der Überprüfung durch den Prisenhof. Die Ar- 
tikel 61 und 62 legen jedoch dem Kommandanten des Konvoi eine Reihe 
von Pflichten auf:* Er hat dem Kriegführenden auf Verlangen Auskünfte 
über Schiff und Ladung zu erteilen, diese Auskünfte gegebenenfalls zu veri- 
fizieren, hierüber ein Protokoll aufzunehmen und eine Abschrift hiervon zu 
tibergeben. Auf die Verletzung dieser Pflichten ist eine Sanktion nicht 
gesetzt. Eine solche Verletzung könnte wohl — wenigstens unter Umständen — 
einen Widerstand gegen die Ausübung des Prisenrechteä involvieren, auf welchen 
Artikel 63 sinngemäß anzuwenden wäre i). Kommt es unter diesem Gesichts- 
punkt zur Saisierung, so hätte der Prisenhof allerdings Gelegenheit, zu der 
Streitigkeit Stellung zu nehmen. Wenn aber eine Aufbringung nicht statt- 
findet, so erübrigt nichts, als daß der Kriegführende den diplomatischen 
Weg betritt. Freilich wird sich der Befehlshaber des kriegführenden Kriegs- 
schiffes, wenn es sich offenbar um Neutralitätsverletzungen handelt, veranlaßt 
sehen, an die Gewalt zu appellieren. Der Generalbericht erwähnt nur den 
Fall, daß der Kommandant des Konvoi entgegen der Auffassung des Krieg- 
führenden der Ansicht ist, daß eine Aufbringung des geleiteten Schiffes nicht 
begründet wäre, und sich sohin weigert, dem Schiffe seinen Schutz zu ent- 
ziehen: „La Situation de fait produite par le convoi doit 6tre, en ce cas, 
maintenue. II pourra seulement y avoir une protestation de la paii; de 
Tofficier du croiseur, et la difficulte sera r6gl6e par la voie diplomatique" 2). 
Der gleiche Weg ist aber notwendig in allen Fällen einzuschlagen, wo eine 
Meinungsverschiedenheit zwischen den beiden Befehlshabern entsteht und es 
nicht zur Saisierung des geleiteten Schiffes kommt. Aber auch wenn das 
Schiff saisiert wird, hat sich der Prisenhof darauf zu beschränken, festzu- 
stellen, ob die Regeln der Artikel 61 und 62 eingehalten wurden und ob 
eine etwaige Verletzung der darin stipulierten Pflichten der Frage, ob die 
Beschlagnahme zu bestätigen sei, präjudiziert. 

Artikel 63. Diese Regel handelt bloß von der „r6sistance opposee 
par la force", also nicht von dem Fall, daß das neutrale Schiff, ohne Gewalt 
zu üben, die Flucht ergreift. Letzteren Fall bespricht der Generalbericht ^). 
Gelingt der Fluchtversuch, wird also das Schiff nicht aufgebracht, so fehlt 
jede Basis, den Prisenhof mit der Angelegenheit zu befassen. Doch bleibt 
dem Kriegführenden unbenommen, eine diplomatische Reklamation anzu- 
bringen, die — je nach den Vorschriften, die im neutralen Staate gelten — 
zur Bestrafung des Kapitäns führen kann. Umgekehrt könnte ein das Maß 
des Notwendigen überschreitendes Vorgehen des Kriegführenden gegen das 



1) Diese Auffassung könnte vielleicht mit dem Argument vertreten werden, 
daß die Intervention eines neutralen Kriegsschiffes genügt, um den Widerstand als 
„gewalttätigen" erscheinen zu lassen. 

2) Proceedings S. 372. 

3) Proceedings S. 372 f. 
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flüchtige SchiflP den neutralen Staat veranlassen, bei der Regierung des Krieg- 
führenden einzuschreiten. 

Diese Übersicht — welche übrigens auf Vollständigkeit nicht Anspruch 
macht — dürfte deutlich zeigen, daß die Deklaration eine Reihe von Be- 
stimmungen enthält, die der Prisenhof anzuwenden und auszulegen niemals 
in die Lage kommen wird. Sohin sind zwei Kategorien von Normen aus- 
gewiesen: solche, welche einmal vom Prisenhof, das andere Mal von einer 
anderen Instanz anzuwenden und zu interpretieren sind i), und solche, welche 
vom Prisenhof in keinem Falle angewendet und ausgelegt werden können ^). 

Dazu tritt nun, wie zu zeigen ist, ein weiterer Umstand, der zu denken 
gibt : nämlich die Möglichkeit, den Wirkungskreis des Prisenhofes wesentlich 
einzuschränken. 

Nach Artikel 64 der Deklaration haben die Beteiligten, vorausgesetzt, 
daß für die Beschlagnahme des SchiflPes oder der Waren nicht ausreichende 
Gründe vorgelegen Kaben, Anspruch auf Schadenersatz, wenn die Beschlag- 
nahme von der Prisengerichtsbarkeit nicht bestätigt oder wenn sie ohne 
gerichtliches Verfahren aufgehoben wird. Es fragt sich nun, ob der Prisen- 
Kof in die Lage kommen wird, über derartige Ersatzansprüche zu judizieren. 
Daß er unter Umständen kompetent ist, über solche Ansprüche zu erkennen, 
geht aus Artikel 8 des Haager Abkommens hervor. Allein nach dieser 
Bestimmung greift seine diesfällige Kompetenz nur unter zwei Voraus- 
setzungen Platz; erstens, wenn er selbst die Beschlagnahme aufhebt, oder 
zweitens, wenn das nationale Prisengericht die Beschlagnahme aufgehoben 
hat. Hat der Kriegführende die Prise freiwillig freigegeben und kam es 
sonach zu einer Verhandlung vor dem nationalen Prisengericht nicht, so ist 
keine der beiden Voraussetzungen gegeben. Der Prisenhof kann also in 
diesem Falle mit Ersatzansprüchen nicht befaßt werden 3). Hieran würde 
selbst dann nichts geändert werden, wenn die nationalen Prisengerichte durch 
staatliches Gesetz ermächtigt würden, über Ersatzansprüche in dem Falle zu 
urteilen, daß die Beschlagnahme im Verwaltungswege aufgehoben wurde. 
Denn der zitierte Artikels setzt unter allen Umständen eine gerichtliche 
Aufhebung der Beschlagnahme voraus. 

Andererseits ist die Frage aufzuwerfen, ob die Kompetenz des inter- 
nationalen Prisenhofes zur Entscheidung über Ersatzansprüche gegeben ist, 
wenn das nationale Prisengericht, dessen Urteil er zu überprüfen hat, nicht 
kompetent war, über Ersatzansprüche zu entscheiden. Läßt man die Kom- 
petenz der nationalen Prisengerichte auch für den Prisenhof maßgebend sein, 
erkennt man ihm also die Kompetenz, über Ersatzansprüche zu entscheiden, 
in allen Fällen ab, wo sie den nationalen Prisengerichten abgeht, so legt 

1) Vgl. oben S. 46 f. 

2) Der Verfasser darf sich hier vorbehalten, an geeigneter Stelle Vorschläge 
zu erstatten, wie den unliebsamen Konsequenzen, die sich aus dieser Sachlage 
möghcherweise ergeben, vorgebeugt und eine einheitliche Rechtsprechung in allen 
Fragen des neutralen Prisenrechts gewährleistet werden könnte. 

3) Vgl. Proceedings S. 374. 

4* 
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man es den Staaten in die Hand, die Kompetenz des Prisenhofes wesentlich 
einzuschränken. Ja es könnte nach dieser Auffassung dazu kommen, daß 
der Prisenhof seine ganze diesfällige Kompetenz einbüßt: wenn nämlich alle 
Signatarmächte des Prisenhofabkommens ihren nationalen Prisengerichten die 
Zuständigkeit zur Entscheidung über Ersatzansprüche — soweit eine solche 
Zuständigkeit überhaupt bereits gegeben ist — abnehmen und solche An- 
sprüche entweder vor andere — etwa die ordentlichen — Gerichte oder auf 
den diplomatischen Weg verweisen. Und mit dieser Eventualität müßte wohl 
in dem Falle gerechnet werden, daß einige Staaten mit einem solchen Bei- 
spiel vorangehen. Denn es läßt sich schwerlich denken, daß sich eine 
Macht, was derartige Ansprüche betrifft, der obligatorischen Gerichtsbarkeit 
des internationalen Prisenhofes unterwirft, wenn andere Mächte die Ent- 
scheidung darüber ihren eigenen Gerichten oder gar der Regierung selbst 
vorbehalten. Damit aber würde die so wichtige Bestimmung des Artikels 64, 
welche für die Neutralen die größte Bedeutung besitzt, erheblich an Wert 
verlieren. Aus dem Prisenhofabkommen läßt sich wohl die Pflicht der Sig- 
natarmächte ableiten, nationale Prisengerichte zu errichten, bzw., wo solche 
bereits bestehen, sie zu belassen (Art. 1 und 2), nicht jedoch die Pflicht, 
diese Gerichte zu ermächtigen, auch über Ersatzansprüche zu urteilen. Den 
Prisengerichten kommt notwendig die Kognition über die Beschlagnahme 
von Schiffen und Waren zu, nicht dagegen auch die Jurisdiktion über 
Schadenersatzforderungen. Damit eine solche gegeben sei, bedarf es einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift. Daß die Staaten zur Erlassung einer 
solchen durch das Prisenhofabkommen nicht verpflichtet sind, geht mit aller 
Schärfe aus dem von Renault im Laufe der Zweiten Friedenskonferenz zu 
dieser Konvention erstatteten Bericht hervor. Dieser Bericht zeigt an 
mehreren Stellen, daß die Tendenz der Mächte im Haag dahin ging, jedem 
Staat in den Fragen der nationalen Prisengerichtsbarkeit soweit als möglich 
freie Hand zu lassen i). Es fragt sich jetzt bloß, ob die Signatarmächte 



1) „II ne s'agit donc pas de toucher aux Tribunaux de prises nationaux qui 
continueront ä statuer, comme par le pass^, suivant leur Organisation et leur proce- 
dura. La Convention ne trouble pas las divers pays dans leurs habitudes ... La 
l^gislation da chaqua pays qui regle souverainement ca qui concame Torganisation 
des juridictions nationales de prises ... La seule r^gle posöe par la Convention 
en ce qui concerna las tribunaux nationaux est que leurs dicisons doivent etre pro- 
noi;ic6es en s^ance publique ou notifi^es aux parties neutres ou ennemias" (Deux. 
Conf. de la Paix, t. III, S. 185). „Ein Intemationalrechtssatz, durch den die Staaten 
sich verpflichtet hätten, über die Kechtmäßigkeitsfrage hinaus auch Schadenersatz- 
ansprüche dar an der Prise Beteiligten ihren Prisengarichten zur Kognition zu 
tiberweisen, ist — jedenfalls allgemein — nicht nachweisbar. Die Yertragsmächte 
der Prisenkonvention werden es also in der Hand haben, die Anwendung des Ar- 
tikels 8, Absatz 3, ganz auszuschließen" (Pohl, 1. c. S. 162). Man hat freilich 
andererseits geltend gemacht, daß der Prisenhof als ein „Gericht" seine Kompetenz 
selbst festzustellen habe, wonach es ihm also anheimgegeben bliebe, auch dann über 
Ersatzansprüche zu judizieren, wenn die nationale Prisengerichtsbarkeit hierzu nicht 
kompetent war. Allnin eine solche Befugnis, seine Kompetenz selbst zu bestimmen, 
kann einem internationalen Gericht nicht zuerkannt werden. Denn ein solches be- 
steht nur durch den Willen der Staaten, die es geschaffen haben, und hat nur die 
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der Londoner Konferenz an diesem Zustand festhielten oder ob sie nicht 
etwa eine Bindung in der Richtung übernommen haben, die Kompetenz ihrer 
Prisengerichte mit derjenigen des Prisenhofes in Einklang zu bringen. 

Die Deklaration enthält eine hierauf bezügliche Bestimmung nicht. Der 
Generalbericht zu Artikel 67 sagt ausdrücklich : „ Jl convient de remarquer que 
la question de savoir si les tribunaux nationaux de prises sont comp^tents 
pour statuer sur les dommages-int^r^ts, n'est pas vis^e dans le texte" i). Sonach 
käme lediglich zu untersuchen, ob die Londoner Vertragsmächte nicht etwa 
im Generalberichte ihre Ansicht und ihren Willen zum Ausdruck brachten. 
In der Tat enthält dieser Bericht ziemlich eingehende Ausführungen über die 
Frage. Er unterscheidet zwischen den beiden im Artikel 64 behandelten 
Fällen: Wurde das beschlagnahmte Schiff oder Gut ohne Verhandlung vor 
dem nationalen Prisengerichte freigegeben, dann — so heisst es — „la l^gislation 
du bellig6rant capteur decide si des tribunaux sont comp^tents pour connaltre 
d'iine demande en indemnit^, et, en cas d'affirmative, quels tribunaux sont com- 
petents dans Fespfece." Dieser Fall interessiert hier übrigens zunächst nicht. Denn 
„la Cour internationale n'a, dans ce cas, aucune comp^tence d'apres la Conven- 
tion de la Haye". Anders in dem Falle, daß ein Verfahren vor dem natio- 
nalen Prisengericht stattfand: „En tant qu'il y a un procös sur les propriötfe 
saisies, aucun doute n'est possible. Dans la procödure engagte sur la validit^ 
de la cargaison, les int^ressös auront Foccasion de faire valoir leur droit ä une 
indemnit^, et, si la d^cision du tribunal national ne leur donne pas satisfaction, 
ils pourront se pourvoir devant la Cour internationale des prises" ^). Es be- 
steht also, wenn es zu einer Verhandlung vor dem nationalen Prisengericht 
wegen einer Beschlagnahme kommt, nach dem Berichte nicht einmal ein Zweifel 
darüber, daß das Gericht über Ersatzansprüche zu urteilen berechtigt ist. Die 
Stelle ist freilich nicht sehr glücklich abgefaßt. Sie ließe nach dem Wortlaute die 
Annahme zu, daß es gleichgiltig sei, ob das Priesengericht zur Kognition 
über Ersatzansprüche berufen ist: der Berechtigte könne sich eben immer 
an den Prisenhof wenden, wenn das nationale Prisengericht seinem Begehren . 
nach Ersatz nicht stattgegeben habe, sei es, daß es den Anspruch nicht zu 
liquidieren fand, also in merito ablehnte, sei es, daß es sich zur Entscheidung 
darüber inkompetent erklärte. Diese Annahme träfe nicht zu. Der General- 
Kompetenz, die ihm dieße Staaten ausdrücklich übertragen haben. Bestechender 
erscheint die von Hub er vertretene Auffassung, daß die Prisenhofkonvention die 
„Pflicht zu entsprechender Gesetzgebung" schaffe (Jahrb. d. öff. Rechts ü, S. 538). 
Dies soll wohl bedeuten, daß die Staaten alles vorkehren müssen, damit der Prisen- 
hof in dem in der Konvention festgestellten Umfang judizieren könne, da doch 
einer Macht nicht anheimgestellt sein kann, die Wirksamkeit eines Vertrages, aD 
dem sie beteiligt ist, durch einseitige Maßnahmen einzuschränken. So berechtigt 
diese Anschauung sicherlich ist, so erscheint es doch angesichts der klaren Aus- 
führungen des Renault'schen Berichtes zweifelhaft, ob sie von allen Vertrags- 
mächten geteilt würde. Es muß also mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß 
wenigstens einige dieser Mächte ihre Prisengerichte nicht mit der Kompetenz aus- 
statten werden, über Ersatzansprüche zu urteilen. 

1) Proceedings S. 374. 

2) Ibidem. 
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bericht will gewiß nicht, wie es den Anschein hat, besagen, daß die Kompe- 
tenz der nationalen Prisengerichte zur Entscheidung über Ersatzansprüche 
davon abhängt, ob ein Prisenverfahren stattfindet oder nicht. Denn es ist 
doch allzu klar, daß es von der nationalen Gesetzgebung abhängt, wie weit 
sich die Kompetenz der Prisengerichte erstreckt. Und er will auch gewiß 
nicht sagen, daß es für den Prisenhof gleichgiltig ist, ob das nationale 
Prisengericht einen Ersatzanspruch in merito abgewiesen oder die Verhand- 
lung über einen solchen wegen Inkompetenz abgelehnt hat. Der Tenor ist 
vielmehr darauf zu legen, daß sich der zitierte Satz „la Wgislation du belli- 
g^rant capteur döcide si des tribunaux sont compötents" lediglich auf den 
Fall bezieht, daß das Tjeschlagnahmte SchiflP oder Gut ohne Verhandlung vor 
dem nationalen Prisengericht freigegeben wird. Nur für diesen Fall steht den 
Staaten das Recht zu, die Kompetenz in Prisensachen nach Gutdünken zu 
regeln, sie entweder den Prisengerichten oder anderen — etwa den ordent- 
lichen — Gerichten zuzuweisen oder dem Geschädigten lediglich den diplo- 
matischen Weg vorzubehalten. In allen Fällen jedoch, wo das Prisengericht 
über die Beschlagnahme zu entscheiden hat, steht diesem notwendig auch 
die Kognition über die Ersatzansprüche zu. Danach haben also die 
Londoner Mächte nicht das Recht, ihren Prisengerichten und 
dadurch auch dem Prisenhof durch gesetzgeberische Maß- 
nahmen die Kognition über die Ersatzansprüche zu ver- 
sagen. 

Gleichwohl vermag diese Auslegung nicht völlig zu beruhigen. Denn sie 
stellt bloß die Absicht der zehn Mächte klar, welche in London vertreten 
waren. Den zahlreichen Signatarmächten der Prisenhof konvention kann sie nicht 
entgegengehalten werden. Aber auch, was die Londoner Mächte selbst anlangt, 
kommt zu bemerken, daß ihre Willenskundgebung nicht in dem Vertrags- 
instrument, sondern lediglich im Generalbericht enthalten ist. Ob sie also eine 
rechtliche Bindung mit sich bringt oder nicht, hängt davon ab, ob man dem 
Generalbericht bindende Kraft zuerkennt oder ihn lediglich als einen rechtsunver- 
bindlichen Motivenbericht betrachtet ^). Aber selbst wenn es gelänge, nachzu- 
weisen, daß die Londoner Signatare die Ausführungen dieses Berichtes für ver- 
pflichtend erachten, so könnte daraus noch nicht mit Sicherheit gefolgert werden, 
daß ihnen auch diejenigen Staaten eine solche Kraft beilegen werden, welche 
der Deklaration etwa künftig adhärieren. Soll also mit einer jeden Zweifel aus- 
schließenden Sicherheit feststehen, daß der Prisenhof in der Lage sein wird, 
in allen Fällen, wo er selbst eine Beschlagnahme aufhebt oder wo bereits 
das nationale Prisengericht die Beschlagnahme aufgehoben hat, über Ent- 
schädigungsansprüche zu judizieren, so erübrigt nichts anderes, als daß alle 
Signatare und Adhärenten der Prisenhofkonvention ein Abkommen treffen, 
worin sie sich den im Generalberichte bezeichneten Standpunkt der Londoner 
Vertragsmächte zu eigen machen. — 



1) Vgl. über diese Frage unten 4. Abschnitt. 
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2. Die in der Überschrift enthaltenen Worte „relative au droit de la guerre 
maritime" sind nicht gerade bezeichnend, da sie zu dem Irrtum zu verleiten 
geeignet sind, als handle es sich um die Rechtsregeln über die Kriegführung 
zur See. Es war nicht Aufgabe der Konferenz, die Frage zu lösen, an 
welche Grundsätze die Kriegführenden in ihrem Verhältnis zu einander ge- 
bunden sein sollen ; man wollte nicht ein Reglement über die Gesetze und Ge- 
bräuche des Seekrieges nach dem Muster des Landkriegsreglements schaflPen i), 
sondern vielmehr das — den Prisenhof in erster Linie interessierende — Ver- 
hältnis der Ea*iegführenden. zu den Neutralen regeln und im Zusammen- 
hange damit die Grenzlinie festlegen, welche das neutrale vom feindlichen 
Eigentum scheidet, um solcherart die Kriegführenden zu hindern, daß sie die 
Neutralen unter dem Vorwande beeinträchtigen, es gelte feindliches Eigentum 
wegzunehmen. Allerdings zieht die Deklaration, indem sie die den Krieg- 
führenden gegen die Neutralen zustehenden Rechte begrenzt, mittelbar auch 
den Feindseligkeiten selbst gewisse Schranken. Diese Wirkung ist aber 
nicht gewollte, sondern bloße Reflexwirkung. Die Vorschrift etwaj daß nur 
eine effektive Blockade rechtswirksam und verbindlich sei, hat nicht den 
Zweck, den blockierenden Kriegführenden zu einem möglichst großen Aufgebot 
von Schiffen gegen die feindliche Küste zu veranlassen; sie ist vielmehr be- 
stimmt, die Neutralen vor willkürlicher Belästigung der friedlichen Schiffahrt 
zu bewahren. Die Überschrift der Deklaration würde bezeichnender lauten :, 
Deklaration betreffend das Recht der neutralen Prisen. Freilich beschäftigt 
sich die Londoner Deklaration nicht nur mit der Rechtsstellung neutraler 
Prisen; sie regelt vielmehr, wie noch darzutun sein wird, auch eine Reihe 
anderer, mit der Rechtsstellung der Prisen manchmal gar nicht zusammen- 
hängender Fragen, so daß es schwer fiele, einen Titel zu finden, der sachlich 
vollkommen zutrifft. Man könnte, wollte man einen solchen Titel wählen, 
höchstens sagen: die Rechtsstellung der Neutralen auf dem Schauplatz des 
Seekrieges, ohne daß freilich auch diese Worte den Inhalt völlig getreu und 
erschöpfend wiedergeben würden. 

3. Weiters scheinen die Worte der Überschrift „relative au droit de la 
guerre maritime" darauf hinzudeuten, daß die erlassenen Bestimmungen nur 
im Falle eines Seekrieges Anwendung finden sollen. Auch diese Annahme 
wäre nicht stichhältig, wie sich teils aus einer Bestimmung der Deklaration 
selbst, teils aus dem Protokoll der letzten Plenarsitzung der Konferenz ergibt. 

Artikel 36 verfügt nämlich im Zusammenhang mit Artikel 30, daß Kriegs- 
konterbande aller Art auf jeder Etappe des Transportes zur See weggenommen 
werden darf, wenn die Waren nach einem Lande unterwegs sind, welches 
Meeresküsten nicht besitzt. Allerdings müssen die Waren, welche bloß kon- 
ditionelle Konterbande bilden, die für diese Kategorie vorausgesetzte be- 
sondere Bestimmung besitzen, um der Wegnahme zu unterliegen. Es ist nun 



1) Diese Aufgabe hatte man im Haag der dritten Friedenskonferenz vorbehalten 
(Schlußakte vom 18. Oktober 1907, Z. 4). 
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klar, daß diese Regel supponiert, daß die Feindseligkeiten bloß zu Lande 
stattfinden; denn ein Binnenstaat kann zur See nicht BLrieg führen ^). Würde 
etwa Rumänien in einen bewaffneten Konflikt mit Serbien geraten, so könnten 
die rumänischen Kriegsschiffe die nach Serbien verfrachteten Konterbande- 
waren auf dem Meere anhalten und Angehörige der serbischen Streitmacht 
an Bord neutraler Schiffe gefangennehmen, obwohl ein Seekrieg im strengen 
Sinne des Wortes nicht stattfände. Um jeden Zweifel über die Tragweite 
der Überschrift der Deklaration zu beseitigen, wurde der Generalbericht- 
erstatter Herr Renault veranlaßt, in der letzten Sitzung der Konferenz 
festzustellen, daß die Überschrift nicht dahin auszulegen sei, als fänden die 
Regeln nur dann Anwendung, wenn sich die Feindseligkeiten auch zu Wasser 
abspielen 2). Allerdings können in Kriegen mit Binnenstaaten nicht sämt- 
liche Vorschriften der Deklaration zur Geltung kommen, so zum Beispiel 
nicht die Regeln über die Blockade. Soweit aber nicht Hindemisse rein tat- 
sächlicher Natur entgegenstehen, erstreckt sich das Anwendungsgebiet der 
Deklaration auch auf den Fall eines Landkrieges. Hierbei ist es nicht ent- 
scheidend, ob die kriegführenden Staaten von einander durch das Meer ge- 
trennt sind, wie es etwa im südafrikanischen oder im italienisch-abessy- 
nischen Kriege der Fall war, oder ob sie eine Trockengrenze gemeinsam 
haben, wie zum Beispiel Rumänien und Serbien, Uruguay und Paraguay, 
Peru und Bolivia. 

II. Die Einleitimg. 

Die Präambel bezeichnet als Zweck der Konferenz „de determiner en 
commun ce que comportent les regles g^nöralement reconnues du droit 
international au sens de Farlicle 7 dfe la Convention du 18 octobre 1907 
relative ä Pötablissement d'une Cour internationale desPrises", und hebt hervor, 
daß diese Feststellung einerseits dem „friedlichen Handel", andererseits „den 
BLriegflihrenden und ihren politischen Beziehungen zu den neutralen Re- 
gierungen" Vorteile bietet. Da die allgemeinen Prinzipien des Völkerrechtes 
in ihrer praktischen Anwendung von den verschiedenen Staaten häufig ver- 
schieden ausgelegt werden („sont souvent . . . l'objet de methodes divergentes"), 
gelte es, „d'assurer dor6navant une plus grande uniformit^ ä cet 6gard". 



1) Es kann allerdings vorkommen und hat sich auch jüngst ereignet, daß ein 
Binnenstaat im Verlaufe eines Krieges mit einem Staat, welcher Küsten besitzt, 
durch kriegerische Okkupation an diese Küsten gelangt (serbische Truppen an der 
türkisch-albanischen Küste der Adria 1912/1913). In diesem Falle ergibt sich die 
Frage, ob der ßinnenstaat — wenigstens solange die Besetzung des Küstengebietes 
dauert — die Rechte eines Kriegführenden zur See ausüben, z. B. Prisen machen 
darf. Die Frage ist wohl nicht ohne weiteres zu verneinen, wenn sich auch in der 
Praxis für den Okkupanten regelmäßig die Schwierigkeit ergeben wird, daß ihm 
Kriegsschiffe nicht zur Verfügung stehen und daß er keine anerkannte Kriegsflagge 
und keine Seegesetzgebung besitzt. Man könnte ferner die Frage aufwerfen, ob 
Artikel 36 auch gegenüber einem Binnenstaat gilt, welcher durch kriegerische Be- 
setzung in die, wenn auch nur vorübergehende, Herrschaft über eine Küste gelangt. 

2) Proceedings S. 224. 
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Hieran knüpfen die beteiligten Staaten den Ausdruck der HoflPnung „qu'une 
oeuvre d'un int^rßt commun aussi important rencontrera l'approbation 
generale ^) 2)". 

III. Der Inhalt der Deklaration. 

In der „Disposition pr61iminaire** wird konstatiert, daß „die in den folgen- 
den Kapiteln enthaltenen Regeln ihrer Substanz nach den allgemein aner- 
kannten Prinzipien des Völkerrechtes entsprechen". Diese Konstatierung 
hängt mit dem ersten Absatz der Präambel, der auf Artikel 7 des Prisenhof- 
abkommens Bezug nimmt, aufs engste zusammen 3). 

An die einleitende Bestimmung schließen sich 64 Artikel, welche, in 9 
Kapitel zusammengefaßt, folgende Materien regeln : Blockade in Kriegszeiten, 
Kriegskonterbande, neutralitätswidriges Verhalten, Zerstörung neutraler Prisen, 
Flaggenwechsel, feindliche Eigenschaft, Geleit, Widerstand gegen die Aus- 
übung des Prisenrechtes und Schadenersatz. 

Diese Anordnung, welche mit der im Programm eingehaltenen Reihen- 
folge nicht übereinstimmt, wurde aus systematischen Gründen getroffen; sie 
gibt keinen Aufschluß über den Gang der Verhandlungen. Wohl haben die 
Beratungen — wenn man von den tastenden Versuchen in den ersten 
Sitzungen des Plenums absieht — mit der Frage des Blockaderechtes begonnen ; 
man schloß jedoch mit den Materien der Konterbande und des Flaggen- 
wechsels, welche die größten Schwierigkeiten darboten und erst in letzter 
Stunde geregelt werden konnten. 

In den folgenden Kapiteln dieser Schrift werden in der Reihenfolge, 
welche die Deklaration enthält, die einzelnen Materien, welche daselbst 
geregelt sind, endlich die „Schlußbestimmungen" der Deklaration behandelt 
werden. Wie bereits hervorgehoben ^), geben die Materialien der Konferenz 
nicht immer genauen Aufschluß über die Entstehungsgeschichte der in der 
Deklaration enthaltenen Regeln, weil die maßgebenden Verhandlungen in 
Ausschüssen stattfanden, über deren Beratungen keinerlei Protokolle geführt 
wurden. Es wird daher auf die Materialien der Konferenz nur insoweit Bezug 
genommen, als sie für das Verständnis der Regeln von Bedeutung sind. 



1. Kapitel. Die Blockade. 

Das aus 21 Artikeln bestehende Reglement über die Blockade ^) handelt, 
wie schon die Überschrift „Du blocus en temps de guerre" besagt, lediglich 



1) Proceedings S. 343 f. 

2) 3) Über die Bedeutung und Tragweite dieser Worte vgl. oben S. 32 ff. 

4) Vgl. oben S. 25. 

5) Es wurde von manchen Seiten die Meinung geäußert, daß die Materie der 
Blockade heute an Bedeutung verloren habe. So erflärte Fusinato während der 
Beratungen der Zweiten Friedenskonferenz: „Le döveloppement extraordinaire des 
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von der Kriegsblockade. Man wollte sich aus begreiflichen Gründen in die 
strittige Frage, ob die Verhängung einer sogen. Friedensblockade zulässig ^) sei 
und welche Rechtswirkungen einer solchen zukommen, nicht einlassen und 
beschloß, dieser Frage auch in keiner Weise zu präjudizieren 2). Man unter- 
ließ deshalb auch, eine Definition aufzustellen, und lehnte insbesondere die 
von der niederländischen Delegation beantragte Formulierung ab: „Le 
blocus estun actedeguerre dirig6 contre une cote ennemie ou occupöe par 
Fennemi" ^). 

I. Der Begriff der Blockade. 

Die Kriegsblockade richtet sich als eine kriegerische Maßnahme gegen 
den Feind. Ihr unterliegen daher 

1. die feindlichen Küsten (Art. 1 *)). Dazu gehören auch die Küsten. 
der von der feindlichen Staatsgewalt abhängigen Gebiete (z. B. der Kolonien 
und, je nach ihrer Rechtsstellung, der protegierten und Vasallenstaaten). 
Manchmal freilich scheiden solche abhängige Gebiete aus dem Kriegszustand 
aus, wie Ägypten und Samos im Krieg um Tripolis (1911/12). Auch 
kann es vorkommen, daß neutrale Staaten, welche auf feindliche Ge- 
biete Rechte geltend machen, eine Blockade der zu solclien Gebieten 
gehörigen Küsten nicht zulassen. So forderte und erlangte Großbritannien 
im erwähnten Krieg die Rückgängigmachung der Blockade des Gebietes von 
SoUum. In derartigen Fällen spielen freilich oft mehr politische, als juristische 
Gesichtspunkte eine Rolle. Manchmal sehen sich Kriegführende durch Ver- 
träge mit neutralen Staaten in der Verhängung von Blockaden über feind- 
liche Küsten gehemmt, sei es durch Neutralisierungsverträge, sei es durch 
Verträge, welche eine Lokalisierung des Kriegsschauplatzes zum Gegenstand 
haben, wie die Vereinbarung Österreich-Ungarns mit Italien über die Auf- 
rechterhaltung des „Status quo" in Albanien, welche im mehrerwähnten Krieg^ 
eine Blockierung der türkischen Küste des adriatischen und jonischen Meerea 
durch Italien ausschloß. 



Communications par terre a sans doute enlevö au blocus une grande partie de son 
ancienne importance" (Deux. Conf. de la Paix, t. III 888). Allein in anderer Be- 
ziehung hat die Bedeutung der Blockade sogar zugenommen. Mag es auch nur 
selten möglich sein, ein Gebiet durch eine Blockade von jedem Verkehr abzu- 
schneiden, so vermag sie doch Staaten, welche auf die Ein- und Ausfuhr zur See 
angewiesen sind, aufs schwerste zu schädigen, ja unter Umständen wirtschaftlich 
geradezu zu ruinieren. 

1) Ein wirksames Präzedens in dieser Richtung dürfte die im April 1913 von 
den europäischen Großmächten über die montenegrinische Küste verhängte und 
später auf albanische Häfen ausgedehnte Blockade bilden. 

2) „Un blocus est envisage ici uniquement comme Operation de guerre, et Von 
a entendu en rien toucher d. ce qu'ön appelle le blocus pacifique" (Proceedings 
S. 344). 

3) Proceedings S. 158. 

4) An dieser und an allen folgenden Stellen bedeutet ein ohne weiteren Bei- 
satz zitierter Artikel den bezüglichen Artikel der Londoner Deklaration. 



Digitized by 



Google 



Der Begriff der Blockade. 69 

2. die vom Feinde besetzten Küsten (Art. 1), seien es 

a) die eigenen Küsten des Kriegführenden. Die Deklaration scheint 
nach dem Wortlaute eine Blockierung der eigenen Küsten nicht zuzulassen, 
solange diese Küsten nicht vom Feinde besetzt sind. Und doch kann sich 
das Bedürfnis danach unter Umständen ergeben, etwa wenn eine Besetzung 
durch den Feind in kurzer Zeit zu gewärtigen ist, wenn die Bevölkerung an 
den Küsten dem Feinde Vorschub leistet, z. B. durch Lieferung von Kriegs- 
bedarf, oder sich gar zu erheben droht. Derartige Fälle werden der feind- 
lichen Besetzung gleichzuhalten und daher die Blockade zuzulassen sein. 

b) Küsten neutraler Staaten. Die Materialien der Konferenz erwecken 
allerdings den Eindruck, als wollte man eine Blockierung neutraler Küsten 
ausschließen. Die niederländische Delegation stellte den obenerwähnten An- 
trag nicht nur in der Absicht, die Friedensblockade zu verbieten; sie er- 
klärte auch, die von ihr vorgeschlagene Definition „exclut forc^ment tont 
blocus d'un territoire neutre". Der italienische Vertreter erwiderte „il approuve 
entierement Tesprit de l'amendement propos^ par la d^l^gation des Pays-Bas" 
und wendete sich nur gegen die Worte „un acte de guerre", und dem 
schlössen sich die Delegierten Renault, Dumba, Kriege und Baron 
Taube an^). Später brachte die italienische Delegation folgenden Antrag 
ein : „Un blocus doit ^tre limite aux ports et aux cötes ennemis ou occupes 
par l'ennemi. Les forces bloquantes ne peuvent pas ^tre plactes de maniere 
ä barrer l'acces d'une c6te neutre" 2). Dieser Antrag spielt allerdings in die 
Frage der Verteilung der blockierenden Streitkräfte hinein, und die Verhand- 
lungen, die sich auf ihn bezogen, erstreckten sich bloß auf diese Frage. 

Dem niederländischen Antrag ist entgegenzuhalten, daß er keineswegs 
„jede Blockierung neutralen Territoriums ausschließt", sondern im Gegenteil 
seinem Wortlaute nach eine solche Blockierung für den Fall zuläßt, daß das 
neutrale Gebiet vom Feind besetzt ist. Übrigens wurde schließlich nicht der 
niederländische, sondern der italienische Antrag mit geringen Abänderungen 
angenommen, wobei man die beiden Sätze, aus denen er bestand, trennte 
und den ersten als Artikel 1, den zweiten als Artikel 18 in die Deklaration . 
aufnahm. 

So besagt Artikel 1 kurz und bündig und ohne jede Einschränkung, daß 
die Blockade sich auf alle vom Feinde besetzten Häfen und Küsten erstrecken 
darf — also auch auf vom Feinde besetzte neutrale Häfen und Küsten^). 
Hieran darf man sich auch durch die Bemerkungen des Generalberichtes zu 
Artikel 1 und 18 nicht irremachen lassen; der Kommentar zu Artikel 1 ist 
freilich lakonisch : „Le blocus, Operation de guerre, ne peut etre dirig^ par un 
belligerant que contre son adversaire. C'est la regle tres simple qui est posee 



1) Proceedings S. 158. 

2) Proceedings S. 242. 

3) Richtig Fitger, 1. c. S. 22. Dies entspricht auch dem geltenden Recht 
(vgl. Bonfils-Grah S. 8101). 
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tout d'abord. Elle n'a toute sa port6e que si on la rapproche de l'article 
18" — wobei freilich die Worte „contre son advereaire" auch so ausgele^ 
werden können, daß sie sich eben auch auf den Fall erstrecken, daß der 
Gegner neutrale Küsten besetzt hält^). 

Artikel 18 nun „ergänzt** nach dem Generalbericht Artikel 1 : „un blocus 
doit ^tre limit6 aux ports et cötes de Fennemi, ce qui implique que, puisque 
c'est une Operation de guerre, il ne saurait ^tre dirig6 contre un port 
n e u t r e" 2). Damit soll aber keineswegs gesagt werden, daß ein neutraler 
Hafen, der vom Feinde besetzt ist, nicht blockiert werden darf. Das würde 
Artikel 1 widersprechen, der ja nicht unterscheidet, ob die vom Feinde 
besetzten Küsten zu neutralem Gebiete oder zum Gebiete des blockierenden 
Kriegführenden gehören. Man hat die Artikel 1 und 18 mit gutem Gi-unde 
getrennt Artikel 1 gibt den Begriff der Kjdegsblockade, Artikel 18 ent- 
hält nur eine — vom BegriflP der Blockade unabhängige — Anweisung an 
die Kriegführenden betreffend die Verteilung der blockierenden Streitkräfte. 
Dies festzustellen, ist für die Folgen der Übertretung der beiden Artikel 
bedeutungsvoll. Wird dem Artikel 1 zuwidergehandelt, sperrt etwa ein Krieg- 
führender einen neutralen Küstenstrich zu See ab, der vom Feind nicht be- 
setzt ist, so liegt eine Blockade im Rechtssinne nicht vor^). Gleiches gilt, 
wenn die Blockade zwar feindliches Gebiet absperrt, aber sich in unzulässiger 
Weise auch auf neutrales Gebiet erstreckt, wenn also sozusagen neutrale 
Küsten mitblockiert werden*). Dies könnte jn größerem und kleinerem 
Umfang geschehen; in größerem: in einem Kriege gegen Rußland durch 
Absperrung der Zugänge zur Ostsee oder der türkischen Meerengen^); in 
kleinerem Umfang: in einem Krieg gegen Österreich-Ungarn durch eine 
Blockade der österreichischen Gewässer, in welche aber auch ein montene- 
grinischer Hafen einbezogen wird. In keinem der angeführten Fälle läge 
eine Blockade im Rechtssinne vor, wäre auch die Absperrung durchaus 
effektiv. Denn es ist der Begriff der Kriegsblockade nicht gegeben, sobald 
sich die Maßnahme auch gegen neutrale Gebiete richtet — es läge denn 



1) Proceedings S. 345. 

2) Proceedings S. 351. 

3) Eine solche Neutralitätsverletzung wird in unverschleierter Form kaum vor- 
kommen. Man setze aber den Fall, daß ein Staat, der die Türkei bekriegt, die 
egyptische Küste blockiert. Würde Großbritannien den Kriegführenden veraäassen, 
anzuerkennen, daß Egypten in dem Krieg als neutral anzusehen ist, so müßte er 
nach Artikel 1 die angebliche Blockade sofort aufheben und die etwa wegen 
Blockadebruches aufgebrachten Schiffe und Waren zurückstellen. 

4) Genau besehen bezieht sich Artikel 1 nur auf diesen Fall der Mitblockie- 
rung; denn es erschien allzu selbstverständlich, daß ein Kriegführender nicht 
schlechthin eine neutrale Küste blockieren darf. Dies geht erstens aus dem Wort- 
laute hervor („doit etre limit4"), zweitens aus dem Zusammenhang, in welchen der 
Satz im italienischen Antrag (vgl. oben S. 59) mit dem Nachsatz (Artikel 18) ge- 
bracht war. Sehr korrekt lautet die Übersetzung des Artikels 1 im englischen 
Blaubuch: „A blockade must not extend beyond the ports and coasts belonging 
to or occupied by the enemy** (Correspondence S. 75). 

5) Vgl. die Erklärung des britischen Delegierten S 1 a d e betreffend die Blockie- 
rung von Meerengen, Proceedings S. 177. 
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feindliche Besetzung vor, in welchem Falle das Erfordernis, daß sich die 
Maßnahme gegen den Feind richtet, erfüllt ist. Die österreichisch-ungarische 
Denkschrift befürwortete, eine Blockade, die sich unzulässigerweise auf 
neutrales Gebiet erstreckt, für nicht bindend zu erklären i). Es ist strenge 
genommen korrekt, daß man in Artikel 1 — zum Unterschied von den 
Artikeln 2 und 8 — nicht von der obligierenden Kraft der Blockade sprach. 
Denn wenn festgestellt ist, daß sich eine Blockade auf vom Feinde nicht be- 
setztes neutrales Gebiet erstreckt, so ist die Frage, ob die Blockade rechts- 
wirksam ist, gar nicht mehr aufzuwerfen; der Blockierende ist von vorne- 
herein zu verurteilen, alle aus dem Titel des Blockadebruches weggenommenen 
Schiffe und Waren herauszugeben. 

Artikel 18 bezieht sich nicht auf den Fall, daß neutrales Gebiet in eine 
Blockade einbezogen wird. Eine Blockade mag der Vorschrift des Artikels 1 
vollauf entsprechen und kann dennoch gegen Artikel 18 verstoßen. Dies 
dann, wenn sie zwar auf feindliches oder vom Feinde besetztes (eigenes* oder 
neutrales) Gebiet beschränkt bleibt, wenn aber die blockierenden Streitkräfte 
so aufgestellt werden, bzw. so operieren, daß der Zugang zu — nicht- 
blockierten — neutralen Küsten dadurch behindert wird 2). Der General- 
bericht verwendet im Kommentar zu Artikel 18 allerdings Ausdrücke, als würde 
es sich darum handeln, das Blockieren neutraler Gebiete überhaupt zu ver- 
bieten: „un blocus . . ne saurait ^tre dirig6 contre un port neutre"; allein 
in Wahrheit handelt Artikel 18 nicht davon, gegen welche Küsten die Blockade 
nicht gerichtet werden darf, sondern davon, auf welche Weise eine Blockade 
nicht gehandhabt werden darf. Nicht das Was, sondern das Wie steht 
in Frage : den blockierenden Schiffen ist nicht gestattet, den Zugang zu neu- 
tralen, nichtblockierten Küsten zu versperren. Das Wort „barrer", welches 
niemals synonym mit „bioquer" verwendet wird, deutet auf eine rein tatsäch- 
liche, mit keinerlei juristischer Wirksamkeit verbundene Absperrung hin. Der 
dem Artikel 18 zugrundeliegende Gedanke kommt im deutschen Weißbuch 
klar zum Ausdruck: Artikel 18 soll „verhüten, daß neutrale Häfen unter 
der Blockade eines benachbarten feindlichen Hafens leiden" ^), 

Der italienische Antrag „Les forces bloquantes ne peuvent pas etre placees 
de maniere k barrer l'acces d'une cote neutre" ^) entfesselte eine lange Debatte. 
Die britische Delegation besorgte, eine solche Norm würde den Kommandanten 



1) Man braucht diesen Satz allerdings nicht auf die Spitze zu treiben. Wird 
in eine Blockade aus Versehen oder weil die Zugehörigkeit eines Küstengebietes 
nicht feststeht, ein kleines 8tück neutraler Küste einbezogen, so wird man sie 
gerechterweise, insoweit sie sich gegen feindliches Gebiet richtet, anerkennen. 

2) Es würde daher der Vorschrift des Artikels 18 keineswegs Gentige ge- 
schehen, wenn ein Staat in einem Kriege ge^fen Italien die Straße von Otranto mit 
der Maßgabe blockieren würde, daß den neutralen Schiffen die Zufahrt zu den 
neutralen Häfen Österreich-Ungarns, Montenegros und Albaniens freigestellt bliebe. 
Eine solche Absperrung würde — als Artikel 1 widersprechend — eine Blockade 
nicht darsteilen. 

8) S. 101. 

4) Vgl. oben S. 59. 
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des Blockadegeschwaders in seiner Freiheit behindern, die Streitkräfte ent- 
sprechend zu verteilen und dadurch die Eflfektivität der Blockade zu sichern i). 
Insbesondere dachte man hierbei an den Fall, daß in nächster Nähe eines 
blockierten Hafens ein neutraler Platz liegt, und daß die Blockade unwirk- 
sam werden könnte, wenn das Geschwader verpflichtet wäre, eine Zufahrts- 
straße zum neutralen Platz freizulassen. „On fait observer — vermerkt das 
R^sume der dritten Kommissionssitzung — ä ce sujet que la r^serve d'un 
secteur, comportant un dötour obligatoire pour les navires ä destination 
du port neutre, fournirait en meme temps aux navires qui voudraient forcer 
le blocus, le moyen de le faire, et Ton demande, si, dans le cas oü ces 
derniers atteindraient en nombre, par ce chenal, le port bloque, le blocus 
ne risquerait pas de ne plus 6tre consid^r^ comme eflPectif. — La Situation 
est reconnue comme diflpicile, mais non comme irreductible. En Fabsence 
de toute proposition formelle a cet egard, Texamen de la base 24 est renvoye 
devatit le Comit6 de r^daction, dont le rapport devra s'inspirer de toutes 
les explications donn^es en Commission et dont les propositions seront sou- 
mises ä la Conference" ^). Wie man schon in der zweiten Sitzung der Kom- 
mission hatte feststellen können, ging die Absicht der Konferenz dahin, 
„d'une part, sauvegarder le droit d'acces au ports neutres voisins du port 
bloqu^; d'autre part, maintenir la liberte du commandant des forces blo- 
quantes de disposer ses vaisseaux comme bon lui semble pour obtenir une 
reelle effectivit^. Ces deux conclusions ayant rcQu Fassentiment g^neral, il 
est entendu que le comite d'examen s'en inspirera pour rechercher le texte 
le meilleur" ^). Der Kommentar zu Artikel 18 verweist denn auch in seinem 
letzten Satz — wenn auch ganz kurz — auf den Umstand, daß ein Krieg- 
führender ein Interesse haben könnte, den Zugang zu einem neutralen Hafen 
abzusperren „a raison du röle de ce port neutre pour le ravitaillement de 
son adversaire" ^). 

Die Rechtslage, welche dieser Artikel herbeiführt, läßt sich dahin 
charakterisieren, daß der Kriegführende zwar unter keinen Umständen be- 
rechtigt ist, einen vom Feinde nicht besetzten neutralen Hafen — und läge 
er einem blockierten Platz noch so nahe — in die Blockade einzubeziehen, 
daß er aber, um die Effektivität sicherzustellen, Schiffe des Blockadege- 
schwaders vor dem neutralen Hafen außerhalb der neutralen Küstengewässer 
kreuzen lassen darf. Liegt der neutrale Hafen in einer Bucht, so braucht 
der Kriegführende einen Sektor nicht freizulassen; er muß jedoch neutrale 
Schiffe, die nach dem neutralen Hafen bestimmt sind, auch wenn sie in den 
Aktionsradius eines Schiffes des Blockadegeschwaders gelangen, passieren 
lassen, es wäre denn, daß sie entgegen den Schiffspapieren erweislich nach 



1) Proeeedings S. 177. 

2) Proeeedings S. 182 ; die einschlägige Diskussion bezog sich übrigens in 
erster Linie auf die Frage der Effektivität; vgl. hierüber unten S. 66 ff. 

3) Proeeedings S. 177. 

4) Proeeedings S. 351. 
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•einem blockierten Hafen bestimmt sind. Nach seiner Stellung in der Dekla- 
Tation setzt Artikel 18 eine Ausnahme zu Artikel 17 fest. Nach Artikel 17 
verfällt ein Schiff, wenn es in den Aktionsradius des Blockadegeschwaders 
gerät, wegen Blockadebruchs der Wegnahme. Wenn aber die geographische 
Konfiguration der Küste so beschaffen ist, daß der Aktionsradius, damit die 
Elockade effektiv sein kann, sich auf das Wassergebiet vor einem neutralen 
Platz erstrecken muß, daß also nach einem neutralen Platz bestimmte Schiffe 
wohl oder tlbel eine Blockadelinie passieren müssen, um an ihren Bestim- 
munggort zu gelangen, so dürfen diese Schiffe, wenn ihre neutrale Bestimmung 
nicht etwa simuliert ist, nicht konfisziert werden. 

Wird die Bestimmung des Artikel 18 übertreten, werden also durch 
eine Blockade, welche sich gemäß Artikel 1 auf feindliche oder vom Feinde 
besetzte Küsten beschränkt, neutrale Schiffe am Zugang zu einem vom Feinde 
nicht besetzten neutralen Hafen gehindert, so bleibt die Blockade gleichwohl 
rechtswirksam, denn die in den Artikeln 2 und 8 vorkommenden Worte 
„pour ^tre obligatoire" sind in Artikel 18 nicht zu subintelligieren. Doch 
kann sowohl der neutrale Staat, welchem der Hafen angehört, als auch der 
neutrale Staat, dem das behinderte Schiff angehört, auf diplomatischem Wege 
^egen die Behinderung des Verkehrs reklamieren. Kommt es zur Beschlag- 
nahme eines tatsächlich nach dem neutralen Hafen bestimmten Schiffes wegen 
Blockadebruches, so hat es der Prisenhof gemäß Artikel 1 und 18 freizugeben. 

Darüber, was unter einer vom Feinde „besetzten" Küste zu verstehen 
ist, geben die Materialien keinerlei Aufschluß. Die Frage ist wohl gar nicht 
aufgeworfen worden. Es braucht sich zweifellos nicht um eine occupatio 
bellica zu handeln. Der neutrale Staat braucht mit dem Gegner des Blockieren- 
den nicht in formellem Kriegszustand sein; es genügt Besetzung eines dem 
Besetzenden gegenüber neutralen Gebietes. Andererseits dürfte aber nicht 
jede Art der Besetzung genügen, um eine Blockade zu rechtfertigen, beispiels- 
weise nicht eine Besetzung, die ein Kriegführender nur zu dem Zwecke vor- 
nimmt, um gegen eine Neutralitätsverletzung einzuschreiten. Im übrigen 
muß es sich stets um eine wirkliche Besetzung handeln ; es genügt nicht die 
bloße Anwesenheit von Streitkräften, mag auch eine solche dem Anwesenden 
im Augenblick die Möglichkeit geben, das Gebiet, in dem er sich befindet, 
-ZU beherrschen. So ist eine „Besetzung" nicht schon dann und deshalb gegeben, 
wenn und weil sich ein Kriegsschiff eines Kriegführenden in einem neutralen 
Hafen aufhält, mag es auch seinen Aufenthalt daselbst ungebührlich ver- 
längern. Würde aber das Kriegsschiff beabsichtigen, den neutralen Hafen als 
Operationsbasis zu benützen, so könnte der Gegner mittelst einer Blockade 
dagegen einschreiten. Eine allgemeine Regel läßt sich nicht aufstellen. Die 
Frage, ob eine Besetzung im Sinne des Artikel 1 vorliegt, bildet eine Tat- 
frage, welche der Prisenhof, wenn er in die Gelegenheit kommt, darüber zu 
urteilen, nach Lage des Falles zu entscheiden hat. Hierbei wird insbesondere 
^u erwägen sein, ob der Blockierende nicht etwa zu besorgen hatte, daß sein 
»Gegner aus der Besetzung ihm gegenüber einen Vorteil im Kriege zu ziehen 
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suche, dann, ob der Blockierende nicht etwa durch die passive Haltung de» 
neutralen Staates gezwungen war, gegen die Besetzung einzuschreiten, und 
ob die Blockade sich als notwendig darstellte, um die aus der Besetzung 
drohenden Gefahren abzuwehren. 

Was die Blockierung von Küsten eines verbündeten Staates anlangt,, 
die vom Feinde besetzt sind, so hängt die Berechtigung hierzu wohl von dem 
Vertrage ab, welcher zwischen den Bundesgenossen besteht. Würde — waa 
gewöhnlich der Fall sein dürfte — eine Vereinbarung über eine derartige 
Blockade nicht getroffen sein, so sind doch ohne Zweifel die Neutralen an eine 
Blockade gebunden, die ein Kriegführender über die Küste eines Verbündeten 
verhängt. Würde eine solche Blockade auf Verlangen des hierdurch betroffenen 
Verbündeten aufgehoben, weil der Blockierende ein Recht, sie zu verhängen, 
nicht hatte, so brauchten die wegen Blockadebruches beschlagnahmten neutralen 
Schiffe und Waren nicht herausgegeben zu werden. Denn den Neutralen 
gegenüber bilden die Verbündeten eine Kriegspartei. 

Darf ein Teil der hohen See blockiert werden ? Die Frage ist, in dieser 
Form gestellt, schon gemäß Artikel 1 zu verneinen. Eine Absperrung, die 
lediglich ein Wasser- und nicht zugleich ein Landgebiet betrifft, kann eine 
Blockade im Rechtssinn nicht darstellen. Gleichwohl muß zugestanden werden, 
daß unter Umständen ein Teil der hohen See mit blockiert werden kann. 
Dies ergibt sich aus den Verhandlungen, welche über die Effektivität der 
Blockade geführt worden sind, obwohl man die Frage der Blockade von 
Teilen der hohen See nicht ex professo zur Diskussion gestellt hat^). 

Das Problem, ob die Flußmündungen der Blockade unterliegen, wurde 
in London mit keinem Worte gestreift. Sicher ist zunächst, daß die Mündung 
nicht blockiert werden darf, wenn sie im Gebiet eines neutralen Staatea 
liegt. Gehört ein Teil der Mündung einem kriegführenden Staat an, so 
kann nur dieser Teil blockiert werden. Handelt es sich um einen inter- 
nationalen Strom und nehmen nicht alle Staaten, welche am schiffbaren Teil 
des Stromes liegen, am Kriege teil, so kann eine Blockade über die Mündung 
gemäß Artikel 1 nicht verhängt werden. Doch bleibt dem Kriegführenden 
unbenommen, seine Kriegsschiffe in den Strom zu dirigieren und die daselbst 
liegenden feindlichen Flußhäfen zu blockieren ^) — vorausgesetzt, daß hierbei 
nicht das Wassergebiet eines neutralen Staates befahren werden muß und daß es 
überhaupt zulässig ist, den Strom mit Kriegsschiffen zu befahren und Feind- 
seligkeiten daselbst zu verüben. Keineswegs könnte etwa Artikel 18 heran- 



1) Vgl. hierüber unten S. 70. 

2) Allerdings spielt hier die schwierige und noch nicht gelöste Frage nach 
dem Schauplatz des Seekrieges hinein, auf welche hier nicht eingegangen werden 
kann. Es steht daher, solange eine einvemehmliche Lösung nicht erfolgt ist, dem 
Kriegführenden, dessen Flußhäfen blockiert werden, sowie den Neutralen die Mög- 
lichkeit offen, sich gegen eine solche Blockade als gegen einen rechtswidrigen bezw. 
rechtsunverbindlichen Akt zu verwahren. Kommt es gleichwohl zur Beschlagnahme 
von Schiffen wegen Blockadebruches, so kann der Prisenhof in die Lage kommen, 
die Frage zu entscheiden. 
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gezogen werden, um die Mündung mit der Maßgabe zu blockieren, daß 
neutrale SchiflTe, die von neutralen Flußhäfen kommen oder nach solchen 
unterwegs sind, die Blockadelinie passieren dürfen i). 

II. Das Blockadegeschirader. 

In der Regel wird der Kriegführende eine Mehrheit von Schiffen auf- 
bieten müssen, um eine rechtswirksame Blockade durchzuführen. Unter Um- 
ständen vermag aber ein einziges Schiff hinzureichen: „II peut se presenter 
des cas oü un seul navire suffira pour maintenir un blocus effectif — par 
exemple, ä Tentr^e d'un port ou ä Tembouchure d'un fleuve dont Festuaire 
est peu ^tendu — ä la condition que les circonstances permettent au bloqueur 
de se tenir suffisamment rapproch^ de rentr^e"^^). Eine Blockade kann nur 
mittelst Kriegsschiffen verhängt werden, wie aus Artikel 17 und 20 hervor- 
geht, gleichgiltig um welche Art von Kriegsschiffen (Schlachtschiffe, Kreuzer, 
Zerstörer, Torpedoboote, Unterseeboote u. dgl.) es sich handelt ^), Auch besteht 
kein Hindernis dagegen, daß in Kriegsschiffe umgewandelte Handelsschiffe 
verwendet werden, wenn sie den Erfordernissen der Haager Konvention 
betreffend die Militarisation von Handelsschiffen entsprechen und die Um- 
wandlung nicht unter Umständen erfolgt ist, welche sie als unwirksam er- 
scheinen lassen*). Eine Blockade durch Kaperschiffe ist ausgeschlossen, da 
Kaperschiffe, auch wenn sie die Kriegsflagge führen, nicht als Kriegsschiffe 
anzusehen sind und auch vom Staate, dessen Flagge sie führen, nicht 
ermächtigt werden, Blockaden zu verhängen oder an solchen als blockierende 
Schiffe teilzunehmen^). 

IIL Die Beehtswirksamkelt der Blockade. 

Die Deklaration knüpft die Rechtsverbindlichkeit einer Blockade, welche 
den Bestimmungen des Artikels 1 entspricht, dem Herkommen gemäß an 
zwei Bedingungen. Sie muß 

1. effektiv sein (Artikel 2) und 

2. deklariert und notifiziert werden. (Artikel 8). 



1) Vgl. oben S. 60f. 

2) Proceedings S. 351. 

3) In diesem Sinne ist eine ÄußeruDg des englischen Delegierten Crowe in 
der 2. Plenarsitzuog zu verstehen. Ein Delegierter hatte angefragt, ob eine 
Blockade „puisse 6tre maintenu par des torpiileurs, tandis que les ßfros navires se 
tiendraient ä Tabri d'un coup de main, mais pr^ts i soutenir les torpiileurs en cas 
de besoin." Hierauf erwiderte Crowe „que la question du maintien effectif du 
blocus est une question de fait. II peut etre maintenu par des navires de n'importe 
quelle catögorie pourvu que son maintien soit effectif" (Proceedings S. 142 f.). 

4) Vgl. unten 3. Abschnitt. 

5) Über den Unterschied zwischen dem Blockadegeschwader i. e. S. und den 
nicht zu diesem gehörigen, jedoch gleichfalls dem Kommandanten des Geschwaders 
unterstellten Schiffen vgl. unten S. 70 f. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneck, Seerechtskon ferenz. 5 
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1. Die EffektiTität >)• 

Sie wird unter ausdrücklicher Berufung auf die Pariser Deklaration des 
Jahres 1856 und mit den darin gebrauchten Worten dahin definiert, daß die 
Blockade durch eine Streitmacht aufrechterhalten werden muß, welche hin- 
reicht, um den Zugang zur feindlichen^) Küste wirklich zu verhindern. 
Während jedoch die Pariser Deklaration sich mit dieser Definition begnügte 
und hierdurch zu einer Menge von Zweifeln Anlaß gab, ging man in London 
auf die Frage der Efi'ektivität des näheren ein. Die Londoner Akte enthält 
zwar nur einige Artikel, die mit dieser praktisch sehr bedeutsamen Frage 
zusammenhängen, und überläßt es in Artikel 3 den Prisengerichten, in letzter 
Linie dem Prisenhof, nach den tatsächlichen Umständen zu entscheiden, ob 
die Blockade effektiv war 3). Allein die Materialien geben eine Reihe von 
Anhaltspunkten dafür, wie die Londoner Mächte die Effektivität verstanden 
wissen wollten. 

In erster Linie kommt hierfür der Kommentar in Betracht, mit welchem 
der Generalbericht den Artikel 17 erläutert. Dieser Kommentar ist eine wört- 
liche Reproduktion des vom französischen Delegierten, Konteradmiral L e Bris, 
in der ersten Kommissionssitzung gehaltenen Exposes*). 

a) Welche Umstände sind dafür entscheidend, ob eine Blockade effektiv 
ist ? Der Generalbericht führt an : „die Konfiguration der Küste und die geo- 
graphische Situation der blockierten Punkte", sowie „die Zahl der blockieren- 
den Schiffe" ; femer den Umstand, ob die Küste „mit modernen Verteidigungs- 



1) Leitsatz 24 sprach von der „r^alit^" der Blockade. Auf Antrag Deutsch- 
lands ersetzte man dieses Wort der Deutlichkeit halber durch „effectivit^", obwohl 
dieser Ausdruck einem französischen Ohr schlecht klingt. „R^alit^'* der Blockade 
bedeutete bei den französischen Autoren seit jeher die Effektivität und wurde in 
englischer Sprache stets mit „effectiveness'* wiedergegeben. 

2) Das Wort „feindliche Küste", welches in der Pariser Deklaration tatsächlich 
vorkommt, ist in Artikel 2 gemäß Artikel 1 in dem weiteren Sinne zu interpretieren, 
daß es sich auch auf vom Feinde besetzte Küsten bezieht. — Die Berufung auf 
die Pariser Deklaration in einer Akte, welche von den Vertretern der Vereinigten 
Staaten von Amerika unterzeichnet wurde, muß um so mehr wundernehmen, als 
sich Renault im Verlaufe der Konferenz einmal dagegen gewendet hatte, daß sich 
die niederländische Delegation bei der mündlichen Begründung eines Antrages auf 
die Pariser Deklaration berief (es handelte sich um die Frage des Verfalles harm- 
loser Ladung an Bord neutraler Schiffe): „Je crois que la question soulevee par 
le Premier D616gue des Pays-Bas, au sujet de la D^claration de Paris, ne rentre 
pas dans le cadre de nos travaux. Elle vise, en effet, Pinterpr^tation d'une Con- 
vention preexistante, qui n*a de valeur qu'entre les Puissances signataires, et ä 
laquelle notamment un des Gouvernements repr^sent^s ici n'a pas adli6r6" (Procee- 
dings S. 156). Selbstverständlich kann aus der Unterzeichnung der Londoner 
Deflaration durch die amerikanische Regierung in keiner Weise geschlossen werden, 
daß die Union der Pariser Deklaration beigetreten ist. 

3) Dies ist im Generalbericht unter Artikel 3 ausdrücklich ausgesprochen. 
Man versprach sich von der Intervention des Prisenhofes mit Recht guten Nutzen: 
„La possibilit6 de ce recours, outre qu'elle permettra de r6parer certaines injustices, 
aura vraisemblablement un effet pr6ventif . . . L'article 3 a donc toute sa port^e, 
si on Pentend en ce sens que la question prevue doit ßtre tranch^e judiciairement. 
C'est pour 6carter toute 6quivoque que Fexplication pr6c6dente est ins6r6e dans le 
Rapport k la demande de la Commission" (Proceedings S. 346). 

4) Proceedings S. 175, Annex 67. 
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mittein" versehen ist. Hiennit sind jedoch nur Beispiele gegehiA. Eine er- 
schöpfende Aufzählung der in Betracht kommenden Faktoroü ^rsdiien nicht 
möglich. Zweifellos kommt es nicht bloß auf die Zahl, sottdem auch auf 
die Beschaffenheit der blockierenden Schiffe an. Ein ScMaditschiff mit 
schwerer Artillerie von großer Tragweite, ein Kreuzer oder ein Torpedoboot- 
zerstörer von großer Geschwindigkeit vermag unter Umständen die Wirksi»- 
keit einer Mehrheit von Küstenverteidigem oder Kanonenbooten zu über* 
treffen. Auch fällt ins Gewicht, ob die Küste leicht zugänglich ist, ob sie 
zahlreiche Häfen, viele Besiedlungen und einen großen Verkehr aufweist. 
Zur effektiven Blockierung einer Küste, wie sie etwa Libyen aufweist, bedarf 
es ohne Zweifel einer weit geringeren Streitmacht, als eines Gebietes gleicher 
Ausdehnung von der Beschaffenheit der deutschen oder der englischen Küste ^). 

b) Die Effektivität ist dann hergestellt, wenn sich die Zonen, welche die 
einzelnen blockierenden Schiffe zu tiberwachen haben, lückenlos aneinander- 
schließen : „Le commandant de la force navale . . . r^partit les navires mis ä 
sa diposition ... et donne a chacun d'eux des Instructions sur le röle qu'il aura 
ä remplir, et en particulier sur la zone confi^e ä sa surveillance". Die Größe 
dieser Zone wird natürlich von der Bewaffnung und Geschwindigkeit des 
betreffenden Schiffes abhängen. Für die Zeit der Dunkelheit ist von Be- 
deutung, ob das Schiff mit wirksamen Scheinwerfern versehen ist. Schließen 
die Zonen ohne Lücke aneinander, so ist anzunehmen, daß ein Durchbruch 
nicht stattfinden kann. Die Gesamtheit der Zonen bildet den Aktionsradius 
der gesamten blockierenden Streitmacht: „Le rayon d'action ainsi compris 
est etroitement li^ ä Feffectivit^ du blocus ..." 

c) Wie groß die Streitmacht sein muß, hängt — abgesehen von der 
Länge des Küstenstriches — sehr wesentlich davon ab, ob die Schiffe nahe 
an die Küste herangeführt werden. Ist beispielsweise das Gewässer an der 
Küste sehr seicht, so daß Schiffe mit großem Tiefgang sich viele Kilo- 
meter weit entfernt halten müssen, so wird eine beträchtliche Zahl von 
Schiffen aufgeboten werden müssen, selbst wenn die Küste nicht langgedehnt 
ist. Es kann sich hier der merkwürdige Fall ergeben, daß der Blockierende 
weniger Schiffe aufzuwenden braucht, wenn ihm kleine Fahrzeuge mit 
geringem Tiefgang zur Verfügung stehen, die er nahe an die Küste heran- 
führen kann. Je größer die Linie ist, die der Kriegführende zu beschreiben 
hat, desto größere Mittel muß er aufwenden, um die Effektivität sicherzu- 
stellen. Die Linie wird unter gleichen geographischen Bedingungen umso 
größer sein, je besser die Küste verteidigt ist: durch Batterien, Minen, Unter- 
seeboote. Eine Verankerung der blockierenden Schiffe ist keineswegs erforder- 
lich : „ Jl est 6vident qu'un blocus ne sera pas Stabil de la mßme fa9on pour 
une cöte sans defense et pour une c6te possedant tous les moyens modernes 
de defense. Jl ne saurait 6tre question dans ce dernier cas d'appliquer une 
regle teile que celle qui exigeait autrefois des vaisseaux arr^t^s et suffisamment 



1) Vgl. Rapisardi-Mirabelli 1. c, p. 108. 
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proches de« points bloqu^s ; la Situation serait trop dangereuse pour les navires 
de la force bloquante qui, par ailleurs, possfedent aujourd'hui des moyens plus 
puissants leur permettant de surveiller d'une fa^on eflfective une zone beau- 
coup plus ^tendue que jamais**. Damit erscheint die sog. Kreuzerblockade, 
d. h. die Aufrechterhaltung der Blockade durch Schiffe, welche in der ihnen 
zur Überwachung anvertrauten Zone kreuzen, zugelassen. Diese Überwach- 
ungszone kann also wesentlich weiter reichen, als die Fläche, welche das 
Schiff, wenn es unbeweglich auf dem Wasser liegt, durch seine Geschütze 
beherrscht. Sie kann bei gleicher Artillerie umso größer sein, je größer die 
Geschwindigkeit des Schiffes ist. Es ist lediglich erfordert, daß das Schiff 
die Zone so beherrscht, daß es in der Lage ist, jedes Schiff, welches die 
Zone durchfahren will, zu sichten, anzuhalten und aufzubringen. 

d) Wie weit die blockierenden Schiffe von der blockierten Küste ent- 
fernt sein dürfen, läßt sich ziffermäßig nicht angeben. Der Kriegführende kann 
sich sehr weit entfernt halten ; „mais comme il [sc. der Aktionsradius] dopend 
du nombre des bätiments concourant k Teffectivitö du blocus, et comme il reste 
toujours limite par la condition d'effectivitö, il n'atteindra jamais des mers 
^loign^es". Über diesßn Punkt ergaben sich, so wie im Laufe der zweiten 
Friedenskonferenz, wo die brasilianische Delegation beantragt hatte, eine ziffer- 
mäßige Grenze festzusetzen i), auch in London mancherlei Schwierigkeiten. 

Die Delegation der Vereinigten Staaten von Amerika erklärte in der 
ersten Kommissionssitzung, „que le bellig^rant . . . ait le droit de fixer 
l'ötendue du rayon d'action qui, selon notre d^sir, ne devrait pas exceder 
1000 milles". Es handle sich hierbei lediglich, eine Maximalgrenze zu be- 
zeichnen, welche der Kriegführende niemals überschreiten dürfe. Auf jeden 
Fall aber müsse das Erfordernis der Effektivität erfüllt werden. Zur Be- 
gründung ihres Standpunktes fügte die Delegation bei, „que cette demande 
est motivee par le fait que la violation du blocus devient de plus en plus 
une Operation nocturne et que, le navire une fois en mer, sa capture avant 
Taube devient difficile". Man müsse damit rechnen, daß die Dunkelheit 
sechzehn Stunden betragen könne, und daß das Schiff, welches die Blockade 
zu durchbrechen sucht, eine Schnelligkeit von dreißig Meilen in der Stunde 
entwickle, so daß ein Raum von 480 Meilen Breite zur Verfügung stehen 
müsse, wenn man sicher sein will, das Schiff bei Tageslicht in Sicht zu be- 
kommen. Rechnet man hinzu, daß sich das Blockadegeschwader unter Um- 
ständen weit von der Küste halten muß, so erscheine die Fixierung einer 
Maximaldistanz von tausend Seemeilen nicht übertrieben ^), Die Konferenz 



1) „La Conference fixera un certain nombre de milles, compt^s de la cöte, k 
la mar^e basse, ou d'une ligne imaginaire entre les extr^mit^s du port ou de la 
baie, ainsi que desdites extreinites le long de la cöte, afin de borner l'espace dans 
lequel le bloquant exercera l'action du blocus. Pour un navire capture dans les 
limites, 6tant remplies les susdites conditions, on ne pourra soulever aucune question 
se ratta«hant ä l'effectivite du blocus" (Deux. Conf. de la Paix, t. III, p. 886). 

) Proceedings S. 175, 256; ähnlich die japanische Delegation in der siebenten 
Kommissionssitzung, Proceedings S. 194, 282. 
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sah sich nicht veranlaßt, das im amerikanischen Expos6 vorbehaltene Recht 
zum Gegenstand einer Bestimmung in der Deklaration zu machen ; es schien 
offenbar überflüssig, eine Grenze in Ziffern zu fixieren ^) ; die beste Gewähr 
dafür, daß ein Kriegführender die Blockade nicht übermäßig gegen die hohe 
See ausdehnen werde, bietet ja das Erfordernis der Effektivität selbst; 
andererseits kann einem Kriegführenden, der sich tatsächlich veranlaßt sehen 
sollte, einen Raum von tausend Meilen Breite oder darüber abzusperren und 
hierbei behufs Erzielung der Effektivität eine außergewöhnlich große Streit- 
macht aufzubieten, nicht wohl verwehrt werden, sein Interesse oder dasjenige, 
was er dafür hält, wahrzunehmen — abgesehen davon, daß es den neutralen 
Staaten freisteht, im gegebenen Falle auf diplomatischem Wege Vor- 
stellungen zu erheben. 

Mit dieser Maßgabe ist der im Generalbericht reproduzierte Schlußsatz 
des Exposes Le Bris zu verstehen: „En r^sume, Tid^e de rayon d'action 
li6e a celle d'effectivit^ teile que nous avons essaye de la d^finir, c'est-ä-dire 
comprenant la zone d*op6rations des forces bloquantes, permet au belligörant 
d'exercer d'une maniere efficace le droit de blocus qui lui est reconnu, et 
d'un autre c6t6 eile 6vite aux neutres d'^tre exposö a grande distance 
aux inconv6nients de blocus." 

e) Wenn früher der Ausdruck verwendet wurde, daß die blockieren- 
den Schiffe eine Linie bilden, so ist dies dahin richtigzustellen, bezw. zu er- 
gänzen, daß der Kommandant auch mehrere — eventuell einander ergänzende — 
Linien bilden kann. Die Effektivität kann also entweder in der Weise her- 
gestellt werden, daß die Schiffe und deren Überwachungszonen alle in einer 
Linie liegen, oder in der Weise, daß die Schiffe in zwei oder mehr Linien 
aufgestellt sind und die Überwachungszonen einer Linie in diejenigen einer 
anderen Linie übergreifen. Selbstverständlich bleibt es dem Blockierenden 
auch unbenommen, seine Streitkräfte so zu verteilen, daß er auch in der 
Lage ist, den Verkehr zwischen den blockierten Häfen untereinander zu 
verhindern. 

Daß man in den Kriegsmarinen mancher — vielleicht aller — Staaten 
damit rechnet, daß gegebenenfalls zwei, ja mehrere Blockadelinien gebildet 
werden, geht aus den Verhandlungen deutlich hervor. 

In dem bereits erwähnten Expos^ der amerikanischen Delegation, sowie 
in einer weiteren Erklärung dieser Vertretung wird ausdrücklich auf eine 
„ligne Interieure" und eine „ligne ext^rieure" angespielt: Sucht ein Schiff 
aus dem blockierten Gebiete zu entkommen, dann — so wird erklärt — 
kann ein der inneren d.h. der Küste näheren Linie angehöriges Fahrzeug 
des Blockadegeschwaders die Verfolgung des Schiffes einleiten und — falls 



1) „On ne saurait pr6ci8er en chiffres exacts les limites du rayon d'action de 
Tescadre bloqaante . . . pourvu que Peffectivitö du blocus soit assur^e et que le 
gros de Tescadre ne harre pas Faccös des ports neutres, il n'y a aucune limitation 
k la discr^tion de Pof&cier charg^ de la surveillance du blocus" (Expos6 des bri- 
tischen Delegierten Slade, Proceedings S. 177, 257). 
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das Schiff entkommt — ein Fahrzeug der äußeren Linie die Verfolgung 
aufnehmen ^), 

Auch die großbritannische Delegation spricht im ausführlichen Expos^ des 
Konteradmirals S 1 a d e von der Eventualität mehrerer Blockadelinien : „Pamiral 
commandant Fescadre bloquante est libre de disposer ses vaisseaux comme 
il le veut afin d'assurer la röalit6 du blocus. II n*est tenu k les disposer 
ä une distance döterminee des cötes bloqu^es . . H peut les disposer de fa9on 
ä ce que les vaisseaux qui essayent de violer le blocus soient Obligos de passer 
en plein jour par une, au moins, des lignes . . .** 2). Man ging auf allen 
Seiten davon aus, daß der Kriegführende volle Freiheit haben soll, die 
Blockade der feindliehen oder vom Feinde besetzten Küste nach seinem Be- 
dürfnisse einzurichten und gegebenenfalls die Linien weit hinaus zu rücken, 
wenn nur einerseits das Postulat der Effektivität, andererseits die Vorschrift 
erfüUt wird, daß die Zufahrt zu neutralen Küsten nicht versperrt werde. Da- 
mit ist dargetan, daß dem Kriegführenden nicht verwehrt ist, in die Blockade 
auch ein — eventuell weit gedehntes — Stück der hohen See einzu- 
beziehen. 

Der Prisenhof wird demgemäß bei Beantwortung der Frage nach der 
Effektivität, dem Geiste der Londoner Deklaration entsprechend, darauf zu 
achten haben, daß die Londoner Mächte in dieser, wie in anderen Materien, 
drei Grundsätze gewahrt wissen wollten : praktische Durchführbarkeit der auf- 
gestellten Regeln, einen billigen Ausgleich zwischen den Interessen der Krieg- 
führenden und der Neutralen und Anpassung der Normen an die Erforder- 
nisse der modernen Kriegstechnik *). 

f) Von wesentlicher Bedeutung für die Neutralen ist es, daß die Dekla- 
ration eine scharfe Unterscheidung innerhalb der Schiffe trifft, welche dem 
Kommandanten des Blockadegeschwaders unterstellt sind. Es ist nämlich, 
wie aus Artikel 17 erhellt, zu unterscheiden, ob ein Schiff beauftragt ist, die 
Effektivität der Blockade sicherzustellen oder nicht. Bejahendenfalls ist dem 
Schiff eine der erwähnten Zonen zur Überwachung zugewiesen. Es gehört 
dann der oder einer Blockadelinie an und versieht den Dienst innerhalb 
seiner Zone. Neben diesen Schiffen benötigt der Kommandant des Blockade- 
geschwaders Fahrzeuge, die verschiedene Funktionen erftlllen, insbesondere 
Auf klärungsschiffe, welche das Herannahen feindlicher oder neutraler Schiffe 
zu erspähen und zu melden haben, Schiffe, welche die Zufuhr von Proviant, 
Munition, Feuerungsmaterial zu besorgen haben u. s. f. Derartige Fahrzeuge 
kommen für die Frage der Effektivität der Blockade nicht in Betracht; 



1) Proceedings S. 256. 

2) Proceedings S. 257. Vgl. auch die der britischen Delegation erteilte In- 
struktion (Correspondence S. 26). 

3) Die Regeln der Londoner Deklaration über die Effektivität erhalten ihre 
volle Tragweite erst durch die Bestimmungen über den Blockadebruch (vgl. unten 
S. 92 ff). 
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die Effektivität muß, wie im Expose des deutschen Delegierten Starke i) 
überzeugend dargetan ist, auch ohne diese Schiffe bestehen, widrigenfalls 
die Blockade jedesmal, wenn ein solches Schiff seinem Dienst, der es in weite 
Fernen führen kann, obliegt, ineffektiv würde. Der Prisenhof wird also, 
wenn die Effektivität einer Blockade von einer Seite bestritten wird, nicht 
nur zu untersuchen haben, ob die vom Kriegführenden verwendeten Schiffe 
in ihrer Gesamtheit imstande waren, die Blockade effektiv zu gestalten und 
zu erhalten, sondern auch prüfen, welche und wie viele Schiffe der Krieg- 
führende damit beauftragt hat, die Effektivität sicherzustellen, und welche 
und wie viele Schiffe er zu anderen Diensten verwendet hat. 

g) Unter Umständen ist die Prisenjurisdiktion leicht in der Lage, zu 
beurteilen, ob eine Blockade effektiv war oder nicht. Hat nämlich eine 
Blockade ihren Zweck nicht erfüllt, „d'interrompre toutes les relations com- 
merciales du port bloqu^"^)^ j^^^ gje ^Iso den Handelsverkehr nicht unter- 
brochen, so war sie zweifellos nicht effektiv. Die Worte : „toutes les relations 
commerciales" sind jedoch keineswegs dahin zu verstehen, daß die Effektivität 
schon dann und deshalb als aufgehoben zu betrachten sei, wenn und weil 
es einem oder dem anderen Schiff gelungen ist, die Linien zu passieren. 
Es kann allerdings manchmal schwierig sein, in dieser Richtung eine 
Grenze zu ziehen. Bei Entscheidung der Frage, ob trotz dem Durchbruch 
einzelner Schiffe die Blockade effektiv gewesen sei, wird in Betracht zu 
ziehen sein, ob die Schiffe die Dunkelheit oder die Zeit hohen Seeganges 
benutzt haben, um sich durchzuschlagen, ob sie eine ungewöhnliche Ge- 
schwindigkeit entwickeln konnten u. dgl. Die Konferenz hat sich mit der 
Frage nicht beschäftigt. Gleichwohl wird man die Bestimmung des Artikels 3, 
wonach die Frage der Effektivität eine Tatfrage ist, auch auf diesen Fall 
beziehen. 

h) Die Effektivität gilt nach Artikel 4 nicht als aufgehoben und also 
die Blockade als fortbestehend, wenn sich die blockierenden Streitkräfte 
infolge schlechten Wetters zeitweise — d. h. für die Zeit, da dieses Wetter 
andauerte — entfernt haben. Artikel 4 statuiert eine Ausnahme von dem 



1) Proceedings S. 259: „Je partage entierement Pavis de M. TAmiral Slade que 
l'of&cier commandant le blocus pourrait . . . juger bon de charger des bätiments 
eclaireurs de la mission de Tavertir en temps utile de Tapproche de navires qui 
auraient Tintention de tenter une violation du blocus. Ce qui me parait douteux 
c'est que des bätiments semblables puissent etre regard^s comme faisant partie des 
forces bloquantes dans ce sens, qu'ils auraient caractöre pour exercer le droit de 
saisie pour violation de blocus. Tout d'abord on ne saurait dire que les bätiments 
en question soient charg6s d*assurer Peffectivit^ du blocus. Cette effectivitö doit 
exister sans eux et, dans le cas contraire, leur concours est impuissant ä corriger ce 
d6faut Le seul fait que ces b&timents se trouvent plac^s sous les ordres de l'offi- 
cier conmiandant le blocus et maintieonent des Communications ininterrompues avec 
lui ne suf&t pas . . . pour leur donner le caractöre voulu. Autrement, 6tant donn6 
que la commimication radiot^l^graphique peut, aujourd'hui d6jä, fonctionner k une 
distance de centaines de milles marios, les bätiments de la force bloquante pour- 
raient, de relais en relais, couvrir toute P^tendue de Pocäan." 

2) Generalbericht, Proceedings S. 346. 
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Grundsatz, den der Generalbericht folgendermaßen formuliert: „D ne suffit 
pas que le blocus soit 6tabli ; il faut qu'il soit maintenu. S'il vient a 6tre 
lev6, il pourra ßtre repris, mais alors il exigera les m^mes formalitfe que 
s'il etait ^tabli pour la premiere foia" ^). Die Deklaration folgt dem Her- 
kommen, indem sie die Blockade als fortbestehend betrachtet, wenn sich das 
Geschwader wegen schlechten Wetters zeitweise entfernt. Der Artikel hat 
aber nicht etwa die Bedeutung, daß er nur den Fall regeln möchte, den er aus- 
drücklich behandelt. Er besagt vielmehr negativ, daß der Fall des schlechten 
Wetters der einzige ist, auf den sich der Kriegführende berufen kann, um 
die Rechtsfolgen der faktischen Aufhebung der Blockade auszuschließen : 
„II doit ^tre tenu pour limitatif en ce sens que le mauvais temps est le 
seul cas de force majeure qui puisse etre all6gu6" 2). Ziehen sich die 
blockierenden Kriegsschiffe zurück, um einem feindlichen Angriff zu entgehen 
oder Havarien ausbessern zu lassen, die infolge eines Zusammenstoßes ent- 
standen sind, oder um die Vorräte an Lebensmitteln oder Heizmaterial 
zu ergänzen, so wird die Blockade dadurch aufgehoben und es bedürfte 
einer neuerlichen Verhängung im Sinne des Artikel 12. 

2. Die Deklaration und die Notifikation. 

Um rechtsverbindlich zu sein, muß die Blockade nicht nur effektiv ver- 
hängt, sondern auch, wie Artikel 8 vorschreibt, deklariert (erklärt) und noti- 
fiziert (bekanntgegeben) werden. Um Zweifel zu beheben, welche im Laufe 
der Verhandlungen aufgetaucht sind, definiert der Generalbericht die Begriffe 
der Deklaration und der Notifikation 3). Die Deklaration ist der Akt der 
zuständigen amtlichen Stelle (Regierung oder Chef des Geschwaders), welcher 
feststellt, daß eine Blockade unter genau zu bestimmenden Bedingungen (die in 
Artikel 9 vorgesehen sind) verhängt worden ist oder demnächst verhängt 
werden wird. Die Notifikation besteht darin, daß die Deklaration den neu- 
tralen Mächten oder^) gewissen Behörden (Schiffen) zur Kenntnis gebracht wird. 

1) Proceedings S. 346. 

2) Ibidem. 

3) Während geradezu alle Denkschriften von Deklaration und Notifikation 
sprachen, unterschied der Leitsatz 17 nicht zwischen Deklaration und Notifikation; 
er besagte bloß „les blocus . . . doivent ßtre rendas publics". In der vierten Plenar- 
sitzung erklärte die italienische Delegation, daß aus Leitsatz 17 nicht hervorgehe, 
ob die allgemeine Kenntnis durch die Deklaration oder durch die Notifikation der 
Blockade herbeigeführt werden soll. Nach ihrer Ansicht könne dies auf jede der 
beiden Arten geschehen. Daraufhin bezeichnete es die französische Delegation als 
notwendig, zwischen den Worten Deklaration und Notifikation scharf zu unter- 
scheiden. Die Deklaration stelle den Akt dar, welcher die Blockade anordnet, 
während die Notifikation den Akt der Publikation darstelle. Man verwies diese 
redaktionelle Frage an die Kommission (Proceedings S. 161). In der ersten Kom- 
missionssitzung ergab eine Debatte, daß der Leitsatz nicht einwandfrei gefaßt sei, 
weil er den Unterschied zwischen den Voraussetzungen ftlr die Deklaration und die 
Notifikation nicht genügend präzisiere. Die Kommission überließ es dem Comit§ 
d'Examen, die Frage zu lösen. Dieses veranlaßte sohin die Klarstellung der Be- 
griffe Deklaration und Notifikation im Generalberichte (Proceedings S. 347). 

4) Das Wort „oder", welches der Generalbericht an dieser Stelle verwendet, 
bedeutet nicht, daß dem Kriegführenden eine Wahl zusteht. Regelmäßig ist die 
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Die Frage, wann die Blockade zu deklarieren und zu notifizieren ist, 
gab zu Diskussionen Anlaß. Im Leitsatz 17 hieß es „Les blocus . . . doivent 
^tre prealablement rendus publics" . Daran konnte man nicht festhalten : In 
den meisten Fällen, so sagt der Generalbericht, wird die Deklaration und die 
Notifikation der Verhängung der Blockade vorangehen. Unter Umständen 
aber ist es statthaft, die Durchfahrt bloß auf Grund des tatsächlichen Be- 
stehens der Blockade zu untersagen. In diesem Falle ist aber den Schiffen, 
welche sich dem blockierten Hafen nähern, die Blockade mittelst einer be- 
sonderen Notifikation (sog. Spezialnotifikation) mitzuteilen ^). Man kann also 
sagen: Deklaration und Notifikation müssen zwar nicht unbedingt der Ver- 
hängung der Blockade vorausgehen, wohl aber — mindestens in der Form 
einer speziellen Mitteilung an einzelne Schiffe — der Konfiskation eines 
Schiffes wegen Blockadebruches. 

A. Die Deklaration. 

Die Deklaration wird entweder von der Regierung der blockierenden 
Macht oder von den in ihrem Namen handelnden Befehlstellen der Kriegs- 
marine erlassen (Artikel 9). Die Regierung kann es, wie der General- 
bericht bemerkt, auch dem Befehlshaber ihrer Seestreitkräfte überlassen, je 
nach den Umständen selbst eine Blockade zu verhängen und zu erklären. 
Von dieser Möglichkeit wird infolge der Leichtigkeit und Schnelligkeit des 
modernen Verkehrs (Kabel, Radiotelegraphie) vielleicht nicht häufig Ge- 
brauch gemacht werden; darauf kommt es nicht an: es handelt sich hier 
um eine innere Angelegenheit ^J. 

Die Deklaration hat nach Artikel 9 folgende Angaben zu enthalten: 

a) das Datum des Beginnes der Blockade; 

ß) die geographischen Grenzen des blockierten Küstenstriches; 

y) die Frist, welche den neutralen Schiffen zum Auslaufen gewährt 
werden muß. 



Blockade sowohl den neutralen Mächten, als auch gewissen Behörden zu notifizieren. 
Das Wort „oder" wurde nur deshalb gewählt, weil unter Umständen eine Bekannt- 
gabe an die neutralen Mächte nicht stattfindet. 

1) Proceedings S. 347. 

2) Ibidem. Danach sind die neutralen Staaten in dem Falle, daß die Blockade 
von einem Geschwaderkommandanten ohne ausdrückliche Ermächtigung seiner 
Regierung verhängt und notifiziert wird, offenbar nicht berechtigt, die Rechts- 
wirksamkeit der Blockade aus diesem Grunde in Frage zu ziehen. Selbst wenn 
der Kommandant die Blockade gegen die ausdrücklichen Weisungen seiner Regie- 
rung verhängt hätte, sind die Neutralen an die Blockade gebunden. Und der . 
Regierung bleibt es anheimgestellt, die Verhängung nachträglich gutzuheißen. 
Würde die Regierung den Kommandanten öffentlich desavouieren, dann müßte sie 
allerdings die etwa wegen Blockadebrucbes beschlagnahmten Schiffe und Waren 
den Eigentümern zurückstellen. Zweifellos kann die Regierung jederzeit eine von 
einem Kommandanten ohne Ermächtigung verhängte Blockade aufheben, sei es, 
daß sie die Verhängung für nichtig erklärt, sei es, daß sie die Blockade selbst in 
aller Form Rechtens aufhebt. Womöglich wird sie aber die schonende Form wählen, 
dem Kommandanten die förmliche Aufhebung aufzutragen. 
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ad a) Unter „Datum" ist nicht die Stunde zu verstehen ; zumeist läßt sich 
der Zeitpunkt des Beginnes einer Blockade im vorhinein nicht mit solcher 
Präzision festsetzen. Es gentigt die Angabe des Tages, wie auch aus einem 
Vergleich mit Art. 16, Abs. 1 („de la date et de Theure") und mittelbar aus dem 
Generalbericht hervorgeht ^). Im deutschen Weißbuch erscheint denn auch 
das Wort „date" mit „Tag" tibersetzt. Die italienische Regierung hat int 
Tripoliskriege unter Berufung auf die Londoner Beschltisse in der Dekla-^ 
ration betreffend die Blockierung der lybischen Ktiste lediglich den Tag- 
(29. September 1911) angeführt. 

ad ß) Gewöhnlich werden die Längen- bezw. die Breitengrade angeführt, 
um die Endpunkte der blockierten Rtistenstrecke zu bezeichnen. Die Distanz,^ 
in welcher sich die blockierenden Schiffe von der Ktiste aufhalten, 
braucht nicht angegeben zu werden, obwohl eine solche Angabe dann, wenn 
sich das Geschwader von der Küste weit entfernt hält, für die neutrale 
Schiffahrt von Wert wäre. 

ad y) Der Nachdruck liegt auf den Worten „gewährt werden muß." 
In den Leitsätzen hieß es: „le d^lai de sortie au profit des navires neutres."^ 
In der zweiten Plenarsitzung machte der deutsche Delegierte Kriege geltend,, 
diese Fassung scheine anzudeuten, „qu'on a voulu accorder aux navires 
neutres un d^lai obligatoire au commencement dublocus. Mais, pour öcarter 
tous les doutes ä cet 6gard, il nous parait utile de remplacer les mots cau 
profit des» par les mots <ä accorder aux». Par cette formule il serait dit 
qu'un d^lai — et naturellement un delai raisonnable — doit toujours ^tre 
accorde" ^). Nachdem sich die britische Delegation zu diesem Antrage zunächst 
ablehnend verhalten hatte, erklärte sie in der vierten Plenarsitzung ihn an- 
nehmen zu wollen, da er der in England stets festgehaltenen Übung ent- 
spreche ^). 

Nach dem Wortlaute des Art. 9, Ziff. 3 hätte der Kriegführende sogleich 
in der Deklaration, die er den Neutralen tibermittelt, die Frist zu bemessen, 
welche er den neutralen Schiffen zum Auslaufen gewährt. Es wird indessen 
der Regierung häufig nicht möglich sein, im vorhinein diese Frist zu bestimmen,, 
bzw. zu beurteilen, welche Frist im gegebenen Fall als „raisonnable" zu be- 
trachten ist. Sie kann sich daher, wenn die Mitteilung an die Neutralen? 
der Verhängung der Blockade vorausgeht, wohl darauf beschränken, den 
neutralen Mächten zu notifizieren, daß die Festsetzung der Frist dem Marine- 
kommando oder dem Kommandanten des Blockadegeschwaders tiberlassen 



1) Proceedmgs S. 348. 

2) Proceedings S. 143. 

3) Proceedings S. 159. „Enfin, depuis longtemps, s'est 6tabli Pusage de laisser 
sortir les navires neutres qui sont dans le port bloqu6. On confirme ici cet usage 
en ce sens que le bloquant doit accorder un d61ai de sortie; on ne ^e pas la 
duree de cet d61ai, parce que cette dur^e est övidemment subordonnöe aux circon- 
stances trfes variables. II a 6t6 seulement entendu qu'il y aurait un d61ai rai- 
sonnable" (Generalbericbt, Proeeedings S. 347). Was die Dauer der Frist betrifft, 
80 hat die Praxis in den letzten Jahren sehr geschwankt 



Digitized by 



Google 



Die Eechtswirksamkeit der Blockade. 75 

wurde 1); dies begegnet um so weniger Bedenken, als die Dauer der ge- 
währten Frist vor allem die Schiffe interessiert, die auslaufen sollen. 

Der in Art. 9, Ziff. 3 verwendete Ausdruck „navires neutres" bezieht 
sich ohne Zweifel bloß auf Privatschiffe. Befindet sich in einem zu blockieren- 
den Hafen ein neutrales Kriegs- oder sonstiges Staatsschiff, so wird der Chef des 
Blockadegeschwaders dem Kommandanten von der Absicht, die Blockade zu 
verhängen, Mitteilung machen und ihn — wenn nötig — ersuchen, den Hafen 
zu verlassen. Es ginge nicht an, ihm eine Frist zu setzen. Kommt der 
Kommandant dem Ersuchen nicht nach, so bleibt — wenn ein Konflikt ver- 
mieden werden soll — nichts anderes übrig, als sich an die Regierung des 
Staates zu wenden, dem das Kriegs- oder Staatsschiff angehört. 

Nach dem Wortlaut der Bestimmung ist den neutralen Schiffen das Aus- 
laufen ohne Rücksicht darauf zu gestatten, ob sie Ladung oder Ballast an 
Bord haben, und ohne Rücksicht darauf, ob die Ladung vor oder nach der 
Verhängung der Blockade an Bord genommen wurde. Damit hat Groß- 
britannien wohl seinen Standpunkt, wonach die neutralen Schiffe nach Ver- 
hängung der Blockade keine Ladung mehr an Bord nehmen dürfen, aufgegeben. 

Für die Neutralen ist es von großer Bedeutung, zu erfahren, wann und 
unter welchen Modalitäten eine Blockade verhängt wird. Es entsprach daher 
einem Bedürfnis, daß man in London die Vorschrift über die Deklaration 
der Blockade mit einer wirksamen Sanktion versah. Die Rechtsfolgen sind 
verschieden gestaltet. 

Es sind folgende Fälle vorgesehen: 

1. Die Deklaration enthält keine 2) oder unrichtige Angaben über den 
Zeitpunkt des Beginns der Blockade. 

2. Sie enthält keine ^) oder unrichtige Angaben über die blockierte Ört- 
lichkeit. 

3. Der Kommandant des Blockadegeschwaders unterläßt die Frist zum 
Auslaufen der neutralen Schiffe festzusetzen oder er bestimmt eine nicht 
„räsonnable" Frist. 

Auf die ersten zwei Fälle bezieht sich Art. 10: Wenn die blockierende 
Macht oder die in ihrem Namen handelnden Befehlsstellen der Marine sich 
nicht an die Angaben halten, welche sie gemäß Artikel 9, Punkt 1 und 2 
in die Deklaration der Blockade aufzunehmen hatten, so ist diese Deklaration 



1) So die Deklaration der italienischen Regierung vom 29. September 1911 
betreffend die Blockade der libyschen Küste unter Berufung auf die Londoner 
Deklaration: „Las b^timents amis ou neutres anront un d61ai qui sera fix6 par 
Famiral commandaDt en chef les forces navales de Sa Majest^ le Roi d'Italie, ä 
partir de la data du commencement du blocus, pour sortir librament des endroits 
bloquös." Vgl. Rapisardi-Mirabelli 1. c, p. 105. 

2) Dem Mangel einer Angabe über Zeit und Örtlichkeit ist augenscheinlich 
der Fall gleichzustellen, daß die Angabe nicht genügt, um die Neutralen zu in- 
formieren, z. B. wenn deklariert würde, daß die Blockade „von der nächsten Woche 
an" beginnen, oder daß sich die Blockade auf die „Südküste der Türkei" erstrecken 
werde. 
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nichtig und es ist eine neue Deklaration notwendig, damit die Blockade 
rechtliche Wirkung übe. Der Generalbericht gibt eine eingehende Erläuterung 
dieser auf einen Antrag der österreichisch-ungarischen Delegation i) zurück- 
gehenden, sehr wirksamen Bestimmung: „Die Deklaration enthält Angaben, 
die den Tatsachen nicht entsprechen ; sie besagt, daß die Blockade an einem 
bestimmten Tage begonnen habe oder beginnen werde, während sie tatsäch- 
lich erst mehrere Tage später begonnen hat. Die geographischen Grenzen 
sind unrichtig bezeichnet ; sie erstrecken sich weiter als die, innerhalb welcher 
die blockierenden Streitkräfte operieren. Was soll die Folge sein? Nichtig- 
keit der Deklaration dergestalt, daß diese Deklaration keinerlei Wirkung hat. 
Wenn also in einem solchen Fall ein neutrales Schiff wegen Blockadebruches 
weggenommen wird, so kann es auf Grund der Nichtigkeit der Deklaration 
die Nichtigkeit der Beschlagnahme einwenden. Gibt das nationale Prisen- 
gericht dem Einwand nicht statt, so kann das Schiff an den internationalen 
Prisenhof berufen. Man beachte die Tragweite der Bestimmung, um nicht 
überrascht zu werden. Die Deklaration besagt, daß die Blockade am 
ersten Februar beginnt; tatsächlich hat sie erst am achten begonnen. Selbst- 
verständlich hat die Deklaration für die Zeit vom ersten bis zum achten 
keine Wirkung gehabt, da ja während dieser Zeit eine Blockade nicht be- 
stand ; die Deklaration kann eine Tatsache nur feststellen, sie aber nicht er- 
setzen. Die Regel geht noch weiter; die Deklaration hat selbst für die Zeit 
nach dem achten keine Wirkung ; sie ist endgültig nichtig und es muß eine 
neue erlassen werden" ^). 

Analoges gilt, wenn ein Küstenstrich als blockiert angegeben wird, auf 
welchen sich die Blockade in Wahrheit nicht erstreckt. Die Deklaration 
ist und bleibt dj^nn auch bezüglich desjenigen Küstenstriches wirkungslos, 
welcher effektiv blockiert war. 

Unterläßt der Kommandant des Blockadegeschwaders, die Frist zum 
Auslaufen der neutralen Schiffe festzusetzen, oder gibt er ihnen eine „nicht 
räsonnable" Frist, so hat dies nicht die Wirkungslosigkeit der Deklaration 
zur Folge. Den Fall regelt Art. 16, Abs. 2, 2. Halbsatz: Die neutralen 
Schiffe dürfen unbehindert auslaufen. Dies ist, sagt der Generalbericht, eine 
energische Sanktion, welche genau der Natur des begangenen Fehlers ent- 
spricht, und das beste Mittel, zu verhindern, daß er begangen werde ^). 

Was ist Rechtens, wenn ein oder das andere der neutralen Schiffe 
innerhalb der festgesetzten Frist nicht ausläuft? Es dürfte zu unterscheiden 
sein, ob das Schiff durch höhere Gewalt am Auslaufen verhindert war oder 
ob es freiwillig verblieb. Im Falle der höheren Gewalt ist ihm, falls nicht 



1) Vgl. Proceedings S. 85, 174; femer oben S. 20. 

2) Proceedings S. 348. 

3) Proceedings S. 350. Auch hier ist dem Fehlen einer Angabe der FaU 
gleichzustellen, daß die Angabe nicht hinreicht, um die Adressaten entsprechend 
zu informieren; z. B. der Kommandant bestimmt eine Frist von 30 Stunden, ohne 
den Beginn der Frist anzugeben. 
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Erwägungen militärischer Natur dagegen sprechen, die Frist entsprechend 
zu verlängern ; denn sie hat sich dem Schiff gegenüber als „nicht räsonnabel*' 
herausgestellt 1). Hat das Schiff die Frist freiwiUig verstreichen lassen, so 
dürfte es darauf ankommen, ob der Blockierende ein Interesse daran hat^ 
daß das Schiff ausläuft oder nicht. Vemeinendenfalls beläßt er es im blockierten 
Hafen. In diesem Fall hat aber das Schiff keinen Anspruch darauf, während der 
Dauer der Blockade freigegeben zu werden. A^idemfalls ist der Blockierende 
berechtigt, dem Schiff das Auslaufen aufzutragen und es, wenn es dem Be- 
fehle nicht nachkommt, wegen Neutralitätsverletzung als feindliches Schiff zu 
behandeln. Mag auch die Setzung der Frist im Interesse der neutralen 
Schiffahrt obligatorisch sein, so könnte es doch dem Interesse des Krieg- 
führenden widersprechen, wenn die Schiffe von der Erlaubnis, den blockierten 
Hafen zu verlassen, nicht Gebrauch machen. 

B. Die Notifikation. 
1. Die Generalnotiflkation* 

Die Deklaration der Blockade ist nach Artikel 11 zu notifizieren: 

a) den neutralen Mächten durch die blockierende Macht mittelst einer 
Mitteilung, welche an die Regierungen selbst oder an deren bei ihr beglaubigte 
Vertreter zu richten ist; 

b) den örtlich zuständigen Behörden der blockierten Örtlichkeit durch 
den Kommandanten der blockierenden Streitkräfte. Diese Behörden sollen 
davon ihrerseits möglichst bald die fremden Konsuln benachrichtigen, die ihre 
Amtstätigkeit in dem blockierten Hafen oder auf dem blockierten Küstenstrich 
ausüben. 

„La döclaration de blocus ne vaut que si eile est notifiee. On ne peut 
exiger Tobservation d'une regle que de ceux qui ont 6t6 en mesure de la 
connaltre" 2). Mit diesen Worten konstatiert der Generalbericht die bindende 
Wirkung der Blockade für die Neutralen. Daher die Notwendigkeit der 
Notifikation, die regelmäßig nicht nur an die Behörden des blockierten 
Küstenstriches, sondern an alle neutralen Mächte zu erlassen ist^). 

Ist der Blockierende bei einem neutralen Staat diplomatisch nicht ver- 
treten, so hat er die Notifikation unmittelbar an die Regierung zu richten, 
und zwar gewöhnlich auf telegraphischem Wege ^). 



1) Vgl. Artikel 2 der Haager Konvention vom 18. Oktober 1907 betreffend 
das Regime der feindlichen Handelsschiffe zu Beginn der Feindseligkeiten, wo 
gleichfalls die höhere CJewalt berücksichtigt erscheint. 

2) Proceedings S. 348. 

3) Vgl. unten S. 81 f. 

4) Die britische Delegation gedachte in der vierten Plenarsitzung des Falles, 
daß der blockierende Staat die diplomatischen Beziehungen zu einer neutralen 
Macht abgebrochen hat, ohne indes den Weg anzudeuten, den der Kriegführende 
hier zu beschreiten hätte, um dieser Macht die Blockade zu notifizieren (Procee- 
dings S. 160). Es dürfte richtig sein, die Vermittlung des Staates in Anspruch zu 
nehmen, welcher den diplomatischen oder konsularischen Schutz der Angehörigen 
des blockierenden Staates übernommen hat. 
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Hat die neutrale Regierung die Mitteilung erhalten, so ist es ihre Sache, 
„die nötigen Maßnahmen zu treflfen, daß die Nachricht nach allen Orten 
ihres Gebietes, besonders nach ihren Häfen gelangt" ^). Diese Verständigung 
ist für die neutrale Schiffahrt von erheblicher Bedeutung. Denn nach der 
Londoner Akte ist der Blockierende nicht — wie dies nach französischem 
und italienischem Gesetz erforderlich ist — verpflichtet, jedem neutralen 
Schiff, welches sich der Blockadelinie nähert, die Blockade speziell zu noti- 
fizieren. Es genügt im allgemeinen die generelle Notifikation. Eine spezielle Be- 
kanntgabe an die einzelnen Schiffe braucht nur ausnahmsweise stattzufinden 2). 

Die Vorschrift, daß „zwei Notifikationen zu erlassen sind" % einerseits 
Skji die neutralen Mächte, andererseits an die Behörden des blockierten Küsten- 
striches, läßt sich dann nicht einhalten, wenn der Kommandant der Seestreit- 
kräfte aus eigener Initiative eine Blockade verhängt und nicht in der Lage 
ist, hierüber seiner Regierung behufs Kenntnisnahme und Verständigung der 
neutralen Mächte Bericht zu erstatten. In diesem Falle, der freilich bei den 
heutigen Verkehrsmitteln selten eintreten dürfte, gewinnt die Norm an Be- 
deutung, daß die Behörden des blockierten Küstenstriches die dort residieren- 
den Konsuln der neutralen Mächte von der Blockade alsbald zu verständigen 
haben*). „Ces autorit^s — sagt der Generalbericht — engageraient leur 
responsabilit^ en ne s'acquittant pas de cette Obligation. Les neutres pourraient 
^prouver un pr^judice du fait de n'avoir pas 6t6 prövenus du blocus en 
temps utile." Selbstverständlich obliegt es den Konsuln, ihre Regierungen 
von der Verhängung der Blockade schleunigst zu informieren. 

Verhängt der Kommandant der Seestreitkräfte die Blockade aus Eigenem, 
80 entfällt die Möglichkeit, sie den neutralen Regierungen „pr^alablement" 
bekanntzugeben. Man hat daher dieses in Leitsatz 17 verwendete Wort in 
die Londoner Akte nicht aufgenommen. 

Es wurde bereits bemerkt, daß eine Blockade rechtsunwirksam ist, wenn 
der Blockierende unterläßt, sie den neutralen Mächten zu notifizieren^). Ar- 
tikel 8 besagt aber nicht bloß, daß die Blockade notifiziert werden muß; 
er gibt auch nähere Bestimmungen darüber, wie die Notifikation zu vollziehen 
ist: „Le blocus, pour ^tre obligatoire, doit ^tre . . . notifiö conform^ment 
aux articles 11 et 16." Somit erhebt sich die Frage, ob die Blockade auch 
dann rechtswirksam ist, wenn sie zwar notifiziert wird, jedoch nicht in der 
in den Artikeln 11 und 16 vorgeschriebenen Art. 



1) Proceedings S. 348. 

2) Vgl. unten S. 83 f. 

3) Proceedings S. 348. 

4) Ibidem. Keinesfalls hat der Blockiereode seinerseits die Blockade den 
Konsuln der blockierten Örtlichkeit zu notifizieren, wie dies zunächst von der 
deutschen Delegation befürwortet worden war. Vgl. die eingehenden Darlegungen 
der deutschen und der britischen Delegation, welche der Regelung der Fraise die 
Wege gewiesen haben (Proceedings S. 159 f., Annex 22). Gleichwohl wurde die 
Blockade Libyens italienischerseits sowohl den Lokalbehörden, als auch den Konsuln 
bekanntgegeben; vgl. Rapisardi-Mirabelli, L c. p. 105. 

5) Vgl. oben S. 72. 
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Es war die deutsche Delegation, welche zu den lakonisch gefaßten 
Leitsätzen 17 und 19 1) den Antrag gestellt hat, es mögen eingehendere 
Eegeln über die Notifikation vereinbart werden 2). Diese dankenswerte An- 
regung verfolgte sichtlich nicht nur den Zweck, die einschlägigen Pflichten 
des Blockierenden zu fixieren und eine Gewähr dafür zu schaffen, daß die 
Neutralen tatsächlich von der Verhängung der Blockade rasch und sicher 
verständigt werden, sondern auch, die Stellung des Blockierenden zu erleichtem. 
Bestehen nämlich nähere Vorschriften über die Notifikation, so ist der 
Blockierende gegen ZuMle und Schwierigkeiten, die sich der Mitteilung an 
^e Neutralen entgegenstellen, insofeme geschützt, als er den Standpunkt 
einnehmen kann : Ich habe alle Vorschriften über die . Notifikation einge- 
halten; ist sie gleichwohl nicht an aUe neutralen Mächte gelangt, so kann 
dies nicht mir zur Last fallen. 

Die Anträge Deutschlands fanden bei der britischen Delegation zunächst 
'eine kühle Aufnahme, nicht nur in der Eichtung, daß sich diese Delegation 
gegen manche Einzelheiten jener Anträge wandte (z. B. direkte Mitteilung 
der Deklaration an die in der blockierten Örtlichkeit residierenden Konsuln 
der neutralen Mächte): sie sprach sich überhaupt gegen eine detaillierte 
Regelung der Materie aus. Herr Crowe erklärte, man möge „6carter toute 
formule pouvant avoir pour r6sultat de subordonner la r^alit6 du blocus k 
l'observation 6troite de regles pr^cises sur la m6thode ä suivre en notifiant 
les d6clarations de blocus. II devrait . . . suffire que la notification füt faite 
de maniere ä assurer que les neutres en fussent pleinement avertis en temps 
utile" 3). Aus diesen Worten sprach die keineswegs ungerechtfertigte Be- 
sorgnis, es könnte eine allzu formalistische Regelung für den Kriegführenden 
den Nachteil haben, daß eine ordnungsmäßig verhängte effektive Blockade 
aus irgend einem nebensächlichen Grund für nichtig erklärt werde. Die 
deutsche Delegation scheint diese Besorgnis als gerechtfertigt anerkannt zu 
haben*); auch war es sicherlich nicht in ihrer Absicht gelegen, die Gültig- 
keit der Blockade von überflüssigen Formalitäten abhängig zu machen. 

Einen analogen Antrag, wie bezüglich der Blockade, hatte die deutsche 
Delegation in der Materie der Kriegskonterbande gestellt: Gibt ein Krieg- 
führender die Artikel bekannt, welche er als Kriegskonterbande zu behandeln 
gedenkt, so solle dies geschehen „par voie d'une communication adress^e aux 
Oouvemement des Puissances neutres ou ä leurs repr^sentants diplomatiques 
aupr^s du bellig^rant dont 6mane la d^claration" ^). Auch damals erhob die 



1) „17. Les blocus, pour ^tre obligatoires, doivent ßtre pr6alablement rendus 
publics." „19. La d^claratioD de blocus est notifi^e: 1. aux autoritös locales; 
^. aux Puissances neutres" (Proceedings S. 121). 

2) Proceedings S. 143, 159, Annex 22. 

3) Proceedini^s S. 160. 

4) „La D^l^gation allemande s^associe, en g^n^ral, k la maniere de voir de la 
D616gation britannique ... je suis sür que Ton tombera facilement d'accord sur une 
formule satisfaisante" (Proceedings S. 160). 

5) Proceedings S. 1341 
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britische Delegation Einwendungen: „La DÖ^gation britannique n'a pas 
d'objection ä admettre que c'est \k un moyen convenable de faire la noti- 
fication n^cessaire. Toutefois, l'utilit^ d'ins^rer dans Tarticle une clause 
semblable lui paratt douteuse. Une teile declaration anrait pour effet 
que la cour des prises, si eile jugeait que la notification n'avait pas ^t6 
faite de maniere a suivre exactement la m^thode pr6vue par cet article, 
tiendrait la d6claration de contrebande pour nulle et non avenue^ 
quelle que füt la pr^cision avec laquelle eile aurait pu §tre port^e ä la con- 
naissance du neutre"^). Der deutsche Antrag, betreflfend die Bekanntgabe 
der Blockade an die neutralen Mächte, wurde schließlich, wie aus Artikel 8 
und 11 hervorgeht, angenommen, und damit ergibt sich die Frage, wie daa 
Wort „conform^ment** in Artikel 8 auszulegen ist. Nach der letztzitierten 
Erklärung der britischen Delegation wäre die Blockade in der Tat nichtig, 
wenn die Notifikation nicht in der vorgeschriebenen Weise stattfände. Oder 
soll man umgekehrt sagen: Wenn die britische Delegation der Fassung der 
Artikel 8 und 11 zustimmte, so geschah dies eben nur unter dem Vorbehalte, 
daß diese Artikel ihren Erklärungen gemäß nicht in rigoroser Weise aus- 
gelegt werden? 

Es dürfte den Interessen und Auffassungen aller Mächte entsprechen,, 
wenn nicht eine allzu rigorose Auslegung platzgreift 2). Es kommt ja in 
erster Linie nicht darauf an, wie die Mitteilung an die Neutralen stattfindet,, 
sondern darauf, daß die Blockade den Neutralen zur Kenntnis gebracht 
wird. Ist die Blockade von den kompetenten Stellen des Kriegführenden 
tatsächlich den kompetenten Stellen der Neutralen zur Kenntnis gebracht 
worden, so hat der Prisenhof keinerlei Anlaß, sie aus formalistischen Er- 
wägungen für nichtig zu erklären^). Freilich wird der Kriegführende, wenn 

1) Proceedings S. 146. Eine weitere Verhandlung über die Frage fand 
nicht statt. Der deutsche Delegierte Göppert erwiderte nur kurz, der Antrag 
sei .in der Absicht gestellt worden, „pour rendre la notification plus claire et plua 
pr^cise, car il est tres important que celle-ei se fasse d'une maniöre effective, d^ 
l'ouverture des hostilit^s. II ne voit pas de difl5cult6 k faire la notification de la 
maniöre pr^vue . . ." (Proceedings S. 147). 

2) Diese Interpretation findet auch einen Anhaltspunkt in der Londoner Akte 
selbst. Wären in Artikel 8 die Worte „pour etre obligatoire" auf „conform^ment 
aux articles 11 et 16" zu beziehen, so müßten sie sich in gleicher Weise auch auf 
„conformement ä Tarticle 9" bezieben. Dies ist aber nicht der Fall; denn auf die 
Nichteinhaltung der Norm des Artikels 9, Ziff. B, ist nicht die Nichtigkeit der 
Blockade, sondern eine mildere Sanktion gesetzt. Und auch, was die Normen des- 
Artikels 9, Ziff. 1 und 2 anlangt, ist die Sanktion nicht in Artikel 8, sondern in 
Artikel 10 ausgesprochen. 

3) Dies entspricht denn auch der Auffassung der großbritannischen Regierung. 
Der Verfasser richtete an das Auswärtige Amt in London die Anfrage, wether, la 
the opinion of His Majesty's Government, a declaration of blockade or a declaration 
respecting the addition of certain articles to the list of contraband would be in- 
effective and void unless notified in the particular manner indicated in Articles 8 
and 2H of the Declaration of London. Das Foreign Office hatte die Güte, hierauf 
folgenden Bescheid zu erteilen und dessen Veröffentlichung in dieser Schrift zu 
gestattt'n : 

„The point raised by you is one of some importance and has required 
careful consideration by the Departments concerned. I now beg leave to infonn 
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nicht besondere Gründe vorliegen, vorsichtshalber sich genau an den in der 
Londoner Akte vorgezeichneten Weg halten; denn dadurch sichert er sich 
am besten gegen Weiterungen, die entstehen könnten, wenn die Mitteilung 
nicht an die Adresse gelangt ist. 

Die Blockade ist von der Regierung, die sie anordnet, gemäß Artikel 11, 
Z. 1 „aux Puissances neutres", d. h. offenbar allen neutralen Mächten zu 
notifizieren, auch solchen, deren Flagge in den Gewässern, wo die Blockade 
stattfindet, nicht vertreten ist, ja auch solchen Mächten, die nicht ans Meer 
grenzen. Öenn die Blockade interressiert nicht bloß die Eigentümer der 
Schiffe, sondern auch die der Waren, die den Seeweg nehmen. Es fragt 
sich, welche Rechtsfolgen eintreten, wenn der Kriegführende die Blockade 
einem oder dem anderen neutralen Staat nicht notifiziert, z. B. infolge eines 
Versehens oder weil er annimmt, daß der Staat an der Verständigung keinerlei 
Interesse hat. 

Die Bemerkung des Generalberichtes „La d^claration de blocus ne vaut 
que si eile est notifiöe" gilt sichtlich nur für den Fall, daß die Notifikation 
vollständig unterbleibt, d. h. daß keine neutrale Macht von der Blockade ver- 
ständigt wird. Die Londoner Akte bietet keinen Anhaltspunkt dafür, daß 
die Blockade schon dann rechtsunwirksam ist, wenn der Blockierende sie 
nur einer oder der anderen neutralen Macht nicht bekannt gegeben hat. 
Wie dieser Fall zu behandeln ist, mag zweifelhaft sein. Man könnte prima 
facie annehmen, daß die Blockade eben für diejenigen Staaten nicht verbind- 
lich ist, welchen sie nicht notifiziert wurde. Danach müßte der Blockierende 
die Schiffe dieser Staaten die Blockadelinien unbehindert passieren oder sie zu- 
mindest in die blockierte Örtlichkeit einlaufen lassen^), so lange die Notifi- 
kation nicht nachgetragen wurde. Oder aber, man könnte fordern, daß den 
Schiffen dieser Staaten die Blockade jedesmal speziell notifiziert werde. 
Keine dieser beiden Lösungen vermag zu befriedigen. Es kommt nämlich 
zu bedenken, daß die neutralen Regierungen, welchen eine Blockade notifi- 
ziert wird, hiervon keineswegs nur die Schiffe ihrer Flagge, noch auch 
gerade alle Schiffe ihrer Flagge verständigen. Vielmehr verlautbaren 



you that, in the opinion of the competent British Authorities, when the British 
Delegation at the London Naval Conference agreed to the additions proposed by 
the German Delegation which appear as Annexes 5 and 7 on page 238 of the 
«Proceedings of the International Conference», they thereby accepted the position 
that the declarations must be notified in the manner prescribed, an in no other. 

I would at the same time point out, however, that the Articlee of the Decla- 
ration of London to which your enquiry relates (i. e. 8, 11, 16 and 23) refer, not 
to the form of words to be used or the precise method of transmitting the noti- 
fications, but to the persons from whom and to whom declarations as to blockade 
and contraband should be adressed. In our opinion, therefore, there can be no 
doubt as to the legality of such declarations, however worded or transmitted, so 
long as they «re made to and by the authorities referred to in the Declaration of 
London." 

1) Denn soweit Schiffe dieser Staaten in den blockierten Häfen liegen, erfahren 
sie von der Blockade durch die Notifikation, die der Befehlshaber des Blockade- 
geschwaders gemäß Artikel 11, Ziff. 2, an Ort und Stelle erläßt. 

Stier-Somio, Haudb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneck, Seerecbtekonfcrenz. 6 
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sie die Deklaration der Blockade „sur les divers points de leur territoire, 
sp^cialement dans leurs ports"^). Dadurch erhalten einerseits auch die 
fremden Schiffe in diesen Häfen von der Blockade Kenntnis, andererseits 
werden die eigenen Schiffe, die sich gerade in fremden Häfen aufhalten, 
durch die dortigen Behörden in Kenntnis gesetzt. Wurde also eine 
Blockade einer neutralen Regierung nicht notifiziert, so kommt es ganz und 
gar auf die Sachlage an, ob der neutrale Staat hierdurch überhaupt benach- 
teiligt wurde. In aUer Regel wird die Kunde von der Blockade auf anderen 
Wegen, insbesondere durch die Presse, zu ihm dringen 2). Unter diesen 
umständen dürfte es nicht angehen, die Rechtsverbindlichkeit einer Blockade 
in Frage zu stellen, wenn der Blockierende eine oder die andere neutrale 
Macht davon nicht in Kenntnis gesetzt hat. Dagegen könnte die Unter- 
lassung volle Bedeutung gewinnen, wenn es sich um die Frage handelt, ob 
ein Schiff, welches wegen Blockadebruches weggenommen wurde, von der 
Blockade Kenntnis hatte, bezw. ob diese Kenntnis zu vermuten ist 
(Artikel 14, 15). 

Hat der Kommandant des Blockadegeschwaders entgegen Artikel 11, 
Absatz 2 versäumt, die Blockade den Lokalbehörden der blockierten Ört- 
lichkeit zu notifizieren, so hat dies die Folge, daß er den neutralen Schiffen, 
die aus dem blockierten Hafen auslaufen, die Durchfahrt gestatten muß 
(Artikel 16). Die Sanktion ist also dieselbe, wie für den Fall, daß der 
Blockierende unterließ, in der Deklaration die Frist zum Auslaufen festzu- 
setzen. Der Kriegführende könnte das Versäumnis nicht etwa dadurch gut 
machen, daß er die generelle Notifikation an die Behörden der blockierten 
Örtlichkeit durch eine Spezialnotifikation ersetzt, die er an die einzelnen 
Schiffe richtet, w'elche auszufahren versuchen. Er hat keineswegs die Wahl 
zwischen General- und Spezialnotifikation. Eine solche könnte ihm schon 
deshalb nicht eingeräumt werden, weil ja die Bekanntgabe an die feindlichen 
Behörden nach Artikel 11, Absatz 2, mittelbar auch den Zweck hat, die 
Blockade den dortigen Konsuln der neutralen Mächte und dadurch diesen 
selbst bekanntzugeben. Übrigens ist ja der Kommandant „immer in der 
Lage, seine Unterlassung oder sein Versehen wieder gut zu machen, die 
Bekanntgabe der Blockade an die örtlich zuständigen Behörden zu bewirken 
oder eine bereits erfolgte unvollständige Bekanntgabe zu ergänzen" 3). 



1) Generalbericht, Proceedings S. 348. 

2) Wesentlich ist überhaupt bloß, daß die neutralen Staaten von der Blockade 
erfahren; auf welchem Wege sie davon Kenntnis erhalten, interessiert erst in 
zweiter Linie. Vgl. die analoge Beatimmung des Artikel 2 der Haager Konvention 
vom 18. Oktober 1907 betreffend die Eröffnung der Feindseligkeiten. 

3) Generalbericht, Proceedings S. 350. „Selbstverständlich betrifft diese Be- 
stimmung nur Schiffe, welchen die Frist zum Auslaufen zugute kommen sollte, 
d. h. den neutralen Schiffen, die sich zur Zeit der Verhängung der Blockade im 
Hafen befanden; sie bezieht sich keineswegs auf solche Schiffe, die etwa nach 
Durchbrechung der Blockade in den Hafen gelangt sind" (Ibidem); denn diese 
Schiffe haben von der Blockade ohnedies Kenntnis; sie können, wenn sie wiedet 
auszulaufen versuchen, ohne weiteres weggenommen werden. 
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Anders liegt der Fall, wenn das Unterbleiben der Notifikation dem Be- 
fehlshaber nicht zur Last gelegt werden kann: ,,Die Sachlage ist offenbar 
ganz anders, wenn der Kommandant alles getan hat, was in seiner Macht 
stand, um die Notifikation zu bewerkstelligen, und wenn er daran durch 
den bösen Willen der örtlich zuständigen Behörden, die sich gegen jeden 
Verkehr mit der Außenwelt abgeschlossen haben, gehindert worden ist* In 
diesem Falle kann ihm nicht die Verpflichtung auferlegt werden, die Schiffe, 
die auslaufen wollen, unbehindert passieren zu lassen; diese befinden sich 
mangels der erforderlichen Bekanntgabe und der vermuteten Kenntnis von 
der Blockade in einer ähnlichen Lage, wie sie in Artikel 16, Absatz 1^ vor- 
gesehen ist" 1). Diesen Schiffen ist daher die Blockade speziell zu notifizieren. 
Doch kommt Folgendes zu bemerken: In der 11. Plenarsitzung kam die 
britische Delegation auf den Fall zurück: „. . . il paralt que, dans le cas oü 
les autorit^s locales refusent d'admettre toute communication avec le dehors, 
tout navire neutre dans un port bloqu6 doit recevoir une notification speciale 
pour que les vaisseaux de l'escadre bloquante aient le droit de le saisir s'il 
essaie d'en sortir. II me semble que le fait de l'ötablissement du blocus 
sera g6n6ralement connu dans le port apres le retour d'un ou de plusieurs 
navires qui auraient essay^ d'en sortir et qui auraient 6t6 Obligos d'y rentrer 
apres inscription de la notification du blocus sur leur livre de bord. Dans 
ces circonstances, il semble ä la Döl^gation britannique qu'il serait utile 
d'ajouter au Rapport quelques mots tendant ä 6carter toute 6quivoque sur 
cette question". Herr Renault fand, „que l'observation est tout ä fait 
fondee; dans le cas vise, le navire n'a pas le droit de gagner le large. Si 
un autre navire veut faire la m§me tentative, la connaissance du blocus 
peut §tre pr6sum6e, et cela suffit aux termes de l'article 11; ce navire 
s'exposera a la saisie et ä la confiscation; il n'y a donc pas lieu de faire 
de notification speciale pour chaque navire voulant sortir du port. Satis- 
faction sera donn6e ä la Delegation britannique par l'addition au texte du 
Rapport de quelques mots dans le sens indiquö"^). Man hat allerdings 
tibersehen, den Generalbericht in der angedeuteten Richtung zu ergänzen 3). 
Gleichwohl behält die von allen Delegationen gebilligte Bemerkung der 
britischen Vertreter ihren vollen Wert. Ja, es dürfte sogar dem Geiste des 
Artikels 16, Absatz 1, entsprechen, wenn man diese Bemerkung dahin ver- 
allgemeinert, daß die Spezialnotifikation immer dann unterbleiben kann, 
wenn zu vermuten ist, daß die Schiffe im blockierten Gebiete von der 
Blockade Kenntnis erlangt haben, und nicht bloß in dem Falle, daß bereits 
ein Schiff auszulaufen versucht hat und vom Blockierenden zurückgewiesen 
worden ist. In der Regel wird es ja überhaupt nicht erst der Notifikation 
an die örtlichen Behörden bedürfen, daß diese und die in den Häfen 
liegenden Schiffe von der Blockade Kenntnis erlangen. 

1) Proceedings S. 350. 

2) Ibidem S. 221. 

3) Ibidem S. 297, 350. 
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Die Frage, an welche Behörden der Kommandant des Geschwaders die 
Notifikation zn richten habe, und welche Form hierbei einzuhalten sei, 
wurde nur vorübergehend behandelt. In der achten Plenarsitzung wUnschte 
der italienische Delegierte, Ricci-Busatti „qu'il soit constat6 que la notifi- 
cation du blocus «aux autorit^s locales» . . . pourra en tout cas ^tre vala- 
blement fait aux autorit^ maritimes des ports ou de la c6te bloqu^s, 
quelles qu'elles soient, dans teile forme que le commandant de la force 
bloquante jugera la plus convenable — voire au moyen de la poste ou du 
tel^graphe — pourvu naturellement, qu'il soit en mesure de prouver, au 
besoin, que la notification a et6 eflfectivement regne par les destinataires". 
Herr Renault erwiderter „11 ne peut y avoir de difficultes sur ce point. 
D'apres le texte, le blocus doit 6tre notifi6 aux autorit6s locales, c'est ä 
dire de teile sorte que ces autorit^s en soient r^ellement inform^es. Quant 
aux proc6dte ä employer, on ne peut guere entrer dans leur Enumeration 
et prEvoir tous les moyens vari6s qui pourraient ^tre utilis6s; il va sans 
dire que la poste et le tölEgraphe en fönt partie. La seule nöcessitE est de 
prouver que la notification a Et6 röeUement faite". Auf Anregung des 
deutschen Delegierten einigte man sich dahin, daß die Anfrage und die 
Erwiderung im Sitzungsprotokoll verzeichnet werde ^). Es liegt nahe, anzu- 
nehmen, daß der Befehlshaber des Geschwaders zunächst versuchen wird, 
sich mit dem höchsten Funktionär, der in der blockierten Örtlichkeit amt- 
lich tätig ist, in Verbindung zu setzen, und ihn speziell zu ersuchen, dafür 
zu sorgen, daß die Blockadedeklaration auch den Konsuln und den Schiffen 
der neutralen Mächte bekannt gegeben werde. 

2. Die Spezialnotiflkation. 

Wenn ein Schiff, welches sich dem blockierten Hafen nähert 2), von 
dem Bestehen der Blockade keine Kenntnis erlangt hat^), und diese 
Kenntnis auch nicht vermutet werden kann, so muß die Notifizierung an 
das Schiff selbst durch einen Offizier eines der Schiffe^) der blockierenden 
Streitmacht^) erfolgen. Diese Notifikation ist unter Angabe des Tages ^) 
und der Stunde, sowie des Ortes, an dem sich das Schiff im Augenblick 
befindet, in die Schiffspapiere einzutragen (Artikel 16; sogenannte Spezial- 
notifikation). 



1) Proceedings S. 208. 

2) Unter, welchen umständen die Blockade einem Schiff zu notifizieren ist, 
welches den blockierten Hafen verläßt, wurde oben S. 821 ausgeführt. 

3) Es ist beispielsweise ausgelaufen, bevor die Blockade verhängt oder notifi- 
ziert wurde; oder der Blockierende hat den neutralen Staat nicht verständigt, 
dessen Hafen das Schiff zuletzt verlassen hat. Vgl. oben S. 81 f. 

4r) Es braucht dies selbstredend keines der Schiffe sein, welche nach Artikel 17 
damit beauftragt sind, die Effektivität der Blockade sicherzustellen. Gewöhnlich 
wird sich der BJockierende hierbei eines ihm unterstellten Torpedobootes bedienen. 

5) Über den Vorgang, der einzuhalten ist, wenn das neutrale Schiff von einem 
Kriegsschiff seiner Flagge konvoyiert wird, vgl. unten S. 92. 

6) Darüber, daß das Wort „date" mit Tag zu übersetzen ist, vgl. oben S. 74. 
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Das Schiff, welchem die Blockade solcherart notifiziert wurde, ist ver- 
pflichtet, die Weiterreise nach dem blockierten Hafen aufzugeben; „das 
Schiff wird — so sagt der Generalbericht — an der Durchfahrt verhindert, 
so daß die Blockade für das Schiff rechtlich wirksam ist, obwohl sie nicht 
vorher [d. h. vor Verhängung] bekanntgegeben war ... Es erscheint nicht 
zulässig, daß ein Handelsschiff lediglich deshalb, weil es selbst keine 
Kenntnis von der Blockade hatte, das Recht in Anspruch nimmt, sich nicht 
um die tatsächlich bestehende Blockade zu kümmern und die Blockade zu 
brechen. Wenn aber auch das Schiff an der Durchfahrt gehindert werden 
kann, so kann es doch nur dann weggenommen werden, wenn es nach 
Empfang der Notifikation die Blockade zu brechen versucht. Wie man 
sieht, spielt diese Spezialnotifikation eine sehr beschränkte Rolle und darf 
nicht mit der Spezialnotifikation verwechselt werden, die nach der Praxis 
gewisser Marinen ganz allgemein erfordert wurde" ^). Damit ist zum Aus- 
druck gebracht, daß der Spezialnotifikation nach der Londoner Akte bloß 
subsidiärer Charakter zukommt. 

Man kann fragen, welche Rechtsfolge eintritt, wenn der Offizier, der 
mit der Notifikation beauftragt ist, versäumt, die erforderten Eintragungen 
in die Papiere des neutralen Schiffes vorzunehmen. Die^ Deklaration ent- 
hält darüber keine Bestimmung. Nach dem Rechte mancher Staaten bildete 
die Eintragung in die Schiffspapiere die unerläßliche Voraussetzung für die 
Rechtskraft der Spezialnotifikation 2), Aus den Materialien ist lediglich zu 
entnehmen, daß die Eintragung in das Bordbuch durch eine andere Art der 
speziellen Bekanntgabe ersetzt werden kann, wenn es dem Offizier nicht 
möglich ist, das neutrale Schiff zu betreten. In der ersten Kommissions- 
sitzung beantragte die russische Delegation, in Leitsatz 23 nach den Worten 
„doit ^tre portee" einzuschalten: „si c'est possible", und bemerkte, „que le 
cas doit etre pr6vu oü la notification se ferait par un signal. D en serait 
ainsi si le gros temps empßchait une chaloupe du vaisseau de guerre 
d'aborder le navire". Das R6sum6 fügt bei: „D r^sulte de la discussion 
ouverte sur ce point qu'il n'y a pas de desaccord sur le fond de la base. 
n s'agit de trouver une formule qui p^^voie la possibilit^ de faire la notifi- 
' cation autrement que par inscription sur le livre dß bord. On d^cide de 

1) Proceedings S. 350. Hier wird insbesondere auf das französische System 
angespielt, welches in jedem Falle die Bekanntgabe an das Schiff erforderte. 
Fromageot erklärte die Bereitwilligkeit Frankreichs, von dieser Praxis zugunsten 
des englischen Systems abzugehen, in der vierten Plenarsitzung mit den Worten: 
^n faut reconnaitre que les raisons qui Ta justifiaient, ont peu k peu disparu par 
suite du perfectionnement des moyens de communication et aussi en raison des 
pr^cautions prises . . . pour assurer Peffectivit^ du blocus et la connaissance des 
don6es exactes de ce dernier" (Proceedings S. 161). 

2) Vgl. die französische Denkschrift: „Les navires qui se dirigent vers un 
port bloqu4 ne sont cens^s connaitre l'etat de blocus que quand la notification en 
II 6t6 inscrite sur leur livre de bord par un bätiment de guerre formant le blocus" 
(Proceedings S. 30). Und die englische Denkschrift: „Aucune preuve de cet aver- 
tissement ne sera accept6e que s'il a 6t6 consign^ sur le livre de bord" (Procee- 
dings S. 89). 



Digitized by 



Google 



86 Hold V. Femeck, 

renvoyer cette base devant le comit6 de r^daction" i). Wie in anderen 
Fällen, kam jedoch der gewünschte Gedanke in der endgiltigen Formu- 
lierung nicht zum Ausdruck. 

Unterläßt der Ofl&zier, obwohl er an Bord des neutralen Schiflfes hierzu 
Gelegenheit gehabt hätte, die Eintragung in das Bordbuch zu vollziehen, so 
dürfte dies wohl nicht die Folge haben, daß die Notifikation als nicht ge- 
schehen zu betrachten ist. Denn der Kapitän des Schiffes ist zweifellos 
selbst zur Eintragung verpflichtet, wenn der Offizier sie unterläßt, so daß 
der Beweis der erfolgten Bekanntgabe gleichwohl erbracht werden kann. 
Doch hat der Kriegführende eventuell den Nachteil zu tragen, wenn auch 
der Kapitän die Eintragung unterläßt oder wesentliche Umstände nicht oder 
nicht richtig angibt. 

C. Ausdehnung, Einschränkung und Aufhebung der Blockade. 

1. Die Regeln über die Deklaration und die Notifikation der 
Blockade sind nach Artikel 12 nicht nur dann anzuwenden, wenn eine 
Blockade verhängt, sondern auch dann, wenn eine bereits bestehende 
Blockade ausgedehnt oder nach ihrer Aufhebung abermals verhängt^ 
wieder aufgenommen wird ^). Wird eine Blockade über ihre ursprüng- 
lichen Grenzen ausgedehnt, „so handelt es sich für das neue Gebiet um eine 
neue Blockade und folglich sind die Regeln über die Deklaration und die 
Notifikation in Anwendung zu bringen. Dasselbe gilt für den Fall, daß 
eine Blockade nach ihrer Aufhebung wieder aufgenommen wird; die Tat- 
sache, daß über dieselbe ÖrtUchkeit bereits eine Blockade verhängt war, ist 
ohne Bedeutung" ^). Gleichgiltig ist hierbei auch, ob die frühere Blockade 
freiwillig oder unfreiwillig aufgehoben worden war. Da in der Ausdehnung 
der Blockade die Verhängung einer neuen Blockade über ein weiteres Stück 
Küste und nicht die Ersetzung der ursprünglichen Blockade durch eine aus- 
gedehntere zu erblicken ist, so würde, wenn der Kriegführende unterläßt^ 
die Ausdehnung der Blockade zu deklarieren und zu notifizieren, hierdurch 
nur die Ausdehnung selbst, nicht auch die ursprüngliche Blockade nichtig 
werden, wie man nach dem Wortlaut der Artikel 10 und 12 annehmen 
könnte. 

2. Die Regehl über die Notifikation (Artikel 11, Ziff. 1 und 2) sind 
nach Artikel 13 auch dann anzuwenden, wenn eine bereits bestehende 
Blockade eingeschränkt*) oder freiwillig aufgehoben wird^). 



1) Proceedings S. 175. 

2) Vgl. die österreichisch-ungarische Denkschrift: „Doivent ^tre notifi^s non 
seulement F^tablissement, mais aussi Textension, la restriction et la lev6e du blocus'*^ 
(Proceedings S. 85). 

3) Generalbericht, Proceedings S. 348 f. 

4) In diesem Sinne richtete die italienische Regierung am 19. Oktober 1911 
eine Mitteilung an ihre diplomatischen Vertreter im Ausland, um den Mächten die 
Einschränkung der Blockade der libyschen Küste bekanntzugeben. Umgekehrt 
dehnte die italienische Regierung die am 24. Janaar 1912 über einen Teil der 



Digitized by 



Google 



Die Rechtswirksamkeit der Blockade. 87 

„Wenn es unerläßlich ist, daß die Öflfentlichkeit Kenntnis von der Ver- 
hängung der Blockade erhält, so erscheint es zweckmäßig, sie auch von 
der Aufhebung der Blockade zu unterrichten, weil damit der Behinderung 
des Verkehrs der Neutralen mit dem blockierten Hafen ein Ende gemacht 
wird. Deshalb hat man es für angezeigt erachtet, von der Macht, die eine 
Blockade aufhebt, zu verlangen, daß sie dies in derselben Weise ^) ver- 
öffentlicht, wie sie die Verhängung der Blockade bekannt gegeben hat (Ar- 
tikel 11). Indes ist zu bemerken, daß die Sanktion nicht in beiden Fällen 
dieselbe sein kann: die nicht notifizierte Blockade ist rechtsunwirksam. Bei 
der Aufhebung der Blockade gibt es nichts entsprechendes. Der Allgemein- 
heit kommt die Aufhebung tatsächlich auch dann zugute, wenn sie ihr nicht 
amtlich bekannt gegeben worden ist. Eine blockierende Macht, welche die 
Aufhebung nicht bekanntgäbe, würde sich diplomatischen Reklamationen 
wegen Nichterfüllung einer völkerrechtlichen Verpflichtung aussetzen. Diese 
Nichterfüllung wird je nach den Umständen mehr oder minder schwere 
Folgen haben. Zuweilen wird die Aufhebung tatsächlich sofort bekannt 
geworden sein, so daß diese tatsächliche Offenkundigkeit durch die amtliche 
Bekanntgabe nichts gewinnen würde. 

Selbstverständlich handelt es sich nur um die freiwillige Auf- 
hebung der Blockade; wenn der Blockierende durch herannahende feind- 
liche Streitkräfte 2) vertrieben worden ist, kann er nicht verpflichtet sein, 
seine Niederlage bekannt zu geben, für deren Verkündigung sein Gegner 
unverzüglich Sorge tragen wird. Anstatt die Blockade aufzuheben, kann 
sich ein Kriegführender damit begnügen, sie einzuschränken; er blockiert 
nur noch einen Hafen an Stelle von zweien. Für den Hafen, der aufhört, 
von der Blockade betroffen zu sein, steht die Sache so, als wenn eine frei- 
willige Aufhebung vorläge ; folglich kommt dieselbe Regel zur Anwendung" ^). 

türkischen Küste des Roten Meeres verhängte Blockade aus. Vgl. Rapisardi- 
Mirabelli, 1. c, p. 104, Note 1. 
5) Vgl. Note 1, 

1) Wie oben S. 78 erwähnt, kann der Fall eintreten, daß die Verhängung der 
Blockade von der Regierung des blockierenden Staates den neutralen Regierungen 
erst nachträglich oder gar nicht notifiziert wird. Hebt der Kommandant des 
Blockadegeschwaders eine von ihm verhängte Blockade wieder auf, so hat er, wenn 
er mittlerweile mit seiner Regierimg wieder in Verbindung treten konnte, diese 
von der Aufhebung zu verständigen, damit sie, wenn sie auch die Verhängung 
der Blockade nicht notifizieren konnte, doch ihre Aufhebung bekanntgebe. Die 
Worte „in derselben Weise" sind also nicht unter allen umständen buchstäblich 
zu nehmen. 

2) Das Wort „freiwillig** bezieht sich auf alle Fälle, wo der Kriegführende 
nicht durch den Gegner zur Aufhebung der Blockade gezwungen wurde. Er- 
zwingt eine neutrale Macht im diplomatischen Wege oder durch militärische 
Drohung die Aufhebung, so ist diese gleichwohl „freiwillig" im Sinne des Ar- 
tikel 13. Den Fall, daß der Blockierende vom Gegner gezwungen wird, die 
Blockade zu restringieren, faßt die Londoner Akte nicht ins Auge, wohl, weil man 
annahm, daß er kaum jemals eintreten werde. Sollte er sich aber gleichwohl 
ergeben, so braucht eine Notifikation nicht erlassen zu werden, wenn auch Ar- 
tikel 13 verfügt, daß „tonte restriction" bekanntzugeben ist. 

3) Proceedings S. 349. 
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IT. Die Handhabung der Blockade. 

1« Gegenüber den neatralen Handelsschiffen« 

Die Blockade muß den verschiedenen Flaggen gegenüber unparteiisch 
gehandhabt werden (Artikel 5). Der Generalbericht erläutert diese Bestim- 
mung folgendermaßen : „Die Blockade muß, da sie eine rechtmäßige Kriegs- 
operation ist, von den Neutralen geachtet werden, solange sie tatsächlich 
eine Kriegsoperation bleibt, die den Zweck hat, alle Handelsbeziehungen des 
blockierten Hafens zu unterbrechen. Sie darf für den Kriegfuhrenden nicht 
ein Mittel sein, um gewisse Flaggen durch Gewährung freier Durchfahrt zu 
begünstigen. Dies ist die Bedeutung des Artikels 5" ^). Diese Erläuterung 
scheint die Bedeutung und Tragweite der Norm in einer Weise einzu- 
schränken, die mit ihrem Wortlaut nicht zu vereinbaren ist. 

a) Sicherlich ist es die praktisch wichtigste Folge der Norm, daß der 
Blockierende nicht berechtigt ist, nach seiner Wahl neutralen Handelsschiffen 
die Durchfahrt freizugeben. Er darf aber auch in anderer Hinsicht nicht 
parteiisch vorgehen. Er ist beispielsweise nicht berechtigt, bei Verhängung 
der Blockade einzelnen der in den Häfen befindlichen neutralen Schiffe eine 
längere Frist zum. Auslaufen zu gewähren, als den anderen. Die Frist muß 
für alle gleich bemessen werden. Wenn manche Schiffe die Frist nicht ein- 
halten, so muß er — sofern die Ursache hierfür bei allen dieselbe war — 
für alle Säumigen die gleichen Rechtsfolgen eintreten lassen. Auch würde es un- 
zulässig sein, wenn der Blockierende — wie dies in manchen Staatsverträgen 
stipuHert ist — den Schiffen einer oder der anderen Flagge die Blockade 
jedesmal speziell notifiziert. 

b) Der Generalbericht besagt, daß die Blockade den Zweck hat, alle 
Handelsbeziehungen des blockierten Hafens zu unterbrechen. Dies ent- 
spricht jedoch weder den Bedürfnissen des Blockierenden, noch auch dem 
geltenden Rechte. Die Blockade hat den Zweck, jeden Verkehr 2) mit der 
blockierten Örtlichkeit zur See zu unterbinden. Die Unparteilichkeit hat 
also nicht bloß den neutralen Handelsschiffen, sondern allen neutralen 
Privat schiffen gegenüber platzzugreifen ^). 



1) Proceedings S. 346. 

2) V. Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts IV, S. 738: „Die Blockade 
ist ein Verbot 1. der Zufuhr aller Waren ... 2. ein Verbot auch der Ausfuhr aller 
Waren aus dem blockierten Platze, 3. ein Verbot auch des Ein- und Ausgangs von 
Personen, Briefen usw., kurz ein vollständiges Verkehrsverbot." Man muß heute 
allerdings hinzusetzen: ein vollständiges Verbot betreffend den Verkehr mit Schiffen. 
Den Verkehr auf dem Luftwege vermag die Blockade nach dem Stande der jetzigen 
Technik nicht wirksam zu unterbinden. 

3) Es ist seit jeher vorgekommen, daß blockiereude Mächte neutralen Schiffen 
ausnahmsweise die Erlaubnis zum Anlaufen blockierter Häfen erteilten (sog. Lizenzen). 
Die Deklaration tut dieses Falles nicht Erwähnung. Gleichwohl wird zu berück- 
sichtigen sein, daß die Erteilung einer Lizenz unter Umständen geradezu not- 
wendig ist. So hat beispielsweise Italien, als es im Krieg gegen die Türkei Küsten 
des Koten Meeres unter Blockade hielt, Schiffen, die mit Pilgern nach Mekka und 
Medina bestimmt waren, das Passieren der Blockadelinien im Hinblick auf Ar- 
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Man könnte auch fragen, ob der Blockierende verpflichtet ist, den 
Privatschiflfen seiner Flagge den Verkehr mit den blockierten Plätzen zu 
untersagen. Es ist in den letzten Kriegen manchmal vorgekommen, daß 
•ein Kriegführender seinen Angehörigen erlaubt hat, mit dem Gegner Handel 
zu treiben. Und es könnte der Fall eintreten, daß der Blockierende Schiffen 
«einer Flagge einen Handel mit den blockierten Plätzen gestattet, welcher 
dem Zwecke der Blockade unter den obwaltenden Umständen nicht Eintrag 
tut, z. B. Verkauf von Waren, die sich die blockierten Plätze auch auf dem 
Landweg leicht beschaffen könnten. Wollte man aber auch die Worte 
„toutes les relations commerciales" wörtlich interpretieren, so könnte es sich 
immerhin um eine Beförderung von Personen oder Korrespondenzen handeln, 
die mit den kriegerischen Operationen in Zusammenhang steht. Es scheint, 
^8 wäre die aufgeworfene Frage nicht unter allen Bedingungen zu bejahen. 

Artikel 5 enthält keinerlei Angabe über die Rechtsfolgen einer etwa 
begangenen Parteilichkeit. Aus der zitierten Stelle des Generalberichtes läßt 
45ich allerdings ableiten, daß eine Blockade von dem Augenblick an, wo eine 
Parteilichkeit verübt wurde, von den Neutralen nicht mehr respektiert zu 
werden braucht. Welches wäre aber die Bedeutung dieses Satzes? Die 
Stellung des Artikel 5 im System der Londoner Akte scheint darauf hinzu- 
weisen, daß die Parteilichkeit die Nichteffektivität zur Folge habe. Es liegt 
in der Tat nahe, anzunehmen, daß die Blockade nicht als effektiv zu be- 
trachien ist, wenn den Handelsschiffen mancher Flaggen die Durchfahrt frei- 
steht. Und diese Auslegung wird auch durch den Generalbericht unterstützt, 
wo davon gesprochen wird, die Blockade könne nicht schon deshalb als 
nicht „effektiv" betrachtet werden, wenn der Blockierende diesem oder jenem 
Kriegsschiff die Erlaubnis erteilt hat, eine blockierte Örtlichkeit anzulaufen^). 
So nimmt denn auch D u p u i s an, daß „d'apres la D6claration de Londres, 
le blocus n'est pas effectif s'il n'est pas cimpartialement appliqu6 aux divers 
pavillons»" ^), 

Allein gegen diese Auffassung könnte mancherlei eingewendet werden. 
Vor allem, daß sie dem Begriffe der Effektivität nicht entspreche: Eine 
Blockade sei nach Artikel 2 der Londoner Deklaration effektiv, wenn die 
aufgebotene Streitmacht „hinreicht, um den Zugang zur feindlichen Küste 
in Wirklichkeit zu verhindern", d. h. dem Kriegführenden muß es möglich 
sein, den Zugang wirklich zu verhindern. Daß er von dieser Möglichkeit 
in seinem eigenen Interesse Gebrauch macht, werde hierbei als selbstver- 
ständlich vorausgesetzt. Man könne daher, wenn in der Tat eine hinreichende 
Streitmacht aufgeboten ist, nicht behaupten, die Blockade sei gleichwohl 
nicht effektiv. Läßt der Kriegführende unbefugterweise einzelne Schiffe 
durchfahren, so sei dies ein Unrecht, aber es berühre die Effektivität nicht. 

tikel 125 der Pariser Sanitätskonvention vom 3. Dezember 1903 gestattet (vgl. 
Rapisardi-Mirabelli, 1. c. S. 1051). 

1) Proceedings S. 346. 

2) Le droit de la guerre maritime d'aprös les Conferences de la Haye et de 
Londres, 1911, S. 233. 
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Mag man nun diese Frage wie immer entscheiden, so steht doch fest^ 
daß die Auslegung Dupuis' sichtlich nur auf den Fall zugeschnitten ist^ 
daß der Blockierende unberechtigterweise neutrale Schiffe die Blockadelinie^ 
passieren läßt. An die oben S. 88 erwähnte Möglichkeit, daß der Blockie^ 
rende die Unparteilichkeit in anderer Weise verletzt, als durch Passieren- 
lassen von Schiffen, hatDupuis offenbar nicht gedacht. Aber augenschein- 
lich wird die Effektivität nicht dadurch beeinträchtigt, daß der Kriegftihrende 
neutralen Schiffen mancher Flaggen zum Auslaufen eine längere oder eine 
kürzere Frist gewährt, als anderen Schiffen, oder daß er Schiffen mancher 
Flaggen die Blockade an Ort und Stelle notifiziert, gleichviel ob sie von der 
Blockade schon Kenntnis haben oder nicht. Man könnte sonach geltend 
machen, daß eine Parteilichkeit bei Handhabung der Blockade nicht die 
Nichteffektivität zur Folge habe, sondern daß die zitierte Stelle des General- 
berichtes anders zu verstehen ist. Eine Blockade, die von den Neutralen 
nicht respektiert zu werden braucht, ist nicht nur nicht effektiv, sondern 
überhaupt nichtig. Es ist wohl kaum daran zu zweifeln, daß zwischen 
Nichteffektivität und Nichtigkeit ein Unterschied besteht. Die Nichteffekti- 
vität stellt sich in aller Regel erst dann heraus, wenn einzelne Schiffe die 
Blockadelinie passiert haben. Sie ist heilbar dadurch, daß der Kriegführende 
die Blockade nachträglich effektiv gestattet. Die Nichtigkeit kann schon 
bei Verhängung der Blockade entstehen, z. B. dadurch, daß die Deklaration 
unrichtig oder unvollständig ist, oder daß darin die Frist zum Auslaufen für 
die verschiedenen Flaggen verschieden bemessen erscheint. Die Nichtigkeit 
ist nicht heilbar. Es bedürfte, um die Blockade rechtswirksam zu machen, 
einer neuerlichen Deklaration und Notifikation. Der Generalbericht hat, wie 
erwähnt, freilich auch nur den Fall im Auge, daß der Blockierende neutrale 
Schiffe parteilicherweise passieren läßt. Allein Artikel 5 schreibt ganz all- 
gemein die Unparteilichkeit bei Handhabung der Blockade vor. Es dürfte 
daher richtig sein, auf alle Fälle der Parteilichkeit dieselbe Rechtsfolge zu 
setzen i). 

2« Gegenüber neutralen Handelsschiffen in Seenot« 

Aus Gründen der Humanität ist der Blockierende gemäß Artikel 7 der 
Deklaration verpflichtet, neutralen Handelsschiffen im Falle von Seenot daa 
Einlaufen in einen blockierten Hafen zu gestatten. Man hat jedoch Kautelen 
geschaffen, um Mißbräuche auszuschließen. 

Die Seenot muß zuvor von dem Kommandanten eines Schiffes des 
Blockadegeschwaders festgestellt sein. Es braucht also der Angabe des 
Kapitäns, daß das Schiff in Not sei, nicht Glauben geschenkt zu werden. 



1) Nach Hirschmann, Das internationale Prisenrecht 1912, S. 781, hat die 
Parteilichkeit nicht die Nichteffektivität zur Folge. Doch soll aus der „absoluten'' 
Fassung des Artikels 5 hervorgehen, daß der Kriegführende das Schiff des sich 
beschwerenden neutralen Staates herauszugeben hat. Dies ist jedoch kaum schlüssig. 
Auch Hirschmann denkt nur an das Passierenlassen von Schiffen und nicht an 
andere mögliche Parteilichkeiten. 
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Der Kriegführende ist vielmehr berechtigt, diese Angabe durch eine Unter- 
suchung zu yerifizieren. Stellt sich die Angabe als richtig heraus, leidet also 
etwa das Schiff in der Tat Mangel an Wasser oder an anderen Lebensmitteln 
oder ist es havariert, so ist es berechtigt, die Durchfahrt zu verlangen. Der 
Blockierende kann sie ihm nur dann verweigern, wenn er selbst in der Lage 
und bereit ist, den Mangel zu beheben. Hat er das Schiff einlaufen lassen, 
so braucht es nicht für die Dauer der Blockade in der blockierten Örtlichkeit 
zu verbleiben. Es kann sie, sobald der Mangel behoben ist, wieder verlassen. 
Doch ist der Ejiegführende berechtigt, sich davon zu überzeugen, daß es 
keine Handelsoperationen durchgeführt, also Ladung weder gelöscht, noch 
an Bord genommen hat^) — abgesehen natürlich von den Artikeln, die es 
angeschafft hat, um die Reise fortsetzen zu können. Hat das Schiff den 
Blockierenden zu täuschen gesucht, indem es z. B. die Seenot nur vor- 
schützte, um einlaufen und den Feind begünstigen zu können, oder hat es 
versucht, die Ladung, die es verbotenerweise an Bord genommen hat, vor 
dem Blockierenden zu verheimlichen, so ist der Kriegführende offenbar be- 
rechtigt, das Schiff so zu behandeln, als wenn es sich eines Blockadebruches 
schuldig gemacht hätte. 

Die Bestimmung des Artikels 7, der allgemein von „na vires neutres" spricht, 
bezieht sich lediglich auf Privatschiffe, nicht auf Kriegsschiffe. 

8« Gegenüber neutralen KriegsschijOTen« 

Der Befehlshaber der blockierenden Streitmacht kann nach Artikel 6 
Kriegsschiffen die Erlaubnis erteilen, den blockierten Hafen anzulaufen und 
ihn später wieder zu verlassen. 

Die Blockade ist als eine anerkanntermaßen erlaubte Kriegsoperation für 
die Neutralen schlechthin bindend. Daher sind nicht nur die neutralen 
Handelsschiffe, sondern auch die neutralen Ejiegsschiffe zur Respektierung 
der Blockade verpflichtet. Andererseits ist der Blockierende sowohl den 
neutralen Handels- als auch den neutralen Kriegsschiffen gegenüber zur un- 
parteiischen Handhabung der Blockade verbunden. Indessen obwaltet doch 
in mancher Richtung ein Unterschied. Die Blockade ist ihrem Zwecke nach 
bestimmt, die blockierte Küstenstrecke von jedem Verkehr zur See abzu- 
schneiden. Läßt der Blockierende auch nur ein Handelsschiff einlaufen, so 
handelt er — ausgenommen den Fall der Seenot — diesem Zwecke zu- 
wider. Handelsschiffe sind ja bestimmt, Personen, Waren und Korrespon- 
denzen von Hafen zu Hafen zu befördern. Die Kriegsschiffe dagegen dienen 
nicht oder wenigstens nicht unmittelbar den Zwecken des Verkehrs. Sie 
unternehmen im Frieden Fahrten zumeist nur zu Übungs- oder zu repräsen- 
tativen Zwecken. Häufig genug ist es ihnen bloß darum zu tun, die Flagge 
zu zeigen. Der Blockierende handelt also seinen Zwecken nicht entgegen, 
wenn er neutrale Kriegsschiffe in eine blockierte Örtlichkeit einfahren läßt. 
Artikel 6 stellt ihm frei, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

1) Generalbericht, Proceedings S. 346 f. 
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Der Generalbericht fügt nun, lim ein Mißverständnis zu verhüten, eine 
Erläuterung bei. Daraus, daß der Blockierende nach Artikel 5 zur Unpartei- 
lichkeit allen Flaggen gegenüber verpflichtet ist, darf keineswegs abgeleitet 
werden, daß er verpflichtet ist, Kriegsschiffe aller Flaggen zuzulassen, wenn 
er einem Kriegsschiff die Einfahrt gestattet hat : „La pr6sence d'un navire de 
guerre neutre dans un port bloqu4 peut ne pas avoir les m^mes cons^quences 
k toutes les phases du blocus, et le commandant doit 6tre laiss6 maltre de juger 
s'il peut ötre courtois sans rien sacrifier de ses int^r^ts militaires ^). Da einer- 
seits schon das bloße Erscheinen eines Kriegsschiffes einer neutralen Macht 
eine politische Bedeutung haben kann, andererseits der Blockierende ein mili- 
tärisches Interesse daran haben kann, Kriegsschiffe einer Macht oder der 
Mehrzahl der Mächte von den blockierten Plätzen fernzuhalten, kann er, was 
die Zulassung von Kriegsschiffen anlangt, keinerlei Regel unterworfen werden. 
Nichtsdestoweniger steht es einer neutralen Macht, deren Kriegsschiffe nicht 
eingelassen werden, frei, auf diplomatischem Wege Aufklärung zu verlangen, 
wenn sie der Meinung ist, daß eine ungerechtfertigte differenzielle Behand- 
lung vorlag. 

4. Gegenüber konvoyierten Schiffen. 

Neutrale Privatschiffe, die von einem Kriegsschiff ihrer Flagge geleitet 
werden, haben nicht darauf Anspruch, in eine blockierte Örtlichkeit einge- 
lassen zu werden. Dies ist zwar in der Londoner Deklaration nicht ausge- 
sprochen. Es ergibt sich jedoch einerseits daraus, daß die Blockade sowohl von 
den Privatschiffen, als auch von den Kriegsschiffen respektiert werden muß, 
andererseits aus einer Stelle des Generalberichtes unter Artikel 16, welche 
davon handelt, in welcher Weise die Spezialnotifikation zu vollziehen ist: 
„Cette notification est faite au navire m^me par un officier de Fun des bäti- 
ments de la force bloquante et portöe sur le livre de bord; eile peut ^tre 
faite aux navires d'une flotte convoy^e par un vaisseau de guerre neutre, 
gräce k l'interm^diaire du commandant du convoi qui en donne re^u et qui 
prend les mesures n6cessaires pour Tinscription de la notification sur le livre 
de bord de chaque navire" 2). 

Nähert sich ein neutrales, von einem Kriegsschiff seiner Flagge eskor- 
tiertes Privatschiff der Blockadelinie, so ist der Blockierende gemäß Artikel 61 
der Londoner Deklaration nicht befugt, auf dem Privatschiff Recherchen an- 
zustellen, etwa die Papiere daraufhin zu prüfen, ob das Schiff nach einem 
blockierten Hafen bestimmt ist. Er hat vielmehr die Vermittlung des ge- 
leitenden Kriegsschiffes in Anspruch zu nehmen. Ergibt sich, daß das ge- 
leitende Kriegsschiff von der Blockade Kenntnis hatte und sie gleichwohl 
nicht zu respektieren gedachte, so liegt eine offenkundige Neutralitätsver- 
letzung vor, die zur Anwendung der schärfsten Maßnahmen gegen den Konvoi 
berechtigt. Das gleiche gilt, wenn der Konvoi trotz der Spezialnotifikation 



1) Proceedings S. 346. 

2) Ibidem S. 350. 
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in die blockierte Örtlichkeit einzudringen versucht oder wenn das geleitende 
Kriegschiff das geleitete Schiff zum Blockadebruch anstiftet oder dabei zu 
unterstützen sucht ^). Dagegen mag es fraglich sein, welche Rechte dem 
Blockierenden zustehen, wenn der Kommandant des Konvois, auf Tatsachen 
hinweisend, die Rechtswirksamkeit der Blockade leugnet, z. B. die Blockade 
sei nicht effektiv, oder der Hafen, nach welchem der Konvoi bestimmt ist, 
gehöre einem neutralen Staate an. Hat der Blockierende sich in solchen 
Fällen so zu verhalten, wie wenn etwa streitig ist, ob die an Bord des ge- 
leiteten Schiffes befindliche Ware Konterbande ist, und demgemäß zunächst 
die Meinung des Konvoikommandanten gelten zu lassen? Wie immer man 
diese Frage beantworten mag, sq dürfte doch feststehen, daß der Blockierende 
nicht verpflichtet ist, den Konvoi in die blockierte Örtlichkeit einlaufen zu 
lassen. Denn hierdurch könnte der Erfolg der Operationen des Blockade- 
geschwaders in Frage gestellt werden, so zwar, daß sich der Blockierende 
nicht damit beruhigen könnte, daß etwa nachher auf diplomatischem Wege 
Remedur geschafft werde. 

In der zweiten Plenarsitzung brachte der deutsche Delegierte Kriege 
den Fall zur Sprache, „qu'il pourrait arriver qu'un convoi longeät cette ligne 
[seil, de blocus] et se trouvät ainsi dans le ray on d'action des bätiments bloquants" ; 
und er setzte hinzu : „D'apres la base 24, un tel navire serait passible de la 
capture, ce qui, ä ce qu'il croit, n'est point l'opinion de la Conference." Der 
englische Delegierte Sir Charles Ottley erwiderte hierauf lediglich : „Au sujet 
du convoi en relation avec le blocus, il y a beaucoup ä dire***). Die Kon- 
ferenz hat sich jedoch — soviel aus den veröffentlichten Materialien zu er- 
sehen ist — mit dieser Frage nicht weiter beschäftigt. Nur gelegentlich der 
Beratung über das Geleitrecht erklärte LordDesart: „. . l'Etat neutre a 
Tobligation de s'assurer que les navires convoy6s ne fönt pas route vers un 
port bloque et qu'ils ne s'^cartent pas du convoi pour tenter d'entrer dans 
un tel port pendant que le convoi se trouve dans son voisinage" •'). ^ 

Bevor eine Antwort erteilt werden kann, ist zunächst zu fragen, wie 
sich der Blockierende überhaupt zu verhalten hat, wenn ein neutrales Scliift* 
in den Aktionsbereich des Blockadegeschwaders geriet. Hat der Blockierende, 
vorausgesetzt, daß das Schiff von der Blockade Kenntnis hatte oder daß diese 
Kenntnis zu vermuten ist, ohne weiteres das Recht, dieses Schiff wegen 
Blockadebruchs zu konfiszieren, oder hat er vorerst festzustellen, ob da» 
Schiff nach einem blockierten Platz bestimmt ist? Es ist klar, daß diese Fest- 
stellung unerläßlich ist. Der Blockierende ist hierbei freilich nicht unter 
allen Umständen an die Angabe der Schiffspapiere gebunden: „C'est la desti- 
nation reelle du navire — sagt der Generalbericht unter Artikel 19 — qui 



1) Nach englischer Anschauung verfällt, wenn das geleitende Kriegsschiff ge- 
waltsamen Widerstand leistet, jedenfalls auch das geleitete Schiff der Konfiskation 
(vgl. die Denkschrift der großbritannischen Regierung, Proceedings S. 79). 

2) Proceedings S. 142. 

3) Ibidem S. 261. 
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doit ^tre envisag^e, quand il s'agit de violation de blocus . . . le croiseur 
pourrait toujours ^tablir . . . qu'en r^alit^, la destination imm6diate du navire 
est bien le port bloqu^"^). Ergibt sich sohin, daß das Schiff nicht nach 
einem der blockierten Plätze bestimmt ist, so kann es wegen Blockadebruches 
auch dann nicht konfisziert werden, wenn es auf seiner Reise in den Aktions- 
bereich des Blockadegeschwaders gelangt ist, gleichgiltig, ob es von einem 
Kriegsschiff seiner Flagge geleitet ist oder nicht. Das Schiff weiß, selbst 
wenn es von der Blockade Kenntnis hat, gewöhnlich gar nicht, wo sich die 
Blockadelinie befindet. Der Kriegführende ist ja nicht verpflichtet, in die 
Deklaration eine Angabe darüber aufzunehmen, wie viele Linien er formiert 
und wie weit sich das Geschwader von der blockierten Küste erfemt hält. 
Diese Entfernung kann unter Umständen sehr groß sein und sie kann wäh- 
rend der Dauer der Blockade wechseln, je nachdem der Befehlshaber des 
Blockadegeschwaders seine Streitkräfte zu verteilen findet. Wenn nun aber 
auch das neutrale Schiff, welches in den Aktionsbereich des Geschwaders 
gelangt ist, deshalb allein nicht weggenommen werden darf ^), so braucht der 
Blockierende dennoch nicht zu gestatten, daß das Schiff durch die Blockade- 
linie hindurchfährt. Er kann ihm den Kurs außerhalb der Linie anweisen, 
es wäre denn, daß der neutrale Hafen, nach welchem das Schiff bestimmt 
ist, nicht anders erreicht werden kann, als mittelst einer Durchquerung der 
Blockadelinie; denn nach Artikel 18 dürfen die blockierenden Streitkräfte 
den Zugang zu neutralen Häfen und Küsten nicht versperren. Selbstredend 
kann der Blockierende in einem solchen Falle alle Maßnahmen ergreifen, 
um sich dagegen zu schützen, daß das Schiff entgegen seiner ursprünglichen 
Bestimmung einen blockierten Platz anläuft. Er wird erforderlichenfalls ein 
Schiff seines Geschwaders beauftragen, das neutrale Schiff solange zu geleiten, 
bis es sich wieder außerhalb der Blockadelinie befindet. Und diese Kontrolle 
steht ihm zweifellos auch dann zu, wenn das Schiff von einem Kriegsschiffe 
seiner Flagge konvoyiert wird. 

y. Der Blockadebrach. 

Die Regeln, welche die Londoner Akte über den Blockadebruch enthält, 
lassen die Auffassung der Londoner Mächte über das Wesen der Blockade 
scharf hervortreten. Als die Konferenz die Beratungen über die Blockade 
aufnahm, sah sie sich zwei wesentlich verschiedenen Auffassungen über das 
Wesen und die Rechtsfolgen der Blockade gegenüber, der angelsächsischen 
und der kontinentalen. An diesen Auffassungen, die über ein Jahrhundert 
zurückreichen, hat auch die Pariser Deklaration des Jahres 1856 nichts ge- 



1) Proeeedings S. 352. 

2) Artikel 17 besagt tatsächlich nicht, daß jedes in den Aktionsbereich des 
Blockadegeschwaders gelangende neutrale Schiff weggenommen werden darf, son- 
dern lediglich, daß die Wegnahme wegen Blockadebruches nur im Aktionsbereich 
zulässig ist. 
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ändert. Diese hat zwar dadurch, daß sie das Erfordernis der Effektivität 
Aufstellte, die fiktiven Blockaden ftlr rechtsunwirksam erklärt, im übrigen 
-aber die Kontroversen bestehen lassen. 

Nach der angelsächsischen Vorstellung waren die Kriegführenden be- 
rechtigt, den Neutralen den Handel mit dem Feind zu verbieten. Die Blockade 
grenzte einerseits das Gebiet ab, auf welchem dieses Verbot wirksam sein 
«ollte, und diente andererseits als Rechtfertigung des Verbotes: Der Krieg- 
führende brachte durch Detachierung von Kriegsschiffen in der Nähe der 
Küste ein Opfer, welches er durch einen Vorteil — eben das Handelsverbot 
— wettzumachen befugt war. Der Aufwand an Schiffen sollte hierbei ein 
womöglich geringer sein — Großbritannien vertrat ja nach der Tradition 
^ie militärischen Interessen. Umgekehrt sollte die Blockade eine womöglich 
große Wirkung üben: Es sollten nicht nur diejenigen Schiffe der Weg- 
nahme unterliegen, welche die formierten Linien des Geschwaders zu durch- 
brechen suchten, sondern alle Schiffe, welche direkt oder auf Umwegen nach 
^inem blockierten Hafen unterwegs waren und solcherart dem Verbot zu- 
widerhandelten. Solche Schiffe durften auf allen Meeren und zwar von allen 
Schiffen weggenommen werden, welche die Kriegsflagge der blockierenden 
Macht führten. 

Nach der kontinentalen Auffassung, gemäß welcher die Neutralen mit 
•den Kriegführenden grundsätzlich unbehindert Handel treiben dürfen, bildete 
die Blockade eine militärische Operation, welche die Neutralen als solche zu 
respektieren haben. Daher konnten ihre Schiffe nur dann wegen Blockade- 
bruches weggenommen werden, wenn sie die Blockadelinie zu durchbrechen 
versuchten; und nur die Schiffe des Blockadegeschwaders waren zur Weg- 
nahme berechtigt 1). 

Auf der zweiten Friedenskonferenz legte die italienische Delegation den 
Entwurf eines Reglements betreffend die Blockade vor, welcher die konti- 
nentale Auffassung zum Ausdruck brachte. Der Delegierte F u s i n a t o erörterte 
in eingehenden Ausführungen die grundsätzliche Verschiedenheit der angel- 
sächsischen und der kontinentalen Doktrin und führte in sehr geschickter 
und bestechender Weise aus, daß die kontinentale Auffassung in der Pariser 
Deklaration im Keime enthalten sei, und daß es jetzt nur mehr gelte, diese 
Keime logisch zu entwickeln : „La D6claration de Paris . . . a tranch^ d^fini- 
tivement ces controverses. En proclamant que les blocus pour etre obli- 
gatoires doivent ^tre effectifs, eile a fix6 d'une maniere exacte et certaine 
les caracteres de cette Institution; il s'ensuit que les neutres ne sont tenus 
de les respecter qu'en tant que les blocus ont le caractere et l'aspect d'une 
Operation de guerre et, par consöquent, seulement dans les limites et les 
lieux oii cette Operation s'accomplit effectivement" -). Der Entwurf gelangte 
nicht zur Annahme. Die Vereinigten Staaten von Amerika bekämpften ihn 



1) Vgl. insbesondere das zitierte Werk Dupuis', S. 218 ff. 

2) Deux. Conf. de la Paix, tome IH, p. 888. 
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in der Form eines Abänderungsantrages, der das angloamerikanische System 
scharf zum Ausdruck brachte, indem er für das sogenannte Präventionsrecht 
eintrat. Darnach sollte wegen Blockadebruches verfaUen „tout navire qui^ 
apres qu'un blocus a et6 düment notifiö, fait- voile pour un port ou une place 
bloqu^s ou qui essaie de forcer le blocus" ^). Die britische Delegation unter- 
stützte diesen Antrag und machte den Verhandlungen über den Entwurf mit 
der Bemerkung ein Ende, daß sie keine Instruktion besitze, und daß auch die 
Zeit fehle, um ein Kompromiß zwischen den widerstreitenden Systemen zu- 
standezubringen ^). 

Indem die gi*oßbritannische Regierung die Frage der Blockade in daa 
Programm der Londoner Konferenz aufnahm, zeigte sie sich geneigt, mit 
den kontinentalen Mächten einen Ausgleich einzugehen : außer Amerika stand 
ja nur Japan an Englands Seite. Die Instruktionen, die das Londoner Ka- 
binett seinen Delegierten erteilte, lassen ersehen, daß es bereit war, sich daa 
kontinentale System geradezu zur Gänze zu eigen zu machen. Es erkannte, 
daß die angelsächsische Auffassung wenig praktischen Wert hat, da die 
wichtigsten Konsequenzen, welche die britischen Juristen aus ihren Theorien 
gezogen haben, kaum jemals in einem Kriege verwirklicht worden sind 3), 
und es entging ihm nicht, daß den gewaltigen Handelsinteressen des Insel- 
reiches im Falle, als es neutral bleibt, mit dem kontinentalen System weit 
besser gedient ist. 

1) Deux. Conf. de la Paix. tome m, p. 889. 

2) Ibidem, p. 1168. 

3) „M. Crowe explique les raieons qui ont amen6 le Gouvernement britannique 
ä accepter le principe du rayon de blocus. D'apr^s la doctrine anglaise, un navire 
est consid^re comme coupable de violation de blocus d^s qu'il a clairement mani- 
fe8t6 l'intention de le violer, meme s'il est rencontre k une tres grande distance 
de la localite bloqu^e. L'etude des d6cisions des Cours des Prises britanniques 
demontre rimpossibilit^ d'appliquer cette doctrine dans toute sa rigueur thöorique. 
Ces Cours n'ont, en effet, jamais condamn6 pour violation de blocus un navire qui 
ne se trouvät pas, au moment de la saisie, tout pres de la cöte bloqu6e, et cela,. 
parce que c'etait dans ces conditions seulement que les juges ont cru pouvoir ad- 
mettre qu'il n'y avait aucun doute sur la vraie destination ult^rieure du navire. 
La pratique de la Grande-Bretagne ne serait donc pas si 61oign6e de la th^orie con- 
tinentale, et c'est pourquoi le Gouvernement britannique s'est döclare dispos^, dan& 
un esprit de conciliation et en vue de faciliter les travaux de la Conference, k faire 
la concession de sa doctrine" (4. Plenarsitzung, Proceedings S. 162). F. E. Bray 
würdigt diese Haltung seiner Regierung mit den Worten: „The doctrine that a 
ship may be seized at any point was undoubtedly enunciated by Lord Stowell,. 
but its practical value may be gathered from the fact that out of the eighty-eight 
cases of ships seized for breach of blockade which are included in our Prize Reports 
there is not one in which it appears that a ship was comdemned for attemptiii;LC to- 
reach the blockaded coast except under such conditions as are prescribed by the 
Declaration. There are four cases, and only four, in which the locality of capture 
is open to doubt. On the other hand, there are many cases in which the Tiinity 
Masters were called in to assist the Court in determiniog wether the position of 
capture was such as to show an Intention to make for the blockaded coast, and in 
several of these the ship was released because the Trinity Masters held that the 
Position was consistent with innocence. And indeed, how otherwise could the In- 
tention to break blockade be proved, unless the blockade runner is foolish enough 
to reveal bis true destination" (British rights at Sea under the Declaration of 
London; London, King & Son 1911, S. 23). 
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Drei Bedingungen müssen nach der Londoner Akte vorliegen, damit 
von einem Bruch der Blockade die Rede sein kann: 

1. Das Schiff muß nach einem blockierten Platze bestimmt und un- 
mittelbar unterwegs sein. 

2. Es muß von der Blockade Kenntnis haben. 

3. Es muß in den Aktionsbereich des Blockadegeschwaders gelegt sein, 
ad 1. Wie bereits oben S. 93 f. bemerkt, braucht die Bestimmung des 

Schiffes nicht gerade aus den Schiffspapieren hervorzugehen. Die Vor- 
schriften der Artikel 32 und 35 über die Beweiskraft der Schiffspapiere, 
was das Itinerär des Schiffes betrifft, heischen, obwohl sie sich formell ledig- 
lich auf Schift'e beziehen, welche Konterbande an Bord führen, auch für 
den Fall der Blockade Geltung. Danach wird der Kriegführende den Schiffs- 
papieren insolange bindende Beweiskraft zuerkennen, als nicht aus den Tat- 
sachen hervorgeht, daß das Schiff — entgegen den Papieren — in Wahr- 
heit nach einem blockierten Platz bestimmt ist. 

Ist das Schiff' nach den Papieren nach einem blockierten Platz bestimmt, 
befindet es sich aber im Momente der Anhaltung auf dem Wege nach einem 
nichtblockierten — wenn auch feindlichen — Hafen, so kann es nach Ar- 
tikel 19 gleichwohl wegen Blockadebruches nicht beschlagnahmt werden. 

Liegt kein Anhaltspunkt dafür vor, daß das Schiff unmittelbar, d. h. 
ohne vorerst einen Zwischenhafen anzulaufen, nach einem blockierten Hafen 
unterwegs ist, so vermag ihm nach Artikel 19 auch nicht zum Nachteil 
gereichen, daß es Waren an Bord hat, die nach einem blockierten Platz 
bestimmt sind. Selbstredend könnte jedoch, wenn die Voraussetzungen zu- 
treffen, gegen das Schiff wegen Konterbandierens eingeschritten werden. 

ad 2. Nach Artikel 14 ist die Zulässigkeit der Beschlagnahme eines 
neutralen Schiffes wegen Blockadebruch^s durch die wirkliche oder vermutete 
Kenntnis der Blockade bedingt^). Eben um den Schiffen die Kenntnis von 
der Blockade zu vermitteln, ist der Kriegführende zur Notifikation der 
Blockade verpflichtet — bei sonstiger Nichtigkeit der Blockade. Es kann 
jedoch leicht der Fall eintreten, daß ein neutrales Schiff von der Blockade 
nicht Kenntnis hat, obwohl der Kriegführende die Notifikation vorschrifts- 
mäßig vollzogen hat, so z. B. wenn das Schiff den Hafen, von welchem es 
zuletzt ausgelaufen ist, zu einer Zeit verlassen hat, da die Blockade daselbst 
noch nicht bekannt war, oder wenn das Schiff seit Verhängiing der Blockade 
einen Hafen nicht angelaufen und im Laufe der Reise von der Blockade 
nicht erfahren hat (auf radio telegraphischem Wege oder durch Signale von 
Land aus oder durch Schiffe, denen es begegnet ist). Um nun den neutralen 
Schiffen die Möglichkeit abzuschneiden, die Unkenntnis der Blockade zu 
simulieren, und um den Kriegführenden nicht zu zwingen, in allen Fällen 



1) „Pour qu'un navire soit saisissable pour violation de blocus, la premi^re 
condition est qu'il ait eu connaissance du blocus, parce qu'il n'est pas juste de 
punir quelqu'un pour inobservation d'une regle qu'il aurait ignoree" (General- 
bericht, Proceedings S. 349). 

Stiei-Somlo, Handb. d. Volkerrechts IV: i. Hold v. Forneck, Seerechtskonferenz. 7 
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den oft soll wier igen Nachweis anzutreten, daß das Schiff von der Blockade 
Kenntnis hatte, ist in Artikel 15 eine Präsumtion zugunsten der Belli gereuten 
aufgestellt. Danach wird die Kenntnis der Blockade bis zum Beweise des 
Gegenteils vermutet, wenn das Schiff einen neutralen Hafen nach Ablauf 
angemessener Zeit seit der Notifikation der Blockade an die Macht, welcher 
dieser Hafen angehört, verlassen hat^). Der Prisenhof wird bei Beant- 
wortung der Frage, ob die Zeit „angemessen" war, in Betracht ziehen, daß 
die Regierung des neutralen Staates eine gewisse Zeit benötigt, um die Be- 
hörden, insbesondere die Hafenbehörden von der Blockade zu verständigen, 
und daß die Behörden eine gewisse Zeit benötigen, um die Blockade zur 
Kenntnis der in den Häfen befindlichen oder daselbst einlaufenden Schiffe zu 
bringen. Trifft die aufgestellte Vermutung nicht zu oder gelingt dem Schiffe 
der Nachweis, daß es von der Blockade nicht Kenntnis hatte, obwohl bereits 
eine angemessene Frist seit dem Augenblicke der Notifikation verstrichen 
war, als es den letzten neutralen Hafen verlassen hatte, so ist dem Schiff 
die Blockade an Ort und Stelle zu notifizieren (vgl. oben S. 84 ff.). 

Es ist zu beachten, daß die in Artikel 15 aufgestellte Vermutung nur 
solche Schiffe belastet, welche sich nach Erlassung der Notifikation in einem 
neutralen Hafen befunden haben. Wie ist es mit Schiffen zu halten, 
welche nach Erlassung der Notifikation in einem nichtblockierten Hafen der 
blockierten Kriegsmacht weilten? Nach Artikel 43 Absatz 2 wird von einem 
Schiff, welches sich nach Ausbruch der Feindseligkeiten in einem Hafen 
eines Kriegführenden befunden hat, nur vermutet, daß es den Kriegszustand 
kennt. Im gedachten Fall spricht keine Vermutung dafür, daß die Schiffe 
von der Blockade Kenntnis haben. Denn die Blockade wird nicht dem 
Gegner als solchem, sondern lediglich den feindlichen Lokalbehörden notifiziert. 

Man kann fragen, ob dem Kriegführenden in dem Falle, daß das neu- 
trale Schiff die in Artikel 15 aufgestellte Vermutung entkräftet, freisteht, 
seinerseits einen Gegenbeweis zu führen. Die Frage ist wohl zu bejahen. 
Beweist z. B. das Schiff, daß es von der Blockade nicht Kenntnis hatte, 
obwohl es einen neutralen Hafen in angemessener Frist nach Erlassung 
der Notifikation verlassen hat (daß etwa der Kriegführende tibersehen hat, 
gerade dem neutralen Staate, dem jener Hafen angehört, die Blockade zu 
notifizieren), so muß doch dem Kriegführenden zustehen, geltend zu machen, 
daß das Schiff im Laufe der Reise von der Blockade Kenntnis erhalten hat, 
sei es vom Lande aus auf funkentelegraphischem Wege oder durch Signale, 

1) „ün navire a quitte un port neutre posterieurement k la notification du 
blocus falte k la Puissance dont releve le port. Cette Dotification, avait-elle 6t6 
faite en temps utile, cest-ä-dire de maniere ä parvenir dans le port meme oü eile 
a dft etre divulguöe par les autorites du port? C'est une question de fait k exa- 
miner. Si eile est rösolue affirmativem ent, il est naturel de supposer que le navire 
avait eu, lors de son d^part, connaissance du blocus. Cette pr^somption n'est pour- 
tant pas absolue et la preuve contraire est r^servee. Ce sera au navire inculpö k 
la fournir en justifiant de l'existence de circonstances qui expliquent son ignorance" 
(Generalbericht, Proceedings S. 349). Bezüglich der Redaktion des Artikel 15 vgl. 
unten S. 140 ff. 
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sei es durch Schiffe, denen es begegnet ist i). Ja, das Schiff könnte, obwohl 
dem neutralen Staate die Blockade amtlich nicht bekannt gegeben wurde, 
doch noch im Hafen selbst Kenntnis davon erlangt haben, beispielsweise 
durch einlaufende Schiffe oder durch die Presse. Im letzteren Falle wird 
itp» PriwmjiiYifidiktion freilich darauf Rücksicht nehmen, ob die Nachricht amtlich 
veröffentlicht war oder mdit^ und sie wird gegebenenfalls zu beurteilen haben, 
ob die nichtamtliche Nachricht eine 9ok^ war^ daß dem Kapitän zugemutet 
werden konnte, sie für zweifellos wahr zu halten. Auch kommt zu fragen, 
ob der Kapitän, wenn er auf nichtamtlichem Wege davon erfährt, daß der 
Hafen, nach welchem er auslaufen soll, blockiert ist, vom völkerrechtlichen 
Standpunkte die Verpflichtung hat, Erkundigungen hierüber einzuziehen 2). 

ad 3. Die Beschlagnahme neutraler Schiffe wegen Blockadebruches darf 
nach Artikel 17 nur innerhalb des Aktionsbereiches der Kriegsschiffe statt- 
finden, welche beauftragt sind, die Effektivität der Blockade sicher zu stellen. 
Damit gewinnt die oben S. 70 f. unter f besprochene Unterscheidung innerhalb 
der Schiffe, die dem Kommandanten des Blockadegeschwaders unterstellt sind, 
praktische Bedeutung. Gerät ein neutrales Fahrzeug in den Aktionsbereich 
eines Kriegsschiffes, welches nicht dazu bestimmt ist, die Effektivität aufrecht 
zu erhalten, sondern anderen Zwecken dient, etwa der Aufklärungj der Zu- 
fuhr von Munition und Proviant, so ist es deshalb noch nicht des Blockade- 
bruches schuldig, und das Kriegsschiff ist nicht berechtigt, jenes Fahrzeug 
wegen Blockadebruches aufzubringen. 

Diese mit dem Problem der Effektivität eng zusammenhängende Frage 
hat auf der Konferenz zu interessanten Auseinandersetzungen geführt. Die 
englische Delegation hat nämlich, obwohl sie erklärt hatte, dem Expose des 
Konteradmirals Le Bris 3) zuzustimmen, gleichwohl die Meinung vertreten, 
daß die vom Kommandanten des Blockadegeschwaders verwendeten und mit 
ihm nur durch drahtlose Telegraphie verbundenen Aufklärungsschiffe unter 
Umständen befugt wären, neutrale Schiffe wegen Blockadebruches wegzu- 
nehmen: „Les ^claireurs doivent ^tre toujours en communication avec le 



1) Vgl. die britische Denkschrift, Ziffer 15 : „Le capitaine d'un navire eera consi- 
der6 comme ayant eu une connaissance reelle s'il est prouv6 qu'il a appris le blocus, 
de quelque fagon que ce soit"; Proceedings S. 35. 

2) Im Interesse der Neutralen hatte die österreichisch-ungarische Delegation 
beantrafift. eine Vermutung für die Nichtkenntnis der Blockade aufzustellen: „Des 
que la notification du blocus sera parvenue aux Puissances neutres, leurs autorites 
de port devront l'inscrire sur les papiers de bord des navires de commerce neutres 
en partance p;>ur un port appartenant ä Tun des bellig^raiits ; k defaut d'une teile 
indication sur les papiers de bord, il y aura pr^somption d'ignorance du blocus" 
(Proceedings S. 178, 246). Sie zog den Antrag zurück, da sich mehrere Delegationen, 
der Loyalität der neutralen Kegierungeu mißtrauend, dagegen aussprachen: 
„On a objecto que Tamendement propos6 imposerait aux neutres une Obligation 
noüvelle qui resterait d^pourvue de sanction. Avec ce Systeme il serait facile ä 
des Etats neutres, nullenient Interesses au blocus, de n^gliger la formalit^ de Tin- 
scription sur les papiers de bord des navires en partance, et k rendre ainsi le blocus 
illusoire" (Proceedings S. 182). 

3) Vgl. oben S. 66. 

7* 
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gi'os de Tescadre, mais s'ils se trouvent sur la route vers des ports neutres, 
ils ne peuvent pas effectuer des saisies pour tentative de violation de blocus 
ä moins que les papiers de bord et les preuves obtenues a bord du navire 
visite ne laissent aucun doute sur sa destination. Les eclaireurs ont le droit 
de visiter les navires, de s'assurer de leur destination, et de leur notifier 
Pexistence du blocus, et, s'il y a lieu de soup^onner la sinc^rite de leurs 
declarations, raeme de les garder sous Observation afin de constater qu'ils 
ne s'ecartent pas de la route directe vers le port qu'ils ont designe comme 
destination. Quant a un navire qui essaie de violer le blocus vers Fex- 
t^rieur, les 6claireurs, avertis par le tölegraphe de la poursuite qui a ete 
commencee par les croiseurs de la ligne interieure, ont toujours le droit de 
venir en aide ä ceux-ci et, le cas 6clieant, de capturer le navire pour- 
suivi" 1). 

Zu diesen Ausführungen bemerkte der deutsche Delegierte, Schiffskapitän 
Starke: „Je partage entierement l'avis de M. TAmiral Slade que Tofficier 
commandant le blocus pourrait . . . charger des bätiments eclaireurs de la 
mission de Tavertir en temps utile de l'approche de navires qui auraient 
l'intention de tenter une violation du blocus. Ce qui me parait douteux 
c'est que des bätiments semblables puissent ^tre regardes comme faisant 
partie des forces bloquantes dans ce sens, qu'ils auraient caractere pour 
exercer le droit de saisie pour violation de blocus. Tout d'abord on ne 
saurait dire que les bätiments en question soient charg^s d'assurer Teffectivite 
du blocus. Cette effectivite doit exister saus eux, et, dans le cas contraire, 
leur coucours est impuissant ä corriger ce d^faut. Le seul fait que ces 
bätiments se trouvent places sous les ordres de Tofficier commandant le 
blocus et maintiennent des Communications ininterrompues avec lui, ne suffit 
pas . . . pour leur donner le caractere voulu. Autrement, etant donne que la 
communication radiotel^graphique peut, aujourd'hui d6jä, fonctionner a une 
distance de centaines de milles marins, les bätiments de la force bloquante 
pourraient, de relais en relais, couvrir toute l'etendue de Focean ... La saisie 
pour violation de blocus ne pouvant avoir lieu que si Finfraction est mani- 
feste, cette sanction ne serait pas applicable aux navires qui, en pleine mer 
et loin de toute ligne de blocus, rencontreraient un 6claireur dans sa 
croisiere. Dans mon opinion, le droit de saisie ne devrait point etre exerce 
dans Jes conditions dont je viens de parier. Ce droit doit etre limite 
aux bätiments charg^s de surveiller un rayon qui peut etre ferme au passage 
de tout. navire neutre" 2), ^ 

Diese zutreffenden Bemerkungen hatten den Erfolg, die Frage zu klären, 
Sie überzeugten auch die britische Delegation, die sich sohin, gleich alleii 
anderen Delegationen, dem im besagten Expose gekennzeichneten Stand- 
punkt vorbehaltslos anschloß. So kam es, daß der Generalbericht folgende 



1) ProceediDgs S. 177, 257. 

2) Ibidem S. 177, 259 f. 
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Erläuterung des Artikels 17 geben konnte: „L'autre condition de la saisis- 
sabilite du navire [nämlich neben der Kenntnis von der Blockade] est que 
celui-ci se trouve dans le rayon d'action des bätiments de guerre charg^s 
d'assurer Teffectivite du blocus: il ne suffit pas qu'il soit en route pour 
le port bloque. Quant a ce qui constitue le rayon d'action, il a ^te fourni 
une explieation qui a et6 universellement accept^e, et qui est reproduite ici 
comme le meilleur commentaire de la regle de l'article 17'^ ^). 

Danach kann von einem Blockadebruch nur innerhalb einer Über- 
wachungszone die Rede sein, welche einem Schiffe des Blockadegeschwaders 
behufs Sicherung der Effektivität zugewiesen ist, und nur ein solches Schiff 
ist berechtigt, ein neutrales Fahrzeug wegen Blockadebruches aufzubringen. 
Ein Schiff, welches lediglich Aufklärungszwecken dient, kann neutrale Fahr- 
zeuge wohl anhalten und durchsuchen und wegen Führens von Kriegs- 
konterbande oder wegen neutralitätswidriger Unterstützung, nicht aber wegen 
Blockadebruches aufbringen. Es bleibt ihm aber unbenommen, dem Kom- 
mandanten des Blockadegeschaders Nachricht zu geben, wenn ein neutrales 
Fahrzeug nach einem blockierten Hafen bestimmt oder unterwegs ist, dem 
Fahrzeug, um es zu beaufsichtigen, zu folgen, und im Falle, daß es in den 
Aktionsbereich des Geschwaders gelangt, bei seiner Anhaltung und Auf- 
bringung mitzuwirken und es gegebenenfalls in einen Hafen zu eskortieren. 

Die Regel des Artikel 17, daß ein neutrales Fahrzeug wegen Blockade- 
bruches nur innerhalb des Aktionsradius der Schiffe aufgebracht werden 
kann, welche mit der Sicherstellung der Effektivität betraut sind, leidet nach 
Artikel 20 eine Ausnahme in dem Falle, daß es dem Fahrzeug gelungen ist, 
den Aktionsradius zu durchfahren. Ein solches Fahrzeug kann von einem 
der bezeichneten Schiffe verfolgt werden, doch muß die Verfolgung inner- 
halb des Aktionsradius begonnen haben und sie muß von einem dieser 
Schiffe durchgeführt werden. Entkommt das Fahrzeug, so kann die Ver- 
folgung von einem anderen mit der Sicherstellung der Effektivität be- 
trauten Schiff fortgesetzt werden. Dagegen kann ein Schiff, welches ledig- 
lich die Aufklärung, Zufuhr von Proviant und dergl. zu besorgen hat, mag 
es auch dem Kommandanten des Block adegesch waders unterstellt sein, die 
Verfolgung weder einleiten, noch fortsetzen. Denn nach dem Generalbericht 
bleibt das Fahrzeug der Aufbringung nur solange ausgesetzt, „tant qu'il est 
poursuivi par un batiment de la force bloquante; il ne suffirait pas qu'il 
füt rencontr^ par un croiseur de l'ennemi bloquant qui ne ferait pas pai-tie 
de l'escadre de blocus" -). 

1) Proceedings S. 350. 

2) Proceedings S. 852, vgl. auch Annexe 69, 70 und 72 (Proceediugs S. 256 f.), 
deren Inhalt Dupuis folgendermaßen zusammenfaßt: „II r^sulte de ces diverses 
obscrvations que des navires ^claireurs ^e pourraient exercer le droit de poursuite et 
de saisie qu'autant qu'ils feraient partie d'une v6ritable ligne de blocus, ce qui 
suppose qu'ils seraient dispos^s k une distance teile les uns des autres et ä une 
distance teile d'une autre ligne de blocus qu'ils pussent contribuer efl&cacement k 
barrer l'acces des lieux bloqu6s. Ils ne le pourraient pas s'il se trouvaient isol^s, 
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Die Verfolgung muß in continenti durchgeführt werden, wenn auch, 
wie betont, nicht von einem und demselben Sehiflf. Wann die Verfolgung 
als aufgegeben zu betrachten ist, ist eine Tatfrage, welche im Prisenprozeß 
zu lösen ist. Jedenfalls ist die Verfolgung nicht schon dann als aufge- 
geben zu betrachten, wenn das flüchtende Fahrzeug in einen neutralen Hafen 
entkommen ist^). Das Kriegsschiff kann in einem solchen Falle abwarten, 
bis das Fahrzeug das neutrale Gewässer wieder verläßt, und sodann die 
Verfolgung wieder aufnehmen — es wäre denn, daß das Fahrzeug nach 
dem neutralen Hafen, den es angelaufen hat, bestimmt war und mit seiner 
Ankunft daselbst seine Reise vollendet hat^). In keinem Fall kann von 
" einer Verfolgung und Aufbringung von dem Augenblick an die Rede sein, 
da die Blockade aufgehoben wurde ^). 

Wenn Artikel 19 vorschreibt: „La violation du blocus est insuffisam- 
ment caract^risee pour autoriser la saisie du navire, lorsque celui-ci est 
actuellement dirig6 vers un port non bloque . . .", so darf hieraus keines- 
wegs geschlossen werden, daß ein Schiff wegen Blockadebruches weggenommen 
werden darf, während es sich auf der Reise nach einem blockierten Hafen 
befindet. Bevor das Schiff nicht in den Aktionsbereich des Blockadegeschwa- 
ders im Sinne des Artikels 17 gelangt ist, kann von einem Blockadebruch 
nicht die Rede sein. 

Die Londoner Deklaration verwirft mit diesen Bestimmungen nicht nur 
die sog. Theorie der einheitlichen Reise in ihrer Anwendung auf die Blockade ; 
sie schließt auch, wie gesagt, die anglo-amerikanische Auffassung aus, nach 
welcher die Blockade eine Art Rechtfertigung eines an die Neutralen ge- 
richteten Handelsverbotes ist. Wenn ein Bruch der Blockade nur an Ort 
und Stelle möglich ist, so liegt darin die Anerkennung, daß die Blockade 
als kriegerische Operation zu betrachten und nur als solche von den Neu- 
tralen zu respektieren ist. Den neutralen Schiffen steht daher frei, ihren 
Kurs nach einem blockierten Hafen zu nehmen, um sich sodann, wenn sie 
sich tiberzeugt haben, daß die Blockade noch fortbesteht, zu einer Änderung 
ihrer Route zu entschließen. Dadurch ist nicht nur der Vorteil gegeben, 
daß der Verkehr rasch wieder aufgenommen werden kann, wenn die Blockade 
ihr Ende findet, sondern auch eine ernstliche Garantie für die Effektivität 

ä grande distance en pleine mer, sans autre lien avec les forces bloquantes qua 
leurs appareils radio-t^lö^raphiques et sans autre mission que la surprise de navires 
sc trouvant en dehors du vöritable rayon d'action du blocus" (1. c. 258). 

1) Die niederländische Delegation hatte beantragt: „. . . si le navire atteint 
im port neutre ...,1a saisie n'en peut plus etre pratiquee" (Proeeedings S. 244). 

2) „Quant aux navires qui se sont refugi^s dans un port neutre, il faut 
distinguer deux cas diff6rents, savoir le cas oü un navire n'entre que provisoirement 
dans Je port pour en sortir le plus vite possible et pour continuer ea fuite, et le 
cas oü un navire y decharge sa cargaison et change de proprietaire. Pour ce 
dernier cas, il s'agit d'une question de fait ä trancher par la cour des prises, ce 
qui est egalement le cas pour la question de savoir si la chasse d'un navire a ^te 
abandonnee" (Proeeedings S. 179j. 

3) Proeeedings S. 352. 
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der Blockade geschaffen. Solange der Blockierende berechtigt ist, auf allen 
Meeren neutrale Schiffe wegen Blockadebruches anzuhalten, spielt die Effek- 
tivität eine sehr geringe Rolle. Ja, man hat auf der Zweiten Friedens- 
konferenz der amerikanischen Delegation mit Recht entgegengehalten, daß 
die Beschlagnahme eines Schiffes, welches auf der Reise nach einem blockierten 
Hafen begriffen und noch nicht in die Nähe des Blockadegeschwaders 
gelangt ist, sich nur vom Standpunkte der fiktiven Blockade rechtfertigen 
lasse. Indem die Londoner Deklaration eine solche Beschlagnahme aus- 
schließt, macht sie die Wirksamkeit der Blockade ganz und ohne Rückhalt 
von der Effektivität abhängig und bietet damit eine ernstliche Gewähr gegen 
das Wiederaufleben der früheren Mißbräuche. 

Ein des Blockadebruches schuldig befundenes Schiff verfällt nach Ar- 
tikel 21 der Konfiskation. Die Ladung wird gleichfalls konfisziert, insoferne 
nicht nachgewiesen wird, daß der Befrachter^) zur Zeit der Verladung der 
Ware um die Absicht, die Blockade zu brechen, weder wußte noch wissen 
konnte. Nach manchen Rechten wurde die Ladung nur insoweit freigegeben, 
als der Eigentümer den Nachweis führte, daß er zur Zeit der Verladung 
von dem Bestehen der Blockade nicht Kenntnis hatte. Nach der 
Londoner Deklaration bleibt dem Befrachter dieser Beweis erspart. Er 
braucht nur nachzuweisen, daß er die Absicht, die Blockade zu 
brechen, nicht kannte und nicht kennen konnte. 

2. Kapitel. Die Kriegskonterbande. 

„Ce chapitre est Tun des plus importants, sinon le plus important, de 
la Declaration. II traite d'une matiere qui a parfois provoqu6 de gi'aves 
conflits entre les belligerants et les neutres. Aussi a-t-on souvent reclame 
d'une maniere pressante un reglement qui etablirait d'une maniere precise 
les droits et devoirs de chacun. Le commerce pacifique pourre etre recon- 
naissant de la pr^cision qui, pour la premiere fois, est apportee ä ce sujet, 
qui l'interesse au plus haut point" -). 

Es handelte sich bei der Regelung dieser Materie, wie das deutsche 
Weißbuch beifügt, namentlich um drei Fragen, nämlich einmal, welche 
Gegenstände als Kriegskonterbande, und zwar welche als absolute und 
welche als relative behandelt werden dürfen, ferner unter welchen Umständen 
Konterbandegegenstände der Beschlagnahme durch den Kriegführenden unter- 
liegen, endlich welches die Sühne für die Beförderung von Konterbande 
sein soll. 

1) Der Text gab zum Zweifel Anlaß, ob als „Befrachter" auch der Eigentümer 
des Schilfes in Betracht kommen kann. Dagegen U 1 1 m a n n , Jahrbuch für öffentl. 
Kecht 1910, S. 19. Dafür Hirschmann 1. c, S. 88 mit treffender Begründung. 
Man könnte gegen Uli mann auch unter Hinweis auf Artikel 42, 46 und 63 
geltend machen, daß die Deklaration stets ausdrücklich statuiert, ob die an Bord 
befindliche harmlose Ware bedingungslos- verfällt. 

2) Generalbericht, Proceedings S. 352. 
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In allen diesen Richtungen gingen bisher die Anschauungen und die 
Nonnen der verschiedenen Staaten auseinander. Zudem stand die Konferenz, 
als sie zusammentrat, unter dem Eindrucke der Verhandlungen, welche die 
Zweite Friedenskonferenz über die Frage der Konterbande geftihrt hatte. 
Damals hatte Großbritannien zur allgemeinen Überraschung den radikalen 
Antrag auf Abschaffung des Systems der Kriegskonterbande ^) eingebracht, der 
zwar die Zustimmung von 2G Staaten fand, aber nicht zum Beschluß erhoben 
wurde, weil sich unter den Kontravotanten 4 Großmächte befanden (Deutsch- 
land, Frankreich, Rußland und die Vereinigten Staaten von Amerika); 
Japan hatte sich der Stimme enthalten. Das Comite d'Examen, welches 
man mit dem Studium der Materie betraut hatte, konnte wegen Zeitmangels 
seine Aufgabe nicht vollenden. Doch gelang es ihm, eine Liste der Gegen- 
stände aufzustellen, die als absolute Konterbande gelten sollten. 

Großbritannien kam in London auf die Frage der Abschaffung der 
Konterbande nicht zurück : weder im Programm, noch in den der 
Delegation erteilten Instruktionen, wo die Ablehnung des im Haag gestellten 
Antrages auf Mißverständnisse zurückgeführt wird, noch auch in der eng- 
lischen Denkschrift. Vielmehr zeigte es sich der Beibehaltung sowohl der 
absoluten als der konditioneilen Konterbande geneigt. Denselben Standpunkt 
vertraten die Memoranden Deutschlands, der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Japans und Rußlands. Frankreich erklärte sogar, der Kriegführende habe 
das Recht, unter Umständen auch Lebensmittel und Rohstoffe als absolute 
Konterbande zu behandeln. Nur Österreich-Ungarn und Spanien spielten in 
ihren Denkschriften auf die Eventualität der Abschaffung an, ohne freilich 
zu verbergen, daß sie einem Kompromisse geneigt seien. 

So kam es denn, daß man sowohl die absolute, als die bedingte (kon- 
ditioneile) Konterbande beibehielt, wobei die Konferenz allerdings den In- 
teressen der Neutralen durch eine Reihe von Normen, welche der Willkür 
der Kriegführenden Schranken setzen, und überhaupt durch eingehende 
Reglementierung der ganzen Materie Rechnung trug. 



1) Es sollte durch ein System von Hilfsschiffen ersetzt werden. Im übrigen 
hatten bereits früher manche Schriftsteller, wie z. B. v. Bar, die Abschaffung des 
Systems der Konterbande befürwortet. Im Haag hat sich der britische Delegierte 
bei Begründung des Antrages hauptsächlich darauf berufen, daß dieses System an- 
gesichts der technischen Fortschritte im Schiffahrtswesen und der Ausdehnung des 
Seehandels veraltet sei und nicht mehr entsprechend gehandhabt werden könne 
(Deux. Conf. de la Paix, t. III, p. 854 ff.). Für die damalige Haltung Englands 
war das Vorgehen Rußlands während des Krieges mit Japan entscheidend., Ruß- 
land hatte eine Reihe von Gegenständen ancipitis usus für absolute Konterbande 
erklärt, so Kohle, Naphta, Alkohol, gewisse Lebensmittel und Rohbaumwolle. Wie 
Dupuis (1. c. p. 268 ff.) berichtet, unterlagen von der japanischen Einfuhr von jährlich 
29 Millionen Pfund Sterling Werte bis zum Betrag von 21 Millionen der Konfis- 
kation. Hierbei hat Rußland nach glaubwürdigen Nachrichten die englischen Schiffe 
sehr streng, die deutschen dagegen sehr wohlwollend behandelt, so daß die Ver- 
sicherungsgesellschaften für Frachten nach Japan auf deutschen Schiffen 5*/o des 
Wertes an Prämien forderten, auf englischen Schiffen 20 — 40 7o. England prote- 
stierte zwar gegen die russische Liste der Konterbande, jedoch ohne greifbaren 
Erfolg. 
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I. Die Oegenstände der Konterbande. 

Die Deklaration enthält drei Listen: eine Liste der Gegenstände der 
absoluten Konterbande, eine Liste der Gegenstände der bedingten Konter- 
bande und eine Liste von Gegenständen, die niemals als Konterbande be- 
trachtet und behandelt werden dürfen. 

Die Liste der absoluten Konterbande ist identisch mit der vom Sub- 
komitee im Haag aufgestellten Liste. Manche Delegationen wünschten dieser 
Liste mehrere Warengattungen beizufügen i). Man konnte sich hierüber 
jedoch nicht einigen und leistete daher einem Appell der britischen Dele- 
gation Folge, daß die Haager Liste beibehalten werde 2). 

Demgemäß sind, wenn ein Krieg ausbricht, nach Artikel 22 folgende 
Gegenstände „ohne weiteres", d. h. ohne daß es einer Erkläning des einen 
oder des anderen Kriegführenden bedürfte, als absolute^) Konterbande zu 
betrachten : 

„1. Waflfen jeder Art, mit Einschluß der Jagdwaffen, und ihre als solche 
kenntlichen Bestandteile ; 

2. Geschosse, Kartuschen und Patronen jeder Art, sowie ihre als solche 
kenntlichen Bestandteile ; 

3. Schießpulver und Sprengstoffe, die speziell für den Krieg bestimmt sind; 

4. Lafetten, Munitionswagen, Protzen, Proviantwagen, Feldschmieden 
und ihre als solche kenntlichen Bestandteile; 

5. Militärische als solche kenntliche Kleidungs- und Ausrüstungsstücke ; 

6. Militärisches als solches kenntliches Geschirre jeder Art; 

7. Für den Krieg verwendbare Reit-, Zug- und Lasttiere^); 

8. Lagergerät und seine als solche kenntlichen Bestandteile; 

9. Panzerplatten; 

10. Kriegsschiffe und sonstige Kriegsfahrzeuge, sowie solche Bestandteile, 
die nach ihrer besonderen Beschaffenheit nur auf einem Kriegsfahrzeuge be- 
nützt werden können; 



1) Proceedings S. 132 ff. 

2) Ibidem S. 145, 303, 353. 

3) Bisher pflegte man die absolute Konterbande dahin zu definieren, daß die 
Gegenstände, die sie bilden, ausschließlich im Kriege Verwendung finden. Auf 
dem Boden der Londoner Deklaration ist eine solche Definition nicht möglich, da 
•die Liste auch Gegenstände enthält, welche im Frieden verwendet werden können: 
Jagdwaffen, sowie Reit, Zug- und Lasttiere. Die japanische Delegation hat denn 
auch lange gezögert, die Reit-, Zug- und Lasttiere iils absolute Konterbande anzu- 
erkennen. Bezüglich der Pferde hat man übrigens bemerkt, daß sie für den Kriegs- 
fall konskribiert werden. 

4) Also z. B. nicht Rennpferde. Wenn auch kein Anhaltspunkt dafür vorliegt, 
daß die Worte „für den Krieg" bedeuten: für den eben geführten Krieg, so 
darf man doch vernünftigerweise nicht so weit gehen, etwa in einem Krieg zwischen 
Rußland und Schweden Elefanten und Kamele oder in einem in Afrika geführten 
Krieg Renntiere als Last- bezw. Zugtiere zu betrachten und demgemäß als Konter- 
bande zu behandeln. Und dies gilt analog auch für andere Gegenstände der ab- 
soluten Konterbande. In diesem Sinne hat auch die sog. absolute Konterbande 
relativen Charakter. 
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11. Werkzeuge und Vorrichtungen, die ausschließlich zur Anfertigung 
von Kriegsmaterial oder zur Anfertigung und Ausbesserung von Waflfen und 
von Landkriegs- und Seekriegsmaterial hergestellt sind." 

Als bedingte Konterbande sind nach Artikel 24 „ohne weiteres" ^) fol- 
gende Gegenstände und Stoffe anzusehen: 

„1. Lebensmittel; 

2. Fourrage und zur Viehfütterung geeignete Körnerfrüchte; 

3. für militärische Zwecke geeignete Kleidungsstücke, Kleidungsstoffe 
und Schuhwerk; 

4. Gold und Silber, geprägt und in Barren, sowie Papiergeld; 

5. für den Krieg verwendbare Fahrzeuge jeder Art und ihre Be- 
standteile ; 

6. Schiffe, Boote und Wasserfahrzeuge jeder Art, Schwimmdocks und 
Vorrichtungen für Trockendocks, sowie ihre Bestandteile; 

7. festes oder rollendes Eisenbahnmaterial, Telegraphen-, Funken- 
telegraphen- und Telephonmaterial; 

8. Luftschiffe und Flugmaschinen, ihre als solche kenntlichen Bestand- 
teile, sowie Zubehörstücke, Gegenstände und Stoffe, die erkennbar zur Luft- 
schiffahrt oder zu Flugzwecken dienen sollen; 

9. Feuerungsmaterial und Schmierstoffe; 

10. Schießpulver und Sprengstoffe, die nicht speziell für den Krieg 
bestimmt sind 2); 

11. Stacheldraht, sowie die zu seiner Befestigung oder Zerschneidung 
dienenden Werkzeuge; 

12. Hufeisen und Hufschmiederaaterial ; 

13. Geschirre und Sattelzeug; 

14. Doppelgläser, Fernrohre, Chronometer und nautische Instrumente 
aller Art." 

Der Generalbericht gibt zu dieser Liste folgende Erläuterung: 

„Lebensmittel umfassen die zur menschlichen Ernährung notwendigen 
oder nützlichen Produkte fester oder flüssiger Art 3). 

Papiergeld umfaßt nur eigentliches Papiergeld, sowie Banknoten mit 
oder ohne Zwangskurs. Wechsel und Schecks gehören nicht hierher. 

Maschinen und Dampfkessel*) fallen unter Ziffer 6 der Liste. 



1) Vgl. hierüber oben S. 105. 

2) Deutschland wollte die Sprengstoffe schlechthin zur absoluten Konterbande 
zählen; dagegen jedoch Großbritannien; Proceedings S. 136. 

3) Als Lebensmittel sind gewiß auch zur Schlachtung bestimmte Tiere zu be- 
trachten. Allerdings werden Rinder regelmäßig schon als Zugtiere der Beschlag- 
nahme gemäß Artikel 22 Ziffer 7 unterliegen. Die Worte „notwendig oder nützlich" 
scheinen anzudeuten, daß Lebensmittel, deren Verbrauch als Luxus zu betrachten 
ist (Delikatessen, Champagner), nicht als Konterbande gelten sollen. Es ist aber 
klar, daß in Kriegszeiten unter Umständen alle wie immer gearteten Lebensmittel 
für den Konsumenten nützlich, ja sogar notwendig sein können. 

4) Gemeint sind Schiffsmaschinen und Schiffsdampfkessel. 
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Eisenbahnmaterial umfaßt festes Material, wie Schienen, Schwellen, 
Drehscheiben, zum Brückenbau bestimmte Teile, und rollendes Material, wie 
Lokomotiven, Waggons" ^). 

In Artikel 24 wird ausdrücklich hervorgehoben, daß die daselbst an- 
geführten Gregenstände „für kriegerische wie für friedliche Zwecke verwend- 
bar" sind. Die Materialien liefern keinen Anhaltspunkt dafür, daß mit 
dieser Feststellung etwas anderes besagt werden soUte, als daß man in diese 
Liste eben bloß Gegenstände oder Stoffe aufnahm, die man als res ancipitis 
usus ansah. Sicherlich aber entspricht es den Absichten der Mächte, wenn 
Gregenstände, die zwar in dieser Liste genannt, im einzelnen aber von 
solcher Beschaffenheit sind, daß sie als speziell zur Kriegführung bestimmt 
betrachtet werden müssen, als absolute Konterbande behandelt werden. Hierüber 
kann umsoweniger dann ein Zweifel sein, wenn die Gegenstände so beschaffen 
sind, daß sie einer der in Artikel 22 angeführten Kategorien subsumiert 
werden können. Obwohl also beispielsweise Luftschiffe nach Artikel 24 nur 
bedingte Konterbande bilden, so dürfen die Kriegführenden solche Luft- 
schiffe, in welche ein Geschütz eingebaut ist, die also speziell für 
Kriegszwecke bestimmt sind, als absolute Konterbande behandeln; sie sind 
Waffen im Sinne des Artikels 22, Ziffer 1. Dasselbe gilt für Automobile 
mit eingebauten Geschützen. Gepanzerte Automobile ohne Geschütze können, 
wenn sie zum Transport von Munition oder Waffen bestimmt sind, gemäß 
Artikel 22, Ziffer 4 ohne weiteres, in allen Fällen aber auf Grund einer 
Erklärung gemäß Artikel 23 als absolute Konterbande betrachtet werden. 
Minen sind wohl als Geschosse im Sinne des Artikels 22, Z. 2 anzusehen 2). 

Gegenstände und Stoffe, die ausschließlich für den Krieg verwendet 
werden, können in die Liste der absoluten Konterbande mittels einer Dekla- 
ration, die zu notifizieren ist, aufgenommen werden (Artikel 23) 3). Gegen- 
stände und Stoffe, die für kriegerische wie für friedliche Zwecke 

1) Proceedings S. 854. 

2) Den Vorwürfen Nippold's und v. Bar's gegenüber, welche für die Ab- 
schaffung der relativen Konterbande eintreten, bezw. die Londoner Mächte tadeln, 
daß sie das Recht der Kriegskonterbande in äußerst gefährlicher Weise verschärft 
hätten, ist auf die Fortschritte der Kriegstechnik zu verweisen, welche die Krieg- 
führenden nicht ignorieren können. Angesichts der Haltung der meisten Groß- 
mächte war es eben nicht möglich, die Abschaffung der bedingten Konterbande 
durchzusetzen. Im übrigen sind die Bestimmungen der Deklaration über die be- 
dingte Konterbande, wenn man von der Rechtsfolge der Konfiskation absieht, den 
Neutralen nicht ungünstig. Man hätte Eisenbahn-, Telegraphen-, Telephon material, 
Konserven, Luftschiffe, Flugmaschinen und Geld mit Fug und Recht zur absoluten 
Konterbande rechnen können. 

3) Diese Notifikation ist nach Artikel 23, Abs. 2 „an die Regierungen der 
anderen Mächte oder an deren bei der Macht, welche die Deklaration erläßt, be- 
glaubigte Vertreter zu richten. Erfolgt die Notifikation nach Ausbruch der Feind- 
seligkeiten, so ist sie nur an die neutralen Mächte zu richten." (Vgl. oben S. 81.) 
Dem Generalbericht ist deutlich zu entnehmen, daß die Notifikation von der 
kriegführenden Macht selbst ausgehen muß (nicht etwa von dem Kommandanten 
von Streitkräften) und sie ist an die Regierungen der anderen Mächte (nicht 
etwa an neutrale Schiffe) zu richten (Proceedings S. 353 f.). 
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verwendbar und nicht schon in den Artikeln 22 und 24 angeführt sind, 
können mittels einer Deklaration, welche in der in Artikel 23, Abs. 2 vor- 
gesehenen Weise zu notifizieren i) ist, in die Liste der konditionellen Konter- 
bande aufgenommen werden. 

Diese Bestimmungen tragen der Möglichkeit Rechnung, daß neue Ent- 
deckungen oder Erfindungen auf dem Gebiete der Kriegstechnik gemacht 
werden und sohin Stoffe oder Gegenstände im Kriege Verwendung finden 
werden, die heute noch unbekannt sind. Würde man den Kriegführenden 
nicht gestatten, solche Stoffe und Gegenstände, je nach ihrer Beschaffenheit, 
für absolute oder konditionelle Konterbande zu erklären, so würden die 
Listen bald veralten und mit den Interessen der Kriegführenden in Kollision 
kommen ^), 

Die Ki-iegführenden können die Listen nicht nach Willküi- erweitern. 
Würden sie in die Liste der absoluten Konterbande Gegenstände aufnehmen, 
die nicht ausschließlich für den Krieg verwendet werden, so könnten die 
Neutralen auf diplomatischem Wege dagegen einschreiten und, wenn solche 
Gegenstände als absolute Konterbande beschlagnahmt werden, im Prisen- 
prozesse Abhilfe verlangen. „Voraussichtlich — so sagt der Generalbericht — 
wird der Prisenhof dahin entscheiden, daß der in die Deklaration über die 
absolute Konterbande aufgenommene Gegenstand dort zwar zu Unrecht steht, 
weil er nicht ausschließlich für den Krieg verwendbar ist, daß er aber für 
bedingte Konterbande hätte erklärt werden können. Die Konfiskation kann 
alsdann gerechtfertigt sein, wenn die Wegnahme unter den für diese Art der 
Konterbande vorgesehenen Voraussetzungen (Artikel 33 bis 35) erfolgt ist, 
die von den auf die absolute Konterbande anwendbaren (Artikel 30) ab- 
wichen" 3). 

Die Notifikation findet in analoger Weise wie bei der Verhängung einer 
Blockade statt, wobei es auch hier den Regierungen der neutralen Mächte 
tiberlassen bleibt, die Erklärung der Kriegführenden ihren Angehörigen so 
rasch als möglich bekanntzugeben. „Theoretisch kann die Notifikation in 
Friedens- wie in Kriegszeiten stattfinden. Zweifellos wird der erste Fall 
selten eintreten, weil ein Staat durch eine derartige Bekanntgabe in den 
Verdacht geraten könnte, einen Krieg zu planen; dieses Verfahren hätte 
jedoch den Vorteil, daß der Handel im voraus unterrichtet würde. Es lag 
kein Grund vor, diese Möglichkeit auszuschließen" ^). 

Die spanische Delegation wehrte sich lange und lebhaft dagegen, daß 
ein Kriegführender das Recht erhalten sollte, eine Liste, die im Einvernehmen 

1) Vgl. oben S. 107, Note 8. 

2) In der österreichisch-ungarischen Denkschrift hatte man, um dem vorzu- 
beugen, überhaupt ^egen eine Liste Stellung genommen und eine Definition der 
Konterbande vorgeschlagen. Der von der Konferenz gewählte Ausweg ist vorzu- 
ziehen. Die Aufzählung der Gegenstände in den Listen erhöht die Rechtssicherheit 
sowohl für die Kriegführenden, als für die Neutralen. 

3) Proceedings S. 353 f. 
4r) Ibidem. 



Digitized by 



Google 



Die Gegenstände der Konterbande. 109 

der Mächte hergestellt wurde, durch einseitige Verfügung zu erweitern. Sie 
forderte für eine solche Erweiterung die Zustimmung der übrigen Mächte i). 
Dieses Bedenken wurde schließlich dadurch beschwichtigt, daß man feststellte, 
daß die Deklaration nur für den Kriegführenden, der sie erläßt, und — wenn 
sie nicht im Frieden erfolgt — nur für den Krieg, der gerade im Gange ist, 
Geltung hat. Freilich können die anderen Staaten eine identische Erklärung 
erlassen. In aller Regel wird der Gegner des Kriegführenden, der in die Liste 
weitere Gegenstände aufnimmt, der Reziprozität halber solche Gegenstände 
gleichfalls für Konterbande erklären. 

„Es war vorgeschlagen worden, daß im Interesse des neutralen Handels 
zwischen der Notifikation und der Anwendung eine Frist verstreichen solle. 
Dies wäre jedoch für den Kriegführenden, der sich doch gerade schützen 
will, sehr nachteilig, da der Handel mit den von ihm für gefährlich ge- 
haltenen Gegenständen während der Frist frei wäre und seine Maßnahme 
somit ihren Zweck verfehlen würde. Den Erwägungen der Billigkeit, auf 
die man sich berufen hatte, ist in anderer Weise Rechnung getragen worden 
(vgl. Artikel 43)" 2). 

Man hat in London auch den Fall in Betracht gezogen, daß ein Krieg- 
führender vielleicht von dem Rechte, die in den angeführten Listen ver- 
zeichneten Gegenstände als Konterbande %u betrachten, nicht Gebrauch zu 
machen gedenkt. Er kann es für zweckmäßig halten, entweder einen unter 
die absolute Konterbande fallenden Gegenstand zur relativen Konterbande 
zu rechnen oder den Handel mit einem bestimmten zu der einen oder zur 
anderen Klasse gehörigen Gegenstand frei zu geben. Da die Neutralen ein 
Interesse daran haben, über einen derartigen Entschluß eines Kriegführenden 
vorher unterrichtet zu werden, so verordnete man in Artikel 26; „Si une 
Puissance renonce, en ce qui la concerne, ä consid^rer comme contrebande 
de guerre des objets et mat^riaux qui rentrent dans une des cat^gories 6nu- 
m6r6es aux articles 22 et 24, eile fera connattre son Intention par une d^r 
clai-ation notifiee de la maniere prevue ä Particle 23, deuxieme alinea." Der 
Generalbericht fügt bei : „II est ä d^sirer qu'il [sc. le bellig^rant] fasse connattre 
son Intention a ce sujet, et il est probable qu'il le fera pour avoir le m^rite 
de la mesure. S'il ne le fait pas, et s'il se contente de donner des instrucr 
tions ä ses croiseurs, les navires visit^s seront agreablement surpris si le 
visiteur ne leur reproche pas de transporter ce qu'eux-m^mes consid^raient 
comme de contrebande. Rien n'empöche une Puissance de faire une pareille 
declaration en temps de paix ..." 3). 

Diese Erläuterung steht mit dem Wortlaut des Artikels 26 insofern in 
Widerspruch, als in Artikel 26 die Worte „eile fera connattre son Intention" 
wie eine bindende Norm lauten, während der Generalbericht bloß sagt: „U 
est a d^sirer qu'il fasse connattre son Intention," also' nur einen Wunsch 

1) Proceedings S. 233. 

2) Generalbericht, Proceedings S. 354 ; vgl. unten S. 138 f. 

3) Proceedings S. 355. 
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ausdrückt. Es entsprach wohl der Absicht der Mächte, daß der Kriegführende 
zur Erklärung nicht verpflichtet sein soll, zumal in den seltensten Fällen 
festgestellt werden könnte, wann er seinen Entschluß gefaßt hat, bezw. ob 
nicht der Kommandant des durchsuchenden Kriegsschiffes die Gegenstände 
auf eigene Faust oder gar aus Irrtum hat passieren Inaatm U» Waile „eÄe 
fera connattre" sind wohl nur veradMÄÄch gewählt worden ^j. Der Prisen- 
hof könnte allerdinga den Standpunkt einnehmen, daß der Text eine Ver- 
pflichtung ausspreche und daß der Generalbericht nicht die Kraft habe, diese 
VCTpflichtung abzuschwächen ^), Die Beantwortung der Frage hängt sichtlich 
davon ab, welche Bedeutung man dem Generalbericht beilegt 3). 

Um die Nachteile des Krieges für den Handel zu verringern, hat man 
in London für zweckmäßig gehalten, eine sogenannte Freiliste zusammen- 
zustellen, d. h. die Gegenstände anzugeben, welche niemals für Konterbande 
erklärt werden dürfen. Als solche erscheinen in Artikel 28 angeführt: 

1. Rohbaumwolle, Rohwolle, Rohseide, rohe Jute, roher Flachs, roher 
Hanf und die anderen Rohstoffe der Textilindustrie sowie die daraus ge- 
sponnenen Garne; 

2. Ölhaltige Nüsse und Sämereien, Kopra; 

3. Kautschuk, Harz, Gummi und Lack, Hopfen; 

4. Rohe Felle, Homer, Knochen und Elfenbein; 

5. Natürlicher und künstlicher Dünger mit Einschluß der für die Land- 
wirtschaft verwendbaren Nitrate und Phosphate; 

6. Erze; 

7. Erde, Ton, Kalk, Kreide, Steine mit Einschluß des Marmors, Ziegel- 
steine, Schiefer und Dachziegel; 

8. Porzellan- und Glaswaren; 

9. Papier und die zu seiner Herstellung zubereiteten Stoffe; 

10. Seifen, Farben mit Einschluß der ausschließlich zu ihrer Herstellung 
bestimmten Materialien, und Firnis; 

11. Chlorkalk, Soda, Ätznatron, schwefelsaures Natron in Kuchen, Am- 
moniak, schwefelsaures Ammoniak und Kupfervitriol; 

12. Maschinen ftlr Landwirtschaft, für Bergbau, für Textilindustrie und 
für Buchdruckerei; 

13. Edelsteine, Halbedelsteine, Perlen, Perlmutter und Korallen; 

14. Turmr, Wand- und andere Uhren mit Ausschluß der Chronometer. 

15. Mode- und Galanteriewaren; 

16. Federn jeder Art, Haare und Borsten ; 

1) Im deutschen Weißbuch erscheinen sie allerdings wörtlich übersetzt: „so 
hat sie ihre Absicht durch eine Erklärung kundzugeben . . ." 

2) Nach Dupuis (1. c. p. 295) ist eine Verpflichtung des Kriegführenden 
nicht anzunehmen: „La D^claration de Londres invite ... les Puissances . . . ^ 
faire connaitre leurs intentions par declarations notifi^es." Allerdings reflektiert 
dieser Schriftsteller nicht auf den entgegenstehenden Wortlaut der Bestimmung. 

3) Vgl. hierüber unten 4. Abschnitt. 
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17. Gegenstände zur Wohnungseinrichtung und zum Wohnungsschmjicke, 
Bureaumöbel und Bureaubedarf. 

Im Generalbericht wird zu dieser Liste folgendes bemerkt: 

„Erze sind die Erzeugnisse des Bergbaues, die zur Gewinnung von 
Metallen dienen (metallic ores). 

Es war beantragt, unter Ziffer 10 die Farbstoffe aufzuführen. Das 
schien zu allgemein; es gibt Stoffe, wie die Kohle, aus denen man Farben 
gewinnt, die aber auch zu anderen Zwecken dienen. Die Stoffe, die aus- 
schließlich zur Gewinnung von Farben verwendet werden, genießen die 
Befreiung. 

Die «articles de Paris» — eine allgemein bekannte Bezeichnung — ge- 
hören unter Ziffer 15. 

In Ziffer 16 handelt es sich um die Borsten gewisser Tiere, wie Schweine 
und Wildschweine. 

Teppiche und Matten gehören zu den Gegenständen zur Wohnungs- 
einrichtung und zum Wohnungsschmuck (Ziffer 17)"^). 

Zu Ziffer 2 bemerkt das Resume der siebenten Kommissionssitzung: „II 
est admis que les residus bruts des graines . . . beneficient de la meme ex- 
ception que les graines elles-m^mes." 

Laut desselben R^sum^s ist Ziffer 12 dahin zu verstehen, daß sie alle 
Maschinen umfaßt, die nicht zur Herstellung von Gegenständen und Stoffen 
dienen, die zu Kriegszwecken verwendbar sind 2). 

Um die Beschaffenheit der unter Ziffer 1 1 angeführten Stoffe klarzustellen, 

ließ die britische Regierung durch das Handelsamt eine genaue Erläuterung 

ausarbeiten : 

Cl 
„L'hypochlorite de chaux [Ca< 01: anglais, «bleaching 

p w d e r »] resulte de l'action du chlore sur la chaux morte. II est prin- 
cipalement utilis6, comme son nom Tindique, pour le blanchiment du linge, 
etc., et, dans un moindre degr^, pour la d^sinfection. 

Les cendres de soude [Na2C03: anglais, «soda ash^]. C'est la 
denomination commerciale du carbonate de soude brut. Cet article est utilise 
pour la fabrication du papier et du savon, ainsi que pour le nettoyage. 

La soude caustique [Na HO: anglais, «caustic soda*] resulte du 
chauffage d'une Solution de cendres de soude avec de la chaux. Elle est 
utilis^e pour la fabrication de la päte de bois (mat^riel du papier), pour la 
fabrication du savon et comme agent d^tersif. 

Le Sulfate de soude en pains [Na2S04: anglais, «salt cake»]. 
C'est le nom donn^ par le fabricant d'alkali au sulfate de soude brut. Cet 



1) Proceedings S. 355 f. 

2) „M. Dumba . . . trouverait pr6ferable une r^daction qui exclüt toutes les 
machines utilisables pour la fabrication d'objets et mat^riaux pouvant etre employ6s 
k la guerre et qui comprit, en cons6quence, toutes les autres. On est d'accord 
pour constater que c'est \k la vraie intention de Talinöa ..." (Proceedings S. 197). 
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article resulte de Taction de Thuile de vitriole siir le sei ordiDaire. II est un 
produit de transition qui se developpe au cours de la transformation du sei 
ordinaire en cendres de soude et en soude caustique. 11 est utilise pour la 
teinturerie, pour Tiraprimerie du calicot, et pour des industries secondaires 
assez nombreuses. 

L'ammoniaque [NHs: anglais, «ammonia»] est le produit de la liqueur 
ammoniacale provenant de la fabrication du gaz d'eclairage. II est utilise 
comme agent de refrigöration, pour la medicine, et pour la fabrication des 
sels d'ammoniaque, dont les principaux sont: 

Le Sulfate d'ammoniaque [(NH4)2 : anglais «sulphate of ammonia] », 
principalement utilise pour les engrais chimiques; et 

Le Sulfate de cuivre [CUSO45H2O: anglais, «sulphate of copper», 
«blue stone», «blue vitriol»], qui est employe dans un certain nombre de cas 
a la mMicine et comme fongicide, et qui est egalement une source importante 
de certains composes du cuivre servant a la fabrication des couleurs. 

Aucun de ces articles n'a ete, jusqu'ä präsent, employe dans un but de 
guerre, et il est difficile de concevoir qu'ils puissent etre utilis^s, soit directe- 
ment soit indirectement, pour un semblable objet" (Proceedings S. 284). 

Die Freiliste hat nicht die Bedeutung, daß alle nicht darin aufgenommenen 
Gegenstände für Konterbande erklärt werden könnten. Um dies klarzustellen, 
verordnet Artikel 27 noch ausdrücklich: „Gegenstände und Stoffe, die für 
kriegerische Zwecke nicht verwendbar sind, können nicht als Kriegskonter- 
bande erklärt werden." Die Freiliste ist einerseits bestimmt, zweifelsfrei 
festzustellen, daß gewisse Gegenstände und Stoffe wie solche zu betrachten 
sind, die für kriegerische Zwecke nicht verwendbar sind i), andererseits, den 



1) Es ist auch der Konferenz nicht entgangen, daß mehrere der in der Freiliste 
angeführten Gegenstände und Stoffe, wenn auch erst nach Verarbeitung, tatsächlich 
in einem Kriege Verwendung finden könnten. Hierin liegt ein gut Teil ihres großen 
praktischen Wertes. In der ursprünglichen Fassung (Annex 63) begann der Artikel, 
der die Freiliste enthält, mit folgenden Worten: „Les objets et materiaux qui ne 
sont pas susceptibles de servir aux usages de guerre, ne peuvent pas 
etre declares contrebande de guerre. Rentront dans cette categorie les objets et 
materiaux suivants." In der siebenten Kommissionssitzung machte Baron Taube 
darauf aufmerksam „que certains articles compris dans cette liste, tel que le coton, 
sont, en effet, utilisables pour la guerre." „Cette objection — so fügt das Resume 
hinzu — est admise, et il est decid6 de renvoyer le premier alinea de Tarticle 
devant le comite d'examen, qui trouvera la r^daction qui convient pour T^carter." 
In der Tat hat man den 1. Absatz dahin abgeändert, daß er kurz lautet: „Ne 
peuvent pas etre declares contrebande de guerre les articles suivants." Die Vor- 
schrift, daß solche Gegenstände und Stoffe, die im Krieg nicht verwendbar sind, 
nicht als Konterbande erklärt werden können, wurde zum Gegenstand eines eigenen 
Artikels gemacht (Artikel 27). — Man hat der Freiliste „Lückenhaftigkeit und 
Willkürlichkeit" vorgeworfen. Fitger (1. c. S. 32) stellt noch eine Freiliste da- 
neben, die allerdings manche Irrtümer aufweist. Holz kann, je nach der Beschaffen- 
heit und Verarbeitung, als Lagergerät, als Bestandteil von Fahrzeugen und als 
Feuerungsmaterial, Petroleum und Benzin als Feuerungsmaterial, Petroleum auch 
als Schmierstoff weggenommen werden. Was die Lückenhaftigkeit anlangt, so 
konnte Vollständigkeit weder angestrebt, noch erreicht werden. Sie wird übrigens 
durch Artikel 27 paralysiert. Eine gewisse Willkürlichkeit ist nicht zu bestreiten; 
sie war aber nicht zu vermeiden. Die einzelnen Londoner Mächte suchten eben 
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Neutralen im Interesse der Rechtssicherheit gewisse Gegenstände und Stoffe 
zu nennen, mit welchen sie unbehelligt Handel treiben dürfen. 

Abgesehen von den in die Freiliste aufgenommenen Warengattungen 
können nach Art. 29 als Konterbande nicht angesehen werden : 

1. Gegenstände und Stoffe, die ausschließlich zur Pflege der Kranken 
und Verwundeten dienen, jedoch mit der Maßgabe, dass sie im Falle ge- 
wichtiger militärischer Erfordernisse gegen Entschädigung requiriert werden 
können, wenn sie nach dem feindlichen oder vom Feinde besetzten Gebiete 
oder nach den feindlichen Streitkräften bestimmt sind. 

2. Gegenstände und Stoffe, die zum Gebrauche des Schiffes, auf welchem 
sie vorgefunden werden, oder zum Gebrauche der Besatzung oder der Passa- 
giere dieses Schiffes während der Reise bestimmt sind. 

ad 1. Die Befreiung der in Artikel 29 verzeichneten Gegenstände und 
Stoffe von der Behandlung als Konterbande beruht auf wesentlich anderen 
Gesichtspunkten, als die Befreiung der Waren, welche die Freiliste aufzählt. 

Die auf die Freiliste gesetzten Waren sind vermöge ihrer harmlosen 
Beschaffenheit dem Zugriff der Kriegführenden entzogen, die in Art. 29 
genannten dagegen — ohne Rücksicht auf ihre Beschaffenheit — aus andern 
Gründen. Weil Artikel 29 nicht auf die Beschaffenheit der Waren, sondern 
auf den Zweck, zu welchem sie verfrachtet wurden, abstellt, betrifft das 
Verbot der Wegnahme, das dieser Artikel ausspricht, auch solche Waren, 
die andernfalls als Konterbande behandelt werden könnten. 

Die Befreiung der Gegenstände und Stoffe, die ausschließlich zur Pflege 
der Kranken und Verwundeten dienen, ist auf Gründe der Humanität zurück- 
zuführen i). Ausser Verbandzeug, ärztlichen Instrumenten, Krankenbetten, 
Tragbahren usf. gehören auch Droguenwaren und Arzneimittel aller Art 
hierher.' Es handelt sich nicht um die Lazarettschiffe, welchen durch das 
Haager Abkommen vom 18. Oktober 1907, betreffend die Anwendung der 



diejenigen Artikel in die Freiliste zu bringen, die für ihren Handel besondere Be- 
deutung besitzen, z. B. Großbritannien die Rohstoffe der Textilindustrie, Italien 
den Marmor, Japan Lack und Farben, Österreich-Ungarn Papier, Porzellan- und 
Qlaswaren, Frantoreich Mode- und Galanteriewaren usf. Daß von der Freiliste mehr 
oder weniger alle Staaten profitieren entweder vom Standpunkt der Ein- oder von dem 
der Ausfiüir, ist klar. Da die Delegationen immer wieder mit neuen Wünschen 
hervortraten, blieb schließlich nichts übrig, als in einem gegebenen Augenblick die 
Freiliste als abgeschlossen zu erklären. Als die niederländische Delegation be- 
antragte, die Tabakblätter auf die Freiliste zu setzen, erklärte der deutsche Dele- 
gierte Kriege, „ses Instructions ne lui permettent pas de se rallier ä une propo- 
sition qni ne s^arr^te pas k foumir de simples explications mais qui tend ä en 
61argir la portöe." Proceedings S. 197. 

1) Sie war von der österreichisch-ungarischen Delegation beantragt worden 
(Proceedings S. 148). Vgl. Hold von Ferneck, Die Kriegskonterbande, Ein 
Beitrag zur Reform des internationalen Seerechtes, Manz 1907, S. 162. Die Annahme 
des Antrages, der in den Richtlinien der Genfer Konvention lag, bot keinerlei 
Schwierigkeiten. 

Stier-Somlo, Handb. d. Volkerrechts IV: 4« Hold v. Ferneck, SeerechtskonferenK. 8 
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Grundsätze der Genfer Konvention auf den Seekrieg^), dne besondere Be- 
freiung zugesichert ist, sondern um gewöhnliche Handelsschiffe, unter deren 
Ladung sich Gegenstände der angegebenen Art befinden. 

Auf Antrag der japanischen Delegation^) hat man aber den Krieg- 
führenden das Recht eingeräumt, solche Artikel gleichwohl wegzun^men, 
wenn sie von ihnen aus militärischen Gründen dringend benötigt werd^i, 
d. h. also zur Pflege der Kranken und Verwundeten ihrer eigenen Armee 
oder Flotte. Doch muß in diesem Falle der Wert ersetzt werden. Auch 
müssen die Gegenstände eine feindliche Bestimmung haben, wie sie bei der 
Wegnahme der absoluten Konterbande vorausgesetzt ist „Andernfalls kommt 
das gemeine Recht zur Geltung: dem Kriegführenden steht in Ansehung 
neutraler Schiffe auf hoher See ein Requisitionsrecht nicht zu" ^). 

ad 2. „Ebensowenig kann man Gegenstände und Stoffe als Konterbande 
betrachten, die zum Gebrauch des Schiffes bestimmt sind und die an sich 
infolge ihrer Beschaffenheit Kriegskonterbande sein könnten, z. B. Waffen, 
die zur Verteidigung des Schiffes gegen Seeräuber oder zur Abgabe von 
Signalen bestimmt sind. Ebenso verhält es sich mit Gegenständen, die zum 
Gebrauche der Besatzung oder der Reisenden während der Fahrt bestimmt 
sind; die Besatzung umfasst hier das ganze Schiffspersonal"*), einschließlidi 
des Kapitäns^). 

Es ist zu bemerken, daß die zum Gebrauche des Schiffes nötigen Gegen- 
stände von den Kriegführenden unter keinen umständen requiriert werden 
können. Dies gilt natürlich auch für die Gegenstände und Stoffe, welche 
zur Pflege kranker Passagiere oder kranker Personen der Besatzung be- 
istimmt sind« 

Um die Beschlüsse der Konferenz über die Frage, welche Gegenstände 
Kriegskonterbande bilden sollen, richtig zu verstehen und zu beurteilen, muß 
man bedenken, daß es nicht galt, die Materie lediglich von logischen Ge- 
sichtspunkten aus zu regeln. Schon darin, daß die Konferenz die tradition^e 



1) Dem Geiste dieses Abkommens, welches nicht nur dem Schutze der Kranken 
und Verwundeten, sondern auch der Schiffbrüchii^^en dient, würde es entsprechen, 
zu den in Artikel 29, Abs. 1 genannten Gegenständen auch die Utensilien «nr 
Rettung Schiffbrüchiger zu rechnen. 

2) Unter ausdrücklicher Berufung auf die Genfer Konvention und das oben- 
genannte Haager Abkommen (Proceedings S. 283). 

8) Generalbericht, Proceedings S. 356. 

4) Proceedings S. 356. Die deutsche Delegation hatte ursprünglich beantragt^ nur 
diejenigen Gegenstände und Stoffe freizulassen, „qui sont destin6s et nöcessaires 
ä Pusage du navire ..." Warum das Wort n^cessaire in der endgiltigen Redaktion 
ausgebSeben ist, geht aus den Materialien nicht hervor. Noch im englischen Eom- 
promißprojekt (Annex 63) war es enthalten. Daß sich aber die Befreiung in der 
Tat nur auf solche Gegenstände und Quantitäten bezieht, die für das Schiff not- 
wendig sind, erhellt aus dem R68um6 der 7. Kommissionssitzung: „M. le Baron 
Taube demande des expiications snr le sens du mot «destin^s», et il est convenu 
que C6 mot est appliqu6 aux objets et mat^riaux n^cessaires au nayire m^me ä bord 
duquel ils se trouvent** (Proceedings S. 198). 

5) Proceedings S. 140. 
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Eiiiteilang in absolute und relative Kont^bande übernahm, zeigte sie, daß 
sie mehr Gewicht auf das praktische Moment legte, als auf folgeriditige 
DurdifÜhrung eines seharfumrissenen Begriffes. Und sie tat dies ganz bewußt. 
Das logische Moment ist während der Verhandlungen wiederholt zur Bpradie 
gekommen. Sdion in der öi^rreichisch-ungarisdien Denkschrift war darauf 
verwiesen worden, daß die Konterbande einen einheitlichen Begriff darstellt, 
daß man strenge genommen weder von absoluter, noch von relativer Konter- 
bande sprechen sollte, sondern nui; von Konterbande schlechtweg, wobei 
allerdings ein üntersdiied gemacht werden könnte, je nachdem die Zufuhr 
so besdiaffen ist, daß eine Vermutung für ihren feindlichen Charakter spricht, 
oder so, daß der Kaptor den Beweis hierfür zu erbringen hat. Femer wurde 
daselbst hervorgehoben, daß sich auch das Recht der Konfiskation nicht logisch 
aus d^n Begriffe d^ Konterbande ergibt, daß der Kriegführende zunächst viel- 
mehr bloß daran interessiert ist, die Zufuhr als solche zu verhindern^). In 
ähnlicher Weise erklärte der itaü^iische Delegierte Fusinato in d^ achten 
Kommissionssitzung, der Begriff der Konterbande Bei ein einheitlicher, insofern 
alle Konterbandegegenstände rechtlieh und tatsächlich derselben Bdiandlung 
unterliegen 2). Auch die en^sche Ddegalion gab zu erkennen, daß ihrer 
Ansicht nach auch im Falle der Zuführung von Gegenständen der sog. 
absoluten Konterbande dem Neutralen der Gegaibeweis ermöglicht werden 
könnte, daß die Gegenstände in Wahrheit nicht zur Kriegführung bestimmt 
sind 3). 

1) „Des consid^rations s^rieuses militent contre la nation de la contrebande 
absolne. D'apr^s la doetrine gen^raieiDent adopt6e. la contrebande est caract^ris^e 
par le fait que le neutre, en transportant des objets propres k etre employ^s dans 
!a guerre, procure au destinataire un avantage sur son ennemi. A cet effet, les 
objets doivent tomber r^ellement enla'e ses mains. Le fait seul qnlls 8(mt dirigöe 
vers l'adversaire, ne suffit point pour leur imprimer le caract^re hostile. Si la 
guerre n'a lieu que sur terre, le bellig6rant ne devrait douc pas confisquer de 
blindages ou de machines de marine; et si les objets sont destinös ä traverser 
seulement le territoire ennemi^ Tentrave mise au transport ne serait gu6re justi- 
fiable ... II s'ensuit que, en v6rit6, il n'existe qu'une contrebande pr^sumable (et 
non pas absolue), le trausport de materiel de guerre cr^ant uniquement la pr6- 
somption que les articles en reute vers l'ennemi seraient employös dans la guerre. 
pn ne saurait dcac refuser aux neutres la pi»uve du contraire. — Quant ä la d€- 
termination pr^cise de la contrebande, il laut se demander, si eile doit consister 
en une Enumeration limitative des objets de contrebande ou bien en une döfinition. 
Une definition semble etre pr6f6rable. Presque tous les auteurs, notammeat les 
ecrivains anglais, rejett^it, par de bonnes raisons, la «liste», puisqu'une Enumeration 
serait incomplEte ou, du moins, le deviendrait bientöt" (Proceedings S. 17 f.). 

2) „La distinction traditionnelle entre la contrebande absolue et relative . . . 
ne dEcoule pas d'une difference de caraetöre propre ä la contrebande elle-m6me. 
La notion de la contrebande est unique dans le sens que tous les objets de contre- 
bande sont soumis au mem« traitement de droit et de fait" (Proceedings S. 286^. 

3) „Si la Conference n'entre pas dsais eette voie [d. h. falls die Kenfarenz die 
Haager Liste der absoluten Konterbande nicht unverändert annimmt], la DMEgation 
britannique doit se rEserver le droit d'insister sur Pexdusion de plusieurs articles 
qui se trouvent k prEsent inserits k la liste, aitieles ä PEgard desquels la DElEgation 
est d'avis qu'il serait oonf&rme k la justice que l'occasion fSt donn^ aux eommer^^ts 
de prouver que leur chargement, bicn que oonsignE au territoire ennemi, n'Etait^as 
destinE aux forces bellig6rantes" (Proceedings S. 145). 

8* 
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Wenn die Konferenz gleichwohl an dem traditionellen Unterschied zwischen 
absoluter und relativer Konterbande festhielt, manche Gegenstände, welche 
nach dem herkömmlichen Begriff der relativen Konterbande unterfallen, für 
absolute Konterbande erklärte, andererseits Gegenstände, die man bisher 
öfter als absolute Konterbande behandelt hatte, zur relativen Konterbande 
rechnete oder gar auf die Freiliste stellte, schließlich, anstatt sich mit einer 
Definition der absoluten und relativen Konterbande zu begnügen, die Gegen- 
stände in Listen aufzählte — von einer Definition mußte übrigens von dem 
Moment an abgesehen werden, da man entschlossen war, sich nicht strenge 
an die Begriffe zu enthalten — , so ist dies teils dem Bestreben zuzuschreiben, 
überhaupt eine Einigung zwischen den Mächten zustande zu bringen, teils 
dem Bestreben, dem neutralen Handel erhöhte Sicherheit zu bieten, ins- 
besondere ihn von vorneherein soweit als möglich über die einzelnen 
Warengattungen, die Konterbande bilden, zu unterrichten. Wer also der 
Konferenz vorwerfen wollte, daß die Vorschriften über die Konterbande un- 
logisch seien, müßte nachweisen, daß es möglich gewesen wäre, auf andere 
Weise zu einem Einvernehmen zu gelangen, sowie auch den Anforderungen 
der Praxis, insbesondere den Interessen der Neutralen, zu entsprechen. 

II. Die Bestimmung der Konterbande. 

Der Tradition entsprechend knüpft die Londoner Deklaration die Be- 
handlung eines Gegenstandes als Konterbande an die Voraussetzung, daß 
dieser Gegenstand eine ;feindliche Bestimmung habe : „Der Begriff der Konter- 
bande enthält zwei Merkmale: es handelt sich um Gegenstände von einer 
gewissen Art und mit einer gewissen Bestimmung. Kanonen, zum Beispiel, 
werden auf einem neutralen Schiff befördert. Sind sie Konterbande? Es 
kommt darauf an: sie sind es nicht, wenn sie für eine neutrale Regierung 
bestimmt sind; sie sind es, wenn sie für eine feindliche Regierung bestimmt 
sind. Der Handel mit gewissen Gegenständen ist keineswegs allgemein 
während eines Krieges untersagt; dieser Handel ist nur unerlaubt, wenn er 
mit dem Feinde getrieben wird, und gibt alsdann dem Kriegführenden, zu 
dessen Nachteil er erfolgt, die Befugnis, sich dagegen durch die vom Völker- 
rechte zugelassenen Maßnahmen zu schützen" i). 

Des näheren unterscheidet die Deklaration im Anschlüsse an das englische 
Recht zwischen der Bestimmung der absoluten und der traditionellen Konter- 
bande, ohne freilich dem Vorbilde in allen Einzelheiten zu folgen. Die 



1) Generalbericht, Proceedings S. 352. Die Angabe des Generalberichtes, daß 
Kanonen nicht Konterbande bilden, wenn sie für eine neutrale Regierung bestimmt 
sind, darf nicht wörtlich genommen werden; denn für die absolute Konterbande 
genügt dem Herkommen entsprechend und auch nach der Londoner Akte die rein 
örtliche Bestimmung nach dem Feind. Sind Kanonen, welche für eine neutrale 
Regierung bestimmt sind, nach einem feindlichen Hafen unterwegs, um von dort 
zur See oder auf dem Landwege nach dem neutralen Staat gebracht zu werden, 
so bilden sie nach Artikel 30 trotz der neutralen Endbestimmung Konterbande. 
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Vorschriften über die Bestimmung reproduzieren vielmehr auch Ideen aus 
dem französischen und dem deutschen Recht 

Für die absolute Konterbande genügt eine rein örtliche Bestimmung 
nach dem Feinde: ^Die Gegenstände der absoluten Konterbande unterliegen 
der Beschlagnahme, wenn bewiesen wird, daß sie nach dem feindlichen oder 
vom Feinde besetzten Gebiete oder nach den feindlichen Streitkräften be- 
stimmt sind, gleichgiltig, ob die Zuführung dieser Gegenstände unmittelbar 
erfolgt, oder ob sie noch eine Umladung oder eine Beförderung zu Lande 
erfordert'' (Artikel 30). Es entscheidet mithin — und damit folgt die Dekla- 
ration nicht der englischen, sondern der französischen und der italienischen 
Auffassung — die Bestimmung der Ware und nicht diejenige des Schiffes. 
„Es nützt nichts — sagt der Generalbericht — wenn die Ware auf einem 
Schiffe verladen ist, das sie in einem neutralen Hafen löschen soll; sobald 
die nehmende Kriegsmacht in der Lage ist, zu beweisen, daß die Ware von 
dort auf dem See- oder Landweg in das feindliche Land [oder nach einem 
vom Feinde besetzten Gebiet oder nach den feindlichen Streitkräften] befördert 
werden soll, ist die Beschlagnahme und in der Folge die Konfiskation der 
Ladung gerechtfertigt Somit wird die Theorie der einheitlichen Reise für 
die absolute Konterbande durch den Artikel 30 anerkannt. Man betrachtet 
den ganzen Weg, welchen die Ware nimmt, als eine einzige Reise" ^). 

Die Bedeutung des Artikels 30 liegt nicht nur darin, daß er die Be- 
dingungen bestimmt, unter welchen die Gegenstände der absoluten Konter- 
bande der Wegnahme unterliegen. Er stellt auch — und dasselbe gilt von 
Artikel 33, der eine analoge Vorschrift für die konditioneile Konterbande 
enthält — eine wichtige Beweisregel auf. Es obliegt nämlich — und 
der Generalbericht läßt hierüber keinen Zweifel aufkommen (vgl. den Kom- 
mentar zu Artikel 30, 31 und 34) — der nehmenden Kriegsmacht, 
den Beweis für die feindliche Bestimmung der Konterbande zu erbringen. 
Damit wird in dieser Hinsicht dem sog. Reklameverfahren, welches die Ge- 
setze mancher Staaten eingeführt hatten, und welches dem Neutralen den 
Beweis aufbürdet, daß die Gegenstände eine feindliche Bestimmung nicht 
hatten, ein Ende gemacht 2). Die Norm des Artikels 30 und 33 gilt aller- 



1) Proceedings S. 356 f. Die Deklaration anerkennt jedoch die Theorie der 
einheitlichen Reise keineswegs in allen Konsequenzen, die die Praxis mancher 
Staaten gezogen hat (vgl. besonders Artikel 88). Der Generalbericht mahnt denn 
auch, mit dem Schlagworte der einheitlichen Reise vorsichtig umzugehen: „De 
grandes difficult^s se sont produites ä ce sujet et se symbolisent dans la th^orie 
da voyage continu, souvent combattue ou invoqn^e sans que l'on se rende bien 
compte de son exacte signification. U faut envisager simplement les situations en 
elles-m^mes et voir comment elles doivent etre r^gl^es de mani^re 4 ne pas tracasser 
inutüement les nentres et ä ne pas sacrifier les droits Intimes des belligörants^ 
(Proceedings S. 866). 

2) Manche Schriftsteller, z. B. v. Uli mann (Jahrb. des 5ff. Rechts IV, 1910, 
S. 5) und Hirschmann 1. c. S. 180 f. meinen, das Haager Abkommen über den 
Prisenhof habe den Reklameprozeß abgeschafft. Sie berufen sich auf Artikel 1 
dieses Abkommens, wonach „die Rechtmäßigkeit der Wegnahme eines Kauffahrt«i- 
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dings in erster Linie für das Verfahren vor dem internationalen Prisenhof^ 
insoweit man überhaupt davon sprechen kann, daß die Normen der Londoner 
Deklaration den Prisenhof binden ^). Alldn nach Artikel 66 der Deklaration 
sind die Londoner Vertragsmächte verpflichtet, „die gegenseitige Beachtung 
der in der Deklaration enthidtenen Regeln untereinander sicherzustellen. Bio 
werden demgemäß ihren Behörden und ihren Streitkräften die nötigen Wei- 
sungen erteilen und die geeigneten Maßnahmen treffen, um die Anwendung^ 
der Deklaration durch ihre Gerichte, insbesondere durch ihre Prisengerichte 
zu verbürgen.^ Danach haben also die Mächte ihre Prisengerichte anzu-* 
weisen, auch die in der Deklaration enthaltenen Beweisregeln zu befolgen^ 
und sollte hierzu auch die Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalt erforder- 
lich sein*). 

Daß dem Kriegführenden aus dieser Zuschiebung des Beweises keine 
allzu schwere Last erwachse, dafür sorgt die Vorschrift des Artikels 81;. 
Die in Artikel 30 vorgesehene Bestimmung bedarf nämlich „in folgenden 
Fällen keines weiteren Beweises: 

1. wenn die Ware nach den Schiffspapieren in einem feindlichen [oder 
vom Feinde besetzten] Hafen ausgeladen oder feindlichen Streitkräften ge- 
liefert werden soll; 

2. wenn das Schiff nur feindliche Häfen anlaufen oder wenn es einen 
feindlichen [oder vom Fdnde besetzten] Hafen berühren oder feindliche Streit- 
kräfte erreichen soll, bevor es in dem neutralen Hafen anlangt, wohin die 
Ware nach den Schiffspapieren bestimmt ist." 

In diesen beiden Fällen gilt die feindliche Bestimmung als endgiltig 
bewiesen („d^finitivement prouvöe"), und dem Neutralen ist die Möglichkeit^ 
einen Gegenbeweis für die neutrale Bestimmung zu führen, abgeschnitten i 
Der Generalbericht unterscheidet, wenn er Artikel 31 kommentiert, mit Recht 
scharf zwischen den beiden, unter Ziffer 1 und 2 getrennt angeführten Fällen^ 
Der erste Fall bezieht sich auf die Bestimmung der Ware. Geht aus den 
Schiffspapieren hervor, daß die Ware die geforderte feindliche Bestimmung 



Schiffes oder seiner Ladung, wenn es sich um neutrales oder feindliches Eigentum 
handelt, vor einer Prisengerichtsbarkeit . . . darzutun ist." Allein der Nachdruck 
liegt hier auf den Worten „neutrales oder feindliches Eigentum". Man wollte den 
Staaten überlassen, ob sie den Prisengerichten auch die Entscheidung über Prisen 
tiberweisen, welche im Eigentum ihrer eigenen Angehörigen (also weder von Feinden, 
noch von Neutralen) standen. Daß man nicht daran dachte, in Artikel 1 eine 
Beweisregel aufzustellen — der Wortlaut des Artikels ist allerdings geeignet, zu 
einer solchen Annahme zu verleiten — ,* geht aus dem Renan It'schen Bericht über 
das Abkommen klar hervor (vgl. insbesondere Deux. Conf. de la Paix, 1. 1, p. 191 f. 
und oben S. 52. Richtig dagegen v. Liszt, Das Völkerrecht, 8. Aufl., S. 342). 
Biese Feststellung ist deshalb von Bedeutung, weil, wenn das Prisenhofabkommen 
den Reklameprozeß abgeschafft hätte, dies nach dem Wortlaut des Artikel 1 sowohl 
neutralen, als auch feindlichen Eigentümern gegenüber wirksam wäre, während die 
Londoner Deklaration geradezu ausschließlich den neutralen Eigentümer im Auge hat. 
Soweit Übrigens die Deklaration abweichende Beweisregeln nicht aufstellt, können 
die Staaten das Reklameverfahren für ihre Prisengerichte noch weiter bestehen lassen. 

1) Vgl. hierüber oben S. 48. 

2) Proceedings S. 375. » 
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hat, „dann liegt von Seiten der Beteiligten selbst ein wahres Geständnil über 
die feindliche Bestimmung vor," und, es erschiene allzu entgegenkommend, 
dem Beteiligten die Möglichkeit zu eröffnen, sein Geständnis wieder in Frage 
zu stellen. Der zweite Fall betrifft die Bestimmung des Schiffes. Ist auch 
— wie betont — grundsätzlich die Bestimmung der Ware das Entscheidende, 
so kann doch — und in dieser Hinsicht rechtfertigen sich gewisse Normen 
des englischen Rechtes — der Bestimmung des Schiffes, auf welchem die 
Ware verfrachtet ist, unter Umständen Bedeutung zukommen* Ist das Schiff 
ausschließlich nach feindlichen Häfen bestimmt, so besteht offenbar die Ab- 
sicht, die Ware in einem feindlichen Hafen zu löschen. Damit ist die ört- 
liche feindliche Bestimmung der Ware erwiesen. Soll die Ware zwar in 
einem neutralen Hafen gelöscht werden, ist aber das Schiff bestimmt, mit 
der Ware an Bord einen feindlichen Hafen anzulaufen oder zu feindlichen 
Streitkräften zu stoßen, so ist zwar damit nicht erwiesen, daß die Ware eine 
feindliche Bestimmung hat. Der Umstand aber, daß das Schiff vor Erreichung 
der neutralen Bestimmung dnen feindlichen Hafen berühren soll, „würde für 
den Kriegführenden, der das Schiff visitiert, eine zu große Gefahr begründen. 
Auch wenn man nicht eine von vorneherein beabsichtigte Täuschung an- 
nimmt, bestände doch für den Kapitän des Kauffahrteischiffes eine starke 
Versuchung, die Konterbande, für die er einen vorteilhaften Absatz fände, 
aus^laden, und für die Lokalbehörde die Versuchung, diese Ware zu requi- 
rieren. Der Fall, daß das Schiff vor Erreichung des neutralen Hafens die 
feindliche Streitmacht erreichen soll, liegt ebenso" ^). 

Während für die absolute Konterbande die rein örtliche Bestimmung 
nach dem Feinde genügt, muß der Kriegführende, um Gegenstände der be- 
dingten Konterbande wegnehmen zu können, nach Artikel 33 die feindliche 
Zweckbestimmung nachweisen: „Les articles de contrebande conditionneUe 
sont saisissables, s'il est Stabil qu'ils sont destines k l'usage des forces 
arm^es ou des administrations de l'Etat ennemi, ä moins, dans ce dernier 
cas, que les circonstances ötablissent qu'en fait ces articles ne peuvent ^tre 
utilis^s pour la guerre en cours ; cette dernifere r6serve ne s'applique pas aux 
envois vises par Particle 24 — 4 ^." Daß man vom Kriegführenden den Nach- 
weis der feindlichen Zweckbestimmung der bedingten Konterbande fordert, hat 
darin seinen Grund, daß die Gegenstände der bedingten Konterbande sowohl 
zu feindlichen Zwecken, wie zu friedlichem Gebrauch dienen können ^). Aus 
der Zufuhr solcher Objekte nach dem feindlichen Territorium kann nicht 
mit solcher Sicherheit auf die Verwendung im Kriege geschlossen werden, wie 
bei Gegenständen, die ausschließlich Kriegszwecken dienen. Der Kriegführende 
wird daher Gegenstände, die auch zu friedlichen Zwecken verwendet werden, 



1) Proceedings S. 357. Bezüglich der Beweiskraft der Schiffspapiere in Ansehung 
der Fahrt eines Schiffes, welches absolute Konterbande an Bord hat, vgl. unten S. 128 ff. 

2) Obwohl dies auch für einzelne der in die Liste der absoluten Konterbande 
aufgenommenen Gegenstände gUt (Jagdwaffen, Reit-, Zug- und Lasttiere), so genügt 
doch für diese kraft ausdrücklicher Anordnung die rein örtliche Bestimmung. 
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nui* dann als Konterbande behandeln, wenn anzsn^men ist, daß sie der 
Destinatar kriegerischen Zwecken zuführen wird, also insbesondere dann, w^in 
sie an ein militärisches Kommando adressiert oder wenn sie direkt nach den 
Streitkräften, z. B. nach Kriegsschiffen, unterwegs sind. 

Dem Falle, daß die Waren für den Gebrauch der Streitkräfte bestimmt 
sind, stellt Artikel 33 im Sinne eines Antrages der deutschen Delegation ^) den 
Fall gleich, daß sie für den Gebrauch einer militärischen oder zivilen Ver- 
waltungsstelle des feindlichen Staates bestimmt sind. „Es handelt sich zum 
Beispiel um Geld, das an eine Zivilverwaltungsstelle geschickt wird und zur 
Bezahlung des Gehaltes ihrer Beamten verwendet werden soll, oder um 
Eisenbalmschienen, die an eine Behörde der Verwaltung der öffentlichen 
Arbeiten geliefert werden. In diesen Fällen liegt eine feindliche Bestimmung 
vor, welche die Ware zunächst der Beschlagnahme und sodann der Ein- 
ziehung unterwirft. Die Erklärung dafür liegt zugleich in juristischen und 
praktischen Gründen. Der Staat ist eine Einheit, wenn auch die zur Ent- 
wicklung seiner Tätigkeit erforderlichen Geschäfte verschiedenen Verwaltungs- 
stellen übertragen sind. Kann eine Zivilverwaltungsstelle ungehindert Lebens- 
mittel oder Geld beziehen, so gereicht das nicht nur ihr, sondern dem ganzen 
Staate, mit Einschluß der Militärverwaltung, zum Vorteile, da ja dadurch die 
allgemeinen Hilfsmittel des Staates vermehrt werden. Ja noch mehr: was 
eine Zivilverwaltungsstelle erhält, kann als noch notwendiger für die Militärr 
Verwaltung befunden und dieser unmittelbar überwiesen werden. So kann 
es kommen, daß Geld und Lebensmittel, die tatsächlich für eine Zivilverwal- 
tungsstelle bestimmt sind, unmittelbar für den Bedarf des Heeres verwendet 
werden. Aus dieser Möglichkeit, die immer besteht, erklärt sich, weshalb 
die Bestimmung für die Verwaltungsstellen des feindlichen Staates der Be- 
stimmung für dessen Streitkräfte gleichgestellt ist. — Es handelt sich um 
die Verwaltungsstellen des Staates, die von der Zentralgewalt abhängen, 
aber nicht um alle Verwaltungsstellen, die es etwa in dem feindlichen Staate 
gibt; die örtlichen und Gemeindeverwaltungen zum Beispiel fallen nicht 
darunter, und was für ihren Gebrauch bestimmt ist, wäre nicht Konterbande. 
— Der Krieg kann unter solchen Umständen geführt werden, daß die Be^ 
Stimmung für den Gebrauch einer Zivilverwaltungsstelle nicht als verdächtig 
gelten und infolgedessen einer Ware nicht die Eigenschaft als Konterbande 
geben kann. Ein Krieg spielt sich beispielsweise in Europa ab und die Kolonien 
der kriegführenden Länder werden durch ihn tatsächlich nicht berührt. 
Lebensmittel oder andere auf der Liste der relativen Konterbande verzeichnete 
Gegenstände, die zum Gebrauch einer kolonialen Zivilverwaltungsstelle be- 
stimmt sind, würden alsdann nicht als Konterbande angesehen werden, weil die 
oben angestellten Erwägungen auf diesen Fall nicht zutreffen; hier ist eine 
Überweisung der Mittel der Zivilverwaltung für die Bedürfnisse des Krieges 
nicht möglich. Ausgenommen ist Gold und Silber, sowie Papiergeld, weil 



1) Proceedings S. 138. 
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eine Geldsumme leicht von einem Ende der Welt zum anderen übermittelt 
werden kann" ^). 

Die Frage nach der Bestimmung der bedingten Konterbande hat in 
Theorie und Praxis seit jeher große Schwierigkeiten bereitet. D^m Klrieg- 
führenden ist es ja im Augenblicke, wo er die Ware auf See antrifft — 
genau genommen — unmöglich, zu wissen, ob die Ware zu kriegerischen 
Zwecken werde verWendet werden ; denn dies entscheidet sich ja erst in der 
Zukunft, wenn die Ware in die Hand des Feindes gelangt ist. Um dem 
Kriegilihrenden den Beweis zu erleichtem, bezw. zu ersparen, hat man seit 
jeher zu Vermutungen Zuflucht genommen, die freilich für den Neutralen 
oft sehr hart waren. Auch in den Memoranden der Londoner Mächte er- 
scheinen in diesem Sinne mancherlei Präsumtionen aufgestellt. In Leitsatz 6 
glaubte die britische Regierung die communis opinio dahin feststellen zu 
können, daß die feindliche Bestimmung verinutet wird, „wenn die Sendung 
an feindliche Behörden oder an einen Händler gerichtet ist, von dem es 
feststeht, daß er dem Feinde Gegenstände und Stoffe für den Krieg liefert, 
oder wenn sie nach einem befestigten Platz des Feindes oder nach einem 
anderen, der feindlichen Streitmacht als Operationsbasis dienenden Platze 
bestimmt ist . . . In den anderen Fällen wird eine unschädliche Bestimmung 
vermutet. Gegen diese Vermutungen ist der Gegenbeweis zulässig." Bedenkt 
man, daß dieses Problem an Lebensinteressen von Großmächten rührt (Zu- 
fuhr der Lebensmittel nach Großbritannien !), so wird man sich nicht wundem, 
daß es zu schwierigen und langwierigen Verhandlungen führte. Schon in 
der zweiten und dritten Plenarsitzung kam es zu Auseinandersetzungen, 
welche ergaben, daß es schwer fallen werde, sich über die im besagteü Leit- 
satz enthaltenen Vermutungen zu einigen 2). Die italienische Delegation be^ 
antragte denn auch, die Vermutungen über Bord zu werfen und kurz zu 
verordnen : „Die besondere Bestimmung für die Zwecke des Krieges soll je 
nach den Umständen mit Bezug auf die territoriale Bestimmung oder auf die 
Person des Empfängers oder auf die Beschaffenheit der Ladung beurteilt 
werden. Gegenbeweis ist zugelaÄsen" ^). Der Antrag wurde aber nicht an- 
genommen. Er war vom theoretischen Standpunkt sicherlich einwandfrei, 
doch schien er weder den Interessen der Kriegführenden, noch den Interessen 
der Neutralen zu entsprechen. Die Kriegführenden sind daran interessiert, 
daß ihre Marineoffiziere gewisse Handhaben erhalten, um beurteilen zu können, 
ob die Bestimmung feindlich ist; die Neutralen sind daran interessiert, ge* 
wisse Handhaben zu erhalten, um sich danach einrichten und die Gefahr de« 
Verlustes der Waren vermeiden zu können. Das vom Comit6 d'Examen aus- 
gearbeitete und unter britische Flagge gestellte „Projet d'articles visant la 
Oontrebande de guerre" ^) kehrte in Artikel 12 zum System der Präsumtionen 



1) Generalbericht, Proceedings S. 357 f. 

2) Proceedings S. 138, 150 f. 

3) Ibidem S. 151. 

4) Ibidem S. 249 ff. 
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zurttek und reproduzierte den Leitsatz 6 mit einigen Änderungen. Der 
italienische Delegierte Fuginato nahm deshalb seinen Vorschlag, die Ver- 
mutungen fallen zu lassen, wieder auf und unterstützte ihn mit eingehenden^ 
theoretisch fundierten und sehr scharfsinnigen Ausführungen : Schon die bis- 
herigen Verhandlungen hätten ergeben, daß es willkürlich sd, gerade die drei 
Vermutungen, die der Leitsatz enthält, aufzustellen. Die Aufzählung sei teil» 
zu eng, teils zu weit Es könnten noch die verschiedenartigsten Umstände 
zugunsten des Kriegführenden sprechen, wie z. B. die Menge der beförderten 
Gegenstände im Verhältnis zum Bestimmungsort, die Verheimlichung oder 
Vernichtung der Bchiffspapiere ; dagegen charakterisiere die Tatsache, daß 
die Sendung an die feindlichen Behörden gerichtet sei, für sich allein nichi 
hinreichend die spezielle Bestimmung für Kriegszwecke. Andererseits spreche 
für die Gegenstände der bedingten Konterbande der Natur der Sache nach 
immer die Vermutung der Unschädlichkeit, welche eben durch den Beweis 
der speziellen Bestimmung entkräftet werden muß. Auch Artikel 12 stelle 
schließlich alles in das Ermessen der Prisengerichtsbai^eit, und es sei nicht 
notwendig und nicht ratsam, Vermutungen zugunsten des einen und des 
anderen Teiles aufzustellen, welche alsdann vom Gegner doch wieder ent- 
kräftet werden können i). — Wiewohl die theoretische Unanfechtbarkeit 
dieser Ausführungen von keiner Delegation bestritten wurde, hielt man aus 
den gedachten praktischen Gründen an den Präsumtionen dennoch fest — 
ein neuerlicher Beweis dafür, daß die Konferenz wenig Gewicht auf Prinzipien 
und Logik legte. Man brachte die widerstreitenden Interessen dadurch in 
Einklang, daß man einerseits den Begriff der konditioneilen Konterbande,, 
bezw. der feindlichen Bestimmung ziemlich stark erweiterte, andererseits aber 
den Neutralen die Möglichkeit einräumte, in jedem Falle den Gegenbeweis 
der friedlichen Bestimmung anzutreten (vgl. besonders Proceedings S. 149). 

Artikel 12 des britischen Projektes wurde denn schließlich ohne Ab- 
änderung angenommen und figuriert als Artikel 84 in der Deklaration: „II 
y a pr^somption de la destination pr^vue ä Farticle 33, si l'envoi est adress^ 
aux autorit^ ennemies, ou ä un commer9ant ^tabli en pays ennemi et lors- 
qu'il est notoire que ce commer^ant foumit ä l'ennemi des objets et mate- 
riaux de cette nature. II en est de m^me si Fenvoi est ä destination d'une 
place fortifiöe ennemie, ou d'une autre place servant de base aux forces 
arm^es ennemies ; toutefois cette pr^somption ne s'applique pas au navire de 
commerce lui-m^me faisant route vers une de ces places et dont on entend 
etablir le caractere de contrebande. ' 

A d^faut des presomptions ci-dessus, la destination est pr^um^e innoceute. 

Les prÄsomptions etablies dans le präsent article admettent la preuve 
contraire." 

Unter „autorites ennemies" sind in Artikel 84 ohne Zweifel nur staat- 
liche, und zwar sowohl militärische als auch Zivilbehörden zu verstehen. 



1) Proceedings S. 286 f. 
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Die Neutralen sind allerdings in der Regel vorsichtig genug, Gegenstände 
der Konterbande nicht direkt an Behörden eines kriegführ^den Staates zu 
adressieren. Die Sendung geht gewöhnKeh an einen Unternehmer, der die 
Objekte sodann ihrer eigentlichen Bestimmung zuführt. Adressiert der 
Neutrale gleichwohl an eine Behörde selbst, so mag dies ein Zeichen seines 
guten Glaubens sein: der Gegner des Adressaten schöpft aber in einem 
soldien Fall naturgemäß Verdacht, und es wird ihm gestattet, die Sendung 
ohne weiteres wegzunehmen — wogegen dem Neutralen gegebenenfalls 
ttberiassen bleibt, die friedliche Bestimmung nachzuweisen. Die zweite der 
aufgestellten Vermutungen betrifft Sendungen, die an einen in Feindesland 
ansässigen Händler adressiert sind. Der Beisatz, daß der Händler in 
Feindesland ansässig sein muß, fehlte in Leitsatz 6. Er wurde auf Antrag 
der niederländischen Delegation aufgenommen. In der zweiten Plenarsitzung 
äußerte Vizeadmiral Roell: „Dans le n^ 6 des bases de discussion, il est 
stipul^ qu'il y a pr^somption de la destination aux forces arm^ si Fenvoi 
est adress^ a un commer^ant dont il est notoire etc. Or je ne trouve pa» 
cette definition tres claire; il se peut, selon la r^daction de l'article, qu'on 
envisage un commerQant neutre ou seulement un commer^ant ennemi. Quant 
ä moi, je crois que Tintention vise seulement les commer^ants ennemis, et 
c'est pour cela que je propose de faire suivre le mot «commergant» des mots 
«r^sidant dans le pays ennemi»^ ^). Allerdings steht die Begrflndung 
dieses Antrags mit dem Antrage selbst insofeme nicht in Einklang, als es 
der niederländischen Delegation nicht darum zu tun war, zwischen neutralen 
und feindliehen Händlern zu unterscheiden, sondern zwischen Händlern, die 
in neutralem, und solchen, die in feindlichem Lande ansässig sind^). Man 
wollte denn auch, indem man den Antrag annahm, keineswegs besagen, der 
Händler müsse dem feindlichen Staate angehören, sondern lediglich, er 
müsse im feindlichen Land ansässig sein. Dem persönlichen Domizil in 
Feindesland ist offenbar ein Handelsdomizil gleichzuhalten. Die Vermutung 
trifft also auch zu, wenn der Händler persönlich zwar in neutralem Land an- 
sässig ist, aber in Feindesland eine Niederlassung besitzt. Selbstredend gilt 
die Vermutung in diesem Fall nicht für Sendungen, die nach dem persön- 
lichen Domizil bestimmt £and. Denn es würde die örtliche Bestimmung 
fehlen, welche für die konditionelle Konterbande so gut erforderlich ist, wie 
für die absolute. Entscheidend ist also nicht der persönliche Wohnsitz des 
Händlers, sondern vielmehr der Sitz seines Etablissements. 

Artikel 34 setzt aber weiteres voraus, „qu'il est notoire que ce com- 
mer^ant foumit ä Fennemi des objets et mat^riaux de cette nature'^. Der 
Sinn des Wortes „Fennemi'^ ist im Generalbericht dargelegt. Es bedeutet 
„gouvemement ennemi^ ^). Danach handelt es sich um einen Kaufmann, 

1) Proeeedings S. 138. 

2) Wobei freilich zu bemerken ist, daß die Niederlande die feindliche oder 
neutrale Eigenschaft einer Person von deren Wohnsitz im feindlichen oder neutralen 
Land abhängig machten; Proeeedings S. 118. 

3) Proeeedings S. 358. 
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der immittelbar der Regierung oder einer ihr unterstellten Behörde oder 
einem Kommando liefert, nicht aber um einen solchen, welcher etwa einem 
Pächter (Cantineur) liefert. Über die Bedeutung des Wortes „notoire" geben 
die Materialien keinerlei Aufschluß. Im allgemeinen besagt das Wort, wie 
das deutsche „notorisch^ : aUgemein bekannt, eines Beweises nicht mehr be- 
dürftig. In diesem Sinne lassen auch die Prozeßgesetze zahlreicher Staaten 
«ine Bestreitung „notorischer" Tatsachen nicht zu. Hierbei wird voraus- 
gesetzt, daß die betreffenden Tatsachen als allgemein bekannt, eben auch 
dem Gerichte bekannt sind^). Es erscheint jedoch sehr fraglich, ob jenes 
Wort in Artikel 34 in dem prozessualen Sinne auszulegen ist. 

Ob ein Händler Armeelieferant ist oder nicht, wird — abgesehen etwa 
von einigen weltbekannten Firmen, wie Krupp, Schneider-Creuzot, Skoda — 
kaum in dem Staate, in welchem er ansässig ist, geschweige denn den 
nationalen Prisengerichten anderer Staaten oder dem internationalen Prisen- 
hof ohne weiteres bekannt sein. Es dürfte also genügen, daß die Tat- 
jsache, daß ein Händler der Regierung des Kriegführenden regelmäßig liefert, 
einem engeren Kreise von Personen — als welche wohl die Militär- 
personen in Betracht kommen — bekannt ist. Diese Überlegung hat wohl 
auch die deutsche Regierung veranlaßt, die Stelle des Generalberichtes 
s„foumisseur notoire du Gouvernement ennemi" im Weißbuch mit den Worten 
wiederzugeben: „ein bekannter Lieferant der feindlichen Regierung" 2). 
Danach könnten die Prisenrichter, wenn die nehmende Kriegsmacht den 
Adressaten der weggenommenen Waren als „notorischen Armeelieferanten" 
bezeichnet und demgemäß für sich die Vermutung des Artikels 34 in An- 
spruch nimmt, erforderlichenfalls — d. h. wenn die Richter hierüber nicht 
informiert sind und der Neutrale die Angabe des Kriegführenden bestreitet — 
den Beweis zulassen, daß der Adressat als Armeelieferant in den Kreisen 
der Offiziere, speziell der Marineoffiziere, bekannt ist. Es wäre wertvoll, 
wenn festgestellt würde, wie die deutsche Regierung das Wort „notoire" 
auslegt. Denn die zitierte Stelle kam im deutschen Memorandum vor 
und i6t von hier aus in Leitsatz 6 übergegangen, welcher dem Artikel 34 
zugrunde liegt. Wie das Wort „notoire" von den verschiedenen Delegationen 
interpretiert wurde, läßt sich aus den Materialien nicht feststellen. Die 
italienische Delegation hat allerdings einmal unter ausdrücklicher Berufung 
auf Leitsatz 6 incidenter — gelegentlich der Beratung über das Geleitrecht — 



1) Vgl. Österreichische Zivilprozeßordnung § 269 : „Tatsachen, welche bei dem 
trerichte offenkundig sind, bedürfen keines Beweises.^ 

2) Diese Auffassung ist übrigens auch dem Prozeßrechte nicht fremd; vgl. 
von Schrutka, Grundriß des Zivilprozeßrechtes, Leipzig 1909, S. 185 : „Notorisch 
ist, was alle Welt oder doch die Menschen in einem bestimmten Lebenskreise wissen.'^ 
Auch die Übersetzung im englischen Blaubuch „as a matter of common knowledge^ 
scheint der im Texte gegebenen Auslegung zu entsprechen (Correspondence S. 82). 
Im angloamerikanischen Prozeßrecht werden zur Bezeichnung der Notorietät ge» 
wohnlich die Ausdrücke ^law of evidence", „things judicially taken notice of, wit- 
hout proof* verwendet. 
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bemerkt, „que des doutes pourraient se präsenter dans le cas oü il faudrait 
d^terminer ... si le destinataire est, on non, foumisseor de Tennemi . . .^ 
(Proeeedings 8. 158). Sie hat also das Wort „notoire" gleichfalls nicht in 
dem strengen Sinne verstanden, daß die Tatsache in einer jeden Zweifel 
ausschließenden Weise feststehen müsse. — Im mssischen Memorandum er- 
scheint wohl der Fall der Lieferung „pour le Gouvernement ennemi ou pour 
ses foumisseurs^' besprochen ; allein von Notorietät ist daselbst nicht die Rede. 

Die Worte „de cette nature", die im Artikel 34 enthalten sind, kamen 
im Leitsatz 6, aus dem jener Artikel hervorgegangen ist, nicht vor. Es 
war die großbritannische Delegation, welche die Einfügung dieser Worte 
beantragt und durchgesetzt hat : „M. Crowe fait remarquer que la nature du 
commerce du destinataire peut modifier la pr^somption de contrebande. C'est 
ainsi que des commer^ants appel^s «agents commissionnaires», tout en ayant 
un contrat avec leur Gouvernement pour la livraison de certains artieles, 
re9oivent des objets de nature tout ä fait vari^e, et que la marchandise 
prohib^e qui leur serait adressöe, peut tres bien 6tre tout ä fait en dehors de 
la cat^gorie d'articles qui tombent sous l'application de leur contrat avec le 
Gouvernement, de sorte que Penvoi ne presente pas, dans ce cas, le mßme 
caractere de violation des droits de la neutralit^. C'est pour cette raison qu'il 
y aurait lieu d'ajouter au texte de la base dont il s'agit les mots «de cette 
nature» **!). Wtlrden also beispielsweise einem Händler, welcher zwar den 
Wiederverkauf von Motorwagen und Fahrrädern gewerbsmäßig betreibt^ 
jedoch seiner Regierung ausschließlich Motorwagen liefert, Fahrräder zuge- 
sendet werden, so wtlrde sich die Vermutung des Artikels 34 auf die Fahr- 
räder nicht erstrecken. Gegebenenfalls müßte der Kaptor nachweisen, daß 
die Fahrräder iu der Tat zur Verwendung im Kriege bestimmt sind. 

Die in Artikel 34 an dritter Stelle aufgestellte Vermutung für die feind- 
liche Bestimmung der bedingten Konterbande — „destination d'une place 
fortifi^e ennemie ou d'une autre place servant de base aux forces arm^es 
ennemies'' — ist von großer Tragweite. Je nachdem man die Worte „place 
fortifi^e" und „base" weiter oder enger auslegt, wird der Begriff der bedingten 
Konterbande erheblich ausgedehnt oder eingeschränkt. Der Begriff „place for- 
üüie^ wird im Generalbericht nicht erläutert. Nach dem Wortlaut fällt jeder — 
stark oder schwach, nach der Seeseite oder auch bloß nach der Landseite — 
befestigte Platz darunter. Auch braucht der Platz — wenn er überhaupt an 
der See liegt — keineswegs ein Kriegshafen zu sein. Es gibt bekanntlich 
auch befestigte, mitunter sogar sehr stark fortifizierte Handelshäfen, wie 
etwa Genua, Marseille und Antwerpen 2). Offenbar geht aber der Sinn der 



1) Proeeedings S. 138. 

2) Umgekehrt läßt sich feststellen, daß ein Platz, der nicht befestigt ist, sehr 
wohl ein ^iegshafen sein kann. Regelmäßig sind die Kriegshäfen allerdings be- 
festigt; vom militärischen Standpunkt läßt sich als KriegshsSen ein solcher Hafen 
bezeichnen, welcher der Kriegsflotte als sicherer Aufenthalt, sowie zur Dockung und 
Ausrüstung dient, also mit einem Arsenal, mit Kohlen- und Munitionsdepots ver- 
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Bestimmung nicht dahin, daß jede Sendung von verdächtigen Gegenfi^iänden 
nach einem befestigten Platz als Konterbande zu präsumiere ist Dies trifft 
nur auf solche Plätze zu, wo vemttnftigerweise anzunehmen ist, daß die 
Gegenstände tatsädilich für die Garnison bestimmt sind (was beispictew^se 
nicht vorauszusetzen ist, wenn es sich um eine größere Stadt handelt), od^ 
auf Plätze, welche nach der Kriegslage eben als Basis dienen („ou d'«ie 
autre place servuit de base^). Das Wort „base" erklärt der G^ieralberiekt 
dahin, daß es sowohl „base d'op^rations*', als auch „base de ravitaillement^ 
bedeutet^). In L^tsatz 6 war lediglidi von Operationsbasis die Bede. 
Als solche wird im Seekrieg regelmäßig ein Kriegshafen in Betracht kommen. 
Unter Umständen kann freilich auch ein Handelshafen, insbesondere ein be- 
festigter, als Operationsbasis benützt werden. Man kann nicht sagen, daß 
für jede Sendung von Gegenständen bedingte* Konterbande nadi einem 
Kriegshafen a priori die Vermutung des Artikels 84 spricht. Denn es kann 
vorkommen, daß ein Kriegshafen, wie betont, nicht befestigt ist, und daß er 
in einem bestimmten Kriege — vermöge seiner geographischen Lage — nidit 
als Basis benützt werden kann. Die Worte „servant de base'^ sind offenbar 
dahin zu verstehen, daß der Platz ^en in dem Kriege, der gerade geführt 
wird, als Basis benützt wird, nicht dahin, daß er überhaupt als Basis benlltzt 
zu werden vermag. Denn abgesehen davon, daß dies — je nach der Sach- 
lage, die supponiert wird --- von jedem Seeplatz behauptet werden kann, 
fußt ja die Norm des Artikels 84 auf dem Gedanken, daß nur gegen sdcke 
Gegenstände die Vennutung spricht, die aller Voraussicht nach zu kriege- 
rischen Zwecken werden verwendet werden. 

Es war die deutsdbe Delegation, wdche in der dritten Plenarsitzung 
vorschlug, in Leitsatz 6 hinter d^u Worte Operationsbasis einzuschalten 
^,oder als Ausrüstungsbasis". Dieser Vorschlag stieß zunächst auf den 
Widerstand der britischen Vertreter, welche bemerkten, die Worte ^base 
d'op^rations** und „base de ravitailleroent" bedeuteten entweder dasselbe, 
dann sei die Einschaltung überflüssig, oder sie bedeut^en verschiedenes, 
dann sei die Einschaltung gef^lirlich, denn als base de ravitaillement lie^ 
si^ jeder große Handelshafen ansehen, in dessen Nähe eine Garnison 
stationiert sei, da von jeder Sendung, die nach emem soldien Hafen unter- 
wegs ist, angenommen werden könnte, sie sei bestimmt, schließlich den 
Streitkräften zugeführt zu werden. Die deutsche Delegation gab zu, daß 



sehen ist. Vom völkerrechtlichen Standpunkt kommt dagegen in Betracht, welche 
Normen für das Anlaufen eines Hafens durch fremde Schiffe gelten. EriegshäÜMi 
sind den fremden HaDdelsschiffen entweder gar nicht oder doch nur gegen Ein- 
haltung ganz bestimmter Vorschriften zugänglich. Der Kriegshafen im völker- 
rechtlichen Sinne l'aßt sich kaum anders definieren, denn als Haien, welcher vom 
Staate, dem er angehört, den übrigen Mächten als Kriegshafen notifiziwi; worden 
ist — gleichgültig, ob er befestigt und wie er des näheren eingerichtet ist. Über 
die einschlägigen Beratungen der Zweiten Friedenskonferenz vgl. L^mönon, La 
Seconde Conference de la Paix, 2. Aufl., S. 419 f. 
1) Proceedings S. 358. 
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sie unter Aasrüstungsbasis etwas anderes verstehe, als unter Operationsbasis ; 
«ine solche „a un but exclusivement militaire et sert ä l'attaque et ä la d^- 
fense'S während eine Ausrüstungsbasis ,,peut ^tre ^loign^e du th^ätre des 
Operations de guerre et, par suite, ne pas ^tre une base militaire. propre- 
ment dite". Die deutsche Vertretung bestritt aber, daß die Einschaltung 
gefährlich sei; der Begriff der Ausrüstungsbasis mtlsse in einem engen 
^inne verstanden werden: „D ne s'agit pas d'une place oü Ton prend par 
hasard une fois du charbon, mais d'un vrai centre de ravitaillement, avec 
•des magasins, des d^pöts, des vivres et des munitions pour les forces arm^es. 
n paralt naturel d'appliquer la pr^somption, qui existe au sujet des places 
«ervant comme bases d'op^rations, ä Celles que nous regardons comme bases 
de ravitaillement". Gleichwohl wehrte sich die britische Delegation gegen 
den deutschen Antrag: „II est dangereux d'^mettre des pr^omptions de 
eette nature qui peuvent viser de grands ports commerciaux". Vizeadmkal 
E06II fragte, ob die Einschaltung nicht insofeme überflüssig sei, als die zu 
Ausrüstungszwecken bestimmten Häfen in aller Regel befestigt sind. Die 
»deutsche Delegation erwiderte jedoch, daß dies keineswegs immer zutreffe: 
„que tout d^end des circonstances notamment de la sup^riorit^ d'un des 
"belligörants : la sup^riorit^ peut ßtre teile et la distance qui s^pare la base 
«de ravitaillement du champ des Operations, tellement grande, qu'ön a pu 
Hügliger de la fortifier"^). 

Die Meinungsverschiedenheit zwischen der deutschen und der englischen 
Delegation wurde in vertraulichen Besprechungen behoben: Großbritannien 
nahm den deutschen Antrag an. Dies geht daraus hervor, daß das in der 
^siebenten Kommissionssitzung von England vorgelegte „Projet d'articles visant 
la Contrebande de guerre", welches, wie betont, aus inoffiziellen Verhand- 
lungen der bevollmächtigten Delegierten hervorgegangen ist, in Artikel 12 
11. a. besagt, die feindliche Bestimmung werde vermutet, „wenn .die Sendung 
nach einem befestigten Platze des Feindes oder nach einem anderen, der 
feindlichen Streitmacht als Basis dienenden Platze bestimmt ist". Damit 
war erklärt, daß es gleichgilti'g sei, ob der Platz als Operations- oder als 
Ausrüstungsbasis diene. In dieser Fassung wurde denn auch die Bestimmung 
schließlich zum Beschlüsse erhoben, ohne daß eine weitere Erörterung darüber 
stattgefunden hätte. Auf Grund der gepflogenen Verhandlungen läßt sich 
mithin der einschlägigen Bemerkung des Generalberichtes lediglich beifügen, 
daß als Ausrüstungsbasis gemäß der Erklärung der deutschen Delegation 
ein Hafen nicht schon dann anzusehen ist, wenn über ihn Gegenstände der 
bedingten Konterbande, wenn auch in größeren Mengen, den Streitkräften 
zugeführt werden, sondern nur dann, wenn er ein „vrai centre de ravitaille- 
ment" darstellt 2). 



1) Proceedings S. 150 f. 

2) Welche Erwägungen die großbritannische Regierung bestimmt haben, dem 
-deutschen Antrag schließlich beizutreten, geht, wie gesagt, aus den Materialien nicht 
hervor. Ohne Zweifel legte sie auf andere Bestimmungen des „Projets" so großen 
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Treffen die in Artikel 34 aufgestellten Vermutungen nicht zu, so obliegt 
es dem Eaptor, die feindliehe Bestimmung nachzuweisen. Umgekehrt ist 
gegen alle Vermutungen, ob sie zugunsten oder zu Lasten des Kaptora 
sprechen, der Gegenbeweis offengelassen i). 

Nach Artikel 35 unterliegen die Gegenstände der bedingten Konterbande 
der Beschlagnahme „nur auf einem Schiffe, welches nach dem feindlichea 
oder nach einem vom Feinde besetzten Gebiet oder nach den feindlichen 
Streitkräften unterwegs ist und diese Gegenstände nicht in einem neutralea 
Zwischenhafen ausladen soll". Die Bedeutung dieser Norm erhellt aus ihrer 
Vergleichung mit Artikel 30, der von der Beschlagnahme der absoluten 
Konterbande spricht. Die Gegenstände der absoluten Konterbande können 
auch dann weggenommen werden, wenn sie in einem neutralen Hafen ge- 
löscht werden sollen; die der bedingten Konterbande jedoch nur dann, wenn 
sie in einem feindlichen Hafen gelöscht werden sollen. Bezüglich ihrer ist 
nicht zu untersuchen, ob sie von dem neutralen Hafen, nach welchem sie 
bestimmt sind, auf dem See- oder Landweg zum Feind befördert werden sollen. 
Für sie gilt die Lehre von der einheitlichen Reise nicht. Der praktisch sehr 
bedeutsame Unterschied, der in dieser Hinsicht zwischen der absoluten und 
der bedingten Konterbande besteht, läßt sich am besten an einem Beispiel 
veranschaulichen. Wenn das Deutsche Reich Krieg führt, können Waffen und 
Munition, die nach belgischen Häfen unterwegs sind, um sodann zu Lande 
nach Deutschland gebracht zu werben, auf hoher See weggenommen werden. 
Handelt es sich dagegen um Lebensmittel oder Kohle, so kann der Transport 
nicht inhibiert werden, mag selbst zweifelsfrei feststehen, daß die Artikel 
letzten Endes für deutsche Streitkräfte bestimmt sind. 

Mag es sich um den Transport von Gegenständen der absoluten oder 
der bedingten Konterbande handeln, stets begründen die Schiffspapiere vollea 



Wert, daß sie darin eine hinreichende Komp^ation erblickte. In erster Linie 
dürfte hierbei an die Freiliste zu denken sein, welche gerade England außerordent- 
liche Vorteile bietet (nach Renault Sicherung eines Jahresexportes im Werte von 
über 6 Milliarden Franken), und welche Deutschland nur zögetnd zugestand (vgl. 
die Erklärung des deutschen Delegierten Kriege, Proceedings S. 195). Auch 
hielt sich das Londoner Kabinett wohl mit Recht vor Augen, daß der Gegner Eng- 
lands in einem Kriege, wenn eine Abmachung über die Konterbande nicht besteht,, 
Lebensmittel, Baumwolle und alle anderen wichtigen Einfuhrartikel für absolute- 
Konterbande erklären könnte. In weiten Kreisen Großbritanniens hat man die^ 
Bestimmungen der Londoner Deklaration über die bedingte Konterbande, ins- 
besondere den Artikel 34, als den Interessen des Inselreiches abträglich bekämpft. 
Mit Unrecht. Die Einfuhr Großbritannieos ist eine so beträchtliche, daß sie dem 
weit überwiegenden Teile nach auf britische Schiffe angewiesen ist. Die Normen 
des neutralen Prisenrechtes spielen in dieser Frage eine sekundäre Bolle. Um sich 
im Kriegsfalle gegen eine Unterbindung der Zufuhr von Nahrungsmitteln und Roh- 
stoffen zu schützen, muß Großbritannien entweifler eine so mächtige Kriegsflotte: 
halten, daß es dem Gegner die Ausübung des Seebeuterechtes zu verwehren im- 
stande ist, oder es mtSte die Abschaffung dieses Rechtes durchsetzen. Damit 
wtlrde es sich freilich auf der anderen Seite einer Waffe berauben, welche ihm 
unter Umständen von größtem Werte sein könnte. 

1) Artikel 34, Absatz 2 und 3 ; Proceedings S. 358 f. 
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Beweis in Ansehung der Fahrt des Schiffes. Was die Bestimniung der 
Ladung anlangt, so kommen für die absolute Konterbande die Schiffs- 
papiere nicht in dem Maße in Betracht, wie für die bedingte Konterbande. 
Denn bei der absoluten Konterbande, für welche die Theorie der einheitlichen 
Reise gilt, ist nicht entscheidend, daß die Waren nach den Papieren nach einem 
neutralen Hafen bestimmt sind. Der Kriegführende kann den Beweis der 
feindlichen £ n d bestimmung antreten. Bei den Gegenständen der bedingten 
Konterbande jedoch, die nur dann beschlagnahmt werden können, wenn sie 
in einem feindlichen Hafen ausgeladen werden sollen, begründen die Schiffs- 
papiere vollen Beweis auch in Ansehung des Ortes der Ausladung der Waren. 
So erklärt sich der Unterschied in den einschlägigen Bestimmungen des 
Artikels 32 und des Artikels 35, Abs. 2i). 

In beiden Fällen allerdings verlieren die Papiere an Beweiskraft, wenn 
„beim Antreffen des Schiffes dieses offenbar von der nach den Schiffspapieren 
einzuhaltenden Fahrt abgewichen ist und keinen hinreichenden Grund für 
diese Abweichung nachzuweisen vermag" (Artikel 32 und 35, Abs. 2). 

Der Generalbericht fügt unter Artikel 35 — und dies gilt auch als 
Kommentar des Artikels 32 — zur Erläuterung folgendes bei : „Diese Regel 
über den durch die Schiffspapiere erbrachten Beweis bezweckt, zu verhüten, 
daß von einem Kreuzer leichtfertig Ansprüche erhoben werden, die zu un- 
berechtigter Beschlagnahme führen. Sie darf nicht in einem allzu absoluten 
Sinne verstanden werden, der Täuschungen aller Art erleichtem würde. So 
wird sie nicht aufrecht erhalten, wenn beim Antreffen des Schiffes dieses 
offenbar von der Fahrt, die es hätte einhalten sollen, abgewichen ist und 
diese Abweichung nicht rechtfertigen kann. Die Schiffspapiere werden dann 
durch die Tatsachen widerlegi; und verlieren jede Beweiskraft 2); der Kreuzer 
kann nach Lage des Falles frei entscheiden. Ebenso kann die Durchsuchung 
des Schiffes zur Feststellung von Tatsachen führen, die unwiderleglich beweisen, 
daß die Bestimmung des Schiffes oder der Ort der Ausladung der Ware in den 
Schiffspapieren falsch angegeben sind. Der Kreuzer würdigt alsdann frei 
die Umstände ; je nach dem Ergebnisse dieser Würdigung nimmt er das Schiff 
in Beschlag oder nicht. Kurz, die Schiffspapiere beweisen, es sei demi, daß 
die Unrichtigkeit ihrer Angaben durch die Tatsachen dargetan wird. Diese 
Einschränkung der Beweiskraft der Schiffspapiere erschien selbstverständlich 
und keiner ausdrücklichen Erwähnung bedürftig. Man hat nicht den An- 
schein erwecken wollen, als schwäche man die Wirkung der allgemeinen 
Regel ab, die eine Sicherheit für den neutralen Handel darstellt. Daraus, 
daß sich eine Angabe als unrichtig erweist, folgt nicht, daß die Beweiskraft 
der Schiffspapiere in ihrer Gesamtheit wegfällt. Die Angaben, für welche 

• 1) Art. 32: „Les papiers de bord fönt preuve compl^te de Pitin^raire du 
jDAvire transportant de la contrebande absolue . . .^^ Art. 35, Abs. 2: „Les papiers 
de bord fönt preuve compl^te de Pitin^i'aire du navire ainsi que du lieu 
de döchargement des marchandises [seil, de contrebande conditionnelle] ..." 
2) Diese Angabe ist ungenau; vgl. die letzten Sätze dieses Absatzes. 

8tier«Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold t. Ferneck, Seerechtskonferens. 9 
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der Nachweis, daß sie falsch seien, nicht erbracht werden kann, behalten 
ihre verbindende Kraft" ^). 

Wenn auch, wie betont, die Theorie der einheitlichen Reise für die be- 
dingte Konterbande nicht gilt, die Gegenstände also nur dann weggenommen 
werden dürfen, wenn sie nach einem feindlichen Hafen bestimmt sind, so 
schafft doch die Londoner Deklaration in Artikel 36 für den Fall eines 
Krieges gegen einen Binnenstaat insofern eine Ausnahme, als sie die Weg- 
nahme dann zuläßt, wenn die Gegenstände nach einem neutralen Hafeii be- 
stimmt sind, um von da aus den Streitkrkften oder den Verwaltungsstellen 
des feindlichen Binnenstaats zugeführt zu werden. Es obliegt selbstver- 
ständlich dem Kaptor, den Beweis für die feindliche Endbestimmung zu er- 
bringen. Die in Artikel 34 aufgestellten Vermutungen gelten auch für 
diesen Fall. 

Der vorgesehene Fall wird, wie der Generalbericht betont, voraussicht- 
lich selten eintreten; es gibt in der Tat nur wenige Binnenstaaten, welche 
Krieg führen dürfen : Serbien, Abessynien, Bolivia, Paraguay. Die Vorschrift 
des Artikels 36 ist übrigens nicht neu. Großbritannien hat im Krieg gegen 
die Burenrepubliken, die nicht an die See grenzten, Sendungen relativer 
Konterbande, die nach dem portugiesischen Hafen Lauren^o-Marquez .unter- 
wegs waren, weggenommen, obwohl sein Prisenrecht grundsätzlich die Be- 
stimmung des Schiffes entscheiden läßt ; ebenso hat Italien, welches allerdings 
auf die Bestimmung der Ware das entscheidende Gewicht legt, im Kriege 
gegen Abessynien Transporte aller Art inhibiert, die nach Djibouti, einem 
Frankreich gehörigen Hafen, gerichtet waren. In beiden Fällen inachte der 
Kaptor geltend, daß die Beschaffenheit und die Menge der verfrachteten 
Gegenstände im Zusammenhange mit der Lage des neutralen Platzes, der in 
den Schiffspapieren als Bestimmungsort genannt war, erkennen ließen, die 
Sendung sei schließlich nach dem feindlichen Binnenstaat bestimmt gewesen. 

In der Doktrin wird die Lehre von der einheitlichen Reise manchmal 
mit den Worten bekämpft, man dürfe ein Konterbandieren zwischen neutralen 
Häfen nicht anerkennen. Damit wird gelehrt, daß ein Schiff, welches nach 
einem neutralen Hafen unterwegs ist, wegen Konterbandierens nicht auf- 
gebracht werden dürfe. Diese Lehre tut den berechtigten Interessen der 
Kriegführenden Abbruch. Kann der Kaptor nachweisen, daß die verdäch- 
tigen Gegenstände an Bord des Schiffes für den Feind bestimmt sind, so 
soll er in der Lage sein, sofort gegen den Transport einzuschreiten, auch 
wenn das Schiff im Augenblick der Betretung zunächst auf der Fahrt nach 
einem neutralen Zwischenhafen begriffen ist. Ihn auf die letzte Etappe der 
Reise nach dem Feinde verweisen, hieße ihn häufig genug der Möglichkeit 
berauben, den Transport überhaupt zu inhibieren. Räumt man ihm das 
Recht ein, gegen Schiffe mit Konterbande an Bord in jedem Abschnitt der 
Reise einzuschreiten, so hat dies mit der Lehre der einheitlichen Reise nichts 



1) Proceedings S. 359. 
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zu tun. Denn diese bezieht sich nur auf die Wegnahme von Gegenständen, 
die auf ein anderes Schiff oder auf ein zum Transport zu Lande bestimmtes 
Beförderungsmittel umgeladen werden müssen, um ihre feindliche Bestim- 
mung zu erreichen. 

In diesem Sinne hat Großbritannien in seinem erwähnten Projekt, be- 
treffend die Konterbande, die Erlassung folgender Vorschrift beantragt: „Le 
navire transportant de la conterbande peut 6tre saisi ä tout moment pendant 
tout le cours de son voyage, tant qu'il est en haute mer ou dans les eaux 
bellig^rantes. II reste saisissable m^me s'il a l'intention de toucher a un port 
d'escale avant d'atteindre la destination ennemie.'' Auf eine Anfrage der 
österreichisch-ungarischen Delegation erwiderten die Vertreter Englands und 
Frankreichs, „que la disposition dont il s'agit parait conforme au droit commun 
admis par toutes les nations, et qu'elle ne vise pas, en outre, une question 
de voyage continu, puisque la marchandise ne quitte pas le bord et que c'est 
le navire qui est dirig^ vers un port ennemi avec la contrebande qu'il trans- 
porte. Les escales dans un port neutre ne modifiant en rien l'infraction 
commise ä la neutralit^, infraction qui a pris naissance des le d^part du navire, 
il ne paraitrait pas juste de la rendre exempte de sanction par le fait seul 
que le navire touche k un port neutre". Die russische Delegation trat diesen 
Ausfahrungen bei, erklärte es jedoch fttr notwendig, die Vorschrift anders 
zu fassen, um dem Gesichtspunkte der feindlichen Bestimmung Rechnung zu 
tragen 1). Das Comite d'Examen formulierte dann die Norm dahin, daß 
Artikel 37, in den sie überging, der beiden Arten der Konterbande, welche 
sich sonst bezüglich der feindlichen Bestimmung unterscheiden, Erwähnung 
tut : „Le navire transportant des articles, qui sont saisissables comme contre- 
bande absolue ou conditionnelle, peut 6tre saisi, en haute mer ou 
dans les eaux des bellig^rants, m^me s'il a l'intention de toucher ä un port 
d'escale avant d'atteindre la destination ennemie." Daß das Recht des Krieg- 
führenden zum Einschreiten davon abhängt, ob die Gegenstände der absoluten, 
bezw. der bedingten Konterbande die für die Wegnahme vorausgesetzte örtliche, 
bezw. finale feindliche Bestimmung haben, ist im Generalbericht ausdrücklich 
vermerkt : „Le navire peut ^tre saisi pour cause de contrebande pendant tout 
le cours de son voyage, pourvu qu'il soit dans des eaux oü un acte de guerre 
est licite. Le fait qu'il aurait l'intention de toucher ä un port d'escale avant 
d'atteindre la destination ennemie n'emp^che pas la saisie, du moment que, 
dans Tespece, la destination ennemie est ^tablie conform^ment aux regles 
^tablies par les articles 30 ä 32 pour la contrebande absolue, par les articles 
33 ä 35 pour la contrebande conditionnelle, et sous la r^serve de l'exception 
de l'article 36** 2). Es wäre also durchaus irrig, zu meinen, die bedingte 
Konterbande genieße vor der absoluten das Privilegium, daß sie nur dann 
weggenommen werden kann, wenn das Schiff, das sie trägt,, unmittelbar nach 



1) Proceedings S. 201. 

2) Ibidem S. 360. 
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öm^ Feinde unterwegs ist. Vielmehr gilt in dieser Hinsicht für die absoinle 
und die bedingte Konterbande dieselbe Regel: Es ist gleichgiltig, oh das 
Sdliff einen neutralen Zwischenhafen anlaufen soll oder nicht* Dagegen ist 
für die Gegenstände der bedingten Konterbande nach Artikel 35 Absatz 1 
weiäe^itlich, ob sie nach den Papieren in einem neutralen Zwischenhafen gelöscht 
werden sollen oder nicht. Bejahendenfalls können sie, zum Unterschied von 
der absoluten Konterbande, nicht weggenommen werden, es wäre denn, daß 
die Angabe der Schiffspapiere, betreffend die Löschung der Waren, aus- 
nahmsweise keinen Glauben verdient. Sind Gegenstände der absoluten 
Konterbande bestimmt, in einem neutralen Hafen gelöscht zu werden, so 
unterliegen sie, wie betont, gleichwohl der Wegnahme, wenn der Kaptor 
die feindliche Endbestimmung nachweist i). 

III. Die Repression der KonterbMide. 

Die Verhandlungen über die Frage der Rechtsfolgen des Konterbandierens 
haben in London einen sehr breiten Raum eingenommen, man kann sagen, 
einen breiteren, fds sich rechtfertigen läßt. Es wäre noch zu begreifen, 
wenn es sich darum gehandelt hätte, ob die Konterbande — zumindest die 
bedingte -— konfisziert oder nur sequestriert oder requiriert werden soll. 
Allein über diesen wichtigen Punkt hat man kaum gestritten; man einigte 
sich rasch dartlber, daß die Konterbande — ob absolut oder bedingt — 
stets der Konfiskation (Einziehung) unterliege: „Les articles de contrebande 
sont Sujets ä confiscation" (Artikel 39)2). Die langatmigen Erörterungen, 
welche den Abschluß der Konferenz beträchtlich verzögerten, betrafen die 
Frage, in welchen Fällen das Schiff, welches die Konterbande an Bord hat, 
verfallen soll — eine Frage, welche juristisch sicherlich keinerlei Schwierig- 
keiten bietet, aber dadurch große Bedeutung erlangte, daß man in London 
das Recht, ein neutrales Schiff ausnahmsweise zu zerstören, an die Voraus- 
setzung knüpfte, daß das Schiff der Konfiskation unterliegt. Man kam 
schließlich dahin überein, das Schiff, welches Konterbande transportiert, der 
Einziehung zu unterwerfen, „si cette contrebande forme, soit par sa valeur, 
soit par son poids, soit par son volume, soit par son fret, plus de la moiti6 
de la cargaison" (Artikel 40). Man hat sich also, wie der Generalbericht 
bemerkt, „dafür entschieden, daß ein bestimmtes Mengenverhältnis zwischen 
der Konterbande und der Gesamtladung maßgebend sein soll. Die Frage 
zerfällt in zwei Unterfragen; 1. Welches soll dieses Verhältnis sein? Die 



1) Es beruht daher augenscheinlich auf einem Mißverständnisse, wenn Fitger 
bemerkt, daß „durch den Artikel 37 ein Teil der erreichten Klarheit wieder ver- 
loren gegangen" ist (1. c. S. 35). 

2) Der Generalbericht bemerkt dazu bloß : „Cela ne präsente aucuoe difficult6" ; 
Proceedings S. 360. östeireich-ÜDgam war in der Denkschrift dafür eingetreten, 
daß die Konterbande, wenn sie schon nicht gänzlich abgeschafft werde, nach Wahl 
des Kaptors sequestriert oder ersetzt werden soll (Proceedings S.70f.). Doch konnte 
es diesen Standpunkt angesichts der Haltung der übrigen Machte nicht durchsetzen.. 
Vgl. die Kritik bei Dupuis 1. c, S. 321. 
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aiLgenommene Lösung hält die Mitte zwischen den vorgeschlagenen L3sttiig6)|i, 
dife von einem Viertel bis zn drei Vierteln gingen. 2^ Wie soll dieses Ver- 
hältnis berechnet werden? Muß die Konterbande nach Raumgdi^t, nach 
Gewicht, nach Wert oder nach den Frachtspesen mehr als die Hälfte der 
Ladung ausmachen? Würde man ein einzelnes dieser Kriterien heraus- 
greifen und entscheiden lassen, so gäbe dies zu theoretischen Einwendangen 
Anlaß ; es würde auch Machenschaften erleichtem, welche den Zweck haben, 
der Konfiskation des Schiffes trotz der Erheblichkeit der Konterbandeladung 
zu entgehen. Wählt man den Räumgehalt oder das Gewicht, so wird der 
Kapitän erlaubte Waren von so großem Raumgehalt oder Gewicht mitnehmen, 
daß der Raumgehalt oder das Gewicht der Konterbande darunter bleibt. 
Eine ähnliche Bemerkung läßt sich bezüglich des Wertes oder der Fracht- 
spesen machen. . Man hat daher die vier Kriterien kombiniert, was zur Folge 
hat, daß es zur Konfiskation genügt, wenn die Konterbande unter einem der 
angegebenen Gesichtspunkte mehr als die Hälfte der Ladung ausmacht. Dies 
mag streng erscheinen; aber einerseits würde man bei einem anderen Ver- 
fahren betrügerische Berechnungen erleichtem, und andererseits darf man 
sagen, daß die Konfiszierang des Schiffes gerechtfertigt ist, wenn die Be- 
förderung von Konterbande einen erheblichen Teil seiner Unternehmung 
bildet, was für jeden der bezeichneten Fälle zutrifft" ^). 

Einige Delegationen hatten vorgeschlagen, nicht nur das Mengen- 
verhältnis entscheiden zu lassen; die Konfiskation des Schiffes sollte auch 
eintreten, wenn der Eigentümer oder der Kapitän Konterbande wissentlich 
beförderte 2). Die deutsche Delegation war in der zweiten Plenarsitzung 
dafür eingetreten, beide Kriterien zu verbinden: das Mengenverhältnis und 
die Schuld des Eigentümers oder des Kapitäns; die Schuld allein könne 
nicht als Grundlage dienen, weil sie schwer festzustellen ist, und weil alsdann 
«chon ein recht geringer Teil der Ladung genügen würde, um die Einziehung 
des Schiffes zu rechtfertigen^). Die russische Delegation hatte beantragt, 
das Schiff verfallen zu lassen, wenn das Vorhandensein der Kriegskonter- 
bande an Bord, mag %ie auch eine geringe Menge ausmachen, dem Kapitän 
offenbar nicht unbekannt sein konnte^). Gleichwohl hat die Konferenz die 
Idee, die mala fides des Kapitäns oder des Eigentümers mit dem Verfall des 
Schiffes zu bestrafen, nicht aufgegriffen. Es war die französische Delegation, 
welche die Anträge Deutschlands und Rußlands zu Falle brachte, indem sie 
in eingehenden Ausführungen dartat, daß die modernen Usancen im Schiffs- 
imd Handelsverkehr jene Idee undurchführbar erscheinen lassen; man 
möge das Mengenverhältnis allein herausgreifen, hierbei aber die Fracht- 



1) Proceedings S. 360. 

2) Vgl. Leitsatz 9 : „La confiscation du navire ... est subordonn6e ä l'impor- 
tance plus on moins grande de la contrebande par rapport ä Pexp^dition ou ä une 
complicitö reelle ou prösum^e . . ." ; Proceedings S. 73. 

3) Proceedings S. 140. 

4) Ibidem S. 155. 
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Spesen berücksichtigen. In den meisten Fällen könne der Kapitän die Eigen- 
schaft der an Bord seines Schiffes befindlichen Ladung und sehr oft aneh 
ihre Bestimmung nicht kennen ; die Raschheit, mit welcher sich der moderne 
Handelsverkehr abspielt, und die Rtlcksicht auf die Verpackung der Ware 
verbi'ete es, durch Öffnen der letzteren sich Überzeugung von deren Inhalt 
zu verschaffen. Die Bestimmung einzelner Warengattungen, wie z. B. des 
Getreides, sei regelmäßig unsicher; sie unterliegen während ihrer Beförderung 
an Bord des Schiffes vielfachen Transaktionen. Die Löschung in einem be- 
stimmten Hafen stehe also bei derartigen Waren nicht von vornherein fest. 
Oftmals beschränke sich auch der Auftrag zur Beförderung der Ware auf 
eine geographische Zone, z. B. „ein westeuropäischer Hafen" oder „jeder 
Hafen zwischen Brest und Hamburg". Die wirkliche Bestimmung der Ware 
gehe dann dem Schiffe entweder erst in einem innerhalb der Zone liegenden 
Zwischenhafen oder auf einem anderen Wege zu. Während des größten 
Teiles seiner Reise könne sich also das Schiff in vollständiger Unkenntnis 
über seine wirkliche Bestimmung befinden ; diese könnte im erwähnten Falle 
ebensogut Le Havre wie Dünkirchen, Liverpool oder London, Rotterdam 
oder Hamburg sein. Dagegen erscheine das Verhältnis, in welchem die 
Konterbande zur Gesamtheit der Ladung steht, als eine gerechte und sichere 
Grundlage für die Konfiskation. Hierbei werde, wie die japanische Denk- 
schrift zutreffend ausführe, berücksichtigt, welche Bedeutung die Konterbande 
für die Beförderung besitzt. Es gelte also, diese Bedeutung, dieses Verhält- 
nis festzustellen. Der der Kommission vorliegende Vorschlag bestimme nur, 
daß die Konterbande mehr als die Hälfte der Ladung betragen müsse; dies 
sei keine genügend klare Fassung. Ist die Hälfte des Gewichtes, des üm- 
fanges oder des Wertes gemeint? Sollen diese Momente getrennt für sich 
oder in ihrer Gesamtheit berücksichtigt werden? Ist nach der Art der Waren 
zu unterscheiden? Auf der Haager Konferenz hatte die französische Dele- 
gation als ausschlaggebendes Moment die Berücksichtigung der „Fracht" 
vorgeschlagen. Dies sei ein einfaches Kriterium. Die Fracht sei stets im 
Konnossement angegeben, ihre Höhe gestatte einen Rückschluß auf die mehr 
oder weniger große Erheblichkeit der Konterbande nach Gewicht, Wert oder 
Umfang; sie lasse auch erkennen, welches Interesse das Schiff an der Be- 
förderung besitzt, und oftmals sei sie geeignet, den Charakter der Ware als 
Konterbande erkennen zu lassen. Die I^mmission werde daher zu prüfen 
haben, ob es nicht praktischer und sicherer ist, erstens lediglich das Ver- 
hältnis^ der Konterbande zur Gesamtladung in Rücksicht zu ziehen, und 
zweitens dieses Verhältnis unter Zugrundelegung der Höhe der Frachtspesen 
zu bestimmen 1). 

Es erschien manchen Delegationen nicht gerecht, in den Fällen, wo das 
Schiff nicht konfisziert wird, auf das Konterbandieren lediglich die Konfis- 
kation der Konterbande zu setzen. So machte die russische Delegation in 



1) Proceedingß S. 202, 287 ff. 
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der vierten Plenarsitzung den Vorschlag, in derartigen Fällen über das Schiflf 
eine Geldstrafe in der Höhe des fünffachen Wertes seiner Konterbande- 
ladung zu verhängen : Die modernen Rechtsregeln über die auf die Beförder 
rung von Konterbande gesetzten Strafen stimmen in den verschiedenen 
Ländern nicht überein. Eine Betrachtung dieser Regeln läßt anscheinend 
zwei allgemeine Gesichtspunkte erkennen: erstens die Konterbandeartikel 
selbst werden konfisziert; zweitens die Strafe ist strenger, wenn es sich um 
Transporte schädlicherer Art handelt; sie ist milder, wenn weniger gefähr- 
liche Transporte in Frage stehen. Alle Systeme lassen das Bestreben er- 
kennen, die anzuwendende Repressivmaßregel in einem richtigen Verhältnis 
zu der zu reprimierenden Handlungsweise zu halten. Diese grundlegende 
Idee läßt sich jedoch nicht in gerechter Weise durchführen, wenn man sich 
auf den Boden eines Systems stellt, wie es in mehreren modernen Gesetz- 
gebungen anerkannt ist Diese kennen nämlich nur die Alternative: Ein- 
ziehung oder Freilassung des Schiffes, d. h. alles oder nichts. Wir haben 
den Eindruck, daß ein der Billigkeit mehr entsprechendes Verfahren zu 
finden sein würde. Für die weniger schweren Fälle der verbotenen Trans- 
porte könnte von einer Einziehung des Schiffes abgesehen und eine Geld- 
strafe verhängt werden. Der Gedanke einer solchen Geldstrafe ist nicht 
vollständig neu. Bis zur zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde zuge- 
lassen, daß die Einziehung des Schiffes durch ein von dem Kapitän be- 
zahltes Lösegeld abgewendet werde. Das Lösegeld ist z. B., um nicht weiter 
zurückliegende Bestimmungen anzuführen, in den französischen Instruktionen 
von 1870 (Art. 17) und in dem Werke von Holland (1888), wenn auch 
nur ausnahmsweise, zugelassen. Nach unserer Ansicht liegt diesem System 
anscheinend ein gesunder und mit der Logik des geltenden Rechtes in Ein- 
klang stehender Gedanke zugrunde. Soll die Strafe mit dem Delikt in Ein- 
klang stehen — ein in dem modernen Recht angestrebtes Ziel — so muß 
sie abgestuft werden. Das ist nur möglich, wenn man in einer neuen Form 
den alten Gedanken des Lösegeldes wieder aufleben läßt^). 

Ähnlich hatte Spanien in der Denkschrift folgende Bestimmung vorge- 
schlagen: „Si le capitaine ou l'armateur ont connu ou pu connaitre la pr^- 
sence de la contrebande k bord, le navire sera responsable au capteur d'une 
ran9on ou compensation äquivalente a trois fois la valeur de la contrebande et 
au quintuple du montant du fret"^). 

Daß man diese Vorschläge nicht annahm, hat seinen Grund wohl darin, 
daß sie gegenüber dem in den meisten Staaten geltenden Rechtszustande 
eine Neuerung bedeuteten, und daß man, soferne die Berufung auf den 
einstmals zugelassenen Loskauf überhaupt zutraf, eben hierin etwas Bedenk- 
liches erblickte. Weiter aber gingen jene Anträge von dem Gedanken aus, 
daß das Konterbandieren ein Delikt und daher die Verhängung einer Strafe 



1) Proceedings S. 155, 241. 

2) Ibidem S. 71. 
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s«läs8ig, ja notwendig sei. Diese Ansicht wurde aber keineswegs von allen 
Delegationen geteilt^). Nnr darüber hat man sich schließlich geeinigt, daß 
es im Interesse einer wirksamen Prävention gelegen sei, auf das Konter- 



1) Niemeyer meint: „Die Führung von Konterbande wird von der [Londoner] 
Deklaration als Delikt behandelt^ (Das Seekriegsrecht nach der Londoner Dekla- 
ration, Berlin, Guttentag 1910, S. 26). Für diese Meinung läßt sich in der Tat 
manches anführen. Schon im Programm der Konferenz wird von „p^nalit^^ für 
das Führen von Konterbande gesprochen. Demgemäß erscheinen auch die Leitsätze 
über die Kechtsfolgen des Konterbandierens mit dem Worte „P6nalit6s" überschrieben. 
Die spanische Delegation sagte ausdrücklich: „Le commerce de contrebande est un 
d61it . . .** (Proceedings S. 147). Der deutsche Delegierte Kriege nannte die Be- 
stimmung über den Verfall der Nicbtkonterbande des Eigentümers der Konterbande 
„disposition pönale" (Proceedings S. 141). Auch die niederländische und die fran- 
zösische Delegation gebrauchten wiederholt die Ausdrücke „p6nalit^**, „peine" und 
„punition** (z. B. Proceedings S. 202 und 154). Auch der Generalbericht scheint 
die Auffassung zu bestätigen, daß die Konfiskation der Konterbande und die an- 
deren nachteiligen Kechtsfolgen des Konterbandierens als Bestrafung eines Deliktes 
zu betrachten seien: „Le propri6taire de la contrebande est puni d'abord par la 
confiscation de sa propri6t6 illicite ; il Pest ensuite par la confiscation des marchan- 
dises, meme licites, qu'il peut avoir sur le merae navire" (Proceedings S. 361). 
Nichtsdestoweniger geht es nicht an, diese Auffassung als eine solche der ganzen 
Konferenz und aller vertretenen Jßegierungen hinzustellen. Die österreichisch - 
ungarische Regierung hat bereits in der Denkschrift darauf verwiesen, daß „Phistoire 
de la contrebande de guerre d^montre que la captnre du navire et la saisie des 
marchaudises ne peuvent ^tre considöröes d'aucune mani^re comme une punition, 
mais seulement comme un acte de legitime defense et que le neutre qui trafique 
avec de la contrebande, ne commet pas une action illicite, mais qull s'embarque 
seulement dans une aventure commerciale" (Proceedings S. 94). Im Verlaufe der 
Konferenz erklärte der österreichisch-ungarische Delegierte Dumba, daß die Rechts- 
folgen des Konterbandierens von zwei Gesichtspunkten aus zu begreifen seien: der 
benachteiligte Kriegführende hat das Recht, zu hindern, daß die Waren in die 
Hände des Feindes gelangen (Selbsthilfe, „616ment de fait"), und dem Neutralen 
Rechtsnachteile aufzuerlegen, um sich gegen künftige Begünstigungen des Gegners 
zu schützen (Prävention, „616ment psychologique") (Proceedings S. 156). Daß die 
in den Materialien so häufig wiederkehrenden Ausdrücke „delit'', „peine" und dgl. 
nicht im wörtlichen Sinne zu nehmen sind, zeigen verschiedene Äußerungen 
der großbritannischen Delegation. Der Delegierte Slade gebrauchte beispielsweise 
die Wendung „La p6nalit6 stabile pour le transport de la contrebande" (Procee- 
dings S. 276), erklärte aber gleichwohl: „Le transport de la contrebande . . . n'6tant 
pas, comme je pense, illegal en lui-mtoe et ne constituant point une violation de 
la neutralit^, peut etre de prime abord consid^re comme permis. En Opposition 
cependant avec ce droit se trouve le principe depuis longtemps reconnu que, bien 
qu'un commergant porteur de la contrebande ne commette par cet acte aucune action 
illegale, le bellig^rant a le droit de prendre des dispositions pour empecher cette 
contrebande d'atteindre son adversaire. C'est lä, comme je pense, le vrai motif, 
pour lequel un bellig6rant est justifiö ä . . . empecher le transport . . ., et . . . pour 
d^courager un tel commerce dans Pint^ret des belligörants, on a investi ces der- 
niers du droit ... de confisquer la contrebande et, dans certains cas, le navire" 
(Proceedings S. 273). Die Idee der Prävention (vgl. auch Proceedings S. 202) tritt 
denn auch im Generalbericht, und zwar im Kommentar zu Artikel 41 u. 42 zutage 
(Proceedings S. 360 f , vgl. unten S. 137 f.). Die österreichisch-ungarische und die 
britische Delegation, deren Äußerungen eine auffallende Übereinstimmung zeigen, 
waren die einzigen, welche das Thema näher behandelt haben. Eine eigentliche 
Diskussion über die vorwiegend theoretisches Literesse bietende Frage fand über- 
haupt nicht statt. Sie hätte aller Wahrscheinlichkeit nach das Ergebnis gehabt, 
daß die Worte „d61it" und „peine" im Generalbericht besser zu vermeiden wären. 
Sicherlich ging die Absicht keiner Delegation dahin, die theoretische Frage zu 
lösen. Man darf daher sagen, daß man die Kontroverse offengelassen hat — wenn 
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bandieren — abgesehen von der Konfiskation der Konterbande — auch für 
^en Fall, daß das Schiff selbst nicht verfällt, gewisse Rechtsnachteile zu 
«etzen, und zwar: 

1. „Si le navire transportant de la contrebande est reläche, les frais 
oecasionn^s au capteur par la procedure devant la juridiction nationale des 
prises ainsi que par la conservation du navire et de sa cargaison pendant 
r Instruction sont ä la Charge du navire** (Artikel 41). 

Es erscheint nicht gerecht — besagt der Generalbericht im Anschlüsse 
-an die zitierten Ausftlhrungen der russischen Delegation —-, daß einerseits 
die Beförderung von Konterbande über ein bestimmtes Mengenverhältnis 
hinaus die Konfiskation des Schiffes zur Folge hat, und andererseits, bei 
•einer geringeren Menge, lediglich die Konterbande konfisziert wird, was 
häufig ftlr den Kapitän keinen Verlust bedeutet, weil die Fracht fttr diese 
Konterbande im voraus bezahlt worden ist. Liegt darin nicht eine Er- 
mutigung zum Handel mit Konterbande und wäre es nicht richtig, eine ge- 
wisse Strafe für die Beförderung zu verhängen, die unter dem zur Konfis- 
kation erforderlichen Mengenverhältnisse bleibt? Man hatte eine Art Geld- 
strafe vorgeschlagen, deren Betrag nach dem Werte der Konterbande- 
Gegenstände hätte bemessen werden können. Gegen diesen Vorschlag sind 
Einwendungen verschiedener Art erhoben worden, obwohl der Grundsatz, 
daß auf die Beförderung von Konterbande der Verlust einer Geldsumme zu 
setzen sei, als gerecHtfertigt angesehen wurde. Man hat dieses Ziel auf 
andere Weise durch die Bestimmung erreicht, daß die der nehmenden 
Kriegsmacht durch das Verfahren vor den nationalen Prisen gerichten, sowie 
-durch die Erhaltung des Schiffes und der Ladung während der Unter- 
suchung erwachsenen Kosten dem Schiffe zur Last fallen; die Kosten der 
Erhaltung des Schiffes schließen gegebenenfalls die Kosten des Unterhalts 
-der Besatzung des aufgebrachten Schiffes ein. Hierbei ist noch zu bemerken, 
•daß der Schaden, der dem Schiffe durch seine Einbringung in einen Prisen- 
hafen und seinen Aufenthalt daselbst verursacht wird, das wirksamste Ab^ 
Schreckungsmittel gegen die Beförderung der Konterbande bilden dürfte ^), 



von einer solchen überhaupt gesprochen werden kann; vgl. Hold von Ferneck, 
Kriegskonterbande, S. 84 ff. 

Es sei nur noch hervorgehoben, daß die Regelung der Rechtsfolgen des Konter^ 
bandierens durch die Londoner Deklaration entschieden dagegen spricht, daß diese 
Rechtsfolgen als Strafe zu betrachten seien. Nach den modernen Gesetzgebungen 
muß den Delinquenten eine Schuld treffen, und er haftet für die Strafe regelmäßig 
mit seinem ganzen Vermögen, nicht mit einzelnen Gegenständen. Die Konterbande, 
•das Schiff und die erlaubten Waren des Eigentümers werden nach den Artikeln 39, 
40 und 42 ohne Rücksicht auf ein Verschulden weggenommen. Es genügt der 
objektive Tatbestand! Vgl. unten S. 138. 

Auch Artikel 7 der Haager Neutralitätskonventionen vom 18. Oktober 1907 
spricht gegen den Deliktscharakter des Konterbandierens. Die Mächte, welche im 
Haag der Abschaffung der Konterbande zugestimmt haben, hatten auch sicherlich 
nicht die Empfindung, daß sie dafür eintraten, ein Unrecht ungesühnt zu lassen. 

1) Proceedings S. 360 f. 
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2. „Les marchandises qui appartiennent au propri6taire de la contre- 
bände et qui se trouvent ä bord du m^ine navire sont sujettes k confiscation"^ 
(Artikel 42). 

Schon in den Leitsätzen (Nr. 9) wurde der Verfall aller Waren des. 
Eigentümers der Konterbande, die sich an Bord des konterbandierenden 
SchifFes befinden, vorgesehen, entsprechend der englischen, von Lord Stowell 
formulierten Doktrin der infection hostile. Gegen die Konfiskation von 
Waren, die nicht Konterbande sind, wendete die niederländische Delegation 
ein, daß sie der Pariser Seerechtsdeklaration widerspreche, welche in Satz 3 
bestimmt, daß die neutrale Ware unter feindlicher Flagge und daher a fortiori 
auch die neutrale Ware unter neutraler Flagge, soweit sie nicht als Konter- 
bande zu betrachten ist, der Beschlagnahme nicht unterliegt. Allein Deutsch- 
land und ihm folgend Frankreich und Großbritannien ließen diesen Stand- 
punkt nicht gelten : die Pariser Deklaration stehe der Wegnahme von Waren,, 
die dem Eigentümer der Konterbande gehören, nicht im Wege. Nachdem 
die französische Delegation noch auf den präventiven Charakter dieser Maß- 
nahme aufmerkam gemacht hatte, ließ die niederländische Delegation ihren 
Widerspruch fallen (Proceedings S. 202). 

Die in den Artikeln 39 — 42 statuierten „Strafen" setzen, wie betont i),. 
keinerlei Verschulden voraus; es genügt, daß der in diesen Artikeln vor- 
gesehene, rein objektive Tatbestand gegeben ist. Hierbei hat man allerdings, 
angenommen, daß die Personen, welche die KechtsnacHteile erleiden, in aller 
Regel in mala fide versieren, daß also der Eigentümer der Konterbande und 
der Kapitän des Schiffes den verdächtigen Charakter der Ware, die sie ver- 
laden, bezw. befördern, kennen. Gegen diese praesumtio doli läßt die^ 
Londoner Deklaration freilich einen Gegenbeweis nicht zu. Gleichwohl 
berücksichtigt sie aus Billigkeitsgründen zwei Fälle, in welchen ein Ver- 
schulden augenscheinlich nicht vorliegt: 

„Si un navire est rencontrö en mer naviguant dans l'ignorance des. 
hostilit^s ou de la d^claration de contrebande applicable k son chargement, 
les articles de contrebande ne peuvent ^tre confisqu^ que moyennant in- 
demnit6; le navire et le surplus de la cargaison sont exempts de la confis- 
cation et des frais pr^vus par l'article 41. H en est de m^me si le capitaine,. 
apres avoir eu connaissance de l'ouverture des hostilitös ou de la d^claration 
de contrebande, n'a pu encore d^charger les articles de contrebande. 

„Le navire est r^putö connaltre P^tat de guerre ou la d^claration de 
contrebande, lorsqu'il a quitt^ un port neutre, apres que la notification de 
l'ouverture des hostilit^s on de la d^claration de contrebande a iU faite, en 
temps utile, ä la Puissance dont releve ce port. L'^tat de guerre est, en 
outre, r6put4 connu par le navire lorsqu'il a quitte un port ennemi apres 
l'ouverture des hostilitfe" (Artikel 43). 

Der Generalbericht hebt hervor, daß diese Bestimmung den Zweck habe,. 



1) Vgl. oben S. 137, Fußnote. 
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„de menager les neutres qui, en fait, transporteraient de la contrebande^ 
mais auxqaels ou ne pourrait rien reprocher" i). Die Verhandlungen, welche 
zur Beschlußfassung über Artikel 43 führten, knüpften an Leitsatz 11 an: 
„Eine temporäre Befreiung von der Wegnahme tritt dann ein, wenn das 
Schiff auf See in Unkenntnis von dem Ausbruch der Feindseligkeiten oder 
von der auf seine Ladung anwendbaren Konterbande-Erklärung angetroffen 
wird.** Zu diesem Leitsatz schlug die deutsche Delegation vor, man solle 
die Beschlagnahme gegenEntschädigung gestatten. Ein Kriegführender 
müsse in der Lage sein, auf alle Fälle die Beförderung von Konterbande zu 
seinem Gegner zu hindern, selbst wenn das die Gegenstände befördernde 
Schiff sich in gutem Glauben befunden hat. Er müsse also, wenn er die 
Waren nicht schlechthin konfiszieren könne, doch die Möglichkeit haben, sie 
zu kaufen. Des weiteren sei des Falles zu gedenken, daß das Schiff zwar 
auf See von dem Kriegzustande oder der Konterbandeerklärung Kenntnis 
erlangt habe, aber nicht in der Lage gewesen sei, die Gegenstände auszu- 
laden 2). Diese Vorschläge fanden Anklang und wurden in dem englischen 
Projekt betreffend die Konterbande (Artikel 20) berücksichtigt. Da aber 
dieses Projekt den deutschen Vorschlägen nicht in allen Punkten Rechnung 
trug, beantragte die deutsche Delegation in der achten Kommissionssitzung 
einige Ergänzungen ; insbesondere auch dahin, daß Vermutungen aufzustellen 
wären, um dem Kapitän gegebenenfalls den Beweis zu erleichtem, daß er 
um den Ausbruch der Feindseligkeiten oder um die Konterbandeerklärung 
nicht gewußt hat^). Auch diesen Anregungen trat man jetzt bei. Das 
Comitö d'Examen stellte schließlich den endgiltigen Text fest, den der General- 
bericht noch dahin erläutert, daß die Worte „döclaration de contrebande'' 
im Sinne der Artikel 23 und 25 der Londoner Akte — Ergänzung der Liste 
der absoluten, bezw. bedingten Konterbande — zu verstehen sei, und daß für 
den Beschluß der Konferenz, die Beschlagnahme der Gegenstände gegen Ent- 
schädigung zuzulassen, die Haager Konvention vom 18. Oktober 1907, be- 
treffend das Regime der feindlichen Handelsschiffe zu Beginn der Feind- 
seligkeiten, als Vorbild gedient habe. 

Im übrigen gibt Artikel 43 mancherlei Zweifeln Raum. 

Die Worte in Absatz 1 „n'a pu encore d^charger les articles de contre- 
bande" geben zu der Frage Anlaß, ob es genügt, wenn der Kapitän, der 
auf See vom Ausbruch des Krieges oder von der Konterbande-Erklärung 
erfährt, die Konterbandegegenstände im nächsten Hafen, nach welchem das 
Schiff bestimmt ist, löscht, oder ob er das Privileg des Artikels 43 nur dann 
genießt, wenn er seine Reise unterbricht, um die Waren im nächstgelegenen 
Hafen auszuladen. Es dürfte nicht angehen, diese Frage strikte im Sinne 
der einen oder der anderen Alternative zu entscheiden. Ist der nächst- 
gelegene Hafen binnen kurzem zu erreichen, während der nächste im Itinerär 

1) Proceedings S. 361. 

2) Ibidem S. 141. 

3) Ibidem S. 203. 
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yorgesehene Hafen sehr weit entfernt ist, so wäre es nicht unbillig, zu fordern, 
daß der Kapitän von der Route abweicht — vorausgesetzt, daß die Konter- 
bande so erheblich ist, daß sich die Abweichung lohnt. Es wird auch darauf 
ankommen, ob der Kapitän Wert darauf legen muß, den Fahrplan des 
Schiffes genau einzuhalten^). 

Der 2. Absatz des Artikels 43 ist insofeme nicht glücklich redigi^, 
als der mit „apr^ que^ eingeleitete Satz glauben machen könnte, es komme' 
darauf an, ob der Kriegführende den Ausbruch des Kriegszustandes oder 
die Konterbande-Erklärung „en temps utile^, das hieße eben in angemessener 
Frist nach Ausbruch des Kriegszustandes, bezw. nach Fassung des Ent* 
Schlusses, gewisse Gegenstände für Konterbande zu erklären, notifiziert hat. 
Eine solche Auslegung träfe nicht zu. Es kam, wie übrigens schon d^ 
ratio der Bestimmung dartut, nicht darauf an, dem Kriegführenden eine Frist 
zu setzen; dies geht aus folgendem hervor: Der Kriegführende hat nach der 
Haager Konvention vom 18. Oktober 1907, betreffend die Eröflftiung der 
Feindseligkeiten, Artikel 2, den neutralen Mächten den Kriegszustand „ohne 
Verzug", also sofort zu notifizieren. Andererseits enthält die Londoner. De- 
klaration in den Bestimmungen, welche die Kriegführenden ermächtigen, die 
Konterbandelisten zu ergänzen, keinerlei Vorschrift über die Einhaltung einer 
Frist. Es wäre auch durchaus inopportun gewesen, eine derartige Frist fest- 
zusetzen, da sie ja nur von dem unkontrollierbaren Augenblick an gerechnet 
werden könnte, da der Kriegführende sich entschlossen hat, eine Kont^bande- 
Erklärung zu erlassen. (Die in Artikel 4 des englischen Konterbande- 
Projektes vorgesehene, später jedoch wieder eliminierte Vorschrift über den 
Ablauf einer Frist hat mit der vorliegenden Frage nichts zu tun.) Die Warte 
„temps utile" beziehen sich in Wahrheit auf die Frist, welche vom Augen- 
blicke der Notifikation verstrichen ist bis zur Abfahrt des Schiffes aus dem 
neutralen Hafen. Diese Frist ist „utile", angemessen, wenn sie so lange 
gedauert hat, daß man vernünftigerweise annehmen kann, die Notifikation 
sei innerhalb der Frist bei der Regierung des neutralen Staates eingelangt 
und die Regierung habe Zeit gehabt, sie an die Behörde des Hafens und 
durch diese an das Schiff weiterzugeben. Die Stellung der Worte „temps 
utile" erklärt sich offenbar damit, daß den Redaktoren — ganz zutreffend — 
vorschwebte, es müsse vom Zeitpunkte der Ausreise des Schiffes aus dem 
neutralen Hafen eine Frist zurückgerechnet werden bis zum Zeitpunkte 
der Erlassung der Notifikation. War diese Frist entsprechend lang, ist also 
die Notifikation — unter diesem Gesichtspunkt betrachtet — en temps utile 
erlassen worden, so ist anzunehmen, daß das Schiff von der Notifikation 
noch Kenntnis erlangt hat Im deutschen Weißbuch erscheint denn auch 
die fragliche Stelle des Artikels 43, Absatz 2, völlig dem Sinne entsprechend 

1) A. A. Pastureau, Des transports interdits aux neutres, Paris 1912, p. 50 
(über die analoge Bestimmung des Artikel 45, letzter Absatz): „D ne semble pas 
cependant exig6 qu'il se d6toame de sa route, et il suffira que ce d6barquement 
seit op6r4, des que les circonstances le permettront normalement*' 
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folgendermaßen übersetzt: „Daß da» Schiff den Kriegszustand oder die 
Konterbande-Erklämng kannte, wird angenommen, wenn es einen neutralen 
H^en nach Ablauf angemessener Zeit seit Bekanntgabe des Beginns 
der Feindseligkeiten oder der Konterbande-Erklärung an die diesen Hafen 
innehabende Macht verlassen hat.^ Daß diese Übersetzung den Sinn richtig 
wiedergibt, geht zunächst aus einer Vergleichung mit Artikel 15 der Lon- 
doner Deklaration hervor, welche eine analoge Vorschrift bezüglich der 
Blockade enthält. 

Obwohl auch in diesem Artikel die Worte „en temps utile" grammati- 
kalisch auf „notification" bezogen sind und obwohl auch hier der General- 
bericht die Frage aufwirft „cette notification avait-elle 6t6 faite en temps 
utile?**, geht doch aus dem Kommentar klar hervor, daß es sich um die zeit- 
liehe Distanz zwischen der Notifizierung und der Abfahrt des Schiffes handelte 
Weiter ergibt sich die Richtigkeit der deutschen Übersetzung — ganz ab- 
gesehen: davon, daß Artikel 43, wie dargestellt, aus Anregungen der deutschen 
Delegation, selbst hervorgegangen ist — aus den Materialien der Konferenz*. 
Schon in der deutschen Denkschrift wurde versucht, die Frage zu lösen, iii 
welchen Fällen zu vermuten ist, daß das Schiff vom Kriegszustande oder 
von der Konterbande-Erklärung Kenntnis nicht besitzt. Die deutsche Dele- 
gation kam auf die Frage in der 2. und 4. Plenarsitzung wieder zurück: 
„L'ignorance est pr^sumee lorsque le navire a touch6 a aucun port 
posterieurement ä la notification en temps utile de l'^tat de guerre ou de la 
declaration de contrebande aux autorit6s de ce port" ^), In der achten 
Kommissionssitzung wurde dieser Vorschlag mit geringfügigen, hier nicht in 
Betracht kommenden Änderungen neuerlich vorgebracht und grundsätzlich an- 
genommen und dem Comitö d'Examen zugewiesen 2). In diesem Vorschlag , 
erscheinen bereits die Worte „en temps utile" grammatikalisch auf das Wort 
„notification" bezogen. Das Comite hat ihn begreiflicherweise einer Redaktions-*^ 
änderung unterzogen, da die Worte „de ce port" nicht am Platze waren, so 
lange man nicht den neutralen Hafen erwähnte, von dem das Schiff auslief* 
Doch blieb es bei der eigentümlichen Stellung der Worte „en temps utile "^ 
da ja der Sinn der Vorschrift nicht wohl zu bezweifeln war. 

Es ist zu beachten, daß Artikel 43, Absatz 2, scharf unterscheidet, je 



1) Proeeedings S. 141, 157, 237. Bezeichnend sind die Worte „aux autorites 
de ce porf* — eine Fassung, wie sie auch Leitsatz 22 für den analogen Fall der 
Blockade verwendet — , bezeichnend deshalb, weil sie zum Ausdruck bringen, daß 
es darauf ankommt, zu welchem Zeitpunkt die Tatsachen im Hafen bekannt wurden. 
Man hat in der endgiltigen Eedaktion der Artikel 15 imd 43 mit Rücksicht auf 
das daselbst gebrauchte Wort „notification" die Worte „autorites de port" durch 
„la Puissance dont rel^ve ce port" ersetzt, ganz zutreffend, weil die Notifikation 
sowohl bezüglich der Blockade (Artikel 11), als auch bezüglich der Konterbande 
(Artikel 23 und 25) an die Regierungen der neutralen Mächte (nicht an die Hafen- 
behörden) zu richten ist, und der Ausdruck Notifikation dann, wenn es sich um 
Verlautbarungen einer Regierung an ihr unterstellte Behörden handelt, nicht am 
Platze ist. 

2) Proceedings S. 203. 
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nachdem das Schiff aus einem neutralen oder aus einem feindlichen Hafen 
kommt. Im ersten Fall wird eine Vermutung dafür aufgestellt, daß es — 
das Verstreichen einer entsprechenden Frist vorausgesetzt — den Kriegs- 
zustand oder die Konterbande-Erklärung kennt, im zweiten Fall 
eine Vermutung lediglich dafür, daß es den Kriegszustand kennt. Dies 
ist darauf zurückzuführen, daß die Konterbande-Erklärung gemäß Artikel 23, 
Abs. 2, und 25 dem Gregner nach Ausbruch des Krieges nicht notifiziert wird. 
Die Vermutung für die Kenntnis der Konterbandeerklärung kann sonach 
nicht platzgreifen, wenn das Schiff aus einem Hafen kommt, der dem 
Oegner des Kriegführenden angehört, welcher die Erklärung eriass^u h«t^). 

Schließlich ist zu fragen, ob die in Artikel 43, Abs. 2 aufgestellten Ver- 
mutungen den Gegenbeweis zulassen. Es fällt auf, daß Artikel 43, Abs. 2 
das Wort „r^pute** verwendet, um eine Vermutung zu statuieren, und nicht 
— wie Artikel 15, 34, 55, 56 und 59 — das Wort „pr^sumer", bezw. 
„pr^somption'^. Auch ist es in diesen Artikeln stets zum Ausdruck gebracht, 
wenn der Gegenbeweis zugelassen ist, so daß man sich veranlaßt sehen 
könnte, per argumentum a contrario anzunehmen, daß die Vermutungen des 
Artikels 43, Abs. 2 den Gegenbeweis ausschließen. Allein gegen eine solche 
Annahme spricht die Übereinstimmung dieser Stelle mit dem letzten Satz des 
Artikels 45 ; in diesem erscheint zwar gleichfalls das Wort r^pute verwendet ; 
es geht jedoch aus dem Generalbericht ^) hervor, daß es mit dem Worte 
„pr^sum^" gleichbedeutend ist. Kann daher aus der Verwendung des Wortes 
„r^put6" keinerlei Schluß darauf gezogen werden, daß Artikel 43, Abs. 2 
eine unwiderlegbare Vermutung aufstellt, so wird aus der Analogie mit 
Artikel 15 zu folgern sein, daß es sich, wie dort, so auch hier, um eine 
widerlegbare Vermutung handelt 3). 

Die Vorschrift, welche im Reglement über die Kriegskonterbande die 
letzte Stelle einnimmt (Artikel 44), ruft die Erinnerung an lebhafte Aus- 
einandersetzungen im Schöße der Konferenz wach. Sie ermächtigt nach 
einem Vorschlag Frankreichs den Kriegführenden, einem angehaltenen 
Fahrzeug, anstatt es aufzubringen, die Fortsetzung der Reise zu gestatten, 
wenn sich der Kapitän bereit erklärt, die Konterbande dem Kriegsschiff zur 
Verfügung zu stellen. Die Neutralen und die Kriegführenden sind in gleicher 
Weise an der Vermeidung der Aufbringung der Schiffe interessiert — die 
Neutralen, weil schon die Unterbrechung der Reise, insbesondere wenn es 
sich um große Dampfer handelt, schwere Verluste an Zeit und Heizmaterial und 
die Unmöglichkeit, die Lieferfristen einzuhalten, zur Folge hat; die Krieg- 
führenden, weil es ihnen oft schwierig ist, die angehaltenen Schiffe in einen 
Prisenhafen zu geleiten oder einen Teil der Besatzung an Bord zu geben. 
Daher befriedigte die von der französischen Delegation ausgearbeitete Formel, 



1) Vgl. oben S. 98. 

2) Proceedings S. 364. 

3) So auch Hirschmann 1. c. S. 111. Vgl. auch unten S. 1491 
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die für keinen der beiden Teile ein Recht schafft, welches er gegebenen- 
falls auch gegen den Willen des anderen durchsetzen könnte, weder die 
Verfechter der neutralen, noch die der militärischen Interessen. Die einen 
wollten den Kriegführenden verpflichten, von der Aufbringung des 
Schiffes abzusehen, wenn der Kapitän die Konterbande freiwillig tibergibt 
(Antrag der österreichisch-ungarischen Delegation) i), die anderen wollten 
den Kapitän des neutralen Schiffes verpflichten, die Konterbande zu 
übergeben, wenn der Kriegführende vorzieht, von der Aufbringung des 
Schiffes Umgang zu nehmen 2). Die Konferenz war nahe daran, beiden 
Anregungen, die von manchen Delegationen geradezu als zusammengehörig 
betrachtet wurden, zu folgen. Doch scheiterte der Antrag Österreich-Ungarns 
schließlich an einem untiberwindbaren Widerstand, während man das Recht 
des Kaptors anerkannte, die Herausgabe der Konterbande auf hoher See 
unter Umständen zu fordern und die Waren nötigenfalls zu vernichten^). 

Artikel 44 lautet: „Le navire arröt^ pour cause de contrebande et non 
susceptible de confiscation ä raison de la proportion de la contrebande peut 
«tre autorisö, suivant les circonstances, ä continuer sa route, si le capitaine 
est pret ä livrer la contrebande au bätiment bellig^rant. 

La remise de la contrebande est mentionn^e par le capteur sur le livre 
de bord du navire arr§t6, et le capitaine de ce navire doit remettre au 
capteur copie certifi^e conforme de tous papiers utiles. 

Le capteur a la facült6 de d^truire la contrebande qui lui est ainsi 
Iivr6e". 

Unter Bezugnahme auf die Verhandlungen in der achten Kommissions- 
sitzung führt der Generalbericht hierzu folgendes aus: „Ein neutrales Schiff 
wird wegen Konterbande angehalten. Es unterliegt- nicht der Konfiskation, 
weil die Konterbande nicht das in Artikel 40 bezeichnete Mengenverhältnis 
erreicht. Es kann gleichwohl in einen Prisenhafen gebracht werden, damit 
ein Urteil über die Konterbande geschöpft werde. Dieses Recht des 
nehmenden Kriegsschiffes scheint in gewissen Fällen zu weit zu gehen, 
wenn man die geringe Bedeutung, die die Konterbande vielleicht hat (zum 
Beispiel eiöfef Kiste mit Gewehren oder Revolvern) mit dem schweren Nach- 



1) Achte Kommissionssitzung, Proceedings S. 202. Der Antrag lautete: „Le 
navire arröte pour cause de contrebande, et qui n'est pas lui-mlme passible de 
confiscation, 6chappe ä, la saisie si la valeur de la contrebande ä son bord ne d^- 
passe pas ... fr. et que le capitaine est pröt k la livrer an capteur. 

Celui-ci indiquera les objets livr6s dans le livre de bord du navire arrßte et 
se fera remettre copie certifi^e de tout papier de bord utile. 

La contrebande livr6e au sens de la disposition de l'alin6a (1) peut etre d6- 
truite par le capteur ä bord de Tun ou de Pautre navire. 

Lorsque le caractere licite des objets livr6s est etabli, le proprietaire a droit 
^ des dommages-int6rets" (Annex 61). 

2) Die Beilagen zu den Protokollen und R6sum6s weisen einen formulierten 
Antrag dieser Art nicht auf; vgl. jedoch das Expose des italienischen Delegierten 
Ricci-Bnsatti in der elften Kommissionssitzung (Proceedings S. 214, 2901). 

3) Artikel 54; vgl. unten 4. Kapitel. 
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teil vergleicht, den das Schiff durch diese Ablenkung von seiner Fahrt und 
die Zurückhaltung während der Dauer der Untersuchung erleidet. Man hat 
sich deshalb gefragt, ob es nicht möglich wäre, dem neutralen Schiffe das- 
Recht zur Fortsetzung seiner Fahrt zuzugestehen, wenn es die Konterbande- 
gegenstände dem nehmenden Kriegsschiff überliefert, das sie seinerseits nur 
aus triftigen Gründen zurückweisen dürfte, z. B. wegen schlechter See, die^ 
die Umladung unmöglich oder schwierig macht, wegen, begründeten Verdachte» 
hinsichtlich der wirklichen Menge der auf dem Kauffahrteischiff verladenen 
Konterbande, wegen der Schwierigkeit, die Gegenstände an Bord des Kriegs- 
schiffes unterzubringen usf. Dieser Vorschlag hat nicht die nötige Anzahl 
von Stimmen erhalten. Man hat geltend gemacht, es sei unmöglich, dem 
Kreuzer eine solche Verpflichtung aufzuerlegen, da für ihn die Übernahme 
fast immer mit ünzuträglichkeiten verknüpft sein würde. Liegen zufällijg 
solche ünzuträglichkeiten nicht vor, so wird der Kreuzer die Übernahme 
nicht verweigern, weil es für ihn selbst von Vorteil sein wird, nicht durch 
die Notwendigkeit der Einbringung des Schiffes in einen Hafen von seiner 
Fahrt abgelenkt zu werden. Da die Aufstellung einer Verpflichtung somit 
ausgeschlossen war, hat man beschlossen, die freiwillige Übernahme zn 
regeln, die, so hofft man, in allen Fällen, wo es angängig ist, zum großen 
Nutzen beider Teile erfolgen wird. Die vorgesehenen Förmlichkeiten sind 
sehr einfach und bedürfen keiner Erklärung. 

Über die so überlieferte Ware muß ein prisengerichtliches Urteil er- 
gehen. Deshalb muß sich das nehmende Kriegsschiff der notwendigen 
Papiere versichern. Man könnte sich vorstellen, daß über die Eigenschaft 
gewisser Gegenstände, die der Kreuzer für Konterbande anspricht, Zweifel 
bestehen; der Kapitän -des Kauffahrteischiffes erhebt Widerspruch, zieht e& 
aber vor, die Übergabe vorzunehmen, um seine Fahrt fortsetzen zu können. 
Es liegt nur eine Beschlagnahme vor, die durch die Prisengerichtsbarköt 
bestätigt werden muß. 

Die von dem Kauffahrteischiff überlieferte Konterbande kann für den 
Kreuzer lästig sein, der deshalb befugt sein muß, sie schon im Augenblicke 
der Übergabe oder später zu zerstören" i). 

Es liegt der Einwand nahe, daß Artikel 44 überflüssig sei ; vom völker- 
rechtlichen Standpunkte habe ja niemals ein Bedenken dagegen vorgelegen^ 
daß der Kapitän dem Kreuzer die Konterbande anbietet, und daß der 
Kreuzer dieses Anerbieten annimmt. Dieser Einwand wäre insofeme nicht 
berechtigt, als Artikel 44 in Absatz 2 für den Fall der freiwilligen Über- 
gabe und Übernahme dem Kriegsschiff und dem Kauffahrteischiff bestimmte 
Pflichten auferlegt, deren Nichteinhaltung zu diplomatischen Reklamationen 
berechtigen würde. Die Bestimmung ist aber auch vom Standpunkt des 
internen Rechtes der Staaten von Bedeutung. Die Vertragsmächte sind 
danach nicht berechtigt, unter allen Umständen den Kapitänen die Übey- 



1) Proceedings S. 361 f. 
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gäbe, den Kommandanten der Kriegsschiffe die Übernahme von Gegen- 
ständen der Konterbande zu untersagen. Ebensowenig würde es den Ab- 
sichten der Vertragsmächte entsprechen, wenn ein Staat den Kommandanten 
der Kriegsschiffe verbieten würde, die überlieferte Konterbande zu zerstören. 
Denn er würde durch ein solches Verbot die Übernahme in vielen Fällen 
unmöglich machen i). 

3. Kapitel Die neutralitätswidrige Unterstützung. 

„Die Zufuhr von Kriegskonterbande — sagt Dupuis^') — ist nicht der 
einzige, der Neutralität widersprechende Dienst, welchen ein neutrales Schiff 
einem Kriegführenden leisten kann. Es gibt deren andere, gleichfalls schwer- 
wiegende, ja selbst gravierendere, sei es vermöge der Absicht, welche dabei 
besteht, sei es vermöge der Folgen, die sich daraus ergeben: der Transport 
von Truppen, von Agenten der Kriegführenden, von Depeschen, die auf den 
Krieg Bezug haben. Diese Dienste erfordern — mit gewissen Vorbehalten 
und Unterscheidungen — ebenso strenge, ja sogar strengere Sanktionen, als 
diejenigen sind, welche bezwecken, die Zufuhr von Kriegskonterbande zu 
unterdrücken." 

Gesetzgebung und Doktrin haben sich mit diesen Dienstleistungen wenig 
beschäftigt. Die Praxis bietet eine geringe Zahl von Fällen dieser Art dar, 
und die Schriftsteller behandeln das Thema zumeist sehr lückenhaft, indem 
sie willkürlich die eine oder die andere Frage herausgreifen. Man hat nicht 
einmal versucht, den Begriff der neutralitätswidrigen Unterstützung festzu- 
stellen. Man verwendet den Ausdruck teils zur Bezeichnung der sogenannten 
contrebande par analogie, also des Transportes von Militärpersonen und 
Agenten der Kriegführenden und von Depeschen, teils in dem weiteren 
Sinne der neutralitätswidrigen Begünstigung eines Kriegführenden. In diesem 
Sinne umfaßt er auch die sogenannte vorbehaltene Schiffahrt und alle Be- 
günstigungen des Feindes, deren sich die Schiffe selbst, sowie Personen an 
Bord eines neutralen Schiffes schuldig machen. 

Großbritannien hat im Manual of Prize Law des Jahres 1888 eine Reihe 
von Normen gegen die Verwendung von neutralen Schiffen im Dienste des. 
Feindes erlassen; allein diese Normen bedrohen den Transport feindlicher 
Militärpersonen und Depeschen mit dem Verfalle des Schiffes, ohne darauf 
Rücksicht zu nehmen, ob das Schiff seine gewöhnliche Route einhielt, un4 
ob der Kapitän wußte, daß feindliche Personen und Depeschen an Bori 
des Schiffes seien. Der amerikanische Naval War Code von 1900 unter- 



1) Artikel M spricht nur von der Konterbande selbst, nicht auch von er- 
laubten Waren, welche dem Eigentümer der Konterbande gehören und nach 
Artikel 42 der Konfiskation unterliegen. Es ist wohl selbstverständlich, die Be- 
stimmungen des Artikels 44 auch auf diese Waren zu beziehen. Vgl. die kor- 
rektere Redaktion der analogen Vorschrift in Artikel 54: „marchandises confiscables".. 

2) 1. c. p. 334. 

Stier-Somloi Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneok, Soercchtskonferenz. 10. 
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wirft die neutralen Schiffe, die sich in den Dienst oder unter die Kontrolle 
des Feindes stellen, dem Verfall und der Zerstörung und erklärt, alle neu- 
tralen Schiffe der Konfiskation zuzuführen, welche eine „assistance hostile" 
leisten, ohne jedoch diesen Begriff zu definieren. 

Das Institut für Völkerrecht hat ira Jahre 1896 ein Reglement über die 
„transports interdits" beschlossen, welches die Interessen der Neutralen in 
weitgehendem Maße ' berücksichtigt, ohne freilich die Rechtsfolgen des „Service 
de transports" festzustellen. 

Erst der russisch-japanische Krieg, in welchem zum erstenmal moderne 
Kriegsflotten mit dem erforderlichen Train von Hilfsschiffen auf den Schau- 
platz traten, lieh der Frage der Dienstleistungen ernstlich Aktualität Es 
waren wohl die Vorgänge, die sich während dieses Krieges abspielten, die 
Veranlassung, daß Großbritannien der zweiten Friedenskonferenz den viel- 
besprochenen Antrag vorlegte, die Stellung der sogenannten „vaisseaux 
auxiliaires", d. h. der Handelsschiffe, welche sich in den Dienst der Krieg- 
führenden stellen, zu fixieren: „II y a deux cat^gories de vaisseaux de guerre: 

A. vaisseaux de combat; B. vaisseaux auxiliaires. A. Sera compris dans le 
terme «vaisseau de combat» : Tout navire battant un pavillon reconnu, arme 
aux frais de l'Etat pour attaquer l'ennemi et dont les officiers et l'^quipage 
sont düment autorises ä cet effet par le Gouvernement dont ils d^pendent . . . 

B. Sera compris dans le terme «vaisseau auxiliaire» : Tout navire marchand, 
soit belligerant soit neutre, qui sera employ^ au transport de marins, de 
munitions de guerre, combustibles, vivres, eau ou toute autre espece de 
munitions navales, ou qui sera destinö a l'execution de r^parations ou charge 
du port de d^pßches ou de la transmission d'information si le dit navire est 
Obligo de se conformer aux ordres de marche ä lui communiquös soit directe- 
ment soit indirectement, par la flotte belligerante. Sera de m^me compris 
dans la definition tout navire employe au transport de troupes militaires" ^). 

Abgesehen davon, daß Großbritannien selbst nicht alle Konsequenzen 
aus der Gleichstellung der Hilfsschiffe mit den Kriegsschiffen zu ziehen ge- 
sonnen war, erscheinen in dem Antrage Fälle der Kriegskonterbande, der 
sogenannten Quasikonterbande und anderer Neutralitätsverletzungen mit- 
einander vermengt und ohne Rücksicht auf die historische Entwicklung und 
die Interessen der Neutralen den strengsten Sanktionen unterworfen, so daß 
dadurch die britische Anregung auf Abschaffung des Systems der Kriegs- 
konterbande zu einem großen Teil illusorisch gemacht wurde. Freilich hat 
Lord Reay den Zusammenhang der Frage der Abschaffung der Konterbande 
mit jener der Hilfsschiffe in Abrede gestellt 2). Unter dem Eindruck der 
gegen den Antrag vorgebrachten Argumente zog die englische Delegation 
ihre Proposition zurück: „nous sommes d'avis que la discussion serait pr^- 
matur^e et quelle pourra etre incluse dans le programme d'une Conference 



1) Deux. Conf. de la Paix, t. HI, p. 1135. 

2) Ibidem, t. III, p. 880. 
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ult^rieure apres avoir subi un examen s^rieux de la part des gouvernements 
repr&entes ä la Conference" ^). 

Obwohl es sohin im Haag zu einer Regelung der Materie der neutralitäts- 
widrigen Dienstleistungen nicht kam, hatte die Erörterung doch einen Ertrag: 
die Teilnehmer nahmen die Überzeugung mit, daß die Frage nicht mit 
anderen Problemen verquickt werden dürfe, sondern selbständig gelöst werden 
müsse, und daß die Lösung nur auf dem Boden der Tradition möglich sei. 
In diesem Zeichen würde sie denn auch auf das Programm der Londoner 
Konferenz gesetzt und dort einer Lösung zugeführt. 

In den Instruktionen, die der großbritannische Staatssekretär der briti- 
schen Delegation erteilte, kam Sir Edward Grey auf das Mißgeschick des 
englischen Antrages im Haag zu sprechen: „La proposition britannique fut, 
Sans doute, ä raison d'une meprise complete sur son but et sur son Intention, 
accueillie avec une suspicion et une hostilit^ qui d^ciderent le gouvernement 
de Sa Majeste ä la retirer." Allein — so fügen die Instruktionen bei — 
das Problem erheischt eine definitive Lösung. Und um sie zu ermöglichen, 
ging die britische Regierung von der Idee, neutrale Handelsschiffe, die dem 
Feinde gewisse schwerwiegende Dienste leisten, wie feindliche Kriegs- 
schiffe zu behandeln, ab. Sie sollten nunmehr den feindlichen Handels- 
schiffen gleichgestellt werden: „Une Solution pratique pourrait peut-etre etre 
trouv^e dans l'assimilation de tejs navires aux navires marchands de l'ennemi" "). 
Damit war die Möglichkeit eröffnet, an die fast einmütige^) Lehre anzu- 
knüpfen, daß ein neutrales Schiff, welches neutralitätswidrige Dienste leistet, 
sich eben hierdurch seines neutralen Charakters und der damit verbundenen 
Rechte begibt. Den leichteren Fällen der sogenannten Quasikonterbande 
war hierdurch nicht präjudiziert. Sie wurden von der Doktrin, was die 
Rechtsfolgen betrifft, seit jeher den schwereren Fällen der Konterbande, 
welche den Verfall des Schiffes nach sich ziehen, gleichgestellt. 

Diese Unterscheidung zweier Kategorien der neutralitätswidrigen Dienste 
— je nach ihrer Schwere und den Rechtsfolgen — kommt denn auch in 
den Leitsätzen zum Ausdruck: „33. Sont passibles de capture les navires 
de commerce neutres transportant des d^tachements militaires, militaires 
isolös, fonctionnaires ou agents ennemis, ou valises diplomatiques ennemies, 
«ans que ce transport constitue le but special du voyage." „34. Les navires 
de commerce neutres entierement ou specialement au Service du belligerant 
ennemi sont passibles du meme traitement qu'ils subiraient s'ils ötaient navires 
de commerce ennemis." 

Die diesen Leitsätzen zugrundeliegenden Ideen fanden allgemein Anklang. 
Nur in zwei Punken erregten die Sätze Widerspruch : 



1) Deux. Conf. de la Paix, t. III, p. 917. 

2) Correspondence (englische Ausgabe) S. 30. 

3) Vgl. die Denkschriften Deutschlands, Österreich -Ungarns, Italiens, der Nieder- 
lande und Rußlands (Proceedings S. 103 ff.). 

10* 
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Deutschland und ihm folgend Rußland und die Niederlande verwahrten 
sich dagegen, daß ein Schiff schon deshalb der Konfiskation unterliege, weil 
es einen einzigen Angehörigen der feindlichen Streitmacht, einen Funktionär 
oder Agenten des Feindes oder eine diplomatische Valise an Bord habe. 

Weiter fand man auch die Formel „entierement ou sp^cialement au 
Service de l'ennemi" allzu vag und vieldeutig i). 

In der Kommission legte die deutsche Delegation, um die Verhandlungen 
zu fördern, einen Entwurf vor, welcher auf der in den Leitsätzen zum Aus- 
druck gebrachten Unterscheidung in zwei Gruppen von Fällen aufgebaut 
war 2). Die erste Gruppe, so kommentierte Dr. Kriege dieses Projekt, umfaßt 
die Fälle der sogenannten Konterbande per analogiam, auf welche der Ver- 
fall des Schiffes gesetzt ist ; die zweite umfaßt die schwereren Fälle, welche 
die Behandlung des Schiffes als eines feindlichen rechtfertigen^). 

Der Entwurf fand in der 6. Kommissionssitzung in der Hauptsache 
allgeraeine Zustimmung, so daß man sogleich in die Spezialdebatte eingehen 
konnte^). Der Meinungsaustausch führte einerseits zu einer einverständlichen 
Präzisierung einer Reihe von im Projekt verwendeten Ausdrücken, anderer- 
seits zu einer Änderung in der Gruppierung und zur Streichung des Punktes 4 
der 2. Gruppe, welcher die vorbehaltene Schiffahrt zum Gegenstande hatte ^). 
Die deutsche Delegation erhielt die Genugtuung, daß ihr Projekt nicht nur 
eine geeignete Grundlage für die Verhandlungen über das schwer zu über- 
sehende Thema der assistance hostile bildete, sondern auch — mit nur 
geringfügigen Modifikationen — zum Beschluß erhoben wurde. Die Ergeb- 
nisse der Verhandlungen wurden zu einem namhaften Teil im G^neralbericht 
reproduziert, welchem sohin gerade in dieser Materie eine große Bedeutung^ 
zukommt. 

In der Einleitung des Kapitels III, welches die Normen über die „Assi- 
stance hostile" enthält, nimmt der Generalbericht auf die Einteilung in zwei 
Gruppen Bezug : „Im allgemeinen kann man sagen, daß das Kauffahrteischiff, 
das durch Beförderung von Kriegskonterbande oder durch Blockadebruch 
die Neutralität verletzt, dem Feinde eine Unterstützung gewährt. Aus diesem 
Grunde kann der Kriegführende, zu dessen Nachteil das Schiff handelt^ 
diesem bestimmte Verluste zufügen. Aber es gibt Fälle, wo die Begünstigung 
des Feindes von besonderer Art ist, so daß man eine eigene Regelung für 
erforderlich erachtet hat. Man hat diese Fälle nach der Schwere des dem 
neutralen Schiff zur Last gelegten Verhaltens in zwei Klassen eingeteilt. 

In den zur ersten Klasse gehörenden Fällen (Artikel 45) wird das 
Schiff konfiszieii; und ebenso behandelt wie ein Schiff, das wegen Beförde- 
rung von Konterbande der Konfiskation unterliegt. Dies bedeutet, daß daa 



1) Proceedings S. 165 f. 

2) Ibidem S. 190, 247. 

3) Ibidem S. 278 f. 

4) Ibidem S. 191 f. 

5) Vgl. unten S. 154. 
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Schiff seine neutrale Eigenschaft nicht verliert und ein Recht auf die den 
neutralen Schiffen gewährleistete Behandlung hat; zum Beispiel könnte es 
von dem nehmenden Kriegsschiff nur unter den für die neutralen Schiffe 
aufgestellten Voraussetzungen (Artikel 48 ff.) zerstört werden; die Regel «die 
Flagge deckt das Gut» kommt auf die an Bord befindliche Ware zur An- 
wendung. 

In den schwereren Fällen, die zu der zweiten Klasse (Artikel 46) ge- 
hören, wird das Schiff gleichfalls konfisziert. Des weiteren wird es aber 
nicht nur wie ein wegen Beförderung von Konterbande der Konfiskation 
unterliegendes Schiff, sondern wie ein feindliches Kauffahrteischiff behandelt, 
Avas gewisse Folgen nach sich zieht. Die Regeln über die Zerstörung neu- 
traler Prisen finden auf das Schiff keine Anwendung, und da dieses zum 
feindlichen Schiffe wird, ist nicht mehr die zweite, sondern die dritte Regel 
der Pariser Deklaration anwendbar. Von der an Bord befindlichen Ware 
wird vermutet, daß sie feindlich ist; die Neutralen haben das Recht, ihr 
Eigentum zurückzufordern, indem sie die neutrale Eigenschaft desselben 
nachweisen (Artikel 59). Man darf indessen nicht so weit gehen, anzu- 
nehmen, daß die ursprünglich neutrale Eigenschaft des Schiffes vollständig 
aufgehoben wird, und daß es so behandelt werden müßte, als wenn es immer 
ein feindliches gewesen wäre. Das Schiff kann behaupten, daß der ihm 
gegenüber erhobene Anspruch nicht begründet sei, daß die ihm zur Last 
gelegte Handlung nicht die Eigenschaft einer neutralitätswidrigen Unter- 
stützung habe. Es hat also das Recht, sich auf Grund der zum Schutze des 
neutralen Eigentums gegebenen Bestimmungen an die internationale Gerichts- 
barkeit zu wenden" i). 

Artikel 45 lautet: „Un navire neutre est confisque et, d'une maniere generale, 
passible du traitement que subirait un navire neutre sujet a confiscation pour 
contrebande de guerre: 

1^ Lorsqu'il voyage specialement en vue du transport de passagers in- 
dividuels incorpores dans la force armee de Fennemi, ou en vue de la trans- 
mission de nouvelles dans Tinteret de Fennemi. 

2^ Lorsqu'ä la connaissance soit du proprietaire, soit de celui qui a 
affr^te le navire en totalite, soit du capitaine, il transporte un detachement 
militaire de Fennemi ou une ou plusieurs personnes qui, pendant le voyage, 
pretent une assistance directe aux Operations de Fennemi. 

1) In der achten Plenarsitzung hatte die niederländische Delegation die An- 
frage gestellt, ob der Eigentümer des neutralen, als feindlich zu behandelnden Schiffes 
gemäß Artikel 3 des Prisenhof abkommen s den Prisenhof anrufen könne. Renault 
erwiderte, die internationale Prisengerichtsbarkeit sei vornehmlich zu dem Zwecke 
eingerichtet worden, um das neutrale Eigentum zu schützen; die Frage also, ob 
das Schiff tatsächlich seine neutrale Eigenschaft verloren habe, unterliege der Ent- 
scheidung des Prisenhofs. Die Gleichstellung mit einem feindlichen Schiff sei zwar 
eine Art von Strafe; allein ob diese Strafe eintreten solle, habe der Prisenhof zu 
entscheiden. — Da diese Erklärung allseits Anklang fand, beschloß man, sie, um 
jeden Zweifel auszuschließen, in den Protokollen zum Ausdruck zu bringen (Pro- 
ceedings S. 208). 



Digitized by 



Google 



150 Hold V. Ferneck, 

Dans les cas vises aux numeros pr^cedents, les marchandises appartenant 
au proprietaire du navire^) sont ^galement sujettes k confiscation. 

Les dispositions du präsent article ne s'appliquent pas si, lorsque le 
navire est rencontr^ en mer, il ignore les hostilit^s, ou si le capitaine, apres 
avoir appris les hostilit^s, n'a pu encore d^barquer les personnes transportees* 
Le navire est reput^ connaitre l'^tat de guerre lorsqu'il a quitte un port 
ennemi apres l'ouverture des hostilit&s ou un port neutre posterieurement a 
la notification en temps utile de l'ouverture de^ hostilites ä la Puissance dont 
releve ce port" ^), 

Der Generalbericht erläutert Artikel 45 folgendermaßen: 

„Der erste Fall setzt Personen voraus, die einzeln reisen ; der Fall einer 
geschlossenen Truppenabteilung wird später behandelt. Es handelt sich um 
Personen, die in die Land- oder Seestreitmacht des Feindes eingereiht sind. 
Über die Bedeutung dieses Eingereihtseins bestanden gewisse Zweifel. Um- 
faßt der Begriff nur solche Personen, welche nach dem Gesetz ihres Landes 
zum Dienste einberufen und tatsächlich zu dem Truppenteil, dem sie an- 
gehören sollen, gestoßen sind, oder umfaßt er diese Personen schon, sobald 
sie einberufen und bevor sie zu ihrem Truppenteil gestoßen sind? Die 
Frage ist von großer praktischer Bedeutung. Man denke an Personen, die 
aus einem Lande des europäischen Kontinents stammen und in Amerika an- 
sässig sind; diese Personen haben ihrem Heimatlande gegenüber militärische 
Verpflichtungen, gehören zum Beispiel zur Reserve des aktiven Heeres dieses 
Landes. Wenn ihr Vaterland in einen Krieg verwickelt wird, schiffen sie 
sich zwecks Erfüllung ihrer Dienstpflicht ein. Sollen sie im Sinne der in 
Rede stehenden Bestimmung als eingereiht angesehen werden? Wollte man 
sich nach der inneren Gesetzgebung gewisser Länder richten, so könnte man 
für die Bejahung der Frage eintreten. Aber abgesehen von rein juristischen 
Gründen schien die entgegengesetzte Meinung den praktischen Bedürfnissen 
besser zu entsprechen und wurde im Geiste der Verständigung allseitig an- 
genommen. Ohne lästige Maßnahmen, die von den neutralen Regierungen 
nicht ruhig hingenommen werden würden, wäre es schwierig oder sogar 
unmöglich, unter den auf einem Schiffe befindlichen Reisenden diejenigen 
herauszufinden, die zu militärischem Dienste verpflichtet sind und die Fahrt 
machen, um dieser Verpflichtung zu genügen ^). 



1) Nicht dagegen diejenigen, welche dem Charterer oder dem Kapitän gehören ; 
auch Artikel 42 läßt lediglich die dem Eigentümer der Konterbande gehörigen Waren 
verfallen. 

2) Vgl. oben S. 138. 

3) V^l. R68um6 der sechsten Kommissionssitzung: „Es wurde ausgeführt, daß 
unter Ziffer 2 des deutschen Vorschlages („incorpores", Annex 55) solche Personen 
fallen, die in die Kaders der Armee eingereiht und den militärischen Gesetzen und 
der militärischen Disziplin unterworfen sind, nicht aber Rekruten und Reservisten, 
die sich auf der Fahrt nach ihrem Lande befinden, um ihre militärischen Pflichten 
zu erfüllen . . . Wollte man weitergehen und das Recht der Konterbande per ana- 
logiam auf alle Personen anwenden, die nach dem Rechte üires Landes zu einer 
militärischen Dienstleistung verpflichtet sind, so würde man fast allen männlichen 
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Die Nachrichtenbeförderung 1) im Interesse des Feindes wird der Be- 
förderung der in seine Kriegmacht eingereihten Personen gleichgestellt. Es 
wird von dem Schiffe, welches die Fahrt eigens zum Zwecke macht, ge- 
sprochen, um darauf hinzuweisen, daß es sich nicht um den gew^öhnlichen 
Dienst des Schiffes handelt. Es ist von seiner Falirt abgewichen; es hat 
einen Hafen, den es gewöhnlich nicht besucht, angelaufen, um die in Frage 
stehende Beförderung auszuführen. Es ist nicht notwendig, daß es aus- 
schließlich zum Dienste des Feindes bestimmt ist; dieser Fall würde zur 
zweiten Kategorie gehören, Artikel 46, Ziffer 4. 

In den beiden Fällen, von welchen soeben die Rede gewesen ist, handelt 
es sich um eine einzelne Unternehmung des Schiffes ; es ist beauftragt worden, 
eine bestimmte Beförderung auszuführen oder bestimmte Nachrichten zu über- 
bringen, aber es ist nicht fortgesetzt für den Dienst des Feindes verpflichtet. 
Daraus ergibt sich, daß es wohl während der Fahrt, auf der es die ihm 
anvertraute Unternehmung ausführt, saisiert werden kann; ist diese Fahrt 
aber beendet, so ist alles erledigt, dergestalt, daß das Schiff wegen Aus- 
führung der erwähnten Unternehmung nicht mehr saisiert werden kann. 
Dies entspricht der in Ansehung der Konterbande aufgestellten Bestimmung 
(Artikel 38). 

Der zweite Fall teilt sich in gleicher Weise. 

Beförderung einer geschlossenen feindlichen Truppenabteilung oder Be- 
förderung einer oder mehrerer Personen, die während der Fahrt die Ope- 



Angehörigen eines Staates mit allgemeiner Wehrpflicht die Benützung neutraler 
Schifl'e unmöglich machen . . . Der Vorschlag bezweckt im übrigen für diese Frage 
die gleiche Lösung, wie sie die analoge Frage im Landkrieg gefunden hat, wo der 
ein feindliches Gebiet besetzende Kriegführende nur solche Personen zu Kriegs- 
gefangenen machen darf, welche bereits die Waffen tragen, nicht aber solche, 
welche in der Eigenschaft als Eekniten oder Reservisten zu den Fahnen einberufen 
werden" (Proceedings S. 192). Pastureau bemerkt zutreffend, Art. 45, Z. 1 werde 
nur Anwendung finden, wenn höhere Offiziere reisen, „dont le role peut präsenter 
une süffisante importance pour qu'on les transporte specialement" ; 1. c. S. 44. 

1) Vgl. R6sum6 der sechsten Kommissionssitzuug : „Bezüglich der Beförderung 
von Nachrichten wurde darauf verwiesen, daß die Beförderung der Post durch das 
im Haag 1907 geschlossene Abkommen über gewisse Beschränkungen in der Aus- 
übung des Seebeuterechts im Seekrieg geregelt sei. Im übrigen wurde hervor- 
gehoben, daß der Vorschlag über die Beförderung von Nachrichten ganz allgemein 
gilt, gleichviel, ob es sich um Depeschen., um Nachrichtenübermittlung mittelst 
drahtloser Telegraphie oder um mündliche Überbringung handelt. Das ist im ein- 
zelnen eine Beweisfrage, die allerdings im letzteren Falle mit Schwierigkeiten ver- 
bunden ist" (Proceedingfs S. 191 f.). Artikel 45, Abs. 1 läßt sich nicht ohne weiteres 
auf ein neutrales Schiff anwenden, welches ausfährt, um einem Berichterstatter zu 
ermöglichen, Nachrichten vom Kriegsschauplatz einzuziehen und seinem Blatte ein- 
zusenden. Denn der Korrespondent versendet die Nachrichten nicht im Interesse 
des Feindes. Wird aber dieser durch die Nachrichten orientiert, so kann der be- 
nachteiligte Kriegführende das Schiff wegweisen oder, wenn dies nicht genügt, 
wegnehmen und sequestrieren und den Berichterstatter je nach seiner Schuld zur 
Verantwortung ziehen. Steht der Journalist jedoch im Solde des Feindes, so kann 
ihn der Kriegführende als Spion behandeln und das Schiff konfiszieren, je nachdem 
die Voraussetzungen der Artikel 45 und 46 gegeben sind. Vgl. Pastureau, 1. c. 
S. 78 ff., der allerdings die Interessen der Kriegführenden kaum gebührend würdigt.' 
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rationell des Feindes unmittelbar, zum Beispiel durch Abgabe von Signalen, 
unterstützen. Handelt es sieh um Soldaten oder Matrosen in Uniform, st) 
besteht kein Zweifel. Das Schiff unterliegt offenbar der Konfiskation. Handelt 
es sich um Soldaten oder Matrosen in bürgerlicher Kleidung, die für ge- 
wöhnliche Reisende gehalten werden können, so ist die Kenntnis des Kapi- 
täns oder Eigentümers erforderlich, wobei derjenige, der das Schiff* gechartert 
hat, dem Eigentümer gleichgestellt wird i). Dieselbe Regel findet Anwendung, 
wenn es sich um Personen handelt, die den Feind während der Fahrt un- 
mittelbar unterstützen. 

Wird in diesen Fällen das Schiff wegen der von ihm geleisteten neutra- 
litätswidrigen Unterstützung konfisziert, so sind die dem Eigentümer des 
Schiffes gehörenden Waren ebenfalls zu konfiszieren. 

Diese Bestimmungen setzen voraus, daß der Kriegszustand dem Schiffe, 
das die bezeichneten Unternehmungen ausführt, bekannt war; eine solche 
Kenntnis begründet und rechtfertigt die Konfiskation. Die Sache liegt ganz 
anders, wenn das Schiff vom Beginne der Feindseligkeiten nichts weiß, in- 
dem es die Unternehmung in Friedenszeiten auf sich genommen hat. Es 
hat vielleicht auf See den Beginn der Feindseligkeiten erfahren, ohne aber 
die beförderten Personen ausschiffen zu können. Die Konfiskation wäre 
dann ungerecht, und die billige Regel, die Annahme gefunden hat, steht im 
Einklänge mit den schon bei anderen Gelegenheiten angenommenen Bestim- 
mungen -). Wenn das Schiff einen feindlichen Hafen nach Beginn der Feind- 
seligkeiten oder einen neutralen Hafen nach Bekanntgabe des Beginns der 
Feindseligkeiten an die diesen Hafen innehabende Macht verlassen hat, ist 
die Kenntnis des Kriegszustandes zu vermuten. 

Es handelt sich hier nur darum, die Einziehung des Schift'es zu ver- 
hindern. Die an Bord befindlichen Pei^sonen, die zur feindlichen Streitmacht 
gehören, können von dem Kreuzer zu Kriegsgefangenen gemacht werden" ^). 

Artikel 46 lautet: „Un navire neutre est confisqu^ et, d'une maniere generale, 
passible du traitement qu'il subirait s'il 6tait un navire de commerce ennemi : 

1^ Lorsqu'il prend une part directe aux hostilites. 

2^ Lorsqu'il se trouve sous les ordres ou sous le contröle d'un agent 
place a bord par le Gouvernement ennemi. 



1) Die Gleichstellung besagt jedoch nicht, daß auch die Waren des Charterers 
verfallen; vgl. oben S. 150, Fußnote 1. 

2) Vgl. Artikel 14 und 43, welch letzterm Artikel 45, letzter Absatz nachgebildet 
wurde, und die Bemerkungen hierzu oben S. 140 ff. 

3) Auch wenn die Konfiskation des Schiffes nicht gestattet ist, sollen doch die 
an Bord befindlichen Militärpersonen gemäß Artikel 47 zu Kriegsgefangenen ge- 
macht werden können ; es wäre in der Tat zu viel verlangt, einem Kriegführenden 
die Verpflichtung aufzuerlegen, daß er ganze feindliche Regimenter oder Detache- 
ments einzig und allein aus dem Grunde freilassen soll, weil sie sich an Bord eines 
nicht der Konfiskation unterliegenden Schitfes befinden. Diese Bestimmung gilt im 
übrigen auch für den Fall, daß eine einzelne Militärperson, etwa ein höherer feind- 
licher Offizier, sich an Bord eines solchen Schiffes befindet (Resum6 der sechsten 
Kommissionssitzung, Proceedings S. 192). Vgl. unten S. 154 ff. 
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3^ Lorsqu'il est aflFrete en totalite par le Gouvernement ennemi. 

4:^ Lorsqu'il est actuellement et exclusivement affeet^, soit au transport 
de troupes ennemis, soit ä la transmission de nouvelles dans l'int^röt de 
rennemi. 

Dans les cas vises par le present article, les inarchandises appartenant 
au propri^taire d« navire sont egalement sujettes ä confiscation." 

Auch diese Bestimmung erscheint im Generalhericht eingehend erläutert : 
,^Die hier vorgesehenen Fälle sind schwererer Art, als die des Artikels 45, 
was nach den obigen Ausführungen die strengere Behandlung des Schilfes 
rechtfertigt. 

Erster Fall. Das Schiff beteiligt sich unmittelbar an den Feindselig- 
keiten. Dies kann in verschiedener Weise geschehen. Selbstverständlich ist 
das Schiff bei einem bewaffneten Zusammenstoß allen Gefahren eines solchen 
ausgesetzt. Es wird vorausgesetzt, daß es in die Gewalt des Feindes ge- 
fallen ist, den es bekämpft hat; dieser ist berechtigt, es wie ein feindliches 
Kauffahrteischiff zu behandeln. 

Zweiter Fall. Das Schiff steht unter dem Befehl oder unter der 
Aufsicht eines von der feindlichen Regierung an Bord gesetzten Agenten. 
Dessen Anwesenheit kennzeichnet die zwischen dem Feinde und dem Schiffe 
bestehende Verbindung. Das Schiff kann auch unter anderen Umständen 
mit dem Feinde in Verbindung stehen ; alsdann müßte aber, damit es der 
Einziehung unterliegt, der dritte Fall zutreffen. 

Dritter Fall. Das Schiff ist von der feindlichen Regierung gechartert. 
Es steht also vollständig zur Verfügung dieser Regierung, die sich seiner zu 
verschiedenen, mehr oder weniger mit dem Kriege unmittelbar zusammen- 
hängenden Zwecken, besonders zur Ausführung von Transporten bedienen 
kann; so liegt der Fall bei Kohlenschiffen, die eine kriegführende Flotte 
begleiten. Oft wird eine schriftliche Urkunde über die Charterung von der 
kriegführenden Regierung und dem Eigentümer oder dem Kapitän des Schiffes 
errichtet sein; aber das ist lediglich eine Beweisfrage. Die Tatsache der 
Charterung genügt, wie immer sie bewiesen werden mag. 

Vierter Fall. Das Schiff ist derzeit i) ausschließlich zur Beförderung 
feindlicher Truppen oder von Nachrichten im Interesse des Feindes bestimmt. 
Zum Unterschied von den im Artikel 45 vorgesehenen Fällen handelt es sich 
hier um einen ständigen Dienst, für den das Schiff bestimmt ist. Deshalb 
wurde auch vorgeschrieben, daß, solange diese Bestimmung dauert, das Schiff 
der Beschlagnahme unterliegt, wenngleich es zu der Zeit, wo es von einem 
feindlichen Kreuzer angehalten wird, keine Truppen oder keine Nachrichten 
befördert. 

Wie in den Fällen des Artikel 45 und aus denselben Gründen unter- 
liegen auch die Waren der Konfiskation, die dem Eigentümer des Schiffes 

gehören und sich an Bord des Schiffes befinden. 

♦ 

1) D. h. im Augenblick seiner Anhaltung durch ein Kriegsschiff des benach- 
teiligten Kriegführenden. 
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Man hatte vorgeschlagen, als feindliches KauffahrteischiÖ* auch das neu- 
trale Schiff anzusehen, welches derzeit mit Ermächtigung der feindlichen 
Regierung eine Fahrt ausführt, wozu es erst nach Beginn der Feindseligkeiten 
oder innerhalb zweier Monate vorher ermächtigt worden ist. Das würde 
besonders auf neutrale Kauffahrteischiffe Anwendung finden, die von einem 
Kriegführenden zu einer in Friedenszeiten der eigenen Handelsflotte dieses 
Kriegführenden vorbehaltenen Schiffahrt — zum Beispiel zur Küstenschiff- 
fahrt — zugelassen sind. Mehrere Delegationen haben diesen Vorschlag in 
aller Form zurückgewiesen, so daß die hier aufgeworfene Frage offen ge- 
blieben ist" 1). 

Gegebenenfalles wird es Sache des Prisenhofes sein, zu entscheiden, ob 
die Besorgung eines „trafic r^serv^" dem neutralen Schiffe den feindlichen 
Charakter aufprägt. 

Gemäß Artikel 45, Ziffer 1 verfällt ein neutrales Schiff der Konfiskation, 
falls es die Reise eigens zum Zweck der Beförderung einzelner in die feind- 
liche Streitmacht eingereihter Personen („passagers indivuels incorpores dans 
la force arm^e de l'ennemi") unternimmt *^). Wird ein solches Schiff saisiert, 
so ist es in einen Prisenhafen zu bringen. Selbstverständlich werden die 
Soldaten oder Matrosen des feindlichen Staates nicht freigelassen, sondern 
als Kriegsgefangene behandelt. 

Es kann nun auch vorkommen, daß solche Personen auf einem Schiffe 
reisen, welches der Konfiskation nicht unterliegt, weil zum Beispiel der 
Kapitän den militärischen Charakter der Personen nicht kannte, oder das 
Schiff* die Reise nicht eigens zum Zwecke der Beförderung solcher Personen 
ausführte. Gleichwohl kann sie der Kriegführende festnehmen, denn 
Artikel 47 bestimmt: 

„Tout individu incorpore dans la force arm^e de Fennemi et qui sera 
trouve a bord d'un navire de commerce neutre, pourra etre fait prisonnier 
de guerre, quand meme il n'y aurait pas Heu de saisir ce navire." 

1) Vgl. Ziffer 4 des in der fünften Kommissionssitzung eingebrachten deutschen 
Antrages, zu welchem Dr. Kriege folgende Erläuterung gab: Wir haben eine 
Bestimmung aufgenommen, die sich besonders im englischen Rechte findet und auf 
welche die englische Denkschrift . . . Bezug nimmt. Danach sollen Schiffe, die 
derzeit mit Genehmigung der feindlichen Regierung eine Fahrt ausführen, zu der 
sie erst nach Beginn des Krieges oder während einer bestimmten Periode vorher 
die Erlaubnis erhalten haben, als feindliche Schiffe behandelt werden. Da jedoch 
eine solche Vorschrift sich nicht in dem Rechte aller Staaten findet, bestehen wir 
nicht auf ihrer Aufnahme in das zu schließende Übereinkommen. Wir stellen viel- 
mehr der Konferenz die Entscheidung dieser Frage anheim und sind bereit, unseren 
Vorschlag zurückzuziehen, wenn sich die Konferenz auf einen anderen Standpunkt 
stellen sollte (Proceedings S. 279). „Die in Ziifer 4 behandelte Frage — besagt 
das Resume der sechsten Kommissionssitzung — , welche die sog. Lizenzfahrten 
betrifft, birgt große Schwierigkeiten in sich. Ein Meinungsaustausch . . . ließ er- 
kennen, daß einerseits der hier vorgesehene Fall nicht in die Kategorie der assi- 
stance hostile gehört, daß aber andererseits den neutralen Schiffen auch nicht das 
Recht vorbehalten werden wollte, im Kriege unter Beibehaltung ihrer neutralen 
Eigenschaft einen Handelsverkehr zu betreiben, der, wie z. B. die Cabotage, im 
Frieden ausschließlich den nationalen Schiffen vorbehalten ist" (Proceedings S. 193). 

2) Vgl. oben S. 149 f. und unten S. 159. 
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„Der kriegführende Kreuzer — sagt der Generalbericht — kann nicht 
gezwungen werden, im aktiven Dienste stehende Feinde freizulassen, die sich 
tatsächlich in seiner Gewalt befinden und die gefährlicher sind, als diese oder 
jene Konterbandegegenstände. Natürlich muß er mit vieler Vorsicht handeln 
und wenn er die Überstellung dieser Personen fordert, so tut er dies auf 
seine eigene Verantwortung; aber er hat ein Recht darauf. Deshalb schien 
eine Klarstellung dieses Punktes erforderlich"^). 

Die Kriegführenden sind also berechtigt, an Bord aller neutralen Schiffe, 
sie mögen sich einer neutralitätswidrigen Unterstützung schuldig gemacht 
liaben oder nicht, sie mögen der Konfiskation unterliegen oder nicht, An- 
gehörige der feindlichen Streitmacht festzunehmen und kriegsgefangen zu 
machen — vorausgesetzt, daß sich die Schiffe auf hoher See oder in den 
Küstengewässem der kriegführenden Staaten befinden. Die neutrale Flagge 
deckt die feindlichen Waren, aber nicht die feindlichen Soldaten. Kann die 
Überstellung auf See stattfinden, so liegt kein Anlaß vor, das Schiff in einen 
Hafen zu bringen. Ist jedoch 'der Kriegführende nicht in der Lage, die 
festzunehmende Person auf See an Bord seines Schiffes zu nehmen, so muß 
er befugt sein, das Schiff zu saisieren. Es würde daher in Artikel 47 statt 
des Wortes „saisir" besser das Wort „confisquer" vei-wendet worden sein. 

Die Annahme des Artikels 47 war in London nicht leicht durchzusetzen. 
In der vierten Plenarsitzung erklärte die britische Delegation, England habe 
niemals den Grundsatz anerkennen wollen, daß eine unter den Schutz einer 
neutralen Flagge gestellte Person auf diese Weise behandelt würde ^). In 
der 10. Kommissionssitzung behielt sich die amerikanische Vertretung vor, 
zunächst bei ihrer Regierung Instruktionen einzuholen^). Die französische 
Delegation erklärte, zu der Frage der „incorpores" überhaupt nicht sogleich 
Stellung nehmen zu wollen *). Speziell in Frankreich war und ist die Auf- 
fassung verbreitet, daß die auf französischen Schiffen reisenden Personen 
den Schutz der französischen Flagge genießen, und Frankreich war seit 
jeher geneigt, die Visitation seiner Schiffe durch fremde Kriegsschiffe, sowie 
Maßnahmen fremder Staaten gegen die an Bord seiner Schiffe Reisenden 
nach Möglichkeit auszuschließen'^). 

Bei dieser traditionellen Empfindlichkeit großer Seemächte gegen ein 
Einschreiten fremder Kriegsschiffe wider ihre Handelsfahrzeuge gewinnt die 



1) Proceedings S. 365; vgl. oben S. 152 Note 3. 

2) Ibidem S. 165. 

3) Proceedings S. 206. In der zehnten Plenarsitzung eröffnete die amerika- 
nische Delegation, ihre Regierung stehe zwar dem Vorschlage ablehnend gegenüber, 
nehme ihn aber aus Entgegenkommen gleichwohl an (Proceedings S. 216). 

4) Proceedings S. 192. 

5) So hat z. B. Frankreich die Generalakte der Brüsseler Antisklaverei-Kon- 
ferenz vom 2. Juli 1890 nur mit Vorbehalt der Artikel ratifiziert, die sich auf die 
Sistierung der des Sklavenhandels verdächtigen Schiffe beziehen. Aus den gleichen 
Erwägungen hatte diese Macht bereits den Londoner Vertrag wegen Unterdrückung 
des Handels mit afrikanischen Negern vom 26. Dezember 1871 — obwohl sie zu 
den Signataren gehörte — nicht ratihabiert. 
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Frage an Bedeutung, ob die Festnahme von Personen an Bord neutraler 
Schiffe im Sinne des Artikel 47 nur dann zulässig ist, wenn zweifelsfrei 
konstatiert ist, daß diese Pei^sonen der feindlichen Streitmacht angehören, 
oder schon dann, wenn ein Verdacht vorliegt. Die zitierte Stelle aus dem 
Generalbericht, welche davon spricht, daß der Kriegführende mit „grande 
discrötion" handeln muß, und daß er mit der Gefangennahme von Personen an 
Bord neutraler Schiffe eine schwere Verantwortung übernimmt^), deutet an, 
wie vorsichtig die Konferenz die Frage behandelt wissen wollte. Um die 
Bedenken der englischen Delegation zu beschwichtigen, hatte der deutsche 
Delegierte Dr. Kriege in der fünften Kommissionssitzung sogar erklärt: 
„Wir sind der Ansicht, daß in allen Fällen, selbst wenn das Schiff der 
Konfiskation nicht unterliegt, die Angehörigen der feindlichen Streitmacht, 
welche an Bord eines angehaltenen neutralen Schiffes angetroffen werden, 
kriegsgefangen genommen werden können. Ich besorge nicht, daß eine 
solche Bestimmung zu Mißbräuchen führen kann, da der Kommandant des 
Kriegsschiffes eine schwere Verantwortung auf sich nähme, wenn er sein 
Mandat überschreiten und unbefugterweise Personen festnehmen würde. Er 
wird nur solche Personen zu Gefangenen machen, deren militärischen 
Charakter er sicher kennt" ^^^ 

Es ist gleichwohl durchaus fraglich, ob der Kriegführende nur gegen 
solche Personen einschreiten kann, von welchen zweifelsfrei feststeht, daß 
sie der feindlichen Streitmacht angehören. Man hat im Schöße der Konferenz 
ausdrücklich auf die Analogie des Falles mit der Kriegskonterbande hinge- 
wiesen 3). Nun darf der Kriegführende sicherlich gegen ein Schiff ein- 
schreiten, von dem er begründeterweise vermutet, daß es Konterbande an 
Bord hat. Volle Gewißheit hierüber ist nicht vonnöten und nirgends er- 
fordert. Häufig genug wird es auf hoher See gar nicht möglich sein, völlige 
Sicherheit darüber zu gewinnen, ob ein Gegenstand als Konterbande anzu- 
sehen sei. Man denke etwa an die Chemikalien, die auf der Freiliste stehen. 
Und so wird denn auch, wenn es sich um ein Einschreiten gegen Personen 
handelt, nicht verlangt werden können, daß der Kriegführende des militäri- 
schen Charakters dieser Personen völlig gewiß sei ; es wird vielmehr genügen, 
wenn Anhaltspunkte vorliegen, die es als wahrscheinlich erscheinen lassen, 
daß die Personen der gegnerischen Armee oder Flotte angehören. Nur diese 
Auffassung trägt der Bestimmung des Artikels 64 der Londoiler Deklaration 
Rechnung, welche ganz allgemein den Kriegführenden von der Haftung 
liberiert, wenn er „motifs suffisants" hatte, ein Schiff oder eine Ware zu sai- 
sieren, mag auch die Beschlagnahme von der Prisengerichtsbarkeit nachträglich 
nicht bestätigt worden sein. Die besondere Verantwortlichkeit, die der Komman- 
dant des Kriegsschiffes nach der Äußerung der deutschen Delegation und 



1) Vgl. oben S. 155. 

2) Proceedings S. 279. 

3) Vgl. z. B. die Äußerung des englischen Delegierten Crowe (Proceedings 
S. 165). 
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nach dem Generalbericht auf sich nimmt, Avenn er gegen Personen an Bord 
neutraler Schiffe einschreitet, gründet darin, daß sich weder die festge- 
nommene Person, noch der Eigentümer des neutralen Schiffes an die Prisen- 
gerichtsbarkeit, zumindest nicht an den internationalen Prisenhof wenden 
kann: der Offizier setzt daher seine Regierung einer diplomatischen Rekla- 
mation aus^). Trifft die vorstehend entwickelte Ansicht zu, dann muß aber 
dem Kriegführenden das Recht zugebilligt werden, zu untersuchen und 
festzustellen, ob die festgenommene Person tatsächlich der feindlichen Streit- 
macht angehört oder nicht. Oder anders ausgedrückt : Hat ein Kriegführender 
an Bord eines neutralen Schiffes eine Person festgenommen, deren Zuge- 
hörigkeit zur feindlichen Armee oder Flotte bestritten wird — sei es, daß 
die Bestreitung von der Person selbst oder vom Kapitän des Schiffes oder 
von der neutralen Regierung ausgeht — , so ist der Kriegführende berechtigt 
und verpflichtet, eine Untersuchung einzuleiten. Keinesfalls könnte die 
neutrale Regierung beanspruchen, daß ihr die Führung der Untersuchung 
überlassen werde, so wenig es der Regierung des neutralen Staates zukommt^ 
im Zweifelsfalle zu untersuchen und festzustellen, ob eine vom Kriegführenden 
beschlagnahmte neutrale Ware als Konterbande anzusehen ist 2). 



1) Proceedings S. 206. 

2) Während die reiche Fülle von Antezedentien aus den Seekriegen der 
früheren Zeit kein Beispiel dafür bietet, daß ein Kriegführender eine der feindlichen 
Streitmacht angehörige Person an Bord eines neutralen Schiffes gefangen genommen 
hätte, erlangte Artikel 47 der Londoner Deklaration binnen kurzem Aktualität. Im 
Kriege gegen die Türkei schritten die Italiener gegen den französischen Dampfer 
Manouba, sowie gegen den österreichischen Dampfer Bregenz ein, um An- 
gehörige der türkischen Armee an Bord dieser Schiffe festzunehmen. Im griechisch- 
türkischen Krieg nahmen die Hellenen an Bord eines österreichischen Dampfers 
im Piräus einen türkischen Ofl&zier nach heftiger Gegenwehr gefangen. Während 
die letztgenannten Fälle keinerlei Weiterungen zur Folge hatten, da der Tatbestand 
des Artikels 47 ohne Zweifel gegeben war und Österreich -Ungarn diese Norm als 
geltendes Recht anerkannte, führte der Fall Manouba zu bedenklichen Kontro- 
versen zwischen der französischen und der italienischen Regierung, bis endlich die 
beiden Streitteile den Haager Schiedshof anriefen. Der Streit drehte sich gerade 
um die Frage, ob der Kriegführende befugt war, die fraglichen Personen festzu- 
nehmen, wiewohl ihr militärischer Charakter nicht ganz sicher feststand. Der 
Schiedshof, der — abgesehen vom Präsidenten Hammars kjöld — ausnahmslos 
aus Mitgliedern bestand, die in London als Delegierte fungiert hatten (Kriege, 
Renault, Fusinato, Baron Taube), fällte seinen Spruch am 6. Mai 1913. 
Der Spruch nimmt auf die Londoner Deklaration nicht Bezug, haben doch die 
Streitteile die Londoner Deklaration bis heute nicht ratifiziert. Freilich hatte Italien 
zu Beginn des Krieges erklärt, sich an die Londoner Deklaiation halten zu wollen, 
soweit nicht Normen der italienischen Gesetze dawider stehen, Qowie auch die 
Türkei sich im Verlaufe des Krieges zwar nicht ausdrücklich, aber doch tatsächlich 
in mancher Hinsicht auf den Boden der Deklaration gestellt hat. Der Schieds- 
spruch stellt den Tatbestand in der Angelegenheit Manouba folgendermaßen fest : 
„Der französische Postdampfer Manouba der Compagnie de Navigation 
Mixte wurde, als er seine regelmäßige Route Marseille-Tunis befuhr, am 18. Jänner 
1912 gegen 8 Uhr morgens in der Nähe der Insel San Pietro vom kgl. italienischen 
Zerstörer Agordat angehalten und, nachdem festgestellt war, daß er 29 türkische 
Passagiere an Bord führte, welche verdächtig schienen, der türkischen Armee an- 
zugehören, aufgebracht und nach Cagliari geführt. Nachdem er dort am selben 
Tage gegen 5 Uhr angelangt war, forderten die italienischen Behörden den Kapitän 
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Artikel 47 sieht nach seinem Wortlaute lediglich die Festnahme solcher 
Individuen vor, welche der feindlichen Streitmacht angehören. Nach der tiber- 

der Manouba auf, ihnen die 29 Passagiere zu überstellen. Da sich der Kapitän 
weigerte, erklärten die Behörden das Schiff für saisiert. Erst am 19. Jänner um 
4 Uhr 30 Minuten nachmittags lieferte der Kapitän auf Aufforderung des franzö- 
sischen Vizekonsuls in Cagliari die 29 Passagiere den italienischen Behörden aus. 
Die Manouba wurde sohin freigegeben und setzte am selben Tage um 7 Uhr 
20 Minuten die Reise nach Tunis fort." Die Entscheidung, welche der Schiedshof 
fällte, kann zwar nicht ohne weiteres für die Interpretation des Artikels 47 und 
insbesondere nicht ohne weiteres für die Beurteilung der Frage verwertet werden, 
ob gegebenenfalls der Kriegführende oder der Neutrale berechtigt ist, festzustellen, 
ob die Personen tatsächlich der feindlichen Streitmacht angehören ; denn das Schieds- 
gericht beruft sich auf einen „accord verbalement intervenu entre les deux Gouver- 
nements, le 17 janvier 1913, relativement au contr61e des passagers embarques sur 
le paquebot «Manouba»", eine Vereinbarung, welche nicht publiziert wurde. Gleich- 
wohl scheint die Motivierung der Entscheidung geeignet, die im Texte vertretene 
Auffassung zu stützen. Sie besagt in der Hauptsache: „Consid^rant que Jes auto- 
rites navales italiennes avaient, lors de la capture du «Manouba», des motifs suffi- 
sants de croire que les passagers ottomans qui s'y trouvaient embarques 6taient, 
au moins en partie, des militaires enroles dans l'armee ennemi; que ces autorites 
avaient, par consequent, le droit de se les faire remettre; Consid^rant qu'elles pou- 
vaient, k cet effet, sommer le capitaine de les livrer, ainsi que prendre, en cas de 
refus, les mesures necessaires pour l'y contraindre ou ponr s'emparer de ces passa- 
gers; Considerant, d'autre part, que meme etant adrais que les passagers ottomans 
aient pu etre consid6r6s corame formant une troupe ou un detachement militaire, 
rien ne permettait de r^voquer en doute rentiere bonne foi de Tarmateur et du 
capitaine du «Manouba» ; Considerant que, dans ces circonstances, les autorit^s 
navales italiennes n'ötaient pas en droit de capturer le «Manouba» et de le faire 
dövier pour suivre l'^Agordat» ä Cagliari si ce n'est comme moyen de contrainte 
et aprös que le capitaine eüt refuse d'ob^ir k une sommation de livrer les passa- 
gers ottomans ; que, aucune sommation de ce genre n'ayant eu lieu avant la capture, 
Tacte de capturer le «Manouba» et de l'amener ä Cagliari n'etait pas legitime; 
Considerant que la sommation faite k Cagliari ^tant rest^e sans effet immediat, les 
autorites navales italiennes avaient le droit de prendre les mesures de contrainte 
necessaires et, specialem ent, de retenir le «Manuoba» jusqu'ä ce que les passagers 
Ottomans fussent livr6s; que la saisie effectuee n'6tait legitime que dans les limites 
d'un sequestre temporaire et conditionnel; Considerant enfin que les autoritös navales 
italiennes avaient le droit de se faire livrer et d'arreter les passagers ottomans ..." 
Man darf wohl als sicher annehmen, daß die Streitteile im erwähnten „accord" sich 
eben dahin geeinigt haben, daß der Kriegführende den Kapitän zur Übergabe der 
Personen auffordern darf, wenn „motifs suffisants" vorliegen, daß die Personen der 
feindlichen Streitmacht angehören, und daß er im Falle der Weigerung Zwangs- 
maßregeln ergreifen, eventuell das Schiff aufbringen darf, um sodann im Hafen das 
Nötige vorzukehren, damit die Überstellung der Personen an die Behörden statt- 
finde. Sind die Personen in der Gewahrsame des Kriegführenden, dann ist das 
Schiff — wenn nicht eine r6sistance oppos^e im Sinne des Artikels 63 vorlag, 
welche die Konfiskation rechtfertigt — wieder freizugeben. Sache des Kaptors ist 
es sodann, zu prüfen, ob die Personen der feindlichen Streitmacht tatsächlich an- 
gehören. Bejahendenfalls kann er sie als Kriegsgefangene behandeln ; vemeinenden- 
falls kann er diejenigen Maßnahmen gegen sie ergreifen, welche sonst in Kriegs- 
zeiten gegen Angehörige des feindlichen Staates getroffen werden können, die nicht 
der feindlichen Streitmacht angehören. Rapisardi-Mirabelli berichtet, man 
habe sich in Frankreich im Falle Manouba berufen auf „un pr^tendu accord 
passe entre Tambassadeur d'Italie ä Paris et M. Poincarö, accord d'apr^s lequel 
l'Italie aurait rerionc^ ä arreter le vapeur qui transportait ces passagers, pour 
s'assurer de leur veritable qualit^, et la iYance ä son tour se serait engag6e k pro- 
c6der elle-meme k pareil examen, des qu'ils seraient arrives ä Tunis." Rapisardi 
hegt allerdings Zweifel, daß eine solche Abrede getroffen wurde, zumal Herr 
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einstimmenden Lehre und Praxis können jedoch in einem Kriege auch Personen 
zu Kriegsgefangenen gemacht werden, welche nicht der feindlichen Streitmacht 
angehören ; so unter allen Umständen das Staatsoberhaupt und die Mitglieder 
der regierenden Familie, dann alle Personen, welche nach ihrer Stellung 
entscheidenden Einfluß auf den Verlauf des Krieges zu üben in der Lage 
sind, wie die Minister und andere hohe Funktionäre. Es fragt sich, ob 
solche Personen gleich den Militärs festgenommen werden dürfen, wenn sie 
an Bord eines neutralen Schiffes angetroffen werden. Die Frage ist wohl 
zu bejahen. Denn das Interesse des Kriegführenden, sie nicht unbehindert 
ihre Reise fortsetzen zu lassen, kann ebenso groß, ja weit größer sein, 
als das Interesse, einzelne Offiziere oder Soldaten an der Teilnahme am 
Kriege zu verhindern. Danach ist Artikel 47 dahin zu interpretieren, daß 
alle Personen an Bord neutraler Schiffe zu Kriegsgefangenen gemacht 
werden können, die nach geltendem Völkerrecht kriegsgefangen genommen 
werden können i). In diesem weiteren Sinne müßte folgerichtig auch 
Artikel 45, Z. 1, ausgelegt werden 2). 

Die Bestimmungen der Londoner Deklaration über die assistance hostile 
gedenken nicht des Falles, daß ein neutrales Schiff sich dadurch einer Be- 
günstigung des Feindes schuldig macht, daß es Agenten oder Funktionäre 
der feindlichen Regierung an Bord führt. Eine solche Beförderung treffen 
daher nur dann die auf die neutralitätswidrige Unterstützung gesetzten 
Rechtsfolgen, wenn einer der Tatbestände des Artikels 46 — Artikel 45 
kommt hierbei kaum in Betracht (vgl. oben S. 151, Note 1) — gegeben ist. 

Auch darüber schweigt die Londoner Akte, ob die Depeschen, deren 
Beförderung eine neutralitätswidrige Dienstleistung darstellt (Artikel 45, Z. 1 
und Artikel 46, Z. 4) und die sich etwa an Bord des Schiffes vorfinden, der 
Konfiskation unterliegen. Es ist wohl nicht zweifelhaft, daß dem Krieg- 
führenden das Recht zusteht, solche Depeschen an sich zu nehmen. 



Poincare sich in seinen Weisungen an den französischen Geschäftsträger in Rom 
und an den französischen Vizekonsul in Cagliari auf Artikel 10 des Haager Ab- 
kommeus betreffend die Anpassung der Grundsätze der Genfer Konvention an den 
Seekrieg stützte ; 1. c. S. 186 f. Auch von französischer Seite wird die Berechtigung 
des Kiiegführenden, die Untersuchung über den militärischen Charakter der gemäß 
Artikel 47 sistierten Personen zu führen, anerkannt. Pastureau gibt zu: „En 
principe, le helligerant decidera du caractöre des passagers trouv6s ä bord du navire 
neutre" ; er fügt jedoch bei: „mais si l'Etat duquel celui-ci rel^ve intervient et 
fi'offre lui-meme ä faire l'enquete, il n'y a aucune raison de lui refuser ce droit, 
parce qu'il n'y en a pas pour suspecter sa sincörite.'* Hierbei beruft sich Pastu- 
reau auf die Analogie mit dem Geleitrecht (1. c. S. 114 f.). Dies ist jedoch nicht 
schlüssig. Denn im Falle des Artikel 47 handelt es sich in der Regel um einen 
Akt auf hoher See, welchem ein Vertreter des neutralen Staates nicht assistiert. 
Vgl. auch Fiore, Jahrbuch des Völkerrechts I, S. 539 ff., und Scelle, ibidem, 
S. 544 ff. 

1) So auch wohl Pastureau, I. c. S. 111: „soldats ennemis ou des per- 
sonnes assimii^es," ohne freilich auf die Frage des näheren einzugehen. 

2) Bezüglich der Frage der Konvoyierung eines Schiffes, welches eine Person 
der feindlichen Streitmacht an Bord führt, vgl. unten 7. Kapitel. 



Digitized by 



Google 



160 Hold V. Ferneck, 

Des weiteren ist der Kriegftlhrende zweifellos befugt, die Personen r 
welche sieh an Bord neutraler Schiffe feindseliger Handlungen schuldige 
machen (Artikel 45, Z. 2, Artikel 46, Z. 1), festzunehmen und sie nach 
Kriegsrecht zu behandeln. 



4. Kapitel. Die Zerstörung neutraler Prisen. 

I. Die ZerstSrung neutraler Sehlffe. 

Die vom Institut für Völkerrecht bereits in den achtziger Jahren er- 
örterte Frage, ob und unter welchen Umständen neutrale Schiffe zerstört 
(versenkt, in die Luft gesprengt oder verbrannt) werden dürfen, hat im 
russisch-japanischen Kriege, in dessen Verlaufe die Kriegführenden neutrale 
Schiffe vernichtet haben, Aktualität gewonnen. Die bedenklichen Streitig- 
keiten unter den Staaten, welche die Zerstörung neutraler Prisen damala 
hervorgerufen hat, veranlaßten die russische Regierung, die Frage auf das 
Programm der Zweiten Friedenskonferenz zu setzen. In der vierten Kom- 
mission dieser Konferenz formulierte von Martens im „Questionnaire*^ 
zwei Sätze: 

„Est-ce que la destruction des navires de commerce, sous pavillon 
neutre, charges en temps de guerre du transport de troupes ou de contre- 
bande de guerre, est d6fendue par les l^gislations ou par la pratique inter- 
nationale ? 

Est-ce que la destruction, par force majeure, de toutes prises neutres- 
est illicite d'apres les l^gislations actuellement en vigueur et d'apres la prati- 
que des guerres navales?" 

Bei den Verhandlungen der Kommission stießen die gegensätzlichen 
Anschauungen sogleich aufeinander. Während Rußland bemüht war, die 
von seiner Marine im Krieg gegen Japan geübte Praxis zu legalisieren, 
und durchzusetzen, daß die Zerstörung wenigstens in gewissen Ausnahme- 
fällen als berechtigt anerkannt werde, traten Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten Amerikas für ein absolutes Verbot der Zerstörung ein. Auch dem 
(Jomit6 d'Examen, dem die Frage sohin zum Studium überwiesen wurde^ 
gelang es nicht, eine Einigung herbeizuführen, obwohl es an Vermittlungs- 
versuchen nicht gefehlt hat: die Friedenskonferenz konnte weder auf dem 
im Questionnaire betretenen Weg der Behandlung des Problems de lege 
lata, noch vom Gesichtspunkte der Schaffung neuen Rechtes ein Resultat 
erzielen. Die Frage blieb daher offen, und so faßte die großbritannische 
Regierung, welche an ihrer Regelung begreiflicherweise ein großes Interesse 
nahm, den Entschluß, sie auf das Programm der Londoner Konferenz zu 
setzen. 

In den Denkschriften vertraten die Regierungen den Standpunkt, den 
sie im Haag eingenommen hatten: Großbritannien und Japan untersagten 
ohne Ausnahme die Zerstörung neutraler Schiffe, Deutschland, Frankreich 
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und Rußland ließen sie für den Fall zu, daß die Erhaltung des Schiffes 
„pourrait compromettre la securite du bätiment de guerre ou le succes de 
ses Operations". Österreich- Ungarn, Spanien und die Niederlande traten für 
das absolute Verbot der Zerstörung ein ; ersteres gab allerdings zu erkennen, 
daß es einem Kompromiß geneigt sei. 

In einem Punkt freilich stimmten alle Auffassungen überein: daß eine 
neutrale Prise grundsätzlich in einen Prisenhafen zu bringen ist. Der 
Streit ging nur darum, ob dieser Grundsatz Ausnahmen zulasse. Da die in 
den Denkschriften diesfalls vertretenen Meinungen so sehr divergierten, war 
die Präsidialmacht lediglich in der Lage, einen Leitsatz über das Prinzip 
aufzustellen; was die Ausnahmen anlangt, begnügte sie sich mit einer — 
Frage: „L'obligation de conduire le navire neutre captur^ dans un port de 
prise, doit-elle ^tre interpröt^e comme absolue ou comme souffrant des ex- 
ceptions?" 

Daß man im Haag das Problem nicht lösen konnte, lag sicherlich zum 
großen Teil daran, daß man den Widerstand Großbritanniens gegen den 
Antrag Rußlands auf egoistische Motive zurückführte: Großbritannien habe 
keinerlei Interesse daran, das Recht der Zerstörung anzuerkennen, da ihm 
allenthalben Häfen zur Verfügung stehen, in welches es seine Prisen bringen 
kann. Es sei also bestrebt, die übrigen Mächte, welche — wie beispiels^ 
weise Deutschland, Rußland und Österreich-Ungarn — wenige oder gar 
keine Kolonien besitzen, in eine ungünstigere Stellung zu drängen. Durch 
solche Erwägungen wurde die Stimmung der Delegierten eine gereizte, und 
eine allfällige Neigung, ein Kompromiß einzugehen, erstickt. Obwohl die 
Mächte, wie gezeigt, in London zunächst auf dem Standpunkt beharrten, 
den sie im Haag verfochten hatten, so war doch die Chance, zu einem Ein- 
vernehmen zu gelangen, gebessert, denn man konnte annehmen, daß Groß- 
britannien, welches die Frage selbst auf die Tagesordnung gesetzt hatte und 
überdies als Präsidialmaeht den begreiflichen Ehrgeiz besaß, die wichtigsten 
Probleme des Programmes einer Lösung zuzuführen, die Hand zu einem 
Einvernehmen bieten werde, zumal es ja gerade im Interesse dieses Staates 
gelegen war, das von mehreren Mächten in Anspruch genommene Recht der 
Zerstörung genau zu umschreiben. Das Londoner Kabinett verhehlte sich 
ja nicht, daß es ein absolutes Verbot der Zerstörung nicht durchsetzen 
könne. 

Die Materialien der Konferenz lassen leicht erkennen, wie schwierig 
gleichwohl die Verhandlungen sich gestalteten. Ja man war eines Tages 
bereits entschlossen, von der Regelung abzusehen und die Entscheidung dem 
Prisenhofe zu überlassen. Man stellte aber die Frage doch noch einmal zur 
Debatte, und schließlich gelang es, die Delegierten auf eine von Renault 
erdachte Lösung zu einigen. 

Der Generalbericht leitet das 4. Kapitel, welches dem besagten Problem 
gewidmet ist, mit einem Rückblick auf die Beratungen der Konferenz ein: 
„Die Zerstörung der neutralen Prisen stand auf der Tagesordnung der 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneck, Seerechtskonfereuz. 11 



Digitized by 



Google 



162 Hold V. Ferneck, 

Zweiten Friedenskonferenz, hat dort aber nicht geregelt werden können. 
Sie findet sich wieder auf der Tagesordnung der gegenwärtigen Konferenz, 
und dieses Mal ist eine Einigung möglich gewesen. Man darf sich zu diesem 
Ergebnis beglückwünschen, das von dem allseitigen aufrichtigen Wunsche 
nach einer Verständigung zeugt. Man hat hier wieder einmal gesehen, daß 
einander entgegengesetzte schroffe Formeln nicht immer der Wirklichkeit 
entsprechen, und daß, wenn man nur gewillt ist, in die Einzelheiten einzu- 
gehen und zu den Anwendungsfällen selbst zu gelangen, sich häufig ein 
annähernd gleicher praktischer Standpunkt herausstellt, obwohl man ganz 
entgegengesetzte Ansichten zu vertreten schien. Um zu einer Einigung zu 
gelangen, muß man sich zunächst richtig verstehen, was nicht immer der 
Fall ist. So hat man gesehen, daß diejenigen, die für das Recht der Zer- 
störung neutraler Prisen eintraten, dieses Recht nicht nach Belieben und bei 
jeder Gelegenheit, sondern nur ausnahmsweise auszuüben gedachten, und 
daß umgekehrt diejenigen, die grundsätzlich das Verbot der Zerstörung ver- 
traten, zugaben, daß dieser Grundsatz in Ausnahmefällen zurücktreten müsse. 
Man hatte sich also über die Ausnahmefälle zu verständigen, auf die sich 
nach beiden Ansichten das Recht der Zerstörung beschränken sollte. Das 
war aber noch nicht alles: es bedurfte auch einer Gewähr gegen eine miß- 
bräuchliche Ausübung dieses Rechtes; die Willkür in der Beurteilung der 
Ausnahmefälle mußte mittels einer der nehmenden Kriegsmacht auferlegten 
wirksamen Verantwortlichkeit eingeschränkt werden. Hier ist bei der 
Regelung der Frage ein neuer Gedanke vermittelnd aufgetreten, dem das 
Zustandekommen der Einigung zu verdanken ist: die Möglichkeit des Ein- 
greifens der Gerichte wird das nehmende Kriegsschiff" zu reiflicher Über- 
legung veranlassen und zugleich eine Genugtuung im Falle einer ungerecht- 
fertigten Zerstörung gewährleisten. Das ist der allgemeine Sinn der Be- 
stimmungen dieses Kapitels" i). 

Die Regelung ging des näheren dahin, daß man in Artikel 48 den all- 
gemeinen Grundsatz aufstellte: „Un navire ne peut etre detruit par le cap- 
teur, mais il doit ^tre conduit dans tel port qu'il appartiendra pour y 6tre 
Statue ce que de droit sur la validit6 de la capture." „Der allgemeine 
Grundsatz ist sehr einfach . . . Das Schiff muß in einen Hafen gebracht 
werden, damit dort über die Giltigkeit der Prise entschieden wird. Je nach 
Lage des Falles wird eine Prisenmannschaft an Bord gesetzt oder nicht" 2). 
Sodann zählt Artikel 49 die Ausnahmefälle auf: „Par exception, un navire 
neutre, saisi par un bätiment belligerant et qui serait sujet ä confiscation, 
peut etre detruit, si Fobservation de l'article 48 peut compromettre la s6- 
curit^ du bätiment de guerre ou le succes des Operations dans lesquelles 
celui-ci est actuellement engag6". Danach muß also erstens das Schiff der Kon- 
fiskation unterliegen, etwa wegen Blockadebruches oder wegen des Mengen- 



1) Proceedings S. 365. 

2) Ibidem. 
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Verhältnisses der Konterbande oder wegen neutralitätswidriger Unterstützung : 
„Si 1^ capteur ne peut pas m^me songer ä obtenir la eonfiscation du navire, 
comment pourrait-il avoir la Prätention de le d^truire?" Damit wird der 
Kreis der Ausnahmefälle bereits sehr erheblich eingeschränkt. Sind die 
Voraussetzungen für die Konfiskation des Schiffes tatsächlich gegeben, so 
erwächst dem Eigentümer aus der Zerstörung keinerlei Nachteil. Vielmehr 
beraubt sich der Kriegführende durch die Zerstörung selbst seiner Prise. 
Der Kommandant des nehmenden Kriegsschiffes hat also vor allem ge- 
wissenhaft festzustellen, ob die Umstände so gestaltet sind, daß das Schiff 
der Konfiskation unterliegt. Er hat zweitens zu prüfen, ob die Einhaltung der 
allgemeinen Vorschrift des Artikels 48 „soit de nature ä compromettre la 
securit^ du bätiment de guerre ou le succes des Operations dans lesquelles 
il est actuellement engage. C'est la formule ä laquelle on s'est arretö apres 
quelques tätonnements. II a ete entendu que c compromettre la s^curit^» 6tait 
synonyme de mettre en danger le navire et pourrait 6tre traduit en anglais 
par «involve danger». C'est naturellement au moment oü a lieu la destruction 
qu'il faut se placer pour voir si les conditions sont ou non remplies. Le 
danger qui n'existait pas au moment m^me de la saisie peut s'^tre manifeste 
quelque temps apres" ^). 

Der letztzitierte Satz könnte dahin ausgelegt werden, als müsse die 
Gefahr, daß das Kriegsschiff Schaden nimmt oder daß der Erfolg der 
Operationen, denen es gerade obliegt, beeinträchtigt wird, bereits im Augen- 
blick der Zerstörung eingetreten sein. Allein dieses widerspräche dem Wort- 
laut des Artikels 49, welcher nur voraussetzt, daß eine solche Gefahr infolge 
der Aufbringung eintreten könnte („peut compromettre"). Doch handelt 
es sich hierbei nicht um eine vage Möglichkeit, die sich in sehr häufigen 
Fällen annehmen ließe, sondern es müssen im Augenblick der Zerstörung 
bestimmte Anhaltspunkte vorliegen, welche eine Besorgnis des Kommandanten 
des Kriegsschiffes rechtfertigen. Hierauf deutet auch das den Artikel 49 
einleitende Wort „Par exception". Die Konferenz brachte damit den Ge- 
danken zum Ausdruck, daß die Zerstörung so selten als möglich, nur im 
Falle einer „n^cessite exceptionnelle" (Artikel 51) stattfinden soll, deren 
Vorliegen der Kriegführende zu beweisen hat. Die Prisengerichte haben 
demgemäß die Ausnahmefälle strikte zu interpretieren 2). 

Die Worte „compromettre la s6curit^ du navire" beziehen sich nicht 
lediglich auf den Fall, daß von Seiten des Feindes eine Gefahr droht. Es 
könnte auch sein, daß elementare Ereignisse oder Unternehmungen Neutraler 
die Sicherheit des Kriegsschiffes in Frage stellen. Ja die Möglichkeit ist 
nicht abzuweisen, daß vom angehaltenen Schiff selbst im Falle seiner Ein- 
bringung in einen Hafen dem Kriegsschiff Gefahr droht. 



1) Proceedings S. 366. 

2) Damit dürfte den Bedenken Fitger's Rechnung getragen sein, der „par 
-exception" einen „sehr undeutlichen Ausdruck" nennt; 1. c. S. 55 f. 

11* 



Digitized by 



Google 



164 Hold V. Ferneck, 

Mit den Worten „compromettre . . . le succes des Operations" ist oftenbar 
gemeint, daß das Kriegsschiff mit der Zerstörung dann vorgehen kann, wenn 
es das neutrale Schiff in einen Prisenhafen weder geleiten, noch beordern 
kann, ohne den Erfolg einer erlaubten Operation, der es gerade obliegt, 
in Frage zu stellen. Unternimmt etwa ein Torpedoboot eine Fahrt zu Auf- 
klärungszwecken oder um ein Kabel abzuschneiden oder um einen Befehl 
zu überbringen, und trifft es während der Fahrt auf ein der Konfiskation 
unterliegendes neutrales Handelsschiff, so kann es dieses Schiff zerstören, 
wenn seine Mission dringend und es auch nicht in der Lage ist, Mannschaft 
an Bord des Handelsschiffes abzugeben. Man hat die Frage aufgeworfen,, 
ob das Wort „Operationen'' auch Unternehmungen gegen Handelsschiffe, z. B. 
die Ausübung des Seebeuterechtes, in sich schließe i). Artikel 49 gewährt 
keinerlei Handhabe, diese Frage zu verneinen. Ein Kriegsschiff, welches 
beauftragt ist, das Visitationsrecht gegen feindliche oder neutrale Handels- 
schiffe auszuüben, obliegt zweifellos militärischen „Operationen'*. Und die 
Kriegführenden haben sicherlich ein erhebliches, unter Umständen sogar ein 
vitales Interesse daran, daß der Erfolg solcher Operationen nicht beein- 
trächtigt werde. Freilich muß es sich — wie betont — um erlaubte 
Operationen handeln. Die Zerstörung wäre nicht gerechtfertigt, wenn da$ 
Kriegsschiff* sie vornahm, um in neutralem Küstengewässer eine Prise machen 
zu können. 

Der Relativsatz „dans lesquelles celui-ci est actuellement engag6" schränkt 
das Recht der Zerstörung in beträchtlichem Maße ein. Die Zerstörung kann 
nicht immer dann platzgreifen, wenn die Aufbringung des neutralen Schiffes 
geeignet wäre, den Erfolg irgendwelcher Operationen des Kriegsschiffes in 
Frage zu stellen : es muß sich um Operationen handeln, welchen das Kriegs-^ 
schiff im Augenblick obliegt. So könnte beispielsweise ein Kriegsschiff,, 
welches von einer Aufklärungsfahrt heimzukehren im Begriff'e ist und ein 
neutrales Handelsschiff antrifft, dieses nicht unter dem Vorwande versenken, 
daß es ihm nicht möglich war, einen Offizier an Bord zu setzen, ohne sich 
der Möglichkeit zu berauben, weitere etwa in Sicht gelangende neutrale 
Schiffe aufzubringen. Die Operation, welcher das Kriegsschiff im supponierten 
Fall eben oblag, war lediglich die Aufklärungsfahrt. Daß es auf seiner 
Reise auch in die Lage kommen könnte, Operationen anderer Art zu voll- 
führen, etwa das Visitationsrecht auszuüben, ist nicht in Betracht zu ziehen. 
Wäre es anders, so könnte die Zerstörung aus dem Gesichtspunkte, daß sie 
zur Sicherung des Erfolges der Operationen notwendig war, geradezu in 
jedem Falle gerechtfertigt werden. 

Die eingehenden Verhandlungen, welche in London über die Zerstörung^ 
der neutralen Prisen geführt wurden, geben selbst keinen Anhaltspunkt 
dafür, welche Erwägungen schließlich ein Einvernehmen ermöglicht haben^ 
Gleich als die Frage zum erstenmal zur Sprache kam (in der vierten Plenar- 



1) Fitger, 1. c. S. 55 f. 
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Sitzung), verwies man sie, wohlbewußt, welche Schwierigkeiten sie barg, an 
die Kommission 1). In der fünften Kommissionssitzung präzisierten die Ver- 
treter aller Konferenzmächte (bis auf Spanien) ihren Standpunkt 2). 

Die russische Delegation machte unter Berufung auf die von Rußland 
bereits im Schöße der Zweiten Friedenskonferenz vorgebrachten Argumente 
geltend, daß ihrer Auffassung nach ein neutrales Schiff, welches wegen 
Konterbandierens, Blockadebruches oder dergleichen der Konfiskation unter- 
liegt, strenge genommen nicht mehr als ein neutrales Schiff zu betrachten 
sei, da es ja die Neutralität verletzt habe; es sei höchstens ein Schiff 
neutraler Flagge. Im übrigen gehe das Eigentum an einem solchen Schiff 
schon im Momente der Beschlagnahme auf den Kaptor über; das spätere 
prisengerichtliche Urteil habe nicht konstitutive, sondern bloß deklaratorische 
Bedeutung. Der Kaptor zerstöre also lediglich sein Eigentum und dies 
müsse ihm unbenommen bleiben. 

Vom humanitären Standpunkte sei es zwar bedauerlich, daß die Be- 
satzung und die Passagiere des neutralen Schiffes an Bord des Kriegs- 
schiffes genommen und daselbst allen möglichen Gefahren preisgegeben 
würden, allein die Verantwortung hierfür falle auf den Reeder oder den 
Kapitän, nicht auf den Kaptor. Unter dem militärischen Gesichtspunkte be- 
trachtet, könne sich die Zerstörung als notwendig ergeben, obwohl der 
Kaptor das lebhafteste Interesse an der Erhaltung des beschlagnahmten Schiffes 
besitzt, welches vielleicht mit Geschützen oder anderen ihm sehr will- 
kommenen Gütern befrachtet ist. In Fällen dieser Art würde sich der 
Kaptor, wenn es ihm tatsächlich unmöglich ist, das aufgebrachte Schiff in 
einen Hafen zu dirigieren, geradezu eines Verrates an seinem Vaterland 
schuldig machen, wollte er seine Prise freilassen und ihr gestatten, nach 
ihrer Bestimmung zu fahren; er selbst würde dem Feinde die Waffen 
liefern, welche dieser zur Bekämpfung seines Landes nötig hat. Aus allen 
diesen Gründen dürfe die Zerstörung nicht absolut verboten, sie müsse viel- 
mehr unter bestimmten, im russischen Vorschlag angegebenen Voraus- 
setzungen als zulässig erklärt werden 3). 

Der russische Delegierte Baron Taube hielt ein vortrefflich dispo- 
niertes und sehr eindrucksvolles Plaidoyer, um nachzuweisen, daß der russi- 
sche Standpunkt im geltenden Rechte begründet sei: Im Haag seien für 
diesen Standpunkt vier Großmächte (Deutschland, Österreich-Ungarn, Frank- 
reich und Rußland) eingetreten. Auch Italiens Sympathien neigten der kon- 
tinentalen Doktrin und nicht der Auffassung Großbritanniens zu. Von den 
drei Großmächten, die im Haag gegen den russischen und für den englischen 
Vorschlag gestimmt haben, Großbritannien, die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Japan, hätten sich die beiden letzteren Mächte erst in der 

1) Proceedings S. 164 f. 

2) Ibidem S. 189, 268-277. 

3) Expose des Obersten Ovtchinnikow; Proceedings S. 268. 
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neuesten Zeit auf diesen Standpunkt gestellt. Der amerikanische Naval 
War Code von 1900 und das japanische Prisenreglement von 1904 lassen 
die Zerstörung neutraler Prisen unter Umständen zu. Es verbleibe daher 
lediglich Großbritannien. Obwohl nach der VeröfFentlichung des Manual of 
Naval Prize Law von 1888 kein Zweifel über die Anschauung der eng- 
lischen Regierung in dieser Frage möglich ist, so werde d'och der Stand- 
punkt des Londoner Kabinetts keineswegs von den englischen Autoren 
geteilt. So erkläre der berühmte Rechtslehrer T. E. Holland, daß die 
Regel des erwähnten Manual durchaus nicht als eine anerkannte Norm de& 
internationalen Rechts proklamiert werden könnte^). 

Die deutsche Delegation erklärte, dem russischen Standpunkt voll zu- 
zustimmen: die Vernichtung neutraler Prisen sei durch das geltende Recht 
nicht absolut untersagt und Deutschland könne de lege ferenda keiner Regel 
zustimmen, die ein derartiges Verbot enthalten würde. Dieser Auffassung 
gemäß habe die deutsche Regierung während des russisch -japanischen 
Krieges gegen die Versenkung des deutschen Schiffes Thea nicht protestiert; 
eine ähnliche Haltung habe die amerikanische Regierung eingenommen, als 
der englische Dampfer Knight Commander zerstört wurde, dessen Fracht 
zu einem Teil amerikanischen Bürgern gehörte. Im übrigen sei es nicht 
entscheidend, ob das Eigentum an der Prise nach dem Rechte des Kaptors 
im Augenblick der Beschlagnahme oder erst mit dem Zeitpunkt des prisen- 
gerichtlichen Urteils an die nehmende Kriegsmacht übergehe, wenn das 
Schiff nur überhaupt der Konfiskation unterliegt. Stelle sich die Zerstörung 
im einzelnen Fall als ungerechtfertigt heraus, so treffe den neutralen Eigen- 
tümer dennoch kein Schaden, da ihm ja der Verlust des Schiffes voll ersetzt 
werden müsse. Es sei zwar richtig, daß die Zerstörung die Möglichkeit 
der Reprise ausschließe, und daß die Passagiere des Schiffes durch Über- 
nahme an Bord des Kaptors Gefahren ausgesetzt werden. Dies treffe aber 
ebenso für den Fall der Zerstörung feindlicher Prisen zu 2). 

Die amerikanische Delegation erkannte — entgegen der Haltung der 
Vereinigten Staaten im Haag — an, daß die Zerstörung aus zwingenden 
militärischen Gründen notwendig sein könne. Erforderlichenfalls hätten die 
Prisengerichte über die zu bewilligende Entschädigung zu befinden und 
deren Höhe festzusetzen^). 

In ausführlicher Weise trat die britische Vertretung für ihren Stand- 
punkt ein, jedoch nicht, ohne zu erkennen zu geben, daß sie vom Geiste 
der Versöhnlichkeit beseelt sei. Es sei ein allgemein anerkannter Grund- 
satz, daß der neutrale Privatmann durch die Beförderung von Konterbande 
die Neutralität nicht verletze. Nur um sich gegen die Folgen dieses Handels 
zu schützen, habe der Kriegführende das Recht, Maßregeln zu ergreifen, um 



1) Proceedings 8. 269 f. 

2) Ibidem S. 271 f. 

3) Ibidem S. 272. 
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zu verhindern, daß die Konterbande zu seinem Gegner gelangt. Allerdings 
habe sich auch der Rechtsgrundsatz entwickelt, daß der Kaptor befugt sei, 
die Konterbande, und in gewissen Fällen auch das Schiff zu konfiszieren; 
aber eben im Hinblick auf den Ursprung dieser Befugnisse und unter Berück- 
sichtigung des allgemeinen Satzes, daß durch den Kriegszustand den nicht un- 
mittelbar beteiligten Personen nur insoweit Schaden entstehen darf, als dieser 
absolut unvermeidlich ist, scheine es, daß dieses Prinzip den Neutralen 
gegenüber keine weitere Ausdehnung erfahren darf. Wenn das Kriegsschiff 
nicht die erforderliche Macht besitzt, um alle Bedingungen einer recht- 
mäßigen Beschlagnahme erfüllen zu können (Schutz gegen den Feind, Be- 
mannung der Prise, Verbringung in einen Hafen), so sei es — wie Kleen 
hervorhebt — eben kein kompetenter Kaptor mehr, und es habe die Prise 
freizulassen. Wie sollte ein die Beschlagnahme ersetzender Akt einen Titel 
für die Aneignung abgeben können, da doch nicht einmal die Beschlagnahme 
selbst einen solchen Titel bildet? 

Würde man selbst zugeben, daß Umstände eintreten können, in welchen 
die militärische Pflicht des Kaptors zur Zerstörung einer neutralen Prise 
zwingt, so entstehe die heikle Frage, welcher Art denn die militärischen 
Notwendigkeiten sein müssen. Wenn wirklich schon das Fehlen genügender 
Mannschaften zur Bildung einer Prisenbesatzung, die weite Entfernung von 
einem nationalen Prisenhafen, das Nichtvorhandensein der zur Verbringung 
vor ein Prisengericht nötigen Kohlenmenge und die Gefahr der Reprise zur 
Zerstörung einer neutralen Prise berechtigen sollen, dann wäre das Prinzip, 
wonach die Zerstörung nur ganz ausnahmsweise stattfinden darf, aufgegeben ; 
denn jene Voraussetzungen würden in einem modernen Krieg sehr häufig 
gegeben sein. Es sei deshalb von größter Wichtigkeit — und mit diesen 
Worten erklärte sich die großbritannische Delegation bereit, ein Zugeständnis 
zu machen — , daß bei Zulassung des Rechtes der Zerstörung neutraler 
Prisen in den Ausnahmefällen gleichzeitig ein Einverständnis über die Be- 
dingungen herbeigeführt werde, unter welchen von diesem Rechte Gebrauch 
gemacht werden darf. Die Prüfung dieser Frage wäre zweckmäßig einem 
Komitee mit beschränkter Mitgliederzahl zu übertragen. Im gegenwärtigen 
Zeitpunkte dürfte es genügen, hervorzuheben, daß nach Ansicht der britischen 
Delegation nur dann eine zwingende militärische Notwendigkeit als vorliegend 
anzunehmen sei, wenn diese eine Operation betrifft, bezüglich deren die Ge- 
stattung der Weiterfahrt der neutralen Prise für den Kriegführenden eine 
unzweifelhafte und drohende Gefahr oder einen sehr großen Schaden herbei- 
führen würde. 

Was die Frage der Feststellung der Folgen der Zerstörung einer neutralen 
Prise betreffe, und zwar auch für den Fall, daß Umstände vorlagen, welche 
das Vorgehen des Kriegführenden gerechtfertigt erscheinen lassen, so habe 
in dieser Beziehung Lord Stowell den richtigen Grundsatz ausgesprochen, 
daß der Verlust in keinem Falle Unschuldige treffen dürfe und diesen daher 
voll ersetzt werden müsse. Sei der Kaptor nicht in der Lage, das Schiff 
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in einen Prisenhafen zu bringen und schreite er deshalb gegen seine Prise 
aus Gründen, die in seiner Person liegen, zu seinem Schutze öder zu seiner 
Rettung zu dem äußersten Maße von Gewaltanwendung, so sei hierin dann 
keine unrechtmäßige Handlung zu erblicken, wenn die Eigentümer des 
Schiffes und der Ladung Entschädigung erhalten, gleichviel unter welchen 
näheren Bedingungen die Beförderung der Konterbande erfolgte. Handelt 
der Kaptor nach dem Prinzip, daß die Zerstörung nur ganz ausnahmsweise 
vorgenommen werden darf, so werde ihm dieser Vorschlag tatsächlich weder 
besondere Verlegenheiten bereiten, noch ernsten Schaden in der Führung 
des Krieges zuziehen. Im Verhältnis zu den enormen Lasten eines Seekriegs 
würde eine gelegentlich und ausnahmsweise vorgenommene Zerstörung eines 
neutralen Schiffes die durch den Kriegszustand bedingten Geldaufwendungen 
nicht in merklicher Weise steigern; nur in dem Falle würden die Kosten 
für den Kriegführenden erheblich wachsen, wenn die Zerstörung von Prisen 
nicht mehr ausnahmsweise erfolgen, sondern zur Gewohnheit werden würdet). 
Die vorstehend kurz reproduzierten Ausführungen der britischen Dele- 
gation lassen wohl erraten, welche Erwägungen denn eigentlich dafür maß- 
gebend waren, daß Großbritannien einer einvernehmlichen Regelung der Materie 
zustimmte : Angesichts der kategorischen Haltung Rußlands und Deutschlands 
konnte es, wie gesagt, nicht hoffen, daß sich die Konferenz seinen Standpunkt 
vollständig zu eigen machen werde. Käme es aber, so mußte sich England 
sagen, zu einer Einigung nicht, so würden die Mächte, welche für die Zulassung 
der Zerstörung eintraten 2), völlig freie Hand haben, die Materie im Wege der 
Gesetzgebung zu regeln, und sie würden hierbei sicherlich das Recht der 
Zerstörung in einem weiteren Umfang in Anspruch nehmen, als wenn es ge- 
länge, auf der Konferenz ein Kompromiß zustande zu bringen. Im übrigen 
aber mache es praktisch keinen Unterschied, ob man verordnet: die Zer- 
störung sei verboten; wer verbotenerweise zerstört, hat Schadenersatz zu 
leisten; oder ob man verordnet: die Zerstörung sei in diesen und jenen 
Fällen zulässig, doch sei dem Neutralen der Schaden zu ersetzen. Ja, die 
letztere Alternative sei vorzuziehen, denn sie sei aufrichtiger. Wenn die 
Meinung zum Ausdruck gebracht wurde, die Freilassung der Prise sei unter 
Umständen geradezu ein Verrat, so müsse damit gerechnet werden, daß 
ein absolutes Verbot der Zerstörung, selbst wenn ein solches durchgesetzt 
werden könnte, bei der notorischen Auffassung der Militärs über ihre Pflichten 
und ihre Verantwortung im Kriege wirkungslos bliebe; es sei also besser, 
eine Norm aufzustellen, die zwar gewissen unliebsamen Notwendigkeiten 

1) Proceedings S. 272 ff. 

2) Die österreichisch-ungarische Delegation stimmte in der fünften Kommissions- 
sitzung vollinhaltlich dem Standpunkte Deutschlands zu, indem sie noch darauf 
verwies, daß die Nichtzulassung der Zerstörung die Lage solcher Mächte ver- 
schlechtern würde, die außerhalb der Grenzen des Mutterlandes keine Häfen be- 
sitzen, in welche die Prisen durch ihre Kreuzer gebracht werden können; Procee- 
dings S. 277. Die niederländische Delegation erklärte sich aus Entgegenkommen 
bereit, die Zerstörung der Prisen ausnahmsweise zuzulassen. 
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Rechnung trägt, dafür jedoch den Vorteil bietet, daß ihre Einhaltung er- 
hofft werden kann. Es ist zum Schlüsse freilich nicht dahin gekommen, daß 
man dem Reeder, wie Großbritannien zunächst meinte, für jeden Fall 
der Zerstörung seines Schiffes einen Schadenersatz in Aussicht stellte: „l'ar- 
mateur neutre a toujours droit a la pleine indemnisation de la perte de 
son navire et de son benefice" ^). Allein die Konferenz trug dem Gedanken 
doch insofeme Rechnung, als sie nur die Zerstörung konfiskabler Schiffe 
und auch dieser nur ausnahmsweise, in bestimmten Fällen, zuließ, und als 
sie den Eigentümern selbst konfiskabler Schiffe dann volle Schadloshaltung 
zusprach, wenn sich die Zerstörung als nicht gerechtfertigt herausstellte. 
Der Kriegführende verliert alsdann nicht nur seine Prise, sondern muß 
obendrein ihren Wert vollständig ersetzen. 

Mit dieser Regelung konnte sich Großbritannien in der Tat völlig zu- 
frieden geben. 

Gemäß dem Antrage Renaults^) stellen die Artikel 51 und 52 die 
erforderlichen Garantien gegen die ungerechtfertigte Vernichtung neutraler 
Prisen auf: .,Le capteur qui a detruit un navire neutre doit, prealablement 
a tout jugement sur la validite de la capture, justifier en fait n'avoir agi 
qu'en presence d'une necessite exceptionnelle, comme eile est prevue ä 
Tarticle 49. Faute par lui de ce faire, il est tenu ä indemnite vis-a-vis des 
Interesses, sans qu'il y ait a rechercher si la capture 6tait valable ou non'' 
(Artikel 51). „Si la capture d'un navire neutre, dont la destruction a et6 
justifi^e, est ensuite d^claree nulle, le capteur doit indemniser les interess^s 
en remplacement de la restitution ä laquelle ils auraient droit" (Artikel 52). 
Artikel 51 — sagt der Generalbericht — „gibt eine Gewähr gegen die willkür- 
liche Zerstörung der Prisen durch die Einführung einer wirksamen Ver- 
antwortlichkeit des nehmenden Kriegsschiffs, das die Zerstörung bewirkt hat. 
Das nehmende Kriegsschiff muß nämlich vor jeder Entscheidung über die 
Rechtmäßigkeit der Beschlagnahme den Nachweis führen, daß es sich wirk- 
lich in einem der bezeichneten Ausnahmefälle ^) befunden hat. Der Nachweis 
wird in mündlicher Verhandlung mit dem Neutralen geführt, der sich, wenn 
er mit der Entscheidung des nationalen Prisengeriehts nicht zufrieden ist, 
an die internationale Gerichtsbarkeit wenden kann. Die Erbringung dieses 
Nachweises bildet also eine Vorbedingung, die von der nehmenden Kriegs- 
macht zu erfüllen ist. Tut sie das nicht, so muß sie die am Schiffe und 
an der Ladung Beteiligten entschädigen, ohne daß es einer Untersuchimg 

1) Proeeedings S. 276. 

2) Vgl. oben S. 161 ; Proceedings S. 278. 

3) Fitger 1. c. S. 56 meint, Artikel 51 enthalte eine „Einschränkung des in 
Artikel 49 verliehenen Rechtes, jedoch abermals mit dem unbestimmten Ausdruck 
«ausnahmsweise angesichts einer Notwendigkeit»". Diese Worte bedeuten nicht 
eine Einschränkung der Bestimmung des Artikels 49, sondern eine Unterstreichung 
des Wortes „par exception" in Artikel 49 und der dort aufgestellten Bedingungen. 
Darauf deutet die Wendung „comme eile est pr6vue k Tarticle 49". Vgl. oben 
S. 163, Fußnote 2. 
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darüber bedarf, ob die Wegnahme rechtmäßig oder nichtig war. Darin 
liegt also eine bedeutsame Sicherstellung der Verpflichtung, die Prise nur in 
den festgesetzten Fällen zu zerstören; es ist eine Geldbuße, welche die 
nehmende Kriegsmacht trifft. Wenn dagegen der Nachweis gelingt, so geht 
das Prisenverfahren seinen gewöhnlichen Gang: wird die Wegnahme für 
rechtmäßig erklärt, so wird keine Entschädigung geschuldet; wird sie für 
nichtig erklärt, so haben die Beteiligten ein Recht auf Schadenersatz. Der 
Rekurs an den internationalen Prisenhof kann erst eingelegt werden, wenn 
die Entscheidung des Prisengerichts in der Sache selbst ergangen ist und 
nicht schon nach Entscheidung der Vorfrage" ^). 

Nach Artikel 50 müssen vor der Zerstörung die an Bord befindlichen 
Personen in Sicherheit gebracht, auch sämtliche Schiffspapiere und sonstigen 
Beweisstücke, die nach Ansicht der Beteiligten für die Entscheidung über 
die Rechtmäßigkeit der Wegnahme von Wert sind, auf das Kriegsschiff 
herübergenommen werden. Ein eventueller Anspruch der an Bord des 
Kriegsschiffes übernommenen Personen auf Ei-satz des Schadens, welcher 
ihnen durch die Unterbrechung der Reise, den Verlust ihrer Effekten und 
gegebenenfalls durch körperliche Verletzungen an Bord des Kriegsschiffes er- 
wachsen ist, könnte auf diplomatischem Wege, vielleicht auch vor den 
Gerichten der nehmenden Kriegsmacht, nicht aber vor dem internationalen 
Prisenhof geltend gemacht werden. 

Sind neutrale Waren, die der Konfiskation nicht unterlagen, mit dem 
Schiffe zerstört worden, so hat der Eigentümer dieser Waren nach Artikel 53 
Anspruch auf Schadenersatz — gleichgiltig, ob die Zerstörung gerechtfertigt 
war oder nicht. Das entspricht — fügt der Generalbericht bei — der Billig- 
keit und gibt eine weitere Gewähr gegen eine willkürliche Zerstörung. 
Der Fall, daß sich an Bord der neutralen Prise feindliche Waren befanden, 
die der Konfiskation nicht unterlagen, ist in Artikel 53 nicht erwähnt. Man 
hat wohl übersehen, den Fall anzuführen. Es lag umsoweniger ein Anlaß 
vor, diesen Fall in der Londoner Deklaration zu übergehen, als ja dem 
feindlichen Eigentümer, dessen Waren auf einem neutralen Schiff verfrachtet 
sind, nach Artikel 3 Ziffer 2a der Haager Konvention über den Prisenhof 
das Recht zusteht, den Prisenhof anzurufen. Ohne Zweifel ist auch dem 

1) Proceedings S. 366. In der 10. Kommissionssitzung erklärte Renault auf 
eine Anfrage des russischen Delegierten Baron Taube, daß es sich nicht emp- 
fehle, gegen die Entscheidung des nationalen Prisengerichtes über die Vorfrage, ob 
die Zerstörung gerechtfertigt war, abgesondert den Rechtszug an den Prisenhof 
zuzulassen: „En principe, les recours ä la juridiction internationale ne sont pas 
suspensifs et n'emp^chent pas, par exemple, une d^cision de vente de produire effet. 
Alors la juridiction nationale peut statuer sur le fond, pendant que la cour inter- 
nationale Statue sur la question pr^alable. II semble pr^ferable que le recours 
devant la juridiction internationale soit r6serve pour l'ensemble de Paffaire et vise 
en meme temps les d6cisions rendues par le tribunal national tant au pr6alable 
que sur le fond. Cette Solution, qui serait, au point de vue juridique, la seule logique, 
et qui 6viterait dans la pratique beaucoup de difficult6s . . . donne d'ailleurs complete 
satisfaction aux observations du baron Taube. Aussi la Commission d6cide-t-elle 
qu*une explication sera donnee ä ce sujet dans le rapport." Proceedings S. 205. 
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Eigentümer der feindliclien Waren im Falle der Zerstörung seines neutralen 
Schiffes der Schade zu ersetzen, den er durch den Verlust der Waren 
erleidet; denn diese Waren genießen — wenn das Schiff nicht als feindlich 
zu betrachten ist — nach Satz 2 der Pariser Seerechtsdeklaration den Schutz 
der neutralen Flagge^). 

II. Die Zerstornng neutraler Waren. 

Bei Erörterung des Artikels 44 der Londoner Deklaration wurde einer 
Anregung Erwähnung getan, die dahin ging, es solle der Kapitän des 
neutralen Schiffes verpflichtet werden, die Konterbande zu tibergeben, wenn 
der Kriegführende vorzieht, von der Aufbringung des Schiffes Umgang zu 
nehmen 2). Diese Anregung Ifegt dem Artikel 54 zugrunde, der den Krieg- 
führenden berechtigt, unter Umständen die Übergabe der Konterbande zu 
fordern oder die Konterbande zu zerstören : 

„Le capteur a la faculte d'exiger la remise ou de proc^der ä la de- 
struction des marchandrses confiscables trouvees ä bord d'un navire qui lui- 
m^me n'est pas sujet ä confiscation, lorsque les circonstances sont telles que, 
d'apres l'article 49, elles justifieraient la destruction d'un navire passible de 
confiscation. II mentionne les objets livr^s ou detruits sur le livre de bord 
du navire arret^ et se fait remettre par le capitaine copie certifiee conforme 
de tous papiers utiles. Lorsque la remise ou la destruction a et6 effectuee 
et que les formalit^s ont ete remplies, le capitaine doit §tre autorise k con- 
tinuer sa route. 

Les dispositions des articles 51 et 52 concemant la responsabilite du 
capteur qui a detruit un navire neutre sont applicables." 

„Ein Kreuzer trifft ein neutrales Kauffahrteischiff mit Konterbande unter 
dem in Artikel 40 bezeichneten Mengenverhältnisse. Er kann eine Prisen- 
mannschaft an Bord setzen und das Schiff zur Aburteilung in einen Hafen 
bringen. Er kann gemäß der Regel des Artikel 44 auf die Überlieferung 
der Konterbande eingehen, wenn sie ihm von dem angehaltenen Schiffe an- 
geboten wird. Aber was soll geschehen, wenn keine dieser Lösungen platz- 
greift? Das angehaltene Schiff erklärt sich nicht zur Übergabe der Konter- 
bande bereit und der Kreuzer ist nicht in der Lage, das Schiff in einen 
seiner Häfen zu bringen. Ist der Kreuzer verpflichtet, das neutrale Schiff' 
mit der Konterbande an Bord davonfahren zu lassen? Man meinte, daß 
dies zu weit ginge, wenigstens unter gewissen außerordentlichen Umständen. 
Es sind dieselben Umstände, welche die Zerstörung des Schiffes rechtfertigen 



1) In diesem Sinne wohl auch der Bericht der britischen Delegation an S i r E d- 
wardörey: „. ..if inuocent cargo is destroyed with the vessel, the owner is,. 
imder article 53, to he indemnified" ; Correspondence S. 99. 

2) Vgl. oben S. 143. 
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würden, wenn es der Einziehung unterläge i). In einem solchen Falle kann 
der Kreuzer die Übergabe der einziehbaren Waren verlangen oder an ihre 
Zerstörung schreiten. Die Gründe, die zur Zulassung der Zerstörung des 
Schiffes geführt haben, können die Zerstörung der Konterbandewaren 2) 
rechtfertigen, umsomehr, als die Erwägungen der Menschlichkeit, die man 
gegen die Zerstörung des Schiffes vorbringen kann, hier ausscheiden'^). 
Oegen ein willkürliches Verlangen des Kreuzers wird dieselbe Gewähr ge- 
geben, welche die Anerkennung der Befugnis zur Zerstörung des Schiffes 
ermöglicht hat. Der Kreuzer muß zunächst den Nachweis führen, daß bei 
ihm die bezeichneten außerordentlichen Umstände wirklich vorlagen ; andern- 
falls wird er zum Ersatz des Wertes der überlieferten oder der zerstörten 
Waren verurteilt, ohne daß untersucht zu werden braucht, ob sie Kriegs- 
konterbande waren oder nicht. Die Bestimmung schreibt gewisse Förmlich- 
keiten vor, die erforderlich sind, um den Vorgang selbst festzustellen und 
um der Prisengerichtsbarkeit die Entscheidung zu ermöglichen. Selbst- 
verständlich muß, sobald die Übergabe oder die Zerstörung bewirkt und 
die Förmlichkeiten erfüllt worden sind, dem angehaltenen Sclüffe gestattet 
werden, seine Fahrt fortzusetzen"*). 

Die in Artikel 54 formulierte Alternative „remise ou destruction" ist 
nicht wörtlich zu nehmen. Es obwaltet selbstredend keinerlei Anstand da- 
gegen, daß der Kriegführende die Waren übernimmt und sodann — wenn 
er dies vorzieht — zerstört, etwa weil sie unerwartet viel Raum einnehmen 
oder das Kriegsschiff zu sehr beschweren. 

5. Kapitel. Der Flaggenwechsel. 

Diese Materie, welche für die Neutralen weit weniger Bedeutung hat, 
als etwa die Materie der Kriegskonterbande oder der Blockade, hat die 
Konferenz, man kann wohl sagen, über Gebühr beschäftigt. In der Haupt- 
sache handelt es sich beim Flaggenwechsel darum, Vorkehrungen zu treffen, 
daß die Kriegführenden in der Ausübung des Seebeuterechtes nicht durch 
Machinationen der Schiffseigentümer des Gegners beeinträchtigt, daß die 

1) D. h. wenn die Freigebung des Schiffes mit der Kouterbande an Bord „peut 
compromettre la söcurit^ du bätiment de guerre ou le succ^s des Operations dans 
lesquelles celui-ci est actuellement engagö." 

2) Außer der Konterbande unterliegen auch die anderen konfiskabeln Waren 
(vgl. Art. 42) der Übergabe oder der Zerstörung, wie dies ira Texte des Artikels 54 
(„marchandises confiscables") zum Ausdrucke gebracht ist.,, 

3) Es wäre freilich der Fall denkbar, daß durch die Übergabe oder Zerstörung 
der konfiskabeln Waren das neutrale Schiff selbst in Gefahr kommt. Haben diese 
Waren ein großes Gewicht, so könnte ihre Entfernung von Bord des Schiffes zur 
Folge haben, daß das Schiff nicht hinreichend belastet ist. In diesem Falle wird 
dem Kaptor wohl im Interesse der Bemannung und der Passagiere des neutralen 
Schiffes die Pflicht obliegen, diese Personen an Bord des Kriegsschiffes zu über- 
nehmen, und es dürfte dann nichts übrig bleiben, als das verlassene Schiff zu 
zerstören. 

4) Generalbericht, Proceedings S. 367. 
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feindlichen Handelsschiffe nicht neutralisiert werden. Die Neutralen sind am 
der Regelung der Frage nur mittelbar interessiert: vor allem, insofern der 
neutrale Erwerber des Schiffes Gefahr läuft, wenn der Erwerb nicht aner- 
kannt wird; es kommt ihm also zugute, wenn er genau darüber unter- 
richtet wird, unter welchen Voraussetzungen der Erwerb giltig ist. Des. 
weiteren sind die Neutralen daran interessiert, daß die Giltigkeit des Über- 
ganges nicht von allzu vielen und nicht von schwer zu erfüllenden Be- 
dingungen abhängig gemacht wird. Denn sie wünschen die günstige 
Konjunktur auszunützen, welche sich ergibt, wenn zur Zeit, da ein Kriege 
droht, die Keeder der beteiligten Staaten sich ihrer Schiffe zu entäußera 
suchen. 

Lange schien es, als werde eine einmütige Lösung der Frage nicht zur 
erreichen sein. Es hatte dies seinen Grund darin, daß die Interessen der 
Konferenzmächte in der Materie vielfach auseinandergingen, und daß die 
Gesetze und die Gebräuche der verschiedenen Staaten beträchtliche Ab- 
weichungen aufweisen. Die Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich,^ 
Italien, die Niederlande und Rußland erkennen den vor Ausbruch des 
Krieges vollzogenen Übergang der feindlichen Handelsschiffe an eine 
neutrale Flagge ohne Ausnahme an; Deutschland, Frankreich und Rußland 
erklären den nach Ausbruch des Krieges vollzogenen Flaggen Wechsel ohne 
Ausnahme für nichtig — beides starre, gewaltsame Lösungen, welche wohl 
vom theoretischen Standpunkt begriffen werden können, in der Praxis aber 
zu Härten führen. 

Mehrere Mächte, wie Großbritannien, die amerikanische Union und 
Deutschland, forderten, daß die Übertragung, um rechtswirksam zu sein,, 
bona fide vorgenommen wurde, wobei allerdings „bona fide" nach ameri- 
kanischer Auffassung „nicht fiktiv" bedeutete, während die anderen Mächte 
darunter verstanden, der Eigentümer dürfe nicht die Absicht gehabt haben,, 
das Schiff dem Zugriff des Gegners zu entziehen i). Die amerikanische 
Delegation bekämpfte die Auffassung, daß der Reeder sich gegen das. 
Seebeuterecht durch Übertragung seiner Schiffe an eine neutrale Flagge 
nicht schützen dürfe, in bemerkenswerten Ausführungen-). 



1) „Comment celle-ci [seil, la bonne foi] devait-elle etre entendue? C'est le^ 
point delicat. Le capteur n'envisage 6videmment pas la bonne foi de la meme 
maniere que le vendeur. Celui-ci estiinera qu'il agit tres loyalement s'il se defait 
r6gulierement et definitivement de ses navires, parce qu'il ne veut pas courir 1fr 
risque de les perdre par Fexercice du droit de prise. Le capteur pensera qu'il n'y 
a pas eu bonne foi ä vouloir eluder les cousequences naturelles de la guerre" (Pro- 
ceedings S. 327). Dieser Doppeldeutigkeit halber hat man das Wort bonne foi in 
die Bestimmungen nicht aufgenommen, sondern jeweils zum Ausdruck gebracht, ob« 
es sieb um die rechtlichen Bedingungen des Überganges oder um die Absicht handelt,, 
das Schiff vor der Ausübung des Beuterechtes zu bewahren. 

2) „. . . une regle qui dit «le transfert sous pavillon neutre d'un navire ennemi,. 
effectue avant Touverture des hostilit^s, est valable, ä moins qu'il ne soit stabil 
que ce transfert a ete effectue en vue d'61uder les consöquences qu'entraine le 
caractere d'un navire ennemi» n'est pas d'accord avec l'esprit des r^glement» 
modernes adopt6s ä la Haye concernant la guerre, qui out pour but de garantir 
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Schon in der zweiten Kommissionssitzung zeigte sich die Bereitwilligkeit 
der Delegierten zum Abschluß eines Kompromisses, welches die Härte der 
konsequenten Durchführung eines Prinzips vermeidet: der vor Ausbruch 
des Krieges vollzogene Flaggenwechsel sollte als gilt ig, der nach Aus- 
bruch des Krieges vollzogene als un gilt ig vermutet werden; in beiden 
Fällen sollte die Vermutung durch Gegenbeweis entkräftet werden können ^). 
In der dritten Kommissionssitzung verwies man die Frage behufs Aus- 
arbeitung von „regles distinctes pour le transfert antörieur et le transfert 
posterieur ä l'ouverture des hostilit^s" an das Comit6 d'Examen^). Das 
Komitee legte seinen Bericht in der neunten Kommissionssitzung vor 3). Die 
von ihm ausgearbeiteten Regeln entsprachen der Idee des Kompromisses, 
fanden indessen nicht den vollen Beifall der amerikanischen Delegation, 
weil sie den in der zitierten Erklärung^) entwickelten Gedanken nicht 
Rechnung trugen, um über diese Schwierigkeit hinwegzuhelfen, beantragte die 
großbritannische Vertretung in der 11. Kommissionssitzung, den vorgeschlagenen 
Regeln „dans Tint^r^t du commerce neutre" folgenden Zusatz beizufügen : „. . . il 
y a presomption absolue de validit^, si le transfert a ^t6 effectue plus de trente 
jours avant l'ouverture des hostilit^s, et s'il est absolu, complet et conforme 
a la lögislation des pays Interesses, et s'il a pour effet que ni le contröle du 
navire, ni le b6n6fice provenant de son emploi ne reste plus entre les mtoes 
mains qu' avant le transfert" ^). Damit gab sich denn auch die amerikanische 
Delegation zufrieden: sie gab im Prinzip nach, erlangte jedoch eine praktisch 
bedeutungsvolle Konzession: Nur solchen Schiffen gegenüber soll die Frage 
der bona fides aufgeworfen werden dürfen, welche in den letzten dreißig 
Tagen vor Ausbruch des Krieges tibertragen wurden. Hatte man eine 
unwiderlegbare Vermutung für die Nichtigkeit gewisser Über- 
tragungen aufgestellt, welche nach Kriegsbeginn erfolgen^), so stellte man 

ia s^curite du commerce international contre les surprises de la guerre, et veulent, 
conformement ä la pratique moderne, prot^ger autant que possible les Operations 
engagees de bonne foi et en cours d'ex^cution avant le döbut des hostilit^s. Elle 
n'est pas non plus d'accord avec le principe qui veut restreindre les effets de la 
guerre ä la dur6e des hostilitös. La r^gle, teile qu'elle est propos^e, semble vouloir 
priver Thomme d' affaires des avantages legitimes de sa prevoyance. Elle ne fixe 
pas la dur^e de la possession d'un navire avant Pouverture des hostilit^s qui assu- 
rerait le commerce sur mer, legitime en soi, contre les inconv6nients d'une saisie. 
H faut reconnaitre qu'il est loisible ä un marchand, en temps de paix, d'essayer, 
au moyen d'une vente de sa propri6t6, . . . de se prot6ger contre certaines cons^- 
^uences r^sultant de Pouverture des hostilit^s" (Proceedings S. 290). Diese Äuße- 
rung gibt erneut Kunde von der Abneigung der Union gegen das Seebeuterecht. 
Wiewohl die Union in den anderen Materien die kriegerischen Interessen entschieden 
in den Vordergrund rückte, räumte sie in der Frage des Flaggenwechsels den kom- 
merziellen Interessen den Vorrang ein. 

1) Proceedings S. 179. 

2) Ibidem S. 183. 

3) Ibidem S. 204. 

4) Vgl. oben S. 173, Note 2. 

5) Proceedings S. 212, 252. 

6) Ibidem S. 328. 
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nun eine solche Vermutung für die Giltigkeit gewisser Übertragungen 
auf, die vor Kriegsbeginn stattfinden. 

„Ün navire de commerce ennemi — so leitet der Generalbericht das 
fünfte Kapitel über den Flaggenwechsel ein — est sujet ä capture, tandis 
qu'un navire de commerce neutre est respecte. On comprend, des lors, qu'un 
croiseur belligerant, rencontrant un navire de commerce qui se r^clame d'une 
nationalite neutre, ait ä rechercher si cette nationalit^ a ete lögitimement acquise 
ou si eile n'a pas eu pour but de soustraire le navire aux risques auxquels 
il aurait 6te expose s'il avait gard^ son ancienne nationalite. La question se 
präsente naturellement quand le transfert est de date relativement recente, au 
moment oü a lieu la visite, que ce transfert soit, du reste, anterieur ou post^rieur 
ä l'ouverture des hostilites. Elle est resolue differemment suivant qu'on se 
place plutot au point de vue de l'interßt du commerce ou plutot au point de 
vue de l'inter^t des belligerants. II est heureux qu'on se soit entendu sur un 
reglement qui concilie les deux interets dans la mesure du possible et qui 
renseigne les' belligerants et le commerce neutre" ^). 

Den Fall, daß die Übertragung vor Ausbruch der Feindseligkeiten statt- 
findet, regelt Artikel 55 : „Le transfert sous pavillon neutre d'un navire ennemi, 
effectu^ avant l'ouverture des hostilites, est valable ä moins qu'il soit ötabli 
que ce transfert a ^t6 eflfectue en vue d'eluder les cons^quences qu'entratne 
le cai'actere de navire ennemi. II y a neanmoins prösomption de nullit^ si 
l'acte de transfert ne se trouve pas ä bord, alors que le navire a perdu la 
nationalite belligerante moins de soixante jours avant l'ouverture des hostilites; 
la preuve contraire est admise. 

H y a pr&omption absolue de validite d'un transfert eflfectue plus de 
trente jours avant l'ouverture des hostilites, s'il est absolu, complet, conforme 
ä la legislation des pays Interesses, et s'il a cet effet que le contröle du navire 
et le benefice de son emploi ne restent pas entre les m^mes mains qu'avant 
le transfert. Toutefois, si le navire a perdu la nationalite belligerante moins 
de soixante jours avant l'ouverture des hostilites et si l'acte de transfert ne 
se trouve pas ä bord, la saisie du navire ne pourra donner lieu a des dommages 
et interets." 

Diese Bestimmungen erscheinen einigermaßen kompliziert; sie tragen 
deutlich den Stempel des mühsam erzielten Kompromisses, indem sie nicht 
weniger als viererlei verschiedene Momente berücksichtigen: ob die Über- 
tragung überhaupt unter solchen Bedingungen erfolgte, daß das Schiff zur 
Führung der neutralen Flagge berechtigt ist; dann, ob sie eine vollständige 
und endgiltige war; ferner wann sie stattgefunden hat (mehr oder weniger 
als 30 Tage oder als 60 Tage vor Eröffnung der Feindseligkeiten); endlich 
ob die Übertragungsurkunde an Bord ist oder nicht; das letztere Moment 
wieder ist einmal für die Beweisfrage, das anderem al für die Ersatzfrage 
entscheidend. 



1) Proceedings S. 367. 
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Das durchgreifendste Kriterium ist das erstgenannte: ob das Schiff 
überhaupt das Recht erlangt hat, die neutrale Flagge zu führen — eine 
Frage, die nach der Gesetzgebung des neutralen Staates zu beantworten isty 
dessen Flagge es angenommen hat. Hat das Schiff das Recht, diese Flagge 
zu hissen, nicht erlangt, so besteht nach Artikel 57 der Londoner Deklaration^) 
seine bisherige, also die feindliche Nationalität, weiterhin zu recht, und es 
unterliegt ohne weiteres dem Beuterecht des Gegners, ohne daß der Kaptor 
nach Artikel 55, Abs. 1, zu beweisen brauchte, daß die Absicht bestand, 
das Schiff seinem Zugriff zu entziehen. Manche Staaten lassen ihre Flaggen 
auch solche Schiffe führen, an welchen Angehörigen fremder Mächte ein 
Miteigentum oder andere Rechte zustehen. Damit also ein rechtswirksamer 
Flaggenwechsel eintrete, ist nicht immer erfordert, daß der bisherige Be- 
rechtigte alle seine Rechte an dem Schiffe aufgibt. 

Wesentlich verschieden von dieser — wenn man so sagen darf — selbst- 
verständlichen 2) und ganz allgemeinen Voraussetzung für die — wider- 
legbare — Vermutung der Giltigkeit des Flaggenwechsels ist die erheb- 
lich weitergehende Voraussetzung für die in Absatz 2 des Artikels 55 
aufgestellte — unwiderlegbare — Vermutung der Giltigkeit des Flaggen- 
wechsels. Damit diese letztere Vermutung platzgreife, muß das Schiff aus 
der Rechtssphäre des früher Berechtigten vollständig und endgiltig aus- 
geschieden sein. Der Übergang muß sein: „absolu^, d. h. unbedingt, 
„complet'S d. h. es darf keinerlei Recht an dem Schiff vorbehalten werden 
(etwa Miteigentum, Pfandrecht), ferner „conforme ä la legislation des pays 
Interesses", d. h. er muß den Gesetzen beider beteiligten Staaten, des 
kriegführenden und des neutralen, entsprechen^); endlich muß auch das 
Recht der Kontrolle über das Schiff' und der Gewinn aus seiner Verwendung 
mit der Übertragung in andere Hände übergehen. 

Es ist notwendig, die beiden vorgenannten Kriterien scharf auseinander- 
zuhalten. Der Generalbericht tut ihrer zwar Erwähnung, er arbeitet jedoch 
den Unterschied nicht mit der erforderlichen Präzision heraus: 

„Die allgemeine, in Absatz 1 aufgestellte Regel besagt, daß der Über- 

1) Vgl. unten 6. Kapitel, I. 

2) Die Kooferenz hat diese Bedingung offenbar, weil sie selbstverständlich 
erscheint, in Artikel 55 nicht zum Ausdruck gebracht. Es wäre vielleicht besser 
.gewesen, sie anzuführen, so wie in Artikel 56, Ziffer 3 ausdrücklich gesagt ist, daß 
der Übergang jedenfalls ungiltig ist, wenn das Schiff dadurch nicht das Recht 
erlangt hat, die neutrale Flagge zu führen. Augenscheinlich ist diese Inkongruenz 
mit die Ursache, daß man den Bestimmungen über den Flaggenwechsel Unklarheit 
vorwirft. So sagt Fitger 1. c. S. 58 über Artikel 55; „Sehr viel Kasuistik und 
doch keine vollständige Klarheit." Allerdings meint dieser Schriftsteller irrtümlich, 
das Kapitel über den Flaggenwechsel gelte auch für Kriegsschiffe. Anders Nip- 
pold, der zwar in den erlassenen Normen „keinen bemerkenswerten Fortschritt 
gegenüber dem früheren Rechtszustand" erblickt, aber doch zugibt, „daß schon 
Klarheit an und für sich einen Fortschritt in dieser so wenig erfreulichen Materie 
bedeutet" ; 1. c. S. 146. 

3) Damit ist wohl noch nicht gesagt, daß das Schiff unter allen Umständen 
das Recht auf seine bisherige Flagge verloren haben muß. 
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gang eines feindlichen Schiffes zur neutralen Flagge giltig ist, wohlgemerkt 
^nter der Voraussetzung, daß die allgemeinen rechtlichen Bedingungen für 
die Giltigkeit erfüllt worden sind. Will die nehmende Kriegsmacht diesen 
Übergang für nichtig ansehen, so ist es ihre Sache, zu beweisen, daß die 
Übertragung den Zweck hatte, den Folgen des damals schon voraus- 
gesehenen Krieges zu entgehen. Ein Fall wird als verdächtig betrachtet, 
wenn sich nämlich die Übertragungsurkunde nicht an Bord befindet, und 
die Nationalität weniger als 60 Tage vor Beginn der Feindseligkeiten 
gewechselt hat. Die in Absatz 1 zugunsten des Schiffes aufgestellte Ver- 
mutung der Giltigkeit kehrt sich dann zugunsten der nehmenden Kriegs- 
macht um. Die Vermutung spricht für die Nichtigkeit des Überganges, 
aber der Gegenbeweis ist zulässig. Um die Vermutung zu widerlegen, 
kann bewiesen werden, daß der Übergang nicht in der Absicht herbei- 
geführt worden ist, den Folgen des Krieges zu entgehen; selbstverständlich 
müssen die allgemeinen Bedingungen für die Giltigkeit erfüllt worden sein. 
Man hat dem Handel die Sicherheit geben wollen, daß das Recht, 
einen Flaggenwechsel deshalb für nichtig anzusehen, weil er die Folgen 
des Krieges abwenden sollte, nicht zu weit ausgedehnt wird und keinen 
zu großen Zeitraum umfaßt. Infolgedessen kann ein mehr als dreißig Tage 
vor Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführter Übergang aus diesem 
Grunde allein nicht angefochten werden; er wird als unbedingt giltig an- 
gesehen, wenn er unter den nachstehenden Voraussetzungen erfolgt ist, 
die ihn als ernst gemeint und endgiltig erkennen lassen: der Übergang 
muß unbedingt und vollständig sein, der Gesetzgebung der beteiligten 
Länder entsprechen und zur Folge haben, daß die Verfügung über das 
Schiff und der Gewinn aus seiner Verwendung in andere Hände übergehen. 
Sind diese Voraussetzungen ^) erwiesen, so wird die nehmende Kriegsmacht 
nicht mit der Behauptung gehört, der Verkäufer habe den Krieg, der 



1) Dupuis verwechselt offensichtlich diese speziellen Voraussetzungen für 
die unwiderlegbare Vermutung, daß der Übergang gütig ist, mit den „allgemeinen 
rechtlichen Bedingungen" der widerlegbaren Vermutung für die Giltigkeit: „La 
presoraption de validite du transfert anterieur ä Pouverture des hostilites suppose 
que le transfert a et6 sincere et regulier, c'est-ä-dire «absolu, complet, conforme k 
la lögislation des pays Interesses» et ayant «cet effet que le contröle du navire et 
le b6n6fice de son emploi ne restent pas entre les memes mains qu'avant le trans- 
fert»"; 1. c. S. 134f. Richtig dagegen Hirschmann, 1. c. S. 33, und Hütten- 
hein, Zeitschrift für Völkerrecht und Bundesstaatsrecht, VI. Band, Beiheft II, S. 47. 
Es ist allerdings zu bemerken, daß die Londoner Deklaration unter „transfert de 
pavillon" sichtlich nur einen solchen Flaggenwechsel versteht, welcher auf Grund 
eines Privatrechtsgeschäftes eintritt. Dies bezeugen die Vorschriften, betreffend die 
Übertragungsurkunde (man hat in erster Linie an einen Kaufvertrag gedacht), und 
die Bemerkungen des Generalberichtes, welche dartun, daß man die Absicht hatte, 
den „commerce neutre" nicht zu beeinträchtigen. Würde also ein Keeder sich 
lediglich zur Führung der Flagge eines Staates autorisieren lassen, der — wie 
manche Republiken Amerikas — das Recht zur Führung der Flagge auch solchen 
Schiffen verleiht, die zur Gänze im Eigentum von Ausländem stehen, so läge ein 
Flaggenwechsel im Sinne der Londoner Deklaration nicht vor. Der Gegner könnte 
daher das Schiff als feindlich betrachten. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneck, Seerechtskonferenz, 12 
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seinem Lande bevorstand, vorausgesehen und sich durch den Verkauf den 
Gefahren entziehen wollen, die ihm der Krieg für die übertragenen Schiffe 
gebracht hätte. Selbst in diesem Falle kann das Schiff, das bei der Be- 
gegnung mit einem Kreuzer die Übertragungsurkunde nicht an Bord hat, 
aufgebracht werden, sofern der Wechsel der Nationalität weniger als 
sechzig Tage vor Beginn der Feindseligkeiten stattgefunden hat; dieser 
Umstand macht das Schiff verdächtig. Erbringt es aber vor der Prisen- 
gerichtsbarkeit die im Absatz 2 bezeichneten Nachweise, so muß es frei- 
gelassen werden; nur kann es keinen Schadenersatz verlangen, weil ein 
hinreichender Grund für seine Aufbringung vorlag"^). 

Artikel 56 regelt den nach Kriegsbeginn herbeigeführten Flaggen- 
wechsel : 

„Le transfert sous pavillon neutre d'un navire ennemi, effectu^ apres 
l'ouverture des hostilit^s, est nul, ä moins qu'il soit ^tabli que ce transfert 
n'a pas et6 effectue en vue d'^luder les cons^quences qu'entraine le caractere 
de navire ennemi. 

Toutefois, il y a presomption absolue de nullit^: 

1^ Si le transfert a et4 effectu^ pendant que le navire est en voyage 
ou dans un port bloque. 

2^ S'il y a faculte de r^mer^ ou de retour. 

3^^ Si les conditions, auxquelles est soumis le droit de pavillon d'apres 
la l^gislation du pavillon arbor^, n'ont pas ^t4 observ^es." 

„Für den Übergang nach Beginn der Feindseligkeiten — wird im 
Generalbericht bemerkt — ist die Regel einfacher: der Übergang ist nur 
giltig, wenn bewiesen wird, daß er nicht den Zweck gehabt hat, die mit 
der Eigenschaft eines feindlichen Schiffes verbundenen Folgen abzuwenden. 
Diese Lösung ist die umgekehrte, wie die für den Übergang vor Beginn 
der Feindseligkeiten gegebene: Vermutung für die Giltigkeit in dem zuletzt 
genannten Falle, Vermutung für die Nichtigkeit in dem Falle, der jetzt in 
Frage steht, jedoch unter dem Vorbehalte des Gegenbeweises. Es könnte 
beispielsweise bewiesen werden, daß der Übergang die Folge eines Erb- 
falls ist. 

Der Artikel 56 bezeichnet Fälle, in welchen die Vermutung für die 
Nichtigkeit aus leicht verständlichen Gründen unwiderlegbar sein soll: in 
dem ersten tritt die Beziehung zwischen dem Übergang und der dem 
Schiffe drohenden Kriegsgefahr offen zutage; in dem zweiten erscheint 
der Erwerber als Strohmann, der während eines gefährlichen Zeitraumes 
als Eigentümer des Schiffes gelten und später das Schiff dem Verkäufer 
zurückgeben soll; der dritte Fall endlich hätte streng genommen nicht aus- 
drücklich erwähnt zu werden brauchen, da das Schiff, das sich auf eine 
neutrale Nationalität beruft, selbstverständlich sein Recht auf diese 
Nationalität nachweisen muß. 



1) Proceedings S. 368; vgl. Artikel 64 der Deklaration. 
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Man hatte zuerst noch den Fall vorgesehen, daß das Schiff nach dem 
Übergange weiter in dem Dienste verwendet wird, den es bis dahin zu 
versehen hatte. Es ist das ein im höchsten Grade verdächtiger Umstand; 
der Übergang stellt sich als ein Scheingeschäft dar, da sich im Dienst des 
Schiffes nichts geändert hat. Das trifft zum Beispiel zu, wenn es sich um 
eine und dieselbe Schiffahrtslinie handelt, deren Dienst von dem Schiffe 
nach wie vor dem Übergange versehen wird. Man hat eingewendet, daß 
in manchen Fällen die unbedingte Vermutung zu streng sein würde, daß 
gewisse Schiffe, wie die Petroleumschiffe, wegen ihrer Bauart nur zu einem 
bestimmten Zwecke verwendet werden können. Um dieser Bemerkung 
Rechnung zu tragen, war das Wort «Fahrt» hinzugefügt worden, so daß 
die Weiterverwendung des Schiffes in demselben Dienste und in 
derselben Fahrt erforderlich gewesen wäre; man glaubte, damit den 
Einwand hinreichend berücksichtigt zu haben. Da gleichwohl auf der Weg- 
lassung des Falles in der Aufzählung bestanden wurde, hat man diese 
Weglassung beschlossen. Daraus folgt, daß der Übergang hier unter die 
allgemeine Regel fällt; seine Nichtigkeit wird wohl vermutet, aber der 
Oegenbeweis ist zulässig" ^) 2). 

6. Kapitel. Die feindliche Eigenschaft. 

Die Pariser Seerechtsdeklaration hat im 2. und 3. Satz die Ausdrücke 
„pavillon neutre" und „pavillon ennemi", sowie „marchandise neutre" und 
„marchandise ennemie" verwendet und die wichtigen Grundsätze über die 
Unverletzlichkeit der feindlichen Ware auf neutralem Schiff und der 
neutralen Ware auf feindlichem Schiff aufgestellt, ohne jedoch diese Be- 
griffe zu definieren. Es blieb daher jedem Staat überlassen, diese Begriffe 
nach seiner Auffassung und seinen Interessen zu umschreiben. Schon die 
Fragen des Flaggenwechsels und der vorbehaltenen Schiffahrt wurden in 
den verschiedenen Gesetzgebungen verschieden gelöst und damit einer ein- 
heitlichen Festsetzung des Begriffes „feindliches Schiff" präjudiziert. Aber 
auch, wo es sich nicht um den Übergang eines feindlichen Schiffes an 
eine neutrale Flagge und nicht um Besorgung einer feindlichen Schiffahrt 
durch ein neutrales Schiff handelte, divergierten die Mächte in ihren An- 
schauungen über den neutralen und feindlichen Charakter eines Schiffes. 
Im wesentlichen haben sich ein französisches und ein englisches System 
herausgebildet, und zwar sowohl was die Eigenschaft der Schiffe, als was 
die Eigenschaft der Waren betrifft. 



1) Proceedings S. 386 f. 

2) Im Kriege gegen die Türkei (1911/12) konfiszierten die Italiener zwei otto- 
jnanische Segelschiffe, welche nach Ausbruch der Feindseligkeiten die hellenische 
Flagge angenommen hatten („Vasilios" und „Aghios Georgios"), unter Berufung 
auf Artikel 56 der Londoner Deklaration ; vgl. Revue g6n6rale de droit international 
public, 1913, p. 656. 

12* 



Digitized by 



Google 



180 Hold V. Ferneck, 

Was die Eigenschaft der Schiffe anlangt, so wäre der nächstliegende 
Gedanke, die Schiffe, welche die neutrale Flagge zu führen berechtigt sind, 
als neutrale, alle übrigen als feindliche zu betrachten. Diesem Gedanken 
kam das französische System allerdings sehr nahe, ohne ihn freilich voll- 
ständig zu verwkklichen, weil nach französischem Recht alle Schiffe als feindlich 
betrachtet wurden, welche die feindliche Flagge — ob mit Recht oder 
Unrecht — führten. Das englische System ignorierte die Flagge geradezu, 
soweit sie zugunsten der neutralen Eigenschaft sprach, und ließ die Weg- 
nahme jedes Schiffes zu, welches auch nur zu einem kleinen Teil im 
Eigentum eines feindlichen Staatsangehörigen stand, wobei allerdings die 
neutralen Miteigentümer ihrem Anteile entsprechend entschädigt wurden» 
Was aber das englische Sys.tem für die Neutralen besonders ungünstig 
erscheinen ließ, war der Umstand, daü als feindlich jeder Eigentümer an- 
gesehen wurde, der im feindlichen Gebiete wohnte — mochte er auch 
einem neutralen Staat angehören — und daß der Begriff* des Wohnortes 
seinerseits wieder nicht klar umgrenzt erschien, so daß die englischen 
Prisengerichte unter Umständen auch einen Aufenthalt in Feindesland als 
Domizil betrachteten. Dabei galt jeder feindliche Staatsangehörige im 
Zweifel als in Feindesland wohnhaft und daher als feindlich, sowie jedes 
Schiff als feindlich, dessen Kapitän und Mannschaft dem feindlichen Staat 
angehörten, desgleichen jedes Schiff, welches „im feindlichen Handel engagiert" 
war usf. Dieses System, welches auf der Auffassung beruht, daß der Krieg 
— entgegen der Rousseau'schen Formel — auch die beiderseitigen Ange- 
hörigen der kriegführenden Staaten, sowie die auf ihrem Gebiete Wohnenden 
zu Feinden macht, ermöglichte Großbritannien, dem Seebeuterecht eine 
große Ausdehnung zu geben; denn es bahnte sich so den Weg über die 
neutrale Flagge zu den feindlichen Waren und machte dadurch den 2. Satz 
der Pariser Deklaration vielfach illusorisch. 

Auch was die Eigenschaft der Waren betriffst, läßt sich von der Ent- 
wicklung eines französischen und eines englischen Systems sprechen. Beide 
Systeme rekurrierten in erster Linie auf den Eigentümer der Ware. Während 
aber das französische Recht diesen Grundsatz folgerichtig durchführte und 
die Eigenschaft des Eigentümers von seiner Zugehörigkeit zum feindlichen 
oder zu einem neutralen Staate abhängen ließ, zog das englische System 
auch andere Kriterien heran, wie z. B. die Provenienz der Waren, und be- 
stimmte, insoweit es die Eigenschaft des Eigentümers maßgebend sein ließ, 
diese Eigenschaft — wie bei den Eigentümern der Schiffe — nach dem 
Wohnort bezw. Aufenthalt. 

Der Londoner Konferenz ist es gelungen, diesem der Rechtssicherheit 
sehr abträglichen Zustand der Rechtsverschiedenheit abzuhelfen, allerdings^ 
nicht in vollem Maße. Der Erfolg wurde dadurch beeinträchtigt, daß man 
sich nicht einigen konnte, ob die Eigenschaft des Eigentümers der Ware 
nach seiner Staatsangehörigkeit oder seinem Wohnort zu bestimmen sei. 
Die Konferenz konnte aber über diese Lücke deshalb leichteren Herzens. 
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hinweggehen, weil sie hoffen durfte, daß der internationale Prisenhof die 
Frage in autoritativer Weise entscheiden und so die Rechtseinheit herbei- 
führen werde. Auch in dieser Materie ist es hauptsächlich der Haltung 
Großbritanniens zu danken, daß die Konferenz im wesentlichen zu einer 
Einigung gelangte, und sicher ließen auch hier die üblen Erfahrungen, 
welche dieser Staat im russisch-japanischen Kriege gemacht hatte, die 
Erkenntnis reifen, daß der zu so gewaltigen Dimensionen angewachsene 
Handel Englands einer Sicherstellung für den Fall eines Krieges zwischen 
fremden Mächten bedürfe. 

Die Bedeutung der in London in der Materie geschaffenen Normen für 
die Auslegung der Pariser Deklaration wird im Generalbericht eingehend 
gewürdigt : 

„Die Regel der Pariser Deklaration «Die neutrale Flagge deckt das 
feindliche Gut mit Ausnahme der Kriegskonterbande» entspricht zu sehr 
dem Fortschritte der Gesittung und hat die öffentliche Meinung zu sehr 
durchdrungen, als daß man angesichts einer so allgemeinen Anwendung 
nicht darin einen Grundsatz des gemeinen Rechtes erblicken müßte, der 
gar nicht mehr in Frage gezogen werden kann. Demgemäß ergibt sich 
aus der neutralen oder feindlichen Eigenschaft der Kauffahrteischiffe nicht 
nur die Entscheidung über die Giltigkeit ihrer Wegnahme, sondern auch 
über das Schicksal der an Bord befindlichen Waren, die nicht Konterbande 
sind. Eine entsprechende allgemeine Bemerkung läßt sich in Ansehung der 
neutralen oder feindlichen Eigenschaft der Ware machen. Niemand denkt 
heutzutage mehr daran, den Grundsatz zu bestreiten, wonach neutrales Gut, 
mit Ausnahme der Kriegskonterbande, unter feindlicher Flagge nicht in 
Beschlag genommen werden darf. Also nur, wenn die Ware sich an Bord 
eines feindlichen Schiffes befindet, ist die Frage zu stellen, ob sie neutral 
oder feindlich ist. 

Die Bestimmung der neutralen oder feindlichen Eigenschaft erscheint 
somit als die Weiterentwicklung der beiden im Jahre 1856 festgelegten 
Grundsätze oder vielmehr als das Mittel, ihre richtige praktische Anwendung 
sicherzustellen. 

Der Vorteil, in dieser Hinsicht aus der Übung der verschiedenen Länder 
klare und einfache Regeln zu entwickeln, bedarf wohl keines Beweises. 
Für den Handel ist die Ungewißheit über die Gefahr der Wegnahme, wenn 
sie nicht eine vollständige Stockung veranlaßt, doch zum mindesten ein 
Hemnmis schlimmster Art. Der Handeltreibende muß die Gefahren kennen, 
welchen er sich durch die Befrachtung dieses oder jenes Schiffes aussetzt; 
der Versicherer wird, wenn ihm die Größe dieser Gefahren unbekannt ist, 
gezwungen, Kriegsprämien zu verlangen, die oft übertrieben hoch oder un- 
genügend sind"i). 



1) Proceedings S. 369. 
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I. Die Eigenschaft der SehlfTe. 

In den Denkschriften treten die verschiedenen Auffassungen der Mächte 
nicht ganz klar hervor, weil nicht alle Mächte die Frage der Eigenschaft 
der Schiffe von derjenigen der Eigenschaft der Ware ausein anderhalten» 
Soweit dies aber der Fall ist, lassen sie sämtlich — wenn auch 
nicht ausschließlich — die Flagge entscheiden, welche das Schiff führt i); 
so Deutschland, Österreich-Ungarn („en premier lieu"), Spanien, Italien^ 
Japan, die Niederlande und Rußland. Österreich-Ungarn, Spanien, Italien 
und Rußland fügten hinzu, daß das Schiff berechtigt sein müsse, die 
gehißte neutrale Flagge zu führen, und erklärten — mit Ausnahme Ruß- 
lands — , daß dieses Recht nach dem Gesetze des Staates, dem die Flagge 
angehört, zu beurteilen sei. 

Die letztere Auffassung kam auch in Leitsatz 38 zuni Ausdruck: „Le 
caractere neutre ou ennemi d'un navire est d^termine, en premier lieu, par 
le pavillon regulierement port6." 

Der der österreichisch-ungarischen Denkschrift entnommene Beisatz „en 
premier lieu" erscheint mit der Frage erläutert: „II semble bien que ce soit 
un principe g^n^ral reconnu que le navire sous pavillon ennemi est considere 
comme navire ennemi. Mais peut-on consid^rer egalement que tout navire 
sous pavillon neutre est neutre — abstraction faite du cas special oü ce 
navire, ä titre de p^nalite particuliere, encourrait un traitement analogue a 
celui d'un navire ennemi?" 2). 

In der vierten Plenarsitzung wendete sich die deutsche Delegation gegen 
diesen Beisatz, der die allgemeine Norm einschränkt, ohne die Ausnahmen , 
festzusetzen: Es wäre auszusprechen, daß die Eigenschaft des Schiffes stets 
dann durch seine Flagge bestimmt wird, wenn nicht ein ungiltiger Flaggen- 
wechsel vorliegt, oder wenn nicht Schiffe in Betracht kommen, die wie 
feindliche Kauffahrteischiffe zu behandeln sind. Die Kommission, welcher 
die Frage zunächst tiberwiesen wurde, nahm den Leitsatz unter dem Vor- 
behalt der eventuellen Streichung der Worte „en premier lieu" an, beauf- 
tragte aber, ohne in eine nähere Erörterung einzugehen, in ihrer fünften 
Sitzung das erweiterte „Comit^ juridique" ^) mit dem Studium des Problems. 
Das Comite unterbreitete der Kommission in der zehnten Sitzung den Entwurf 
eines Artikels*), der schließlich auch vom Plenum angenommen wurde und 
als Artikel 57 in der Deklaration figuriert: 

„Sous r^serve des dispositions relatives au transfert de pavillon, le 



1) Drei Mächte, Deutschland, Großbritannien und Japan, erklärten, Schiffe unter 
neutraler Flagge, welche eine vom Feinde in Priedenszeiten vorbehaltene Schiffahrt 
betreiben, als feindliche Schiffe zu behandeln (Proceedings S. 2, 37, 50) ; vgl. oben 
S. 154. 

2) Proceedmgs S. 119. 

3) Dieses wurde gleichzeitig mit der Berichterstattung in der Frage der Eigen- 
schaft der Waren betraut; vgl. oben S. 21. 

4) Proceedings S. 330. 
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caractere neutre ou ennemi du navire est d^termine par le pavilion qu'il a 
le droit de porter. 

Le cas oü le navire neutre se livre a une navigation r^servee en temps 
de paix reste hors de cause et n'est nullement vise par cette regle." 

„Der Grundsatz — so führt der Generalbericht aus — ist also, daß 
die neutrale oder feindliche Eigenschaft des Schiffes durch die Flagge be- 
stimmt wird, zu deren Führung es berechtigt ist. Das ist eine einfache 
Regel, die durchaus der besonderen Lage der Schiffe entsprechen dürfte, 
wenn man sie mit den anderen beweglichen Sachen und insbesondere mit 
den Waren vergleicht. In mehr als einer Hinsicht haben die Schiffe eine 
Art von Persönlichkeit; insbesondere haben sie eine Nationalität, eine 
nationale Eigenschaft. Diese Nationalität kommt im Flaggenrechte zur 
Erscheinung : sie stellt die Schiffe unter den Schutz und die Aufsicht des 
Staates, dem sie angehören; sie unterwirft sie der Souveränität und den 
Gesetzen dieses Staates und gegebenenfalls seiner Requisition. Das ist das 
sicherste Merkmal dafür, daß das Schiff tatsächlich einen Bestandteil der 
Handelsflotte eines Landes bildet, und infolgedessen das beste Merkmal für 
die Entscheidung der Frage, ob es neutral oder feindlich ist. Deshalb ist 
es zweckmäßig, sich ausschließlich hieran zu halten und von allem, was mit 
der Persönlichkeit des Eigentümers zusammenhängt, abzusehen. 

Der Wortlaut sagt : die Flagge, zu deren Führung das Schiff berechtigt 
ist; darunter ist natürlich die Flagge zu verstehen, die das Schiff gemäß 
den die Führung dieser Flagge regelnden Gesetzen gehißt hat oder zu 
hissen berechtigt ist^). 

Der Artikel 57 läßt die Bestimmungen über den Flaggenwechsel un- 
berührt, wegen deren nur auf die Artikel 55 und 56 verwiesen zu werden 
braucht; es kann geschehen, daß ein Schiff wohl nach der Gesetzgebung 
des Landes, dem es anzugehören behauptet, das Recht zur Führung einer 
neutralen Flagge hat, daß es aber von einem Ea'iegführenden als feindlich 
angesehen wird, weil die Übertragung, infolge deren es die neutrale Flagge 
führt, unter die Bestimmung der Artikel 55 oder 56 fällt. 

Endlich ist die Frage aufgeworfen worden, ob ein Schiff' seine neutrale 
Eigenschaft verliert, wenn es in einer Schiffahrt tätig ist, die der Feind vor 
dem Kriege ausschließlich den eigenen Schiffen vorbehielt. Eine Verständi- 
gung hierüber hat nicht erzielt werden können, wie oben beim Kapitel über 
die neutralitätswidrige Unterstützung auseinandergesetzt worden ist; die 
Frage ist vollständig offen geblieben, wie Artikel 57, Absatz 2 ausdrücklich 
betont" 2). 

Die Materialien der Konferenz geben keinen Aufschluß darüber, wieso 
es gelungen ist, die Bestimmung des Artikels 57, welche den Interessen der 
Neutralen in hohem Maße entspricht, durchzusetzen. Die entscheidenden 

1) Über den Fall, daß ein Schiff keine Flagge führt, sowie daß ein Staat keine 
Flagge besitzt, vgl. Hüttenhein 1. c, S. 42ff. 

2) Proceedings S. 369 f. 
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Verhandlungen wurden im Comit6 juridique geführt, über dessen Beratungen 
Protokolle nicht aufgenommen wurden. Es läßt sich bloß feststellen, daß 
Großbritannien bereits vor der Konferenz aus eigener Initiative entschlossen 
war, seine traditionelle Haltung aufzugeben. In den der britischen Dele- 
gation erteilten Instruktionen heißt es : „The neutral or enemy character 
of a ship depends, generally speaking, on the flag. It has been contended 
that a ship under a neutral flag raay nevertheless be treate.d as an enemy 
ship if she is owned in whole or in part by an enemy, but the proposition 
stated in this general way appears to His Majesty's Government to go too 
far, and to be diflicult as well as unjust in application. In existing circum- 
stances its application would sometimes amount to absurdity, because it 
might be that the ownership by an enemy subject of one sixty-fourth only 
of a vessel divided between sixty-four private owners would turn that ship 
into an enemy vessel, whereas a ship owned by a limited Company registe- 
red in a neutral country would not be an enemy ship, although the large 
majority of its shareholders might conceivably be Citizens or subjects of 
the enemy State. On the whole, His Majesty's Government consider that 
it would be right to assent to the principle that the test of the nationality 
of the ship should be the flag which she is entitled to fly" ^). 

Die Norm des Artikels 57 ist für die Neutralen nicht nur deshalb von 
großem Gewinn, weil ihre Schiffe nicht mehr Gefahr laufen, aus dem Grunde 
als feindlich behandelt zu werden, daß eine feindliche Person Miteigentum 
daran hat, sondern auch deshalb, weil das Kriterium der Flagge die Schiffe 
dem Bereiche der Streitigkeiten über die Geltung der Prinzipien der Staats- 
angehörigkeit und des Wohnsitzes entrückt. Man hat aber des weiteren aus 
der Tatsache, daß in Absatz 1 dieses Artikels lediglich des Flaggenwechsels 
Erwähnung getan ist, geschlossen, daß es dem Kriegführenden — abgesehen 
natürlich von den Fällen, wo das Schiff wegen einer Neutralitätsverletzung 
den feindlichen Schiffen gleichgestellt wird — ausschließlich in den Fällen 
der Artikel 55 und 56 zustehe, Schiffe als feindlich zu behandeln, 
welche die neutrale Flagge zu führen berechtigt sind. Dies scheint 
jedoch durchaus zweifelhaft zu sein. Schon bisher galt es allgemein als 
zulässig, jedes Schiff als feindlich zu behandeln, welches die feindliche Flagge 
führt 2), selbst wenn es das Recht hatte, eine neutrale Flagge zu hissen. Die 
Materialien der Konferenz liefern keinen Anhaltspunkt dafür, daß man be- 
absichtigt hätte, dieses Recht der Kriegführenden abzuschaffen, welches 
sachlich durchaus begründet erscheint und die Neutralen in keiner Hinsicht 
beeinträchtigt. Von einem neutralen Schiff, welches freiwillig die feindliche 

1) Correspondence (englische Ausgabe) S. 32. 

2) In den Denkschrifteu erwähnt nur Japan dieses Prinzip (Proceedings S. 1 18). 
Allein in den „Observations" zu Leitsatz 119 erscheint festgestellt: „il semble bien 
que ce soit un principe g6n6ral reconnu que le navire sous pavillon ennemi est 
consid6r6 comme navire ennemi" (Proceedings S. 119). Vgl. auch Hüttenhein 
l. c. S. 42. 
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Flagge hißt, darf angenommen werden, daß es eben auf die Behandlung als 
neutrales Schiff verzichtet. Es entspricht des weiteren der Gepflogenheit, 
neutrale Schiffe, welche sich unter den Schutz eines feindlichen Kriegsschiffes 
stellen, als feindliche Handelsschiffe zu betrachten. Dieses Recht hat sich 
Großbritannien ausdrücklich gewahrt: „. . . les navires neutres plac^s sous 
le convoi d'un bätiment de guerre ennemi continuent ä ^tre, comme par le 
pass^, passibles de la saisie et de la condamnation pour ce seul motif" ^) ; 
und in der Tat; solche Schiffe mögen eine neutrale Flagge tragen; indem 
sie sich unter den Schutz der Kriegsflagge des Feindes begeben, verzichten 
sie notwendig auf die mit der neutralen Flagge verbundenen Privilegien. 
Man hat, wie aus dem Generalbericht hervorgeht, in Artikel 57, Absatz 1 
den Fall des Flaggenwechsels eben nur erwähnt, um die Bestimmung mit 
den Artikeln 55 und 56 in Einklang zu setzen, nicht aber in der Absicht, 
damit jede andere Möglichkeit auszuschließen, ein Schiff, welches die neu- 
trale Flagge führt bzw. zu führen berechtigt ist, als feindlich zu behandeln. 
In welchen Fällen den Kriegführenden ein solches Recht — abgesehen vom 
Falle des ungiltigen Flaggenwechsels — zusteht, wird allerdings in bindender 
Weise erst der Prisenhof entscheiden, wenn er einmal aktiviert sein wird. 

Die Bestimmung des Artikels 57, Absatz 2 steht mit dem Kommentar 
des Generalberichtes zu Artikels 46 (letzter Absatz) in Zusammenhangt). 
In der deutschen Denkschrift war unter anderem vorgesehen, daß ein Schiff 
neutraler Flagge als feindlich zu betrachten sei, „s'il fait actuellement un 
trajet auquel il n'a ete autoris^ par le Gouvernement qu'apres Touverture 
des hostilites ou dans les deux mois qui Tont precedee" ^). Dieser und 
ähnliche^) Vorschläge Englands und Japans fanden im Schöße der Konferenz 
kategorischen Widerspruch, und man beschloß daher, die Frage der Besor- 
gung einer Schiffahrt im Dienste des Feindes offen zu lassen. Dem Wort- 
laute nach spricht Absatz 2 bloß von der Eventualität, daß „le navire neutre 
se livre a une navigation reserve en temps de paix." Diese Formel ent- 
spricht wohl dem in der englischen Denkschrift verzeichneten Fall, zieht 
aber den Tatbestand wesentlich enger als die einschlägigen Stellen des 
deutschen und des japanischen Memorandums. Es kommt daher zu fragen, 
ob Absatz 2 wirklich lediglich den Fall des „trafic reserve exclusivement 
en temps de paix aux navires de la nationalite ennemie" vom Geltungsbereich 
des Absatzes 1 ausschließt, oder ob die Konferenz dem Prisenhof auch vor- 



1) Proceedings S. 261. 

2) Ibidem S. 364 unten. 

3) Vgl. oben S. 154 und 182, Note 1. 

4) Gelegentlich der Erörterung der Frage der einheitlichen Reihe äußert die 
englische Denkschrift: „Lorequ'un navire nentre entreprend, en temps de guerre, 
un voyage qui pour lui n'est pas libre en temps de paix, par exemple, s'il se livre 
pendant la guerre k nn trafic r6serv6 exclusivement en temps de paix aux navires 
de la nationalite ennemie, Pinterposition d'un port neutre dans le cours du voyage 
ne Fempeche pas, lui ou son chargement, d'etre passible de condamnation." Vgl. 
auch die japanische Denkschrift: „Les navires ennemis sont. . . . Les navires 
naviguant . . . avec un cong6 ennemi** (Proceedings S. 37, 50). 
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behalten wollte, autoritativ zu entscheiden, ob solchen SchiflPen feindliche 
Eigenschaft zukomme, die in Kriegszeiten eine in Friedenszeiten nicht vor- 
behaltene, jedoch von ihnen nicht betriebene Schiffahrt im Interesse des Feinde* 
besorgen, also beispielsweise, wenn im Sinne des englischen Rechtes ein 
„engagement in enemy's navigation^ vorliegt. Die Lösung dieser Frage 
kann nicht zweifelhaft sein: Die Delegationen, welche abgelehnt haben^ 
solche Schiffe als feindlich zu betrachten, die mit Durchbrechung eines ge~ 
setzlichen Monopols zu einem Schiffahrtsdienst herangezogen werden, haben 
damit a fortiori auch alle weitergehenden Vorschläge abgelehnt. Ermächtigt 
also ein Kriegführender etwa auf Grund eines Handels- oder Schiffahrts- 
vertrages oder aus freien Stücken eine neutrale Reederfirma zum Befahren 
einer nicht-monopolisierten Linie, so kann der Gegner die Schiffe, welche 
diesen Dienst unter neutraler Flagge besorgen, nicht als feindlich behandeln. 
„Ainsi les navires neutres qui, au cours d'une guerre oii la France serait 
engag^e, se livreraient au cabotage entre ports fran^ais ou a la navigation 
entre la France et TAlgerie — reserv^ en temps de paix au pavillon fran- 
9ais — pourraient 6tre consid6res comme navires ennemis ^), mais les navire» 
neutres qui feraient un service regulier entre le Havre et New- York ou 
entre Marseille et Yokohama, ne pourraient ötre consid^res comme tels,. 
alors meme que la Compagnie transatlantique ou la Compagnie des Messa- 
geries maritimes cesseraient le leur, parce que ce service n'est pas exclusive- 
ment reserve, en temps de paix, au pavillon frangais" -). Die Seestaaten^ 
welche in Krieg mit Mächten geraten, die das Seebeuterecht ausüben, können 
sich also gegen die Ausübung dieses Rechtes und die Störung ihres Handela 
regelmäßig dadurch schützen, daß sie ihre Schiffe rechtzeitig in neutrale 
Häfen dirigieren und die von ihnen nicht monopolisierten Schiffahrtslinieu 
während des Krieges von neutralen Gesellschaften befahren lassen, es wäre 
denn, daß der Feind in der Lage ist, die Küsten zu blockieren, oder da^ 
der Seehandel so beträchtlich ist, daß er durcli neutrale Schiffe nicht be- 
sorgt werden kann. 

II. Die Eigenschaft der Waren. 

Seit der Pariser Deklaration können zwar die Kriegführenden nur mehr 
die feindlichen Waren, die an Bord feindlicher Schiffe geführt werden, weg- 
nehmen. Die Neutralen haben aber natürlich ein lebhaftes Interesse daran^ 
daß der Begriff der feindlichen Ware klar und von den verschiedenen Staaten 
gleichförmig umschrieben werde, schon weil nach der steten Praxis alle unter 
feindlicher Flagge geführten Waren bis zum Beweise des Gegenteils als 
feindlich gelten. In ersterer Hinsicht ließen die Gesetze und Gebräuche 
mancher Staaten, wie Großbritanniens und der Vereinigten Staaten von 



1) D. h. solange nicht etwa der Prisenhof eine gegenteilige Entscheidung 
getroffen hat. 

2) Dupuis 1. c. S. 141, Note 2. 
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Amerika, manches zu wünschen übrig, da sie dem Ermessen der Prisen- 
gerichte allzuweiten Spielraum gewährten. Und an der üniformität der ver- 
schiedenen Gesetzgebungen hat es, wie bereits betont, seit jeher gefehlt. 

Die kontinentalen Großmächte Europas betrachteten als feindlich die 
Waren, die im Eigentum eines feindlichen, als neutral die Waren, die im 
Eigentum eines neutralen ^Staatsangehörigen stehen; sie ließen also die 
Staatsangehörigkeit des Eigentümers entscheiden. Großbritannien 
erachtete weder ausschließlich die Person des Eigentümers als maßgebend, 
noch auch bestimmte es, sofeme es die Person des Eigentümers als Krite- 
rium heranzog, die Eigenschaft dieser Person nach der Staatsangehörig- 
keit; es reflektierte vielmehr auf den Wohnort, welcher seinerseits wieder 
als persönliches oder als „kommerzielles" Domizil in Betracht gezogen wurde, 
wobei unter Umständen auch der bloße Aufenthalt im feindlichen Staate als 
Domizil zu gelten hatte. Diese englischen Doktrinen fanden auch in der 
amerikanischen Union und in Japan Eingang. 

In dieser Gruppierung traten die Mächte in London an das Problem 
heran i). Spanien und die Niederlande schlössen sich in ihren Denkschriften 
dem angelsächsischen System des Wohnortes an. Von den Vertretern des 
Prinzips der Staatsangehörigkeit reproduzierten Frankreich, Italien und Ruß- 
land in den Memoranden ihren traditionellen Standpunkt"). Österreich- 
Ungarn und Deutschland traten mit neuen Vorschlägen auf den Plan. 

Die Denkschrift Österreich-Ungarns hielt zwar an dem System der 
Staatsangehörigkeit fest, schlug aber vor, die Tragweite dieses Systems im 
kommerziellen Interesse durch eine Kombination mit dem System des Wohn- 
ortes einzuschränken: 

„Seul le principe de nationalit^ repond . . . aux interets legitimes du 
commerce neutre. II est vrai que son application trop rigoureuse pourrait 
faire du tort aux pays neutres sur les territoires desquels se trouvent des 
ressoi-tissants des Etats belligerants. Pour l'Etat belligörant l'avantage est 
infime de pouvoir l^ser dans leur propri6t6 les sujets de son adversaire 
vivant a Tötranger. C'est pourquoi Ton pourrait peut-etre — et ce serait 
la Solution la plus 6quitable — combiner le principe de la nationalite avec 
le principe du domicile et stipuler: Seront consider6s comme proprietaires 
ennemis les ressortissants de TEtat ennemi qui y ont leur domicile." Diesem 
Prinzipe zufolge wären als feindlich nur aie Waren zu betrachten, „dont les 
proprietaires ressortissent ä TEtat ennemi et y ont leur domicile. Gar, entre 



1) Zum Unterschiede von Japan ließ Großbritannien in seiner Denkschrift das 
Kriterium der Provenienz der Waren (die Bodenprodukte des feindlichen Staates 
sind ohne Rücksicht auf die Person des Eigentümers feindliches Gut) unerwähnt. 

2) Vgl. beispielsweise die französische Denkschrift: „Est marchandise ennemie 
toute marchandise dont le propriötaire est ennemi. Est neutre toute marchandise 
dont le propri^taire est neutre. Est ennemi tout propri^taire de nationalitö ennemie. 
Est neutre tout propri6taire de nationalit6 neutre. On doit tenir pour suspect un 
acte de naturalisation intervenu, de la part d'un gouvemement neutre en faveur du 
proprietaire, post^rieurement ä la d6claration de guerre'' (Proceedings S. 117). 
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la propri^te de personnes qui habitent des Etats neutres, et FEtat ennemi, 
il n'existe pas de relation teile que le bellig^rant pourrait avoir un inter^t 
legitime ä s'en emparer" ^). 

Deutschland ging auf der Konferenz von der Gepflogenheit, die Person 
des Eigentümers der Ware zur Bestimmung ihrer neutralen oder feind- 
lichen Eigenschaft heranzuziehen, gänzlich ab ; es sollte die Eigenschaft des- 
jenigen maßgebend sein, welcher während des Transportes der Ware die 
Gefahr trägt: 

^Le caractere neutre ou ennemi de la marchandise qui se trouve a bord 
d'un navire ennemi, est determin^ par la nationalite de celui qui porte les 
risques d'une perte fortuite en cours de route. Toute Convention entre les 
int^resses qui modifie les regles g^n^rales de la loi relativement au transport 
des risques est consid^r^e comme nulle et non avenue lorsqu'elle a 6te con- 
clue soit en pr^vision d'une guerre, soit apres l'ouverture des hostilites. 

Si la personne de celui qui porte les risques ne peut ^tre etablie par 
les papiers du bord, il y a presomption que les risques sont port^s par le 
destinataire de la marchandise, et, dans le cas oü celui-ci ne peut pas ^tre 
^tabli non plus, par un national de la Puissance enneraie. 

Si la nationalite de celui qui porte les risques n'est pas connue et ne 
peut etre etablie par les papiers du bord, eile est pr^sumee ennemie. 

Les presomptions pr^vues aüx alineas 2 et 3 peuvent etre d^truites par 
la preuve contraire" -). 

Angesichts der in den Denkschriften zutage getretenen Verschiedenheit 
der Auffassungen konnte man nicht hoffen, daß man zu einer Einigung ge- 
langen werde. Insbesondere schien es aussichtslos, alle Staaten für das 
Staatsangehörigkeits- oder für das Domizilprinzip zu gewinnen. Deshalb 
stellte die italienische Delegation gleich zu Beginn der Verhandlungen^) 
einen Verraittlungsantrag : „Le cai-actere neutre ou ennemi de la marchandise 
est determine selon la loi du pays dont le proprietaire est le ressortissant." 

Keiner der drei Anträge wurde schließlich angenommen ; der österreichisch- 
ungarische nicht, weil man sich auf das Prinzip der Staatsangehörigkeit, 
auf welchem er aufgebaut war, nicht zu einigen vermochte; der deutsche 
Antrag nicht, weil eine nähere Prüfung ergab, daß er dem geltenden Rechte 
widerspreche, insbesondere mit der Pariser Deklaration und dem Haager 
Prisenhofabkommen schwer zu vereinbaren wäre, und daß er auch vom 
praktischen Standpunkte Bedenken begegne; der italienische Antrag endlich 
drang nicht durch, weil die vorgeschlagene Norm den bestehenden Zustand 
der Rechtsverschiedenheit legalisierte und geeignet war, große Komplika- 
tionen herbeizuführen^). Man wollte lieber die Frage durch den Prisenhof 

1) Proceedinge S. 116. 

2) Ibidem S. 115. 

3) Vierte Plenarsitzung, Proceedings S. 167 f. 

4) Man denke an den Fall, daß an einem Kriege zwei verbündete Staaten 
teilnehmen, deren einer das System der Staatsangehörigkeit und deren anderer das 
S'ystem des Wohnortes praktiziert. 
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entscheiden lassen, als von vorneherein auf die Möglichkeit verzichten, daß 
die Materie für alle Staaten einheitlich geregelt werde. 

In der vierten Plenarsitzung begründete Dr. Kriege den Antrag der 
deutschen Delegation^) in eingehender Weise: der traditionelle Grundsatz^ 
den neutralen oder feindlichen Charakter der Ware nach dem neutralen oder 
feindlichen Charakter ihres Eigentümers zu bestimmen, sei in der Anwendung 
mit großen Schwierigkeiten verbunden, weil die Frage, wer Eigentümer sei, 
verschieden zu beantworten sei, je nach dem Gesetze, welches man zugrunde- 
legt; zumal dann, wenn die Beförderung der Ware auf Grund eines Kauf- 
vertrages erfolgt, der zwischen Personen abgeschlossen ist, die in verschiedenen 
Ländern ihren Wohnsitz haben und nicht die gleiche Staatsangehörigkeit 
besitzen. Ferner führe der Grundsatz zu Konsequenzen, welche dem Zwecke 
des Beuterechtes — nämlich den feindlichen Handel zu schädigen — zuwider- 
laufen; denn es sei nicht immer der Eigentümer, der das Risiko trägt und 
daher durch die Wegnahme der Ware getroffen wird. Die bezeichneten 
Schwierigkeiten würde man vermeiden und den erwähnten Zweck erreichen^ 
„lorsqu'on considere comme ennemie la marchandise dont la confiscation nuit 
a Tennemi, c'est-a-dire celle dont il Supporte les risques, et, au contraire, comme 
marchandise neutre celle qui est äux risques et perils d'un neutre" -). Das 
Interesse, welches der Vorschlag fand, kam darin zum Ausdruck, daß man 
einen Ausschuß einsetzte^), der die Frage zu studieren hatte. Dieser Aus- 
schuß erstattete seinen Bericht in der sechsten Komraissionssitzung. Er stellte 
fest, daß die Eigenschaft der Ware nach dem geltenden Rechtszustande, der 
bis ins vierzehnte Jahrhundert zurückreicht, nach der Eigenschaft des Eigen- 
tümers bestimmt werde. Das traditionelle System sei allerdings nicht frei 
von Unzukömmlichkeiten. Zur Beseitigung derselben sei vorgeschlagen worden, 
das gegenwärtige System des Eigentums aufzugeben und die Gefahr des Ver- 
lustes als maßgebend zu betrachten. Auch sei angeregt worden, an die 
Stelle des Eigentümers den Empfänger oder den Beförderer der Ware zu 
setzen. Bei der Prüfung aller dieser Vorschläge habe sich herausgestellt,^ 
daß sie das geltende Recht modifizieren würden. Die Pariser Deklaration 
beabsichtigte, wie in der Praxis stets anerkannt wurde, das feindliche Privat- 
e i g e n t u m auch weiterhin den Gefahren des Seekrieges auszusetzen, während 
für das neutrale Privateigentum die Unverletzlichkeit proklamiert werden 
sollte. Nach den Artikeln 1 und 3 des Haager Prisenhof abkommen* 
sei die Voraussetzung für eine gerichtliche Beurteilung der Wegnahme die 
Tatsache, daß es sich um „neutrales oder feindliches Eigentum" 
handelt. Die Ersetzung des Eigentümers durch den Gefahrträger behebe die 
praktischen Schwierigkeiten nicht, weil die verschiedenen Rechtssysteme die 



1) Die Ausführungen der deutschen Delegation sowohl, als des Berichtes de& 
Komitees, welches für die Ablehnung des deutschen Antrages eintrat, verdienen dea 
Interesses wegen, das ihnen zukommt, wenigstens im Auszuge wiedergegeben zu werden. 

2) Proceedings S. 168 ff. 

3) „Comite juridique", vgl. oben S. 21. 
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Frage, wer die Gefahr trägt, verschieden beantworten. Übrigens sei, gleichwie 
der Eigentümer, auch der Gefahrträger fast immer durch eine Versicherung 
gedeckt, so daß der Verlust schließlich vom Versicherer getragen wird. Würde 
man die Person des Empfängers oder des Beförderers der Ware maßgebend 
sein lassen, so würden dieselben Komplikationen entstehen, wie bei der Frage 
der feindlichen Bestimmung der Konterbande. Wollte man sich allein an den 
Empfänger halten, so würde das Beuterecht fast ausschließlich die Einfuhr des 
Feindes treffen. Würde man die Wahl zwischen dem Empfänger und dem 
Beförderer zulassen, so würde dies eine schwere Verschärfung des Risikos für 
den Handel bedeuten. Es wäre demgemäß das jetzige System, wonach die 
neutrale oder feindliche Eigenschaft der Ware vom Eigentum abhängt, bei- 
zubehalten. Man könnte hierbei allerdings prüfen, auf welche Weise der 
Widerstreit der einzelnen Gesetzgebungen bei Beantwortung der Frage, wer 
als Eigentümer anzusehen ist, gelöst werden könnte. Dies sei jedoch eine 
Spezialfrage des internationalen Privatrechtes, die nicht in das Programm der 
Konferenz zu passen scheint i). 

Die Kommission nahm diesen Bericht zur Kenntnis und die Konferenz 
entschied sich für die Beibehaltung des gegenwärtigen Systems. 

Schon in der fünften Kommissionssitzung hatte die Kommission be- 
schlossen, dem juristischen Komitee, welches zunächst nur damit beauftragt 
war, den Vorschlag der deutschen Delegation, betreffend den „porteur des 
risques", zu studieren, den ganzen Komplex der Fragen zu überweisen, welche 
die Bestimmung der feindlichen oder neutralen Eigenschaft des Schiffes und 
der Waren zum Gegenstand haben. „H est reconnu en outre — sagt das 
Resume über jene Sitzung — qu'en raison de Timportance des interets politiques 
qui se joindront aux interets purement juridiques, toutes les Delegations y 
seront represent^es" 2). Das so erweiterte „comite juridique" erstattete Bericht 
an die Kommission, die das Referat in der achten Plenarsitzung der Konferenz 
vorlegte ^). Die Beratungen des Komitees gestalteten sich schwierig und lang- 
wierig ; man einigte sich zwar bald dahin, daß die Eigenschaft der Ware von 
der Eigenschaft ihres Eigentümers abhängen solle; allein es gelang nicht, 
sich darüber zu verständigen, ob die feindliche oder neutrale 
Eigenschaft des Eigentümers der Ware nach der Staats- 
angehörigkeit oder dem Wohnort des Eigentümers zu be- 
stimmen sei. Die Konferenz nahm den Bericht — nachdem er auf 
Verlangen der amerikanischen Delegation in einem Punkte abgeändert 
worden war^) — ohne weitere Debatte an. Der Bericht des Komitees wurde 
schließlich mit einigen nicht wesentlichen Kürzungen in den Generalbericht 
aufgenommen. 



1) Proceedings S. 279. 

2) Ibidem S. 189, vgl. oben S. 182, Note 3. 

3) Ibidem S. 209, 330 ff. 

4) Ibidem S. 209. 
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Gemäß den Vorschlägen des Komitees hat die Konferenz über die 
Eigenschaft der Ware drei Bestimmungen aufgestellt, die in den Artikeln 
58 bis 60 enthalten sind. 

Artikel 58 lautet: „Le caractere neutre ou ennemi des marchandises 
trouvees a bord d'un navire ennemi est determine par le caractere neutre 
ou ennemi de leur proprietaire." 

„Im Gegensatz zu den Schiffen — so kommentiert der Generalbericht 
diesen Artikel — haben die Waren keine eigene Persönlichkeit; man läßt 
ihre neutrale oder feindliche Eigenschaft von der Persönlichkeit ihres Eigen- 
tümers abhängen. Dieser Regelung hat man den Vorzug gegeben nach einer 
gründlichen Prüfung verschiedener Ansichten, die sich an den Ursprung der 
Waren, an die Person des Gefahrträgers, des Empfängers oder des Absenders 
halten wollten. Das in Artikel 58 angenommene Merkmal dürfte übrigens 
auch im Einklänge stehen mit dem Wortlaute der Pariser Deklaration, wie 
mit dem des Haager Abkommens über die Errichtung eines internationalen 
Prisenhofes, wo von neutralem oder feindlichem Eigentum die Rede 
ist (Artikel 1, 3, 4, 8). 

Aber man darf sich nicht verhehlen, daß der Artikel 58 nur einen Teil 
der Streitfrage löst und zwar den einfacheren: die neutrale oder feindliche 
Eigenschaft des Eigentümers bestimmt die Eigenschaft der Waren ; aber woran 
soll man sich halten, um die neutrale oder feindliche Eigenschaft des Eigen- 
tümers zu bestimmen ? Darüber wird nichts gesagt, weil es unmöglich gewesen 
ist, über diesen Punkt zu einer Verständigung zu gelangen. Die Ansichten 
waren geteilt zwischen dem Wohnsitz und der Staatsangehörigkeit ; es erübrigt 
sich, hier die Gründe wiederzugeben, die nach beiden Richtungen geltend 
gemacht worden sind. Man hatte an eine Art vermittelnder Regelung gedacht, 
die folgendermaßen gefaßt war: 

*Der neutrale oder feindliche Charakter der an Bord eines feindlichen 
Schiffes vorgefundenen Waren wird bestimmt durch die neutrale oder feindliche 
Staatsangehörigkeit des Eigentümers, und falls dieser keine Staatsangehörigkeit 
oder sowohl neutrale, wie feindliche Staatsangehörigkeit besitzt, durch seinen 
Wohnsitz im neutralen oder feindlichen Lande. 

Jedoch werden die Waren, die einer anonymen oder einer Aktiengesell- 
schaft gehören, als neuti*al oder feindlich angesehen, je nachdem die Gesell- 
schaft ihren Sitz in neutralem oder feindlichem Lande hat.» 

Die Einstimmigkeit hat nicht erzielt werden können" ^). 

In den Denkschriften hatten Österreich-Ungarn und Italien gewichtige 
Argumente gegen das Prinzip des Wohnortes vorgebracht 2). Die deutsche 
Delegation gab, alle Argumente zusammenfassend, in der 2. Kommissions- 
sitzung folgende Erklärung ab: 



1) Proceedings S. 370. 

2) Ibidem S. 115. 
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1. „Nach der Pariser Deklaration ist das Schicksal der Ware bedingt 
durch die Flagge des Schiffes, auf welchem sie verladen ist. In den 
Gesetzen, welche in den verschiedenen Ländern das Recht der Führung 
der Nationalflagge regeln, ist die Staatsangehörigkeit der Eigentümer als 
ausschlaggebend bezeichnet. In Deutschland, Rußland und Großbritannien 
wird das Recht der FlaggenfUlirung nur solchen Schiffen gewährt, welche 
ausschließlich den eigenen Staatsangehörigen gehören ; andere Länder begnügen 
sich mit dem Nachweis, daß ein bestimmter Anteil, drei Viertel, zwei Drittel 
oder die Hälfte des Schiffes, sich in dem Eigentum von Staatsangehörigen 
befindet. Es ist also eine Forderung der Logik, hinsichtlich der Ware den- 
selben Grundsatz gelten zu lassen, wie bezüglich des Schiffes. 

2. In dem System des internationalen Rechtes, wie es von den Kontinental- 
staaten angenommen worden ist, hat das Nationalitätsprinzip den Sieg über 
das Domizilprinzip davongetragen. Auf das erstere sind die Haager Kon- 
ventionen von 1902 und 1904 abgestellt. Für den Landkrieg ist in der auf 
der Zweiten Friedenskonferenz ausgearbeiteten Konvention über die Rechts- 
stellung der Neutralen in Artikel 16 anerkannt, daß die Angehörigen eines 
am Kriege nicht beteiligten Staates ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz als 
Neutrale zu gelten haben. Es wäre also ein gewisser Widerspruch, wenn 
man eine in Feindesland wohnende Person im Seekriege als Feind betrachten 
wollte, während sie im Landkriege wegen ihrer Nationalität als Neutraler 
behandelt werden müßte. 

3. Das Prinzip des Wohnortes scheint bei seiner Anwendung sowohl 
rechtlichen wie tatsächlichen Schwierigkeiten zu begegnen. So sind die 
Umstände zu prüfen bezüglich des Aufenthaltes an einem derartigen Orte, 
der Dauer des Aufenthaltes, sowie der Absicht der betreffenden Person. Der 
Kommandant eines Kreuzers würde sich in einer sehr schwierigen Lage be- 
finden, wenn er alle die Probleme zu entscheiden hätte, die mit der Frage 
des Domizils verbunden sind. 

4. Die Annahme des Domizilprinzips würde im übrigen zu unhaltbaren 
Konsequenzen führen: 

a) Nach diesem Prinzip wäre der Kriegführende gezwungen, diejenigen 
seiner eigenen Angehörigen als Feinde zu behandeln, die im Lande seines 
Gegners wohnen. Das würde im unvereinbaren Gegensatz zu unserer Auf- 
fassung des Verhältnisses zwischen Staatsangehörigen und Staat stehen und 
wäre auch absolut unverträglich mit unserem System der nationalen Ver- 
teidigung. Man denke sich z. B. einen Reserve- oder Landwehroffizier, der 
in einem feindlichen Lande als Chef eines Handelshauses ansässig ist. Er 
kehrt zu Beginn des Krieges in seine Heimat zurück, um seiner militärischen 
Pflicht zu genügen ; dadurch verliert er aber nicht sein kommerzielles Domizil 
in dem feindlichen Lande. Seine unter feindlicher Flagge beförderten Waren 
würden danach der Einziehung unterliegen. Dagegen läßt sich nicht ein- 
wenden, daß diese eigenartige Konsequenz nicht gezogen zu werden braucht, 
und daß der Kriegführende in einem solchen Falle eine Ausnahme von der 
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jL Regel zulassen könnte, wonach die auf See unter feindlicher Flagge beförderten 
(i feindlichen Güter der Wegnahme unterliegen. Denn sobald der Kriegführende 

\rz. seinen eigenen Staatsangehörigen eine Ausnahmestellung einräumen oder sie 
für die ihnen durch die Wegnahme zugefügten Verluste schadlos halten würde, 

r könnten die neutralen Staaten mit Recht eine gleiche Behandlung ihrer An- 

gehörigen verlangen, die wegen ihres Domizils in dem Lande des Gegners 

. als Feinde anzusehen wären. Es läßt sich vom Rechtsstandpunkte aus nicht 

bestreiten, daß der Kriegführende in einem solchen Falle nicht befugt ist, 
die neutralen Untertanen ungünstiger zu behandeln, als seine eigenen. Der 
Kriegführende würde dann also vor der Alternative stehen, entweder die 
Waren seiner eigenen Angehörigen zu konfiszieren oder das Wegnahmerecht 
nur gegenüber den Waren der im feindlichen Lande selbst ansässigen feind- 
lichen Staatsangehörigen auszuüben. Die Wahl zwischen der Annahme der 
einen oder der anderen Möglichkeit ist unserer Ansicht nach gleich schwer, 
b) Das Domizilprinzip würde noch die weitere Konsequenz haben, daß 
die Waren, die einem feindlichen Staatsangehörigen gehören, der im Lande 
des Gegners seines Staats wohnt, der Einziehung nicht unterliegen würden, 
während das der gleichen Person gehörende, seine Nationalflagge führende 
Schifl" nach den für die Wegnahme geltenden Grundsätzen der Einziehung 
unterliegen würde" ^). 

Man kann kaum annehmen, daß sich der Prisenhof diesen Argumenten 
verschließen werde. So lange die Frage von ihm nicht entschieden ist, werden 
im Kriegsfall die Personen, die wegen ihrer Staatsangehörigkeit oder wegen 
ihres Wohnsitzes als Feinde angesehen werden könnten, allerdings vorsichts- 
weise vermeiden, ihre Waren auf feindlichen Schiflfen zu verfrachten, und dies 
umsomehr, als nach Artikel 59 die auf feindlichem Schiffe verladene Ware 
insolange als feindlich gilt, als ihre neutrale Eigenschaft nicht nachgewiesen 
wurde ''^). Was die Haltung der kriegführenden Mächte anlangt, so dürfte 
ihnen die Vorsicht gebieten, sich an die vom Comite juridique formulierten 
Normen zu halten, da sich dieses in erster Linie für das Nationalitätsprinzip 
ausgesprochen ^), dabei aber für ein billiges Kompromiß eingesetzt hat, insoferne 



1) Proceedings S. 258. 

2) „Si le caractere neutre de la marchandise trouvee ä bord d'un navire ennemi 
n'est pas 6tabli, la marchandise est presum6e ennemie." Es ist der Konferenz 
nicht entgangen, daß diese Bestimmung nicht glücklich formuliert ist. Man hat 
sich auf Wunsch einer Delegation entschlossen, diese üble Redaktion zu belassen 
und im Generalbericht eine Erläuterung zu geben. Das in Artikel 59 zum Ausdruck 
gebrachte Prinzip entspricht einer verbreiteten Praxis. 

3) Und zwar — was besonders bemerkenswert ist — auf Antrag des britischen 
Delegierten Hurst, ein Antrag, welcher aber gemäß einer in der zehnten Kom- 
missionssitzung abgegebenen Erklärung wieder zurückgezogen wurde (Proceedings 
S. 206). Übrigens spricht schon aus den Instruktionen der britischen Delegation die 
Geneigtheit des Londoner Kabinetts, gegebenenfalls das Prinzip der Staatsangehörig- 
keit anzunehmen (Correspondence S. 32). Vgl. auch den Bericht der britischen 
Delegation an Sir Edward Grey: „ We were disposed to make a concession and 
agree to the adoption of the principle of nationality if unanimity could be attained 
on this basis" (Ibidem S. 100). 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV : 4. Hold y. Ferneck, Seerechtskonferenr. 13 
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für einzelne Pei-sonen das Prinzip der Staatsangehörigkeit, für Handels- 
gesellschaften dagegen, bezüglich welcher dieses Prinzip nicht platzgreifen 
kann, das System des Domizils (Sitz der Gesellschaft) gelten soll. Der Prisen- 
hof wird aber auch kaum vermeiden können, die subsidiäre Geltung des Domizil- 
prinzips für einzelne Personen im Sinne der Anregung des Komitees 
anzuerkennen. Denn wonach sollte der neutrale oder feindliche Charakter 
von Personen ohne Staatsangehörigkeit oder mit neutraler und feindlicher 
Staatsangehörigkeit bestimmt werden, wenn nicht nach dem Wohnort? Was 
speziell die doppelte Staatsangehörigkeit anlangt, so hätte die Prisengerichts- 
barkeit keinerlei Handhabe, die Gesetzeskollision der beteiligten Staaten 
irgendwie zu lösen, da sie weder dem einen, noch dem anderen Gesetze den 
Vorrang einräumen könnte. Eben ihrer Unlösbarkeit wegen können derartige 
Konflikte auch durch Schiedsgerichte nicht ausgetragen werden i). 

Um die Kriegführenden dagegen zu schützen, daß die Eigentümer der 
feindlichen Waren sie durch Machinationen in der Ausübung des Seebeute- 
rechtes beeinträchtigen, hat die Konferenz eine den Normen über den Flagen- 
wechsel ähnliche Bestimmung erlassen, die übrigens auch dem geltenden 
Völkerrechte entspricht : 

Artikel 60 : „Le caractere ennemi de la marchandise chargee ä bord d'un 
navire ennemi subsiste jusqu'ä l'arriv^e ä destination, nonobstant un transfert 
intervenu pendant le cours de Texpödition, apres Touverture des hostilites. 

Toutefois, si, ant^rieurement ä la capture, un precedent proprietaire 
neutre exerce, en cas de faillite du proprietaire ennemi actuel, un droit de 
revendication legale sur la marchandise, celle-ci reprend le caractere 
neutre." 

„Diese Bestimmung betrifft den Fall, daß eine Ware, die zur Zeit ihrer 
Absendung feindliches Eigentum war, während der Dauer der Reise Gegen- 
stand eines Verkaufs oder einer sonstigen Übertragung geworden ist. Die 
Leichtigkeit, mit welcher man durch einen Verkauf die feindliche Ware vor 
der Ausübung des Seebeuterechtes würde schützen können, unbeschadet der 
Möglichkeit, sich das Eigentum bei der Ankunft zurückübertragen zu lassen, 
hat von jeher dazu geführt, einen solchen Eigentumswechsel nicht zu berück- 
sichtigen; die feindliche Eigenschaft bleibt bestehen. 

In Ansehung der Frage, von welchem Zeitpunkt nach richtiger Ansicht 
eine Ware die feindliche Eigenschaft ihres Eigentümers erwerben und behalten 
muß, ist die Bestimmung von demselben Geiste der Billigkeit beseelt, der für 
das Haager Abkommen über die Behandlung der feindlichen Kauffahrteischiffe 



1) Vgl. den „unter der Ägide der zweiten Friedenskonferenz" im Haag im 
Jahre 1907 unterzeichneten Schiedsvertrag zwischen Italien und Argentinien, welcher 
alle Streitigkeiten zwischen den beteiligten Staaten der Schiedsgerichtsbarkeit 
unterwirft „ä Texception de Celles qui touchent aux dispositions constitutionnelles 
en vigueur dans Tun ou l'autre Etat", gleichwohl aber in Artikel 1, letzter Absatz 
verfügt: „Sont express^ment soustraites k l'arbitrage les contestations concemant la 
nationalite des individus" (Deuxieme Conf. de la Paix, tome I, p. 174 f.. 162 f.). 
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beim Ausbruch der Feindseligkeiten^) maßgebend gewesen ist, und von 
demselben Wunsche, die im Vertrauen auf die Fortdauer des Friedens be- 
gonnenen Unternehmungen zu schützen. Nur wenn der Eigentumswechsel 
nach Ausbruch der Feindseligkeiten erfolgt, ist er bis zur Ankunft hinsichtlich 
des Verlustes der feindlichen Eigenschaft unwirksam. Was man hier in 
Betracht zieht, ist der Tag des Eigentumswechsels, nicht der Tag der Abfahrt 
des Schiffes. Denn wenn auch das Schiff, das vor dem Kriege abgefahren 
und vielleicht ohne Kenntnis von dem Beginn der Feindseligkeiten geblieben 
ist, aus diesem Grunde eine gewisse Befreiung genießt, kann die Ware 
gleichwohl die feindliche Eigenschaft besitzen; der feindliche Eigentümer 
dieser Ware ist in der Lage, vom Kriege Kenntnis zu erhalten und wird 
gerade aus diesem Grunde den Folgen des Krieges zu entgehen suchen. 

Man hat jedoch geglaubt, wenn auch nicht eine Einschränkung, so doch 
eine für erforderlich gehaltene Ergänzung hinzufügen zu sollen. In einer 
großen Anzahl von Ländern hat der nicht bezahlte Verkäufer im Falle des 
des Konk,urses des Käufers ein gesetzliches Rückforderungsrecht (stoppage 
in transitu) in Ansehung der Waren, die bereits Eigentum des Käufers 
geworden, aber noch nicht bei ihm angelangt sind. In einem solchen Falle 
wird der Verkauf rückgängig gemacht; der Verkäufer erlangt kraft seiner 
Rückforderung die Ware wieder, und es wird so angesehen, als ob er niemals 
aufgehört hätte, Eigentümer zu sein. Hierin liegt für den neutralen Handel 
im Fall eines nicht nur zum Scheine herbeigeführten Konkurses eine Sicherheit, 
die zu wertvoll ist, als daß sie preisgegeben werden dürfte ^) ; der Artikel 60, 
Absatz 2, bezweckt, sie aufrechtzuerhalten" 3) ^). 

Die Londoner Akte gedenkt nicht des in der französischen Denkschrift 
besprochenen Falles, daß der feindliche Eigentümer seine Ware dadurch dem 
Beuterecht zu entziehen sucht, daß er nach Ausbruch des Krieges eine 
neutrale Staatsangehörigkeit annimmt ^). Dies ist darauf zurückzuführen, daß 
die Akte eben die Frage nicht löst, ob die Eigenschaft des Eigentümers der 
Ware nach seiner Staatsangehörigkeit oder nach seinem Domizil zu beurteilen 
ist. Entscheidet sich der Prisenhof für das System der Staatsangehörigkeit, 
so wird er naturgemäß auch prüfen, ob die behauptete neutrale Staats- 



1) Vgl. Artikel 4 dieses Abkommens. 

2) Gegen die Berücksichtigung des stoppage in transitu wendete der italienische 
Delegierte Fusinatoin der zehnten Kommissionssitzung ein, daß sie zu Mißbräuchen 
Anlaß geben könnte. Demgegenüber wurde von der Kommission nach aufklären- 
den Äußerungen des Berichterstatters Fromageot ausdrücklich anerkannt, daß es 
sich nicht um einen Scheinkonkurs handeln di&fe, und daß vorkommendenfalls auch 
diese Frage der Prüfung durch den Prisenhof unterliege (Proceedings S. 206). 

3) Generalbericht, Proceedings S. 371. 

4) Aui eine in der zehnten Kommissionssitzung von der spanischen Delegation 
gestellte Frage, ob Artikel 60, Abs. 2 auch auf den Fall des „transfert de marchan- 
dises par succession" Anwendung finde, erklärte Fromageot, dies sei zu verneinen. 
Die Vorschrift habe nicht eigentlich den Übergang der Ware an einen anderen 
Eigentümer, sondern die Nichtigerklärung eines vorher vollzogenen Überganges im 
Auge (Proceedings S. 206). 

5) Vgl. oben S. 187, Note 2. 

13* 
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angehörigkeit des Eigentümers zurechtbesteht, und ob der Wechsel der 
Nationalität nicht etwa lediglich zum Zwecke der Neutralisierung der Ware 
erfolgt ist. 

7. Kapitel. Das (releite (Konvoi). 

„Die alte, fast allgemeine Praxis — heißt es in der österreichisch- 
ungarischen Denkschrift — , die neutralen Handelsschiffe, welche von einem 
Kriegsschiff ihrer Nationalität geleitet werden, nicht der Durchsuchung zu 
unterziehen, beruht auf dem berechtigten Verlangen der Neutralen, daß den 
Offizieren der Kriegsmarine auf ihr Wort geglaubt wird. Nur die englischen 
Prisengerichte widersetzen sich diesem Verlangen ; die Entscheidungen dieser 
Gericlite werden von englischen Schriftstellern u. a. mit folgenden Argu- 
menten verfochten: 

Der Kommandant kann über die Eigenschaft der Ware getäuscht worden 
sein; seine Versicherung, daß die konvoyierten Schiffe keine Konterbande 
befördern, ist wertlos, weil der Begriff der Konterbande von den Neutralen 
zuweilen anders ausgelegt wird als von den Kriegführenden; der Offizier 
kann nicht wissen, ob nicht besondere Gründe vorliegen, welche ausnahms- 
weise die Wegnahme der Ladung rechtfertigen ; die geleiteten Schiffe könnten 
den Konvoi vor der Ankunft im Bestimmungshafen verlassen . . ." ^). 

In London traten mit Ausnahme Deutschlands 2) und Großbritanniens^) 
alle Mächte in ihren Memoranden für das Geleitrecht ein. Man glaubte 
daher, in Leitsatz 13 als Prinzip aufstellen zu können: 

„Le navire neutre sous convoi de son pavillon est exempt de visite." 
In Anlehnung an die französische Denkschrift wurde dem hinzugefügt: „Si, 
cependant, on a lieu de soupgonner que la religion du commandant du 
convoi a ete surprise, on doit lui communiquer les soupgons : c'est a lui seul 
qu'il appartient en ce cas de proc^der ä la visite des bätiments suspects." 

Die Haltung des Deutschen Reiches war geeignet, Überraschung hervor- 
zurufen, weil das Geleitrecht von deutscher Seite bisher nicht bestritten 
worden war. Es stellte sich indessen bald heraus, daß die deutsche Dele- 
gation nicht beauftragt war, gegen die Anerkennung dieses Rechtes anzu- 
kämpfen. Ja, auch Großbritannien zeigte sich alsbald bereit, von seinem 
traditionellen Standpunkt abzugehen. In den der britischen Delegation er- 
teilten Instruktionen hatte Sir Edward Grey erklärt, daß das Interesse 



1) Proceedings S. 79. 

2) „Les navires de commerce neutres naviguant sous Tescorte de bätiments de 
guerre d'une Puissance neutre (convoi) n'en pourront pas moins ^tre arretös, soumis 
k la visite, et^ s'il y a lieu, saisis et confisques" (Proceedings S. 78). 

3) „Un navire neutre n'a pas droit de resister^au droit de visite exerce par un. 
bätiment de guerre bellig^rant, en raison de ce qu'il est sous convoi d'un navire 
de guerre de sa propre nationalit^ ; la r^sistance par la force, oppos^e par le navire 
ou par le b&timent de guerre neutre k l'exercice du droit de visite, est un motif 
de condamnation ä, la fois du navire et du chargement" (Proceedings S. 79). 
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Englands an der Durchsuchung geleiteter neutraler Schiffe durch die Be- 
stimmung der Pariser Deklaration, wonach die neutrale Flagge die feindliche 
Wäre deckt, wesentlich herabgemindert worden sei. Nun wünsche die bri- 
tische Regierung, das Recht der Aufbringung von Schiffen wegen Transportes 
von Konterbande soweit als möglich einzuschränken, wenn nicht auszu- 
schließen : „In Proportion as the lists of contraband are reduced . . . the 
value of the right to seize for contraband automatically dimiiiishes. Whilst 
accordingly, on the one band, the importance to a belligerent of the right 
to seize vessels under convoy has lost most of its value, the pririciple of 
exemtion is, on the other band, favourable to neutral trade, and in confor- 
mity with the spirit of British policy. This is therefore one of the cases 
where, owing to the force of changing circumstances, the original British 
contention has practically lost its importance, so that its specific abandon- 
ment would effect no substantial alteration in the actual Situation, and may 
very well be admitted to be little more than the formal acknowledgement of 
a now generally accepted rule" i). Damit war für die britische Delegation 
die Möglichkeit gegeben, dem Geleitrechte zuzustimmen und so zu einer 
einvernehmlichen Regelung der für die neutralen Mächte bedeutungsvollen 
Materie die Hand zu bieten. 

Freilich brachten die Instruktionen, wie aus der zitierten Stelle hervor- 
geht, die Materie des Geleitrechtes speziell mit der Konterbande in Zu- 
sammenhang. Sie sahen nur den Fall vor, daß ein geleitetes Schiff von 
der Durchsuchung befreit sei, wenn der Befehlshaber der Eskorte versichert, 
es führe nicht Konterbande an Bord 2). Sollte es ihm aber auch freistehen, 
durch sein Wort den Verdacht zu beseitigen, daß das Schiff beabsichtige, 
eine Blockade zu brechen oder sonst der Neutralität zuwiderzuhandeln? In 
der zweiten Plenarsitzung gab die englische Delegation die Erklärung ab, 
daß sie das in Leitsatz 13 zum Ausdruck gebrachte Prinzip bezüglich der 
Konterbande anerkenne, daß sie sich aber eine Erklärung bezüglich der 
Blockade vorbehalten müsse. Die deutsche Delegation wies darauf hin,* daß 
es sich bei der letzteren Frage nicht um ein unter Geleit stehendes Schiff 
handeln könne, welches die Blockadelinie durchbricht; es könne vielmehr 
nur der Fall in Betracht kommen, daß ein Konvoi die Blockadelinie entlang- 
fährt und sich also innerhalb des Aktionsbereichs der Blockadeschiffe be- 



1) Correspondence S. 25. 

2) Dieser Standpunkt erscheint auch bereits im Programme markiert. Das 
Problem „Pexemption de visite d'un navire convoy6" ist dort in Punkt „a)' Konter- 
bande" zur Diskussion gestellt (Proceedings S. XX). Dies erinnert an die bekannten 
Verträge aus dem Jahre 1782, worin sich mehrere Staaten verpflichteten, von der 
Durchsuchung eines geleiteten Schiffes abzusehen, wenn der Befehlshaber der 
Eskorte erklärt, daß das geleitete Schiff keine Konterbande an Bord habe — eine 
totgeborene Verpflichtung, die den Interessen der Kriegführenden schon deshalb 
nicht entsprach, weil das geleitete Schiff in anderer Weise als durch Konter- 
bandieren sich vergehen konnte: es konnte feindliche Truppen und Depeschen an 
Bord führen oder die Absicht haben, eine Blockade zu brechen u. dgl. 
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findet. Solche Schiffe unterlägen an sich nach Leitsatz 24 der Wegnahme; 
diese Folgerung dürfte aber für den vorliegenden Fall der Ansicht der 
Konferenz wohl nicht entsprechen. Die englische Delegation behielt sich 
die Stellungnahme zu diesen Ausführungen vor: „Au sujet du convoi en 
relation avec le blocus, il y a beaucoup ä dire" ^). 

Die Protokolle geben über die einschlägigen Verhandlungen der Kon- 
ferenz wenig 'Auskunft. Im Plenum wurde das Thema nur noch in der 
vierten Sitzung erörtert. Die französische Delegation verwies darauf, daß 
die Befreiung der geleiteten Schiffe von der Durchsuchung zu der Frage 
Anlaß gibt, wer bei vorliegendem Verdacht über den einwandfreien oder 
verdächtigen Charakter der Ladung des konvoyierten Schiffes zu befinden 
hat. Wenn auch die Vornahme der Durchsuchung der konvoyierten Schiffe, 
wie dies in Leitsatz 13 zum Ausdruck gebracht ist, Sache des Komman- 
danten des Konvois ist, und der kriegführende Kreuzer nur ein diesbezüg- 
liches Ersuchen stellen kann, so folge hieraus doch noch nicht, daß der 
erstere auch über die Eigenschaft der konvoyierten Waren zu urteilen hat. 
Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen den beiden Kommandanten 
habe der Befehlshaber der Eskorte seiner Regierung Bericht zu erstatten, und 
die Frage sei dann zwischen dieser und der Regierung des kriegführenden 
Staates auszutragen. Die italienische Delegation erwiderte, daß die Aus- 
fuhrungen der französischen Vertretung die Frage insoweit klären, als es 
sich im Einzelfalle darum handelt, festzustellen, ob ein Gegenstand als Kon- 
terbande anzusehen ist oder nicht. Dies sei nicht schwer zu beurteilen, wenn 
eine Liste der Gegenstände der Konterbande besteht. Die Frage liege jedoch 
nicht so einfach, wenn festzustellen ist, ob eine Ware auf Grund ihrer Be- 
stimmung (Leitsatz 6) die Eigenschaft der Konterbande besitzt. Wie weit 
soll hier dem Kommandanten des feindlichen Kriegsschiffes die Befugnis zu- 
stehen, ein Urteil über die Eigenschaft der Ladung als Konterbande — im 
Hinblick auf ihre Bestimmung — abzugeben? Es könnten z. B. Zweifel 
darüber entstehen, ob der Bestimmungsort ein befestigter oder nicht be- 
festigter Platz, ob der Empfänger ein feindlicher Lieferant ist oder nicht. 
In allen diesen Fällen würde den Kommandanten des feindlichen Kriegs- 
schiffes eine sehr schwere Verantwortung treffen ^), 

Damit blieb die Frage, ob der Kommandant des feindlichen Schiffes 
das geleitete Fahrzeug aufbringen kann, wenn seine Verdachtsgründe, daß 
das Fahrzeug Konterbande an Bord habe, nicht widerlegt werden, vorläufig 
offen. Erst in der vierten Kommissionssitzung wurde die Frage des Geleit- 
rechtes wieder zur Diskussion gestellt. Nun erklärten sich die deutsche und 
die britische Delegation in aller Form bereit, das von der überwiegenden 
Zahl der Mächte anerkannte Geleitrecht auch ihrerseits anzuerkennen. Die 



1) Proceedings S. 142 ; vgl. übrigens oben S. 92 ff. 

2) Ibidem S. 158. 
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englische Delegation führte znr Begründung ihres mit der Tradition brechen- 
den Standpunktes folgendes i) an: 

„Aus der bisherigen Erörterung der Frage geht hervor, daß die eng- 
lische Regierung geneigt ist, den. Grundsatz anzuerkennen, daß die geleiteten 
Schiffe von der Durchsuchung befreit sind. Die Gründe für diese Stellung- 
nahme sind folgende: 

Alle Kenner des internationalen Rechtes wissen, daß in dieser Frage 
seit mehr als hundert Jahren ein tiefgehender prinzipieller Unterschied 
zwischen England und der Mehrzahl der anderen Nationen besteht. Wegen 
der geringeren Häufigkeit der Kriege in der Jetztzeit wird dieser Frage 
gegenwärtig weniger Aufmerksamkeit geschenkt und geringere Wichtigkeit 
beigemessen, als dies zu Anfang des 19. Jahrhunderts der Fall war — einer 
Zeit, die sehr ernste Streitigkeiten über die Frage des Konvois hervorrief. 
Da die Frage niemals definitiv entschieden wurde, könnte sie in Zukunft 
wieder zu ernsten Schwierigkeiten Anlaß bieten, sofern sie auch durch die 
jetzige Konferenz nicht gelöst werden sollte. 

England hat in dieser Angelegenheit fast eine isolierte Stellung ein- 
genommen; aus diesem Grunde hat sich die englische Regierung die Frage 
vorgelegt, ob es nicht möglich wäre, die in früheren Zeiten überwiegend 
befolgte entgegengesetzte Praxis anzuerkennen und zuzugeben, daß ihre bis- 
herige Stellung sich nicht mehr im Einklang mit der allgemein befolgten 
Übung befindet und nicht mehr durch einen allgemein anerkannten Satz des 
internationalen Rechtes gestützt wird. Eine derartige nicht unbedeutende 
Konzession wäre naturgemäß dem Wunsche der englischen Regierung ent- 
sprungen, es möchte dieser Konferenz gelingen, allgemein sowohl die auf 
dem Gebiete der. Rechtssphäre der Kriegführenden und der Neutralen be- 
stehenden widersprechenden Normen, wie auch die hierdurch verursachte 
verschiedenartige Übung zu beseitigen. Ohne wechselseitige Konzessionen 
erscheint uns die Erreichung dieses Zieles unmöglich; gerade in solchen 
Fragen, in welchen sich eine Macht im Gegensatze zu allen anderen befindet, 
entspricht es der Vernunft, Zugeständnisse zu machen. 

Aus diesen Gründen ist die britische Regierung bereit, das von der 
überwiegenden Mehrheit anerkannte Prinzip auch ihrerseits anzunehmen, und 
zuzugestehen, daß ein neutrales Schiff unter dem Geleit eines Kriegsschiffes 
seiner Nationalität von der Durchsuchung befreit ist. Durch diese Konzession 
wollte die englische Regierung dem Grundsatz: cessante ratione legis cessat 
lex ipsa, eine freiere Auslegung geben, als sie vielleicht von ihren Rechts- 



1) Die Erklärung des britischen Delegierten Lord Desart wird hier in 
extenso wiedergegeben, einerseits wegen des Interesses, das sie an sich bietet, 
andererseits, weil sie sich über gewisse D^taiifragen verbreitet, die von der 
Konferenz nicht verhandelt wurden. Es wird Sache des Prisenhofes sein, die Vor- 
behalte, welche England in der Materie machte, und welche sachlich sehr wohl 
begründet sind, entsprechend zu würdigen, zumal die übrigen Delegationen diese 
Vorbehalte mit keinem Worte bekämpften. 
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gelehrten zugestanden würde, und sie wollte gleichzeitig den ihr am Herzen 
liegenden Erfolg der Konferenzberatungen fördern. 

Es ist bisher weder in dem Leitsatz, noch in den zugehörigen Aus- 
führungen oder in einer der Denkschriften .Erwähnung getan, welches Maß 
der Verantwortung und Verpflichtung der neutralen Regierung in dieser 
Hinsicht obliegt. Es wäre daher für England von besonderem Interesse, 
durch die Vertreter der anderen Staaten über den Umfang und die Trag- 
weite der Instruktionen informiert zu werden, die ihren Streitkräften hin- 
sichtlich des Geleites von Kauffahrteischiffen erteilt sind. 

Von einem Kriegführenden kann billigerweise nicht verlangt werden, 
daß er das Konvoirecht zugesteht, ohne wenigstens einigermaßen eine Sicher- 
heit nach der Richtung zu besitzen, daß dieses Recht nicht zur Begünstigung 
des Konterbandehandels mißbraucht wird. So kann er daher mit Recht ver- 
langen, daß die neutrale Regierung durch genügende Kontrollmaßregeln da- 
für sorgt, daß nicht Schiffe mit Konterbandeladung sich unter das Geleite 
ihrer Kriegsschiffe stellen. 

Sollte die Konferenz zu einem allgemeinen Übereinkommen über die 
Zulässigkeit des Geleites gelangen, so wäre es erwünscht, wenn die ver- 
schiedenen Mächte sich auch über die Verantwortung einigen würden, die 
ihnen als Neutralen in dieser Hinsicht obliegen würde. 

Wenn ferner diese Frage auch hauptsächlich für die Konterbande Be- 
deutung besitzt, so wird sie gleichzeitig doch auch in Beziehung auf die 
Blockade zu prüfen sein. In letzterer Hinsicht wird davon auszugehen sein, 
daß der neutrale Staat verpflichtet ist, sich darüber Gewißheit zu verschaffen, 
daß die geleiteten Schiffe nicht nach einem blockierten Hafen fahren und 
daß sie nicht den Konvoi verlassen, um das Anlaufen eines solchen Hafens 
zu versuchen, während der Konvoi sich in dessen Nähe befindet. 

Bezüglich derjenigen Schiffe, die neutralitätswidrige Unterstützung leisten, 
glauben wir annehmen zu dürfen, daß nach allgemeiner Übereinstimmung 
eine neutrale Regierung sich darüber Gewißheit zu verschaffen hat, daß die 
unter das Geleit ihrer Kriegsschiffe gestellten Schiffe keine Truppen und 
keine oflSzielle Korrespondenz des Feindes befördern und daß sie nicht unter 
Bedingungen gechartert sind, die sie der Behandlung als feindliche Schiffe 
aussetzen würden. 

Im übrigen ist es selbstverständlich, daß sich der erste Satz der zur 
Erörterung stehenden Leitsätze nur auf neutrale, unter das Geleit eines 
Kriegsschiffes ihrer Flagge gestellten Kauffahrteischiffe bezieht, und daß 
neutrale Schiffe, die unter dem Geleit eines feindlichen Kriegsschiffes stehen, 
nach wie vor schon allein aus diesem Grunde der Beschlagnahme und Ver- 
urteilung unterliegen" i). 

Im weiteren Verlaufe der Beratungen ergab sich die Frage, wie sich 
das Schicksal eines geleiteten Schiffes gestalten soll, welches durch die auf 



1) Proceedings S. 187, 260 . 
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Ersuchen des feindlichen Kreuzers von dem Kommandanten des Konvois 
vorgenommene Durchsuchung der Beförderung von Konterbande über- 
führt wird. 

Zwei Lösungen wurden vorgeschlagen. Nach dem ersten Vorschlage 
sollte dem Befehlshaber der Eskorte die Aufsicht über das Schiff gleichwohl 
belassen werden^); nach dem zweiten sollte ein Schiff, das den Komman- 
danten des Konvois getäuscht hat, jeden Anspruch auf dessen Schutz ver- 
lieren und ebenso behandelt werden wie ein allein fahrendes Schiff, das von 
einem Kreuzer des Kriegführenden auf hoher See angetroffen wird. Dieser 
solle das Schiff aufbringen dürfen, wenn durch Vermittlung des Befehls- 
habers der Eskorte festgestellt wurde, daß die Ladung nicht unschädlich ist. 
Man tiberließ es dem Comite d'Examen, zu prüfen, welcher dieser beiden 
Vorschläge anzunehmen sei 2). 

Das Komitee legte seinen Bericht — in welchem es sich für den zweit- 
genannten Vorschlag entschied — in der neunten Kommissionssitzung vor. 
Er wurde von der Kommission^) und sodann — in der achten Plenar- 
sitzung — von der Konferenz ohne Debatte angenommen^). Die beschlos- 
senen Normen (Artikel 61 und 62), sowie die vom Komitee ausgearbeitete 
Begründung wurden in das VII. Kapitel der Deklaration und des General- 
berichtes übernommen, welcher mit Genugtuung feststellt, daß sich die Kon- 
ferenz in dieser in der Vergangenheit so umstrittenen Materie verständigen 
konnte. 

Artikel 61 lautet : „Les navires neutres sons convoi de leur pavillon sont 
exempts de visite. Le commandant du convoi donne par ecrit, a la demande 
du commandant d'un bätiment de guerre bellig^rant, sur le caractere des 
navires et sur leur chargement, toutes informations que la visite servirait ä 
obtenir." 

„Der aufgestellte Grundsatz ist einfach: ein neutrales Schiff unter dem 
Geleit eines Kriegsschiffes seines Staates ist von der Durchsuchung befreit. 
Der Gnmd hierfür liegt darin, daß der kriegführende Kreuzer in den Ver- 
sicherungen des Kommandanten des Geleitschiffes die Gewähr finden muß, 
die ihm die Ausübung des Durchsuchungsrechts selbst verschaffen würde; 
er kann in der Tat diese von dem amtlichen Vertreter einer neutralen Re- 



1) Expose des österreichisch-ungarischen M arine delegierten : „La D616gation 
d'Autriche-Hongrie accepte int^gralement la base 13 de discussion. Elle doit 
toutefois faire remarquer que cette base ne pose aucune r^gle pour le cas oü le 
commandant du convoi, sur la communication de soupQons, ayant proced6 ä la 
visite des bätiments suspects, y trouverait de la contrebande. II surgit la question 
de savoir si le bellig6rant aura le droit de saisir le navire en question pour 
Pamener ä un port de prise, ou bien si le commandant du convoi pourra continuer 
sa route, en s'obligeant toutefois ä d6barquer les marchandises qualifi^es de contre- 
bande au port neutre le plus proche. La Del6gation d'Autriche-Hongrie propose la 
seconde alternative'' (Proceedings S. 262). 

2) Proceedings S. 187. 

3) Ibidem S. 204. 

4) Ibidem S. 210. 
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gierung gegebenen Versicherungen nicht in Zweifel ziehen, ohne die inter- 
nationale Höflichkeit zu verletzen. Wenn die neutralen Regierungen zulassen, 
daß die ihre Flagge führenden Schiffe von den Kriegführenden durchsucht 
werden, so geschieht dies, weil sie die Aufgabe der Überwachung dieser 
Schiffe nicht übernehmen wollen und deshalb den Kriegführenden gestatten, 
sich selbst zu schützen. Die Lage ändert sich, wenn eine neutrale Regierung 
diese Aufgabe übernehmen will; das Durchsuchungsrecht hat dann nicht 
mehr dieselbe Berechtigung. 

Wie sich aber aus der Erläuterung der für das Geleit aufgestellten 
Regel ergibt, verpflichtet sich die neutrale Regierung, den Kriegführenden 
volle Gewähr dafür zu geben, daß die unter Geleit befindlichen Schifte den 
ihnen zugesicherten Schutz nicht benutzen, um gegen die Neutralität zu 
handeln, z. B. Kriegskonterbande zu befördern, um einem Kriegführenden 
neutralitätswidrige Unterstützung zu leisten, um einen Blockadebruch zu 
unternehmen. Es muß also über die Schiffe, die unter Geleit gestellt werden 
sollen, bei ihrer Abfahrt eine strenge Überwachung ausgeübt und diese Über- 
wachung während der Dauer der Reise fortgesetzt werden. Die Regierung 
muß mit Wachsamkeit vorgehen, um jeden Mißbrauch des Geleits zu ver- 
hindern, und wird dem mit dem Kommando eines Konvois beauftragten 
Offizier in diesem Sinne genaue Verhaltungsmaßregeln geben i). Ein krieg- 
führender Kreuzer trifft einen Konvoi an; er wendet sich an den Befehls- 
haber der Eskorte, der ihm auf sein Ersuchen über die unter seinem Schutze 
befindlichen Schiffe schriftlich jede zweckdienliche Auskunft geben muß. 
Man verlangt eine schriftliche Erklärung, weil sie Zweifel und Mißverständ- 
nisse ausschließt und weil sie die Verantwortlichkeit des Befehlshabers er- 
höht. Diese Erklärung bezweckt, die Durchsuchung gerade dadurch ent- 
behrlich zu machen, daß sie dem Kreuzer die Aufschlüsse verschafft, die 
ihm die Durchsuchung selbst gegeben haben würde" 2). 

Artikel 62 lautet : „Si le commandant du bätiment de guerre bellig6rant 
a lieu de soupgonner que la religion du commandant du convoi a ete surprise, 
il lui communique ses soupgons. C'est au commandant du convoi seul qu'il 
appartient de proc^der ä une v^rification. II doit constater le resultat de 
cette verification par un proces- verbal dont une copie est remise ä l'officier 
du bätiment de guerre. Si des faits ainsi constat^s justifient, dans l'opinion 
du commandant du convoi, la saisie d'un ou de plusieurs navires, la pro- 
tection du convoi doit leur etre retir^e." 

„Meistens wird sich der Kreuzer mit der Erklärung begnügen, die ihm 
der Kommandant des Geleitschiffes gegeben hat; er kann aber auch ge- 
wichtige Gründe für die Annahme haben, daß der Kommandant getäuscht 
worden ist, daß ein unter Geleit befindliches Schiff, dessen Papiere an- 
scheinend in Ordnung sind und nichts Verdächtiges enthalten, tatsächlich 



1) Vgl. den Kommentar des Generalberichtes, letzter Absatz, zu Artikel 66. 

2) Generalbericht, Proceedings S. 371 f. 
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Konterbande befördert, die es geschickt verborgen hat ^). Der Ejreuzer kann 
dem Kommandanten des Geleitschiffes seine Verdachtsgründe mitteilen. Eine 
Nachprüfung kann für erforderlich gehalten werden. Sie wird von dem 
Kommandanten des Geleitschiffs vorgenommen; ihm allein steht die Gewalt 
über die unter seinen Schutz gestellten Schiffe zu ^). Immerhin schien es, 
daß sich viele Schwierigkeiten oft vermeiden lassen würden, wenn der Krieg- 
führende die Befugnis hätte, dieser Nachprüfung beizuwohnen; sonst könnte 
er immer, wenn auch nicht den guten Glauben, so doch die Aufmerksamkeit 
oder Umsicht des Durchsuchenden in Zweifel ziehen. Man hat aber nicht 
geglaubt, dem Kommandanten des Geleitschiffs die Verpflichtung zur Zu- 
ziehung eines Offiziers des Kreuzers bei der Nachprüfung auferlegen zu 
sollen. Er kann handeln, wie er es für gut befindet ; wenn er die Anwesen- 
heit eines Offiziers des Kreuzers zuläßt, so ist das ein Akt des Entgegen- 
kommens oder der Klugheit. Er muß in allen Fällen ein Protokoll über die 
Nachprüfung aufnehmen und Abschrift davon dem Offizier des Kreuzers 
übergeben. 

Zwischen den beiden Offizieren können Meinungsverschiedenheiten ent- 
stehen, besonders in Ansehung der relativen Konterbande. Die Eigenschaft 
eines Hafens, wohin Getreide bestimmt ist, kann streitig sein: ist es ein 
gewöhnlicher Handelshäfen oder ein Hafen, der den Streitkräften als Ver- 
pflegungsbasis dient ?^) Es kommt hier darauf an, wie der Kommandant 
des Konvois die Sachlage beurteilt. Seine Auffassung ist ausschlaggebend. 
Der Offizier des Kreuzers kann nur Widerspruch erheben; die Meinungs- 
verschiedenheit ist auf diplomatischem Wege zu regeln^). 

Die Sachlage ist ganz anders, wenn sich herausstellt, daß ein unter 
Geleit stehendes Schiff Konterbande führt und kein Bestreiten möglich ist. 
Das Schiff hat kein Recht mehr auf den Schutz, weil die Voraussetzung, 
wovon dieser Schutz abhing, nicht erfüllt worden ist. Es hat einmal seine 
eigene Regierung getäuscht und ferner versucht, einen Kriegführenden zu 
täuschen. Es muß dann wie ein neutrales Kauffahrteischiff behandelt werden, 
das unter gewöhnlichen Umständen einem kriegführenden Kreuzer begegnet 
und von ihm durchsucht wird. Es kann sich nicht darüber beschweren, 
wenn dabei streng verfahren wird, weil in seinem Falle eine Erschwerung 
des durch Beförderung von Konterbande begangenen Verstoßes vorliegt" ^). 

1) In den letzten Kriegen ist es wiederholt vorgekommen, daß die Krieg- 
führenden von ihren Seekonsulaten in neutralen Ländern Nachrichten über Schiffe 
erhielten, welche verdächtig schienen, Kriegskonterbande zu führen. 

2) Im Schöße der Konferenz hat es schwere Mühe gekostet, die bezügliche 
Bestimmung des Artikels 62 durchzusetzen. 

3) Vgl. Artikel 84 der Londoner Deklaration. 

4) Vgl. oben S. 50. 

5) Generalbericht, Proceedings S. 372. — Es versteht sich, daß der Krieg- 
führende über das* Schiff, welchem der Schutz des Konvois entzogen wurde, je 
nach Lage des Falles alle Folgen verhängen darf, die in der Deklaration vorgesehen 
sind : er kann es als neutrales Schiff auftringen oder ihm die Fortsetzung der Reise 
fi:egen Übergabe der Konterbande gestatten ; er kann es gegebenenfalls als feindliches 
Schiff behandeln, eventuell zerstören ; vgl. oben S. 49 f. 
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In den Kriegen der letzten Zeit ist das Geleitrecht nicht ausgeübt 
worden. Nunmehr, da die Londoner Konferenz die Materie genau und 
zudem in einem für die Neutralen sehr günstigen Sinne geregelt hat, darf 
angenommen werden, daß sich die neutralen Regierungen seiner bedienen 
werden. Mit dem Aufkommen der großen Handelsdampfer hat das Geleit- 
recht an Bedeutung wesentlich gewonnen ; einerseits dadurch, daß die Kosten 
des Geleites sich besser rentieren, andererseits dadurch, daß die Kriegführenden 
schwer in der Lage sind, auf hoher See eine Durchsuchung vorzunehmen. 
Freilich wächst damit auch für die neutrale Regierung die Schwierigkeit, sich 
zu tiberzeugen, ob sich unter der Fracht nicht Konterbande, ob sich unter 
den Passagieren nicht Angehörige einer kriegführenden Streitmacht befinden. 
Stellt sich auf hoher See heraus, daß solche Personen an Bord sind, so 
obliegt es wohl, selbst wenn hierin nach der Londoner Akte eine neutrali- 
tätswidrige Unterstützung nicht zu erblicken ist, dem Befehlshaber der Eskorte, 
sie dem kriegführenden Kreuzer auf Verlangen zu überstellen^). 



8. Kapitel. Der Widerstand gegen die Ausübung des 
Yisitationsrechtes. 

Dieses Problem „ist in dem von der britischen Regierung im Februar 1908 
vorgelegten Programm nicht erwähnt. Es hängt mit mehreren Fragen dieses 
Programms eng zusammen ; so ist es im Laufe der Verhandlungen von selbst 
hervorgetreten, und man hat es für erforderlich gehalten, eine Regel aufzu- 
stellen, über welche man sich leicht geeinigt hat"-). 

Als es sich nämlich bei der Besprechung des Leitsatzes 9 darum handelte, 
festzustellen, in welchen Fällen ein neutrales Kauffahrteischiff der Konfiskation 
unterliegen solle, faßten die deutsche und die französische Delegation unter 
anderem auch den Fall ins Auge, daß ein solches Schiff sich der Ausübung 
des Visitationsrechtes widersetzt; sie schlugen vor, den Widerstand mit dem 
Verfall des Schiffes zu bestrafen ^), In der vierten Kommissionssitzung wurde 
die Frage aufgeworfen, ob der Fluchtversuch als Widerstand in diesem Sinne 
zu betrachten sei oder ob die Konfiskation nur dann eintreten solle, wenn 
gewaltsamer Widerstand geleistet würde ; ferner, ob mit dem Schiffe auch 



1) Artikel 47 der Londoner Deklaration. 

2) Generalbericht, ProceediDgs S. 372 f. 

3) Zweite Plenarsitzung. Die deutsche Delegation schlug folgende Bestimmung 
vor : „La confiscation du navire transportant de la contrebande est permise . . . 
2. si le capitaine a oppose une r6sistance manifeste ä l'arret, ä la visite ou ä la 
saisie" (Proceedings S. 140). Da der Widerstand offenbar auch solchen Schiffen ver- 
wehrt ist, welche nicht Konterbande an Bord haben, beantragte die französische 
Delegation zum deutschen Vorschlag folgendes Amendement : „La resistance oppos^e 
par le capitaine ä Texercice du droit d'arröt, de visite et de saisie entraine, dang 
tous les cas, la confiscation du navire" (Proceedings S. 141). Sie wies hierbei auf 
die einmütige Praxis der Staaten hin. Die englische Delegation trat diesem An- 
trage sogleich bei. 



Digitized by 



Google 



Der Widerstand g:egen die Ausübung des Visitationsrechts. 205 

die Ladung verfallen solle oder nicht. Man neigte auf mancher Seite der 
Ansicht zu, daß der Fluchtversuch nicht die Konfiskation nach sich ziehen 
und daß bei gewaltsamem Widerstand nicht neben dem Schiffe auch noch 
die Ladung verfallen soll, da der Eigentümer der Waren nicht ohne weiteres 
für die Verfehlungen des Kapitäns haftbar gemacht werden dürfe ^). Da sich 
die Kommission nicht einigen konnte, verwies sie die Frage an das Comite 
d'Examen. Dem Ausschuß gelang es, eine einheitliche Lösung zu finden. 
Er berichtete der Kommission in der neunten Sitzung. Diese nahm den 
Vorschlag und den Bericht des Komitees an 2). Die Konferenz stimmte in 
der achten Plenarsitzung zu ^). Die vom Komitee beantragte Norm figuriert 
als Artikel 63 in der Deklaration. Der Bericht des Komitees wurde wörtlich 
in den Generalbericht übernommen. Dieser leitet das 8. Kapitel („De la 
resistance ä la visite") folgendermaßen ein: 

„Ein kriegführender Kreuzer^) trifft ein Kauffahrteischiff an und fordert 
es zwecks Vornahme der Durchsuchung zum Halten auf. Das aufgeforderte 
Schiff hält nicht an und versucht, sich der Durchsuchung durch die Flucht 
zu entziehen. Der Kreuzer kann Gewalt anwenden, um es zum Halten zu 
bringen, und das Kauffahrteischiff hat, wenn es beschädigt oder in den Grund 
gebohrt wird, keinen Anlaß zur Beschwerde, da es einer ihm na(?h Völkerrecht 
obliegenden Verpflichtung zuwidergehandelt hat. Wird das Schiff angehalten 
und ergibt sich, daß es lediglich, um den Unannehmlichkeiten der Durchr 
suchung zu entgehen, die Flucht ergriffen, im übrigen aber keine neutralitäts- 
widrige Handlung begangen hat, so wird es für seinen Fluchtversuch nicht 
bestraft. Wird andererseits festgestellt, daß das Schiff Konterbande an Bord 
hat oder daß es sonst auf irgendeine Weise seine Neutralitätspflichten verletzt 
hat, so hat es die Folgen seines Neutralitätsbruchs zu tragen, aber es erhält 
gleichfalls keine Strafe für seinen Fluchtversuch. Manche, waren im Gegenteil 
der Meinung, daß das Schiff für einen offenbaren Fluchtversuch ebenso be- 
straft werden müsse, wie für einen gewaltsamen Widerstand. Die Möglichkeit 
der Konfiskation würde, so sagte man, den Kreuzer veranlassen, das fliehende 
Schiff tunlichst zu schonen^). Aber dieser Gedanke ist nicht durch- 
gedrungen" ^). 



1) Proceedings S. 188. 

2) Ibidem S. 204. 

3) Ibidem S. 210. 

4) An dieser, wie an anderen Stellen verwendet der Generalbericht das Wort 
„croiseur", statt allgemein von Kriegsschiff zu sprechen. Zur Klarstellung wies 
die italienische Delegation darauf hin, daß die Befugnis, gegenüber flüchtigen 
Kauffahrteischiffen Waffengewalt anzuwenden, allen Kriegsschiffen, also auch 
Torpedobooten und Zerstörern zustehe, die meistens das Prisenrecht auszuüben be- 
stimmt sind. Die Konferenz stimmte dem zu und erachtete eine aufklärende Ein- 
schaltung in den Bericht der Kommission nicht für erforderlich (Proceedings S. 210). 

5) „Die Flucht — so führte der italienische Delegierte Fusinato in der 
neunten Kommissionssitzung aus, um seinen Standpunkt zu kennzeichnen und seine 
Zustimmung zum Vorschlag des Komitees zu begründen — ist tatsächlich nichts 
anderes als eine Form des . . . Widerstandes; sie stellt ebenso wie der gewaltsame 
Widerstand eine Verletzung seekriegsrechtlicher Normen dar. Sie bezweckt in 
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Artikel 63 bestimmt : „La r^sistance oppos^e par la foree ä Texercice legi- 
time ^) du droit d'arr^t, de visite et de saisie, entratne, dans tous les cas 2), la 
confiscation du navire. Le chargement est passible du m^me traitement que 
subirait le chargement d'un navire ennemi ; les marchandises appartenant au 
capitaine ou au propriötaire du navire sont consid6r6es comme marchandises 
ennemies." 

„Die Sachlage ist anders, wenn gewaltsamer Widerstand gegen das 
rechtmäßige Vorgehen des Kreuzers geleistet wird. Das Schiff begeht eine 
feindselige Handlung und muß deshalb als feindlich behandelt werden; es 
unterliegt also der Konfiskation, wenn auch die Durchsuchung keine 
Neutralitätswidrigkeit ergeben sollte. Dies scheint zu Bedenken nicht Anlaß 
geben zu können. 



gleicher Weise, eine Garantie zu beseitigen, die den Kriegsparteien eingeräumt ist, 
um sich über die Beachtung der Kegeln des Neutralilätsrecbtes Gewißheit zu ver- 
schaffen, und sie will das Schiff nicht etwa einem Kriegsereignis, das nicht hin- 
genommen zu werden braucht, sondern einer Verpflichtung entziehen, die den 
Neutralön durch das internationale Recht auferlegt ist. Dieser Zweck läßt sich in 
der Mehrzahl der Fälle gerade nur durch die Flucht erreichen, da ein Kauffahrtei- 
schiff im allgemeinen nicht in der Lage ist, sich den Anordnungen eines Kriegs- 
schiffes gewaltsam zu widersetzen. Da der Charakter der beiden Akte derselbe ist, 
wäre es weder gerecht noch zweckmäßig, sie verschieden zu behandeln und gerade 
für die leichteste und häufigste Rechtsverletzung keine Strafe festzusetzen. 

Zu diesen juristischen Gründen kommen noch Motive humanitärer Natur. 

Gegen das Schiff, welches sich der Durchsuchung durch die Flucht zu entziehen 
sucht, hat der kriegführende Kreuzer das Recht der Gewaltanwendung bis zu den 
äußersten Konsequenzen. Dieses Recht ist unbestritten anerkannt. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß dieses Recht seltener zur Anwendung gelangen würde, wenn 
die Einziehung eines Schiffes wegen Fluchtversuchs zugelassen würde. In diesem 
Falle hätte der Kriegführende ein Interesse daran, seine Prise zu schonen; im 
andern Falle aber steht zu befürchten, daß die Kreuzer viel häufiger dann von der 
ihnen nach Kriegsrecht zustehenden furchtbaren Befugnis Gebrauch machen werden, 
wenn sie genötigt sind, eventuell das Schiff freizugeben, dem es während der Flucht 
gelungen ist, sich der an Bord befindlichen Konterbande zu entledigen. Bei Annahme 
der anstheinend günstigeren Norm werden also in Wirklichkeit das Schiff, die 
harmlose Ladung und selbst die Personen viel schwereren Gefahren ausgesetzt. 
Die normale Ausübung des^ Visitationsrechtes, welche durch eine Sanktion von 
präventiver Wirkung in zuverlässiger Weise hätte gesichert werden können, bleibt 
solcherart lediglich unter der Garantie einer zweifelhaften und weit folgenschwereren 
Sanktion von repressivem Effekt. 

Da aber der Standpunkt der italienischen Delegation im Comit6 d'Examen 
nicht durchgedrungen ist, beharrt sie, vom Geiste des Entgegenkommens beseelt, 
welcher über allen Arbeiten der Konferenz waltet, nicht auf ihrem Antrage" 
(Proceedings S. 289). 

6) Proceedings S. 373. 

1) D. h. das Schiff muß berechtigt sein, das Prisenrecht auszuüben, und muß 
hierbei die zulässigen Mittel anwenden. 

2) D. h. ohne Rücksicht darauf, ob sich das Schiff noch einer weiteren Ver- 
fehlung schuldig gemacht hat oder nicht. Selbstverständlich greift die Konfiskation 
nicht Platz, wenn sich das Kriegsschiff infolge des gewalttätigen Widerstandes 
genötigt sieht, seinerseits Gewalt anzuwenden, und das Handelsschiff hierbei ver- 
nichtet. Geht dadurch die Ladung zugrunde, so hat offenbar nicht der Krieg- 
führende den neutralen Eigentümern den Schaden zu ersetzen. Diese können Ersatz 
nur von demjenigen fordem, der den Kriegführenden genötigt hat, Gewalt 
anzuwenden. 
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Was ist aber über die Ladung zu bestimmen ? Als beste Lösung erschien 
es, diese Ladung ebenso zu behandeln, wie die an Bord eines feindlichen 
Schiffes. Aus dieser Gleichstellung ergeben sich die nachstehenden Folgen: 
Da das neutrale Schiff durch seinen Widerstand zum feindHchen Schiffe wird, 
gilt für die an Bord befindliche Ware die Vermutung, daß sie feindlich ist^). 
Die beteiligten Neutralen können gemäß der dritten Regel der Pariser 
Deklaration ihr Eigentum zurückfordern, aber die feindliche Ware wird 
konfisziert, weil man sich auf die Regel, die Flagge deckt das Gut, nicht 
mehr berufen kann, wenn das in Beschlag genommene Schiff, auf dem sie 
verladen ist, als feindlich angesehen wird. Man sieht, daß das Recht, die 
Ware zurückzufordern, allen Neutralen zuerkannt wird, selbst denjenigen, 
welche die Staatsangehörigkeit des in Beschlag genommenen Schiffes besitzen ; 
es ginge zu weit, sie unter dem Verhalten des Kapitäns leiden zu lassen. 
Indessen besteht eine Ausnahme für die dem Schiffseigentümer gehörenden 
Waren. Es erscheint natürlich, daß ihn die Folgen des Verhaltens seines 
Vertreters treffen. Sein Eigentum an Bord des Schiffes wird also als feind- 
liches Gut behandelt. Mit noch mehr Grund erfährt die dem Kapitän ge- 
hörende Ware dieselbe Behandlung" 2). 

9. Kapitel. Der Schadenersatz. 

Von den Theoretikern wurde niemals bestritten, daß der Kriegführende 
verpflichtet ist, den Schaden zu ersetzen, welchen er den neutralen Eigen- 
tümern der Schiffe und der Waren durch eine ungerechtfertigte Aufbringung 
der Schiffe zugefügt hat. In der Praxis freilich sprachen die nationalen 
Prisengerichte einen solchen Ersatz nur in höchst seltenen Fällen zu. Die 
Neutralen werden es daher der Londoner Konferenz Dank wissen, daß sie 
den Anspruch auf Ersatz des Schadens anerkannt und überdies in einer den 
neutralen Interessen sehr günstigen Weise geregelt hat. Man hat die Be- 
stimmung, die sich auf den Ersatz bezieht, in das letzte (neunte) Kapitel 
der Deklaration aufgenommen, weil sie die Sanktion für alle Fälle der 
ungerechtfertigten Aufbringung darstellt, mag der Kriegführende das Schiff- 
der Beförderung von Konterbande, des Blockadebruches oder irgend eines 
anderen der Neutralität widersprechenden Verhaltens beschuldigt oder es als 
feindliches Schiff betrachtet haben 3). 

In den Denkschriften zeigten sich die Mächte, wie zu erwarten war, 
darin einig, daß dem neutralen Eigentümer im Falle der Nichtbestätigung 
der Beschlagnahme das aufgebrachte Schiff und die Ware zurückzustellen 
oder — falls dies unmöglich sein sollte — der Wert zu ersetzen ist. Die 
weitere Frage, ob dem Eigentümer auch der Schade zu vergüten ist, den 



1) Vgl. Artikel 59. 

2) Generalbericht, Proceedings S. 373. 

3) Im Programm war die Frage des Schadenersatzes — gleich derjenigen des 
Konvois — in Punkt a betreffend die Konterbande aufgenommen. 
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er durch die Aufbringung und Zurückhaltung des vom Gerichte nachträglich 
freigegebenen Schiffes (oder der Ware) erlitten hat, wurde verschieden be- 
antwortet. Deutschland, die Niederlande und wohl auch Frankreich i) traten 
dafür ein, daß den Neutralen ein Schadenersatz immer dann zu leisten ist, 
wenn nicht das Schiff selbst (d. h. der Eigentümer oder der Kapitän) Anlaß 
zum Verdachte und damit zur Aufbringung gegeben hat. Andere Mächte, 
z. B. j£4>an und Rußland ^) faßten nicht das Verhalten des neutralen Schiffes, 
sondern dasjenige des Kriegführenden ins Auge und verpflichteten diesen 
zum Ersatz nur in dem Fall, daß er nicht hinreichende Gründe hatte, da» 
Schiff für verdächtig zu halten und aufzubringen. Die erstere Lösung ist 
für die Neutralen, die letztere für die Kriegführenden günstiger. Denn die 
Kriegführenden hätten, wenn genügende Gründe für die Aufbringung vor- 
lagen, Ersatz auch dann nicht zu leisten, wenn dem neutralen Schiff keinerlei 
Verschulden zur Last fiel. 

Die den Belligerenten günstigere Lösung erscheint auch in Leitsatz 12 
zum Ausdruck gebracht: „Le droit ä des dommages-interets dopend de la 
question de savoir si, dans Topinion de la Cour, il y a des motifs suflisants 
de capturer le navire." 

Im Plenum wurde die Frage nicht ernstlich diskutiert. Es wies bloß 
Renault unter Hinweis auf die Redaktion des Programmes auf den allge- 
meinen Charakter der Materie hin 3); femer wurden gegen die Fassung des 
Leitsatzes Einwendungen erhoben ^). Erst in der vierten Kommissionssitzung 
kam es zu eingehenden Verhandlungen. 

„Man macht geltend — so berichtet das Resume dieser Sitzung — , daß 
man drei verschiedene Fälle zu unterscheiden habe, in welchen die Weg- 
nahme nicht aufrechterhalten wird: 



1) Deutsche Denkschrift: „Lorsque la capture du navire ou des marchandises 
n'ayant pas 6t6 maintenue, il y a lieu k la restitution . . ., le propri^taire a droit 
ä des dommages-interets, ä moins que la saisie n'ait 6te amenee par sa propre 
faute ou par celle du capitaine" (Proceedings S. 75). 

Niederländische Denkschrift: „La capture ou la saisie injustifi^e du navire ou 
de sa cargaison donne lieu a röparation de dommages et int^rets. Ces dommages 
et int^r^ts ne sont pas dus si le capteur prouve que la retention ou la destruction 
frauduleuse des papiers de bord justifiaient le soupQon de contrebande** (Procee- 
dings S. 78). 

Französische Denkschrift: „Lorsque l'examen des papiers de bord a fait 
constater des irrögularit^s qui sont susceptihles de faire naitre des soupgons 
legitimes sur la nationalit6 d'un bätiment ou sur la nature de son chargement, et 
lorsque, par suite, la saisie a 6t6 effectu6e, aucune indemnit6 n'est due, quand 
bien meme il serait ensuite reconnu que le navire ne portait aucune marchandise 
prohibee" (Proceedings S. 77). 

2) Japanische Denkschrift : „Lorsqu'il est reconnu que la saisie . . . a 6te effec- 
tuee Sans motif raisonnable de suspicion, une indemnitö devrait ßtre pay^e pour 
les dommages directs caus4s par la saisie (Proceedings S. 77). 

Russische Denkschrift: „. . . une indemnitö speciale pourrait etre allou6e aux 
propri6taires, s'il est 6tabli que le navire ou la cargaison a 6t6 saisi sans motifs 
suffisants ou en violation des regles prescrites" (Proceedings S. 78). Ähnlich die 
österreichisch-ungarische Denkschrift (Proceedings S. 75). 

3) Proceedings S. 142. 

4) Ibidem S. 157. 
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Die Aufbringung kann durch Schuld des neutralen Schiffes herbeigeführt 
worden sein. In diesem Falle ist eine Schadenersatzpflicht nicht begründet. 
Wenn dagegen die Schuld auf Seiten des Kaptors liegt, ist Schadenersatz zu 
leisten. In einem dritten Falle ist die Beschlagnahme, ohne daß auf Seite 
der Beteiligten ein Verschulden vorlag, durch ein regelwidriges Verhalten 
des neutralen Schiffes veranlaßt worden, das durch eine unglückliche Ver- 
kettung der Umstände bedingt wurde und dem Kaptor hinreichende Ver- 
dachtsgründe gewährte. In einem solchen Falle wäre nach dem Vorschlag 
der deutschen Denkschrift Entschädigung zu zahlen, da hier eine Verpflich- 
tung zum Schadenersatz für alle die Fälle ausgesprochen ist, in welchen die 
Beschlagnahme nicht durch ein Verschulden des Schiffes verursacht wurde. 
Nach Leitsatz 12 dagegen könnte in diesem Falle eine Entschädigung nicht 
beansprucht werden, weil hinreichende Gründe für die Aufbringung des 
Schiffes vorlagen. 

Die deutsche Delegation bestand nicht auf ihrem Vorschlage, während 
die österreichisch-ungarische Delegation erklärte, sich dem ursprünglichen 
Standpunkt Deutschlands anzuschließen, daß Schadenersatz zu leisten ist, 
wenn die Beschlagnahme nicht durch eigenes Verschulden des neutralen 
Schiffes verursacht worden ist ... . 

Hierauf wurde der Unterschied festgestellt, der zwischen der Aufbringung 
und der Konfiskation von Schiff* und Ladung besteht und der im prisen- 
gerichtlichen Verfahren zu folgenden drei verschiedenen Entscheidungen 
Anlaß geben kann: 

1. Das Erkenntnis des Prisenhofes kann die Aufbringung und die Kon- 
fiskation als zu Recht erfolgt anerkennen ; in diesem Falle ist für die Frage 
der Schadenersatzpflicht kein Raum. 

2. Es kann die Rechtsgiltigkeit der Aufbringung und der Konfiskation 
verneinen; in diesem Falle ist neben der Verpflichtung zur Rückgabe der 
konfiszierten Gegenstände die Schadenersatzpflicht begründet. 

3. Es kann die Rechtsgiltigkeit einer hinreichend begründeten Auf- 
bringung anerkennen, die Zulässigkeit der Konfiskation aber verneinen. In 
diesem Falle ist Schiff und Ladung — soweit sie keine Konterbande dar- 
stellt — dem Eigentiimer zurückzustellen, ein weiterer Ersatz aber nicht zu 
leisten" i). 

Die englische Delegation, welche auch in dieser Materie die Interessen 
der Neutralen vertrat, warf die Frage auf, ob denn Leitsatz 12 den Bedürf- 
nissen^des modernen Handelsverkehrs genüge: 

„Die im Bau modemer Dampfschiffe erreichte Vollkommenheit und die 
große Anzahl von Waren, aus denen oftmals ihre Ladung besteht, lassen 
die Verluste viel schärfer empfinden, welche sich für den Reeder aus der 
Aufbringung und Festhaltung eines neutralen Schiffes während der Dauer 
des prisengerichtlichen Verfahrens ergeben. Es werden daher genauere 



1) Proceedings S. 187 f. 

Stier-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4, Hold v. Ferneck, Seerechtskonferenz. 14 
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Regeln über die Schadenersatzpflicht für den Fall aufzustellen sein, daß ein 
Schiff ohne hinreichende Gründe aufgebracht worden ist. 

Die von den englischen Prisengerichten während der Kriege zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts befolgten Regeln waren hinsichtlich der Gewährung 
von Schadenersatz an freigegebene neutrale Schiffe ohne Zweifel rigoros, 
und obwohl während des Krimkrieges eine Entwicklung auf der Grundlage 
liberaler Ideen stattgefunden hat, so dürften doch auch diese Regeln, soweit* 
sie überhaupt näher formuliert sind, den Anforderungen des modernen 
Handelsverkehrs nicht mehr entsprechen. 

In einigen Denkschriften ist der Satz enthalten, daß dem ohne hin- 
reichende Gründe beschlagnahmten Schiff ein Anspruch auf Schadenersatz 
zusteht; welches sind aber die Gründe, welche die Aufbringung in einem 
Falle rechtfertigen, in welchem der Prisenhof hinterher die Unzulässigkeit 
der Beschlagnahme feststellt? Unserer Ansicht nach ist es in einem solchen 
Falle Pflicht des Kaptors, nachzuweisen, daß das Verhalten des Schiffes 
selbst zu der Beschlagnahme Anlaß gegeben hat, sei es, daß die Schiffs- 
papiere nicht in Ordnung waren oder daß das Schiff offenbar von seinem 
Wege abgewichen war oder endlich, daß das Verhalten des Kapitäns zu 
begründetem Verdacht Anlaß geboten hat. Wird dieser Beweis nicht er- 
bracht, so besteht für das Schiff oder die anderen freigegebenen Güter ein 
Anspruch auf Schadenersatz.** 

Die englische Delegation beantragte sohin, dem Leitsatz 12 folgende 
Fassung zu geben: „En cas de nullit^ de la prise, la propri^te relächee a 
droit ä des dommages et int^rets, ä moins qu'une faute ou une irregularite 
dans les papiers de bord ayant permis le soup9on ne soit relev^e ä la Charge 
du navire capture." Dieser Antrag wurde dem Comit6 d'Examen zum Studium 
zugewiesen ^), 

Das Comite erstattete Bericht in der elften Kommissionssitzung. Der 
Bericht erscheint in den Materialien nicht abgedruckt 2). Aus dem R^sume 
jener Sitzung geht jedoch hervor, daß sich das Comite im wesentlichen auf 
die Fassung geeinigt hat, die später in Artikel 64 der Deklaration über- 



1) Vgl. Proceedings S. 188, 248, 262 f. England hat sich also im Grunde 
genommen dem Standpunkt der deutschen Denkschrift, welchem auch Österreich- 
Ungarn beigetreten ist, angeschlossen. Doch ist dieser Standpunkt schließlich nicht 
durchgedrungen. Der Generalbericht hat freilich die Ideen der englischen Ver- 
tretung verwertet, jedoch keineswegs in dem den Neutralen günstigen Sinn, der 
der Delegation zunächst vorschwebte (vgl. unten S. 214, Note 1). Es ist daher nicht 
ganz zutreffend, wenn im R^sum^ der vierten Kommissionssitzung bemerkt wird, 
daß in der Frage des Schadenersatzes „keine ernstliche Meinungsverschiedenheit" 
bestanden habe und daß der englische Antrag „soit acceptö sauf reglement des 
d^tails par le comit6 de redaction" ; Proceedings S. 188. 

2) Der im R68um6 der elften Kommissionssitzung bezogene Annex 118 
gibt den Bericht wieder, welchen die Kommission auf Grund der in dieser 
Sitzung gepflogenen Beratungen an die Konferenz erstattet hat; Proceedings 
S. 212, 338. 
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nommen wurde. Doch hatte es nicht des Falles gedacht, daß ein auf- 
gebrachtes Schiff ohne prisengeiichtliches Urteil ^) freigegeben wird. 

Die deutsche Delegation schlug daher, in der richtigen Erkenntnis, daß 
der neutrale Eigentümer vom Kaptor nicht durch spontane Freigebung des 
Schiffes oder der Ware um den ihm gebührenden Schadenersatz soll gebracht 
werden können, vor, den Ersatz auch dann zuzusprechen, „si, sans qu'il y 
ait eu une mise en jugement, la saisie n'est pas maintenue" -). Dieser An- 
trag wurde angenommen und der auf Grundlage des Comit^berichtes aus- 
gearbeitete Bericht der Kommission dem Plenum in der neunten Sitzung 
vorgelegt. Dieses genehmigte ihn^); der Bericht der Kommission wurde in 
den Generalbericht übernommen. 

Demgemäß verfügt Artikel 64 der Londoner Akte: „Si la saisie du 
navire ou des marchandises n'est pas validee par la juridiction des prises 
ou si, Sans qu'il j ait eu de mise en jugement, la saisie n'est pas naaintenue, 
les Interesses ont droit ä des dommages et interets, ä moins qu'il y ait eu 
des motifs suffisants de saisir le navire ou les marchandises." 

„Ein Kreuzer — so bemerkt der Generalbericht — hat ein neutrales 
Schiff in Beschlag genommen, zum Beispiel wegen Beförderung von Konter- 
bande oder wegen Blockadebruchs. Das Prisengericht erklärt die Beschlag- 
nahme für nichtig und läßt das Schiff frei. Das genügt offenbar nicht, um 
die Beteiligten für den infolge der Beschlagnahme erlittenen Verlust zu ent- 
schädigen, und dieser Verlust ist vielleicht sehr beträchtlich, da das Schiff 
während eines oft sehr langen Zeitraumes verhindert war, sich seinem ge- 
wöhnlichen Geschäft zu widmen. Können sie Entschädigung für diesen 
Verlust verlangen? Vernünftigerweise muß man dies bejahen, falls der 
Verlust unverschuldet ist, das heißt, falls die Beschlagnahme nicht durch ihr 
Verschulden veranlaßt worden ist^). Es kann nämlich vorkommen, daß die 
Beschlagnahme begründet war, weil der Kapitän des durchsuchten Schiff'es 
Beweisstücke nicht vorgelegt hat, die ihm unter gewöhnlichen Verhältnissen 
zur Verfügung stehen mußten, die aber erst später beigebracht worden sind ^). 
In diesen Fällen wäre es ungerecht, Schadenersatz zuzubilligen. Hat um- 
gekehrt ein wirkliches Verschulden des Kreuzers vorgelegen, hat er in einem 
Falle eine Beschlagnahme bewirkt, wo keine ausreichenden Gründe dafür 
bestanden, so ist es gerecht, Schadenersatz zu gewähren. 



1) Die Regierung der nehmenden Kriegsmacht kann ein neutrales Schiff, 
welches in einen ihrer Häfen gebracht wurde, im Verwaltungswege freigeben, ohne 
es erst auf ein prisengerichtliches Verfahren und Urteil ankommen zu lassen. Ja 
auch im Laufe eines prisen gerichtlichen Verfahrens kann die Freigebung stattfinden. 
Die Regierung kann sich hierzu durch politische Erwägungen oder auch durch die 
Erkenntnis veranlaßt sehen, daß die Aufbringung unbegründet war und daß eine 
Kondemnierung des Schiffes durch das Prisengericht nicht erwartet werden kann. 

2) Proceedings S. 212. 

3) Ibidem S. 215. 

4) Diese Worte sind jedoch nicht dahin auszulegen, daß ein Ersatz immer 
einzutreten hat, wenn ein Verschulden nicht vorliegt. Vgl. oben S. 209. 

5) Vgl. die Bestimmung des Artikels 55, letzter Satz (oben S. 175, 178). 

14* 
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Es kann auch vorkommen, daß ein in Beschlag genommenes und in 
einen Hafen gebrachtes Schiff auf dem Verwaltungswege ohne Beteiligung- 
eines Prisengerichtes freigegeben wird. Das in solchen Fällen beobachtete 
Verfahien ist verschieden : in gewissen Ländern hat die Prisen gerichtsbarkeit 
lediglich über die Bestätigung oder Nichtbestätigung der Beschlagnahme zu 
urteilen und würde nicht über einen Anspruch auf Schadenersatz befinden 
können, der sich darauf stützt, daß die Beschlagnahme ungerechtfertigt war ; 
in anderen Ländern wäre die Prisen Jurisdiktion für die Entscheidung über 
einen solchen Anspruch zuständig. Hierin liegt eine der Billigkeit wenig 
entsprechende üngleichmäßigkeit, und es ist zweckmäßig, eine Regel aufzu- 
stellen, die in allen Ländern die gleiche Wirkung hat. Es ist angemessen, 
daß jede ohne ausreichenden Grund vorgenommene Beschlagnahme den Be- 
teiligten ein Recht auf Schadenersatz gibt, ohne Unterschied, ob der Beschlag- 
nahme eine Entscheidung des Prisengerichts gefolgt ist oder nicht, und dies 
umsomehr, als das Schiff vielleicht gerade dann, wenn die Beschlagnahme 
am wenigsten gerechtfertigt war, auf dem Verwaltungswege freigegeben wird. 
Man hat deshalb eine allgemeine Fassung gewählt, die alle Fälle der Be- 
schlagnahme umfassen kann. 

Es ist zu bemerken, daß die Frage, ob die nationalen Prisengerichte 
zur Entscheidung über den Schadenersatz zuständig sind, in der Bestimmung 
nicht berührt wird. Soweit ein Prozeßverfahren über das in Beschlag ge- 
nommene Eigentum stattfindet, ist kein Zweifel möglich. In dem über die 
Giltigkeit der Beschlagnahme eingeleiteten Verfahren haben die Beteiligten 
Gelegenheit, ihr Recht auf Entschädigung geltend zu machen, und wenn sie 
mit der Entscheidung des nationalen Gerichts nicht zufrieden sind, können 
sie sich an den internationalen Prisenhof wenden. Hat sich dagegen die 
Tätigkeit des Kriegführenden auf eine Beschlagnahme beschränkt i), so 
hängt es von der Gesetzgebung der nehmenden Kriegsmacht ab, ob die 
Gerichte überhaupt zur Entscheidung über eine Schadenersatzklage zuständig 
sind und bejahendenfalls, welche Gerichte im einzelnen Fall zuständig sind; 
der internationale Prisenhof besitzt hier nach dem Haager Abkommen keine 
Zuständigkeit. In internationaler Hinsicht ist der diplomatische Weg der 
einzige, auf dem der Anspruch geltend gemacht werden kann, mag es sich 
um eine Beschwerde über eine tatsächlich ergangene Entscheidung oder um 
einen Ersatz für die mangelnde Gerichtsbarkeit handeln-). 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob zu unterscheiden sei zwischen dem 
mittelbaren und dem unmittelbaren Schaden, der dem Schiffe und der Ware 
erwächst. Man hat es jedoch für zweckmäßiger gehalten, der Prisengerichts- 
barkeit freie Hand bei Festsetzung der geschuldeten Entschädigung zu lassen, 



1) D. h. hat ein Prisengericht des Kriegführenden in der Sache nicht ent- 
schieden. 

2) Über die Auslegung dieses und des vorhergehenden Absatzes vgl. oben 
S. 51 ff. 
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die je nach den Umständen verschieden sein wird und deren Betrag nicht 
im voraus durch allzu genaue Regeln begrenzt werden darf ^). 



1) Die Frage hat bei dem allgemeinen Charakter der Bestimmung über den 
Schadenersatz große praktische Bedeutung. Österreich-Ungarn war die einzige der 
in London vertretenen Mächte, welche in der Denkschrift die Frage behandelt hat. 
Danach hätte der Kriegführende sowohl den direkten Schaden zu vergüten, den die 
ungerechtfertigte Aufbringung im Gefolge hat, als auch den indirekten Schaden 
(Verlust des Gewinnes), der dem Eigentümer durch die Zurückhaltung des Schiffes 
erwächst. Der direkte Schaden umfasse: 

„!• la d6pr6ciation, s'il y a lieu, du navire pourvu qu'elle depasse les limites 
de la döt^rioration caus6e par l'usage ordinaire (usure); lorsque le navire ne peut 
etre restitu6, Ton serait tenu k rembourser la valeur qu'il a eue ä T^poque de la saisie ; 

2* les frais du transport du navire, ä partir du dernier port que le navire a 
quitt6, avant qu'il füt saisi, jusqu'au moment de sa restitution au port d'origine, 
en tafit que le dit transport fut effectu^ au d^pens du propri6taire, par exemple avec 
son combustible ou par son Equipage; 

30 les frais de la defense et de la proc6dure par devant les tribunaux de 
prises nationaux; 

40 des int^rets k compter du jour oü le propriötaire a pr6sent6 sa demande 
au tribunal des prises de V^ instance." 

Was den Ersatz des entgangenen Gewinnes betrifft, so stand zu besorgen, daß 
sich die Konferenz auf den im Völkerrecht geradezu traditioneUen Standpunkt 
stellen werde, wonach ein solcher Ersatz, als alkuschwer zu berechnen, nicht bean- 
sprucht werden könne. Die Denkschrift hob daher hervor, daß man den Verlust, 
der dem Schiffe durch die Zurückhaltung erwächst, im Falle, als er nicht ziffer- 
mäßig nachgewiesen werden könnte, doch annähernd feststellen kann „en tirant la 
moyenne des b^n^fices nets qu'a donn^s le navire, au cours d'un certain nombre 
d'ann^es, pendant Tespace de temps qui correspond k la pöriode, durant laquelle le 
navire etait soustrait k la disposition de son proprietaire ... De la sorte, il recevrait 
un d^dommagement sinon complet, du moins convenable, sans que le tribunal de 
prises ait besoin d'entrer dans des calculs probl^matiques, et que le bellig^rant 
risque de payer des sommes exorbitantes k titre de r^paration" (Proceedings S. 19 f.). 

In der vierten Kommissionssitzung kam die österreichisch-ungarische Delegation 
auf die Frage des Ersatzes zurück. Sie wies im Verein mit der deutschen Delegation 
darauf hin, daß der Grundsatz des internationalen Rechtes, wonach nur der unmittelbare 
Schaden zu ersetzen ist, nicht zu engherzig gehandhabt werden dürfe, da hierdurch 
die Lage des Eigentümers, dessen Güter zu Unrecht beschlagnahmt wurden, allzusehr 
verschlechtert würde. Es werden also zu den Verlusten, für welche eine Entschädigung 
zu gewähren ist, nicht nur die Wertminderung des Schiffes, der Entgang an Fracht, 
welcher dem Reeder durch die Unterbrechung der Fahrt erwächst, die Gehälter der 
Schiffsbesatzung usw. zu rechnen, sondern auch ein Ersatz dafür zu gewähren zu 
sein, daß das Schiff durch die Festhaltung zur Untätigkeit gezwungen worden ist. 
Die weiteren, durch die Beschlagnahme möglicherweise entstehenden Schäden, wie 
z. B. der Bankerott des Eigentümers, werden als Schäden anzusehen sein, zu deren 
Ersatz eine Verpflichtung nicht besteht (Proceedings S. 188). 

Daß man eine Bestimmung hierüber in die Deklaration selbst nicht auf- 
nahm, ist auf eine Anregung der österreichisch-ungarischen Abordnung zurück- 
zuführen, wonach man dem Prisenhof freies Ermessen einräumen möge: „Nous 
avons cru devoir prouver qu'il n*y a pas de motifs suffisants pour rejeter, 
en principe, la r^paration des pertes de b^n^fice 6prouv6es par le proprie- 
taire d'un navire indüment saisi. Mais nous croyons n^anmoins qu'il serait 
mieux de ne pas trancher cette question au sein de cette Conference, mais 
de laisser, k cet egard, pleine libertö k la Cour des Prises, vu les diff^- 
rentes circonstances qui pourraient se produire dans les difförents cas et dont 
la Cour devrait tenir compte" (Expos6 Hold von Ferneck, Proceedings S. 262). 
Die Antragsteller gingen von der Erwägung aus, daß es für den friedlichen Handel 
vorteilhafter sei, die Beanwortung der Frage dem Prisenhofe zu überlassen, da die 
Konferenz kaum in einem für die Neutralen so günstigen Sinn entscheiden würde, 
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Der Einfachheit wegen ist nur vom Schiffe die Rede gewesen; aber 
das Gesagte findet natürlich auch auf die in Beschlag genommene und 
dann freigegebene Ladung Anwendung. Die an Bord des in Beschlag ge- 
nommenen Schiffes befindliche unschädliche Ware wird also von allen 
Nachteilen der Beschlagnahme des Schiffes mitbetroffen. Lagen ausreichende 
Gründe für die Beschlagnahme des Schiffes vor, so haben die Eigentümer 
der Ladung kein Recht auf Schadenersatz, mag diese Beschlagnahme auf- 
recht erhalten werden oder nicht. 

Es ist vielleicht zweckmäßig, gewisse Fälle zu bezeichnen, in welchen 
die AufTjringung des Schiffes gerechtfertigt ist, wie immer auch die Ent- 
scheidung des Prisengerichtes ausfallen mag. Dahin gehört namentlich der 
Fall, daß die Schiffspapiere sämtlich oder zum Teil durch den Kapitän,^ eine 
Person der Besatzung oder einen Reisenden absichtlich über Bord geworfen, 
beiseitegebracht oder vernichtet worden sind. Das ist ein Umstand, der 
jeden Verdacht rechtfertigt und der es erklärt, daß das Schiff aufgebracht 
wird unbeschadet des Rechts des Kapitäns, über seine Handlungsweise vor 
dem Prisengericht Rechenschaft abzulegen. Selbst wenn dieses Gericht die 
gegebenen Aufklärungen anerkennen und keine ausreichenden Gründe zur 
Konfiskation finden sollte, könnten die Beteiligten doch nicht daran denken, 
Schadenersatz zu beanspruchen. 

Ein ähnlicher Fall läge vor, wenn an Bord doppelte, falsche oder ver- 
fälschte Papiere vorgefunden werden und diese Unregelmäßigkeit mit Um- 
ständen zusammenhängt, die für die Beschlagnahme des Schiffes von Be- 
deutung sein können. 

Man hat es für aiisreichend erachtet, diese Fälle, wo die Aufbringung 
vernünftigerweise als berechtigt anzuerkennen ist, in dem Berichte zu er- 
wähnen, ohne sie zum Gegenstand einer ausdrücklichen Bestimmung zu 
machen, und zwar deshalb, weil die Angabe zweier besonderer Fälle den 
Glauben hätte erwecken können, daß es die einzigen seien, in welchen die 
Beschlagnahme gerechtfertigt ist"^). 

Die Fassung des Artikel 64 weist gegenüber der Redaktion des Haager 



wie dieses Gericht, in welchem die Vertreter der neutralen Mächte aller Voraus- 
sicht nach jeweils über die Mehrheit der Stimmen verfügen werden. Es ging aber 
auch nicht an, die Frage, wie ja nahe gelegen wäre, mit Stillschweigen zu über- 
gehen; denn es sollte dem Prisenhof ausdrücklich eine Handhabe geboten werden, 
von der bisherigen Praxis abzugehen, die lediglich den unmittelbaren Schaden 
berücksichtigt. Die Konferenz ist übrigens insofeme über den Antrag Österreich- 
Ungarns sogar hinausgegangen, als im Eingang der Erläuterung des- Generalberichtes 
zu Artikel 64 ausdrücklich festgestellt erscheint, daß dem Reeder für die Zeit der 
Festhaltung des Schiffes der Entgang des Verdienstes zu vergüten ist (Procee- 
dings S. 373 f.). 

1) Proceedings S. 372 ff. Die Ausführungen des Generalberichtes über die Frage^, 
ob und inwieweit Unregelmäßigkeiten in den Schiffspapieren als „motifs süffisante" 
im Sinne des Artikels 64 zu betrachten sind, beruhen auf Verhandlungen, zu welchen 
der oben S. 210 zitierte Antrag der britischen Delegation Anlaß gegeben hat; 
vgl. auch daselbst Note 1. 
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Prisenhofabkommens eine eigenartige Abweichung auf. Während dieses Ab- 
kommen stets den Ausdruck gebraucht: „välidit6 de la capture" bezw. 
„nullit^ de)la capture'' (vgl. Artikel 1, 8), verwendet Artikel 64 die 
Worte „Si la saisie . . . n'est pas validee . . ."' 

In der elften Kommissionssitzung ergab sich Gelegenheit, liber die Be- 
deutung der Ausdrücke „saisie" und „capture" zu sprechen. Auf eine An- 
frage der russischen Delegation „sur la portee des expressions «saisie» et 
«oapturei" erklärte Renault, „que le mot «saisie* est une expression 
proprement juridique qui designe le fait de la mainmise sur un navire 
op^röe par un vaisseau de guerre bellig^rant; eile s'emploie m^me dans le 
cas 011 rintention n'existe pas de capturer le navire m^me, par exemple, 
parce qu'il ne contient pas une proportion süffisante de contrebande. Cette 
expression a donc un sens plus large que le mot «capture», qui veut plutot 
exprimer le fait brutal de s'emparer d'un navire, en vue d'en obtenir la 
confiscation ult^rieure. La Cour des prises doit d'ailleurs se prononcer sur 
la validite de la saisie. II accepte, au nom de la D616gation franyaise, la 
proposition de M. Kriege, mais pour ecarter toute possibilite d'^qui- 
voque, il voudrait lui apporter la modification suivante: «Si la saisie 
du navire ou des marchandises n'est pas valid6e par la juridiction des 
prises . . .» i). Wenn „saisie" lediglich die „mainmise", also die „Auf- 
bringung" bedeutet, die als solche nicht als Vorläufer der Konfiskation zu 
betrachten ist, sondern nur dem Zweck dient, das Schiff in die Gewahrsame 
des Kriegführenden zu bringen, der nunmehr eine genauere Durchsuchung 
vornimmt und das Prisen verfahren einleitet, dann ist der Ausdruck „saisie" 
in Artikel 64 in der Tat am Platze. Denn der Neutrale erleidet den 
Schaden gerade durch die Verbringung des Schiffes in einen Prisenhafen. 
Doch wäre es logisch und juristisch zutreffender gewesen, nicht den — 
auch mit dem Prisenhofabkommen nicht in Einklang stehenden — Ausdruck 
„validite de la saisie" zu verwenden, sondern für beide in Art. 64 
geregelten Fälle die von der deutschen Delegation beantragte Fassung zu 
wählen: „si la saisie n'est pas maintenue" '-*). — 

10. Kapitel Die Schlußbestimmungen. 

1. Die Bestimmungen der Londoner Deklaration bilden nach Artikel 65 
ein unteilbares Ganze („un ensemble indivisible"), d. h. kein Staat, möge 
er die Deklaration als Signatarmacht oder als Adhärent annehmen, darf die 
Annahme an einen Vorbehalt knüpfen. Mit dieser Vorschrift wollte die Kon- 
ferenz nicht bloß der Tatsache Rechnung tragen, daß sich geradezu unentwirr- 



1) Proceedings S. 212 f. Es handelte sich um die Erwähnung des Falles, daß 
das Schiff im Verwaltungswege freigegeben wird. "Vgl. oben S. 211. In diesem 
Antrage war sowohl das Wort „capture", als auch das Wort „saisie" gebraucht, 
was eben zur Anfrage der russischen Delegation geführt hat. 

2) Vgl. übrigens auch die Äußerung Fromageot's, Proceedings S. 157. 
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bare rechtliche Schwierigkeiten ergeben, wenn die Mächte, die einen Vertrag 
schließen, einzelne Bestimmungen ausnehmen und nicht für sich gelten 
lassen, wie sie dies so vielfach bezüglich der von den Friedenskonferenzen 
getroffenen Abmachungen taten. Man hielt sich auch vor Augen, daß das 
Werk der Konferenz, wie aus den Verhandlungen klar hervorgeht, in allen 
seinen Einzelheiten auf Kompromissen aufgebaut ist : „Die Regeln — bemerkt 
der Generalbericht — , welche die Deklaration enthält, betreflTen sehr wich- 
tige und sehr verschiedene Probleme. Sie wurden von den verschiedenen 
Delegationen keineswegs mit der gleichen Bereitwilligkeit angenommen; 
man machte in einzehien Materien Zugeständnisse, um sich in anderen die 
Zustimmung der Vertreter einer abweichenden Auffassung zu sichern. Die 
Deklaration befriedigt nicht in allen Einzelheiten, sie befriedigt jedoch als 
Ganzes betrachtet. Es hieße also berechtigte Erwartungen täuschen, würde 
man einer Macht gestatten, Reserven zu einzelnen Bestimmungen anzumelden, 
auf welche vielleicht andere Mächte großes Gewicht legendi). Es hat 
im Schöße der Konferenz der größten Anstrengungen und schwerwiegender 
Konzessionen bedurft, um die Vertreter der Mächte, welche im Laufe der 
Beratungen Reserven angemeldet hatten, zur Rücknahme ihrer Vorbehalte 
zu bewegen. 

2. Gemäß Artikel 66 verpflichten sich die Signatarmächte, „im Falle 
eines Krieges, in welchem alle Kriegführenden an der Deklaration beteiligt 
sind, die gegenseitige Beachtung der in der Deklaration enthaltenen Regeln 
untereinander sicherzustellen. Sie werden demgemäß ihren Behörden und 
ihren Streitkräften die nötigen Weisungen geben und die geeigneten Maß- 
nahmen treffen, um die Anwendung der Deklaration durch ihre Gerichte, 
insbesondere durch ihre Prisengerichte, zu verbürgen." 

Der Generalbericht bemerkt hierzu, daß die in Artikel 66 übernommene 
Verpflichtung je nach der Gesetzgebung der verpflichteten Staaten unter 
Umständen auch zur Ergreifung legislativer Maßnahmen führen kann, femer 
daß auch die neutralen Mächte in die Lage kommen können, ihren Behörden 
Verhaltungsmaßregeln zu geben, insbesondere den Kommandanten der Geleit- 
schiffe 2). 

3. Die Bestimmungen des Artikel 67. über den Zeitpunkt und die Form 
der Ratifikation sind den analogen Vorschriften der von der zweiten Friedens- 
konferenz ausgearbeiteten Konventionen nachgebildet 3). 

1) Proceedings S. 375. 

2) Ibidem, vgl. oben S. 202. Über die Verpflichtung der Signatarmächte zur 
Erlassung von Normen prozessualen Inhalts, vgl. oben S. 51 ff. und 212. 

3) „Diese Deklaration soll möglichst bald ratifiziert werden. Die Ratifikations- 
urkunden sollen in London hinterlegt werden. Die erste Hinterlegung von 
Ratifikationsurkunden wird durch ein Protokoll festgestellt, das von den Verteetem 
der;; daran teilnehmenden Mächte und von dem Ersten Staatssekretär Seiner britischen 
Majestät im Auswärtigen Amte unterzeichnet wird. 

Die späteren Hinterlegungen von Ratifikationsurkunden erfolgen mittelst einer 
schriftlichen an die britische Regierung gerichteten Anzeige, der die Ratifikations- 
urkunde beizufügen ist. 

Beglaubigte Abschrift des Protokolls über die erste Hinterlegung vonRatifikations- 
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4. Nach Artikel 68 tritt die Deklaration in Wirksamkeit „für die 
Mächte, die an der ersten Hinterlegung von Ratifikationsurkunden teil- 
genommen haben, sechzig Tage nach dem Tage, an dem das Protokoll über 
diese Hinterlegung aufgenommen worden ist, und für die später ratifizierenden 
Mächte sechzig Tage, nachdem die britische Regierung die Anzeige von 
ihrer Ratifikation erhalten hat". Die Wirksamkeit für die Adhärenten ist 
in Artikel 70 geregelt. 

5. Es mag in mancher Hinsicht befremden, daß die Mächte die Be- 
stimmungen der Londoner Deklaration als „allgemein anerkannte Regeln 
des Völkerrechts" betrachtet wissen wollen, sich aber gleichwohl djdh Recht 
vorbehalten, sich unter Umständen nicht an sie zu halten (Artikel 66), ja 
sie sogar zu kündigen. Artikel 69 sieht ein solches Sichlossagen ausdrück- 
lich vor. Die Kündigung kann jedoch nur erfolgen „für den Schluß eines 
Zeitraums von zwölf Jahren, der sechzig Tage nach der ersten Hinterlegung 
von Ratifikationsurkunden zu laufen beginnt, und später für den Schluß 
einander folgender Zeiträume von sechs Jahren, deren erster mit Ablauf 
des zwölfjährigen Zeitraums beginnt. Die Kündigung muß wenigstens ein 
Jahr vorher schriftlich der britischen Regierung erklärt werden, die hiervon 
allen anderen Mächten Kenntnis geben wird. Sie soll nur in Ansehung der 
Macht wirksam werden, die sie erklärt hat"i). 

Diese Kautelen sind durchaus begründet. Die Mächte müssen sich 
die Möglichkeit offenlassen, in Kriegen mit Staaten, welche die Deklaration 
nicht angenommen haben, Gegenseitigkeit zu üben. Und sie müssen darauf 
gefaßt sein, daß die Bestimmungen der Deklaration im Laufe der Zeit 
Änderungen erheischen. Es könnte sich beispielsweise in einem künftigen 
Seekrieg herausstellen, daß die eine oder die andere Regel einem Staate 
allzugroße Opfer auferlegt; auch wäre es möglich, daß neue Erfindungen 
auf dem Gebiete der Kriegstechnik — etwa unerwartete Fortschritte der 
Aviatik — eine Revision der Deklaration nötig machen. Man hat sich 



Urkunden, der im vorstehenden Absatz erwähnten Anzeigen, sowie der ihnen bei- 
gefügten Ratifikationsurkunden wird durch die britische Regieniug deo Signatar- 
mächten auf diplomatischem Wege unverzüglich 'mitgeteilt werden. In den Fällen 
des vorstehenden Absatzes wird die bezeichnete Regierung ihnen zugleich bekannt- 
gehen, an welchem Tage sie die Anzeige erhalten hat." 

Die deutsche Regierung hatte in ihrer Denkschrift — welcher sie die Form eines 
Konventionsentwurfes gab — in den Schlußbestimmungen den Zusammenhang zwischen 
der Londoner Akte und dem Prisenhofabkommen dadurch besonders hervorgehoben, 
daß die Akte nur gelten sollte, wenn die „interessierten Mächte und die Krieg- 
führenden" gleichzeitig: Vertragsmächte des Prisenhofabkommens sind. Die Rati- 
fikationsurkunden sollten im Haag (nicht in London) hinterlegt werden, die 
Anzeigen über den Beitritt an die niederländische (nicht an die britische Regierung) 
gerichtet werden. Der Beitritt sollte nur den Vertragsmächten des Prisenhof- 
abkommens offenstehen (Proceedings S. 6 f.). 

1) „Es ergibt sich aus Artikel 69, daß die Deklaration für unbeschränkte Zeit 
gilt. Die Zeiträume, nach deren Ablauf die Kündigung erfolgen kann, sind ent- 
sprechend den Bestimmungen in dem Abkommen über die Errichtung eines Inter- 
nationalen Prisenhofs festgestellt werden" (Generalbericht, Proceedings, S. 376). 
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übrigens in London bereits im Hinblick auf den Zusammenhang der Dekla- 
ration mit dem Prisenhofabkommen bemüßigt gesehen, die Kündbarkeit zu 
statuieren ^). 

6. Artikel 70, welcher die Form des Beitrittes regelt, trägt dem Um- 
stand Rechnung, daß an der Londoner Konferenz nur zehn Mächte teil- 
genommen haben, und daß andererseits die Deklaration, welche „allgemein 
anerkannte Regeln des Völkerrechts" festsetzte, erst dann volle Bedeutung^ 
und Wirksamkeit erlangt, wenn sich ihr alle Vertragsmächte des Prisenhof- 
abkommens anschließen. Die Londoner Signatarmächte erklären daher ähn- 
lich, wie es die Schöpfer der Pariser Deklaration getan, „besonderen Wert 
auf die allgemeine Anerkennung der von ihnen angenommenen Regeln" zu 
legen, und sprechen „die Hoffnung aus, daß die nicht vertretenen Mächte 
der Deklaration beitreten werden. Sie bitten die britische Regierung, diese 
Mächte hierzu einladen zu wollen" 2). 

7. Nach Vorschrift des Artikels 71 trägt die Deklaration, für deren 
Unterzeichnung durch die Bevollmächtigten der Signatarmächte eine Frist 
bis 30. Juni 1909 eingeräumt wurde, das Datum vom 26. Februar 1909. 
Sie ist von den Vertretern aller Signatarmächte unterfertigt worden. 

An die Adresse der Staaten, welche in London nicht vertreten waren,, 
wenden sich die Worte des Generalberichtes: „Die Konferenz hat versucht, 
die Rechte der Kriegführenden und die des neutralen Handels in billiger 
und praktischer Weise auszugleichen; sie besteht aus Mächten, die sich in 
wirtschaftlicher, politischer und geographischer Hinsicht in sehr verschiedener 
Lage befinden. Es darf deshalb angenommen werden, daß die Regeln, auf 
welche sich diese Mächte geeinigt haben, den verschiedenen in Betracht 
kommenden Interessen hinreichend Rechnung tragen und somit unbedenklich 
von allen anderen angenommen werden können" ^) ^). 



1) Über die Stellung des Prisenhofes zur Deklaration vgl. oben S. 31 ff., ins- 
besondere auch S. H8. 

2) „Die Macht, die beizutreten wünscht, hat ihre Absicht der britischen 
Regierung schriftlich anzuzeigen und ihr dabei die Beitrittsurkunde zu übersenden^ 
die im Archive der bezeichneten Regierung hinterlegt werden wird. 

Diese Regierung wird unverzüglich allen anderen Mächten beglaubigte Abschrift 
der Anzeige wie der Beitrittsurkunde übersenden und zugleich angeben, an welchem 
Tage sie die Anzeige erhalten hat. Der Beitritt wird sechzig Tage nach diesem 
Tage wirksam. 

Die Stellung der beitretenden Mächte wird in allem, was diese Deklaration 
anlangt, dieselbe sein, wie die der Signatarmächte" (Artikel 70, Abs. 2—4). 

„Die Gleichstellung der beitretenden Mächte mit den Signatarmächten bringt 
für die ersteren selbstverständlich die Anwendung des Artikels 65 mit sich; man 
kann nicht einem Teile der Deklaration, sondern nur dem Ganzen beitreten"^ 
(Generalbericht, Proceedings S. 376). 

3) Proceedings S. 343; vgl. hierzu oben S. 33 ff. 

4) Da die Einladung an alle Mächte gerichtet ist, welche in London nicht 
vertreten waren, kann auch den Staaten, in welchen die Kapitulationen gelten, der 
Beitritt nicht wohl verwehrt werden. Durch den Beitritt erlangen aber diese Staaten 
nur solche" Rechte, welche mit den Verpflichtungen, die die Kapitulationen mit sich' 
bringen, nicht in Widerspruch stehen. 
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IIL Abschnitt. 

Die nngelösten Fragen, insbesondere das Problem der Umwand- 
Inng Ton Handelsschiffen in Kriegsschiffe auf hoher See. 

Die Londoner Konferenz hat in manchen Punkten ihr Programm tiber- 
schritten; sie regelte die Frage nach den Folgen des gewaltsamen Wider- 
standes eines angehaltenen Schiffes und stellte eine allgemeine Regel über 
den Schadenersatz auf, den der Kriegführende zu leisten hat, wenn er 
Schiffe oder Waren unbefugterweise saisiert. Auf der anderen Seite ist es 
ihr aber nicht gelungen, alle Probleme, die ihr aufgegeben waren, zu lösen: 
der Punkt f des Programms „Militarisation en haute mer: L^galitö de la 
transformation d'un navire de commerce en bätiment de guerre en haute 
mer" blieb ohne Erledigung. Der Punkt h des Programms „Le caractere 
ennemi: Adoption de la nationalit^ ou du domicile des propri^taires comme 
Clement dominant pour d^cider si la propri^te est propriete ennemie" könnte 
gleichfalls einer Lösung nicht zugeführt werden. Die Frage war freilich zu 
eng6 gefaßt. Die Konferenz hat das Problem der feindlichen Eigenschaft 
auf eine breitere Basis gestellt, indem sie — sowohl was die Schiffe, als 
was die Waren anlangt — auch andere Kriterien in die Erörterung zog, 
als bloß dasjenige des Eigentums; in dieser Hinsicht ist es ihr in der Tat 
geglückt, manche wichtige Normen aufzustellen. Allerdings konnte man 
sich aber gerade über die programmatische Frage, ob die Staatsangehörig- 
keit oder das Domizil des Eigentümers — soferne die Person des Eigen- 
tümers überhaupt in Betracht kommt — maßgebend sein soll, nicht einigen. 

Was die Materie der feindlichen Eigenschaft anlangt, so wurde hiervon 
bereits ausführlich gehandelt i). Es bleibt hier sonach lediglich von dem 
Problem der Umwandlung zu sprechen. Dabei gilt es, einen Rückblick auf 
die einschlägigen Verhandlungen der Konferenz zu werfen, und zu fragen, 
ob denn diese Verhandlungen, wenn sie auch zur Aufstellung von Regeln 
nicht geführt haben, nicht doch geeignet sind, den Prisengerichten gewisse 
Fingerzeige zu bieten, falls sie mit dem Problem befaßt werden sollten. 

Zunächst scheint allerdings der Generalbericht 2) gegen die Annahme zu 
sprechen, daß die Verhandlungen der Konferenz der Lösung der Frage 
präjudizieren ; denn er stellt feierlich fest: „La question de la transformation 
en pleine mer et celle de la retransformation sont donc restees entieres." 
Allein dies bedeutet sicherlich nicht, daß die Delegationen die Absicht hatten, 
den Prisengerichten jeden Hinweis auf die Verhandlungen der Konferenz 
zu verbieten. Vielmehr wollte man mit jenen Worten offenbar nur sagen, 
daß keine Macht den Standpunkt, den sie in London eingenommen hatte, 
als für sich bindend betrachtet, daß sich also alle Mächte in der Sache für 



1) Vgl. oben 6. Kapitel. 

2) Proceedings S. 344. 
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die Zukunft freie Hand gewahrt haben. Manche Delegationen sind wäh- 
rend der Beratungen von ihrem ursprunglichen Standpunkt abgegangen in 
der Voraussetzung, daß sich ein Kompromiß werde erzielen lassen. Es 
ist selbstverständlich, daß sich die Mächte auf ihren grundsätzlichen Stand- 
punkt zurückziehen, sobald die Aussicht auf das Zustandekommen eines 
Kompromisses geschwunden ist. Der Bericht, den die Kommission in der 
Materie an die Konferenz erstattet hat, legt — mit der gebotenen Reserve — 
Zeugnis dafür ab, daß man in London nicht der Ansicht war, es käme den 
Verhandlungen keinerlei Bedeutung für die Zukunft zu^). In diesem Sinne 
läßt sich auch der Generalbericht über die der Form nach ohne Ergebnis 
gebliebenen Verhandlungen des näheren aus, erwähnt speziell zwei Anträge, 
welche im Laufe der Diskussion gestellt wurden, und verschmäht nicht, auf 
die Gründe einzugehen, die zur Ablehnung geführt haben: 

„Das Programm führt unter dem Buchstaben f an; Die Rechtmäßigkeit 
der Umwandlung eines KauffahrteischiflTes in ein Kriegsschiff auf hoher See. 
Die entgegengesetzten Ansichten, die hierüber auf der Haager Konferenz im 
Jahre 1907 hervorgetreten waren, sind auf der gegenwärtigen Konferenz 
von neuem vorgebracht worden. Aus den Bemerkungen in den Denkschriften 
wie aus der Beratung läßt sich der Schluß ziehen, daß es über diesen Punkt 
keine allgemein anerkannte Regel gibt, und ebensowenig scheint es Präze- 
denzfälle zu geben, auf die man sich berufen könnte. Die beiden entgegen- 
gesetzten Meinungen sind mit vielem Eifer vertreten worden, was jedoch 
nicht hinderte, daß von allen Seiten der lebhafte Wunsch nach einer Ver- 
ständigung geäußert wurde. Man verständigte sich wenigstens darüber, daß 
es von großem Nutzen sein würde, der Ungewißheit ein Ende zu machen. 
Man hat sich ernstlich bemüht, den voi der einen und der anderen Seite 
vertretenen Interessen Genüge zu tun — leider ohne Erfolg. Eine Frage, 
die mit der vorstehenden zusammenhängt und einen Augenblick der Lösung 
nahe zu sein schien, ist die der Rückverwandlung. Nach einem Vorschlage 
sollten «die in Kriegsschiffe umgewandelten Kauffahrteischiffe während der 
ganzen Dauer des Krieges nicht in Kauffahrteischiffe zurückverwandelt 
werden können». Die Regel war unbedingt und unterschied nicht nach dem 
Orte, wo sich die Rückverwandlung vollziehen könnte; es lag ihr der Ge- 
danke zugrunde, daß diese Umwandlung immer Unzuträglichkeiten zur Folge 
haben, Überraschungen verursachen und zu wirklichen Täuschungen Gelegen- 



1) ^Toutes las Dölegations etant repr^sent^es dans le Comitö, il pouvait paraitre 
inutile de rendre compte des circonstances dans lesquelles la tentative d'accord 
avait echoue . . . Toutefois, certains membres du Comit6 ont cru nöcessaire qu'il 
restät quelque trace des id6es qui avaient et6 öchangöes ä propos 
de cette matiöre d^licate, dans l'espoir que, quelque jour, on y trouverait peut- 
etre les 416m ents d'une entente qu'il n'a pas 6te possible de röaliser dans 
cette Conference. Pour me conformer ä cette r^solution, je vais exposer ... les 
idees principales qui se sont fait jour, sans que Pon puisse tirer un argument juri- 
dique des constatations qui seront faites, la question devant rester entiere (Procee- 
dings S. 340). 
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heit geben würde. Da für diesen Vorschlag keine Einstimmigkeit erzielt 
werden konnte, wurde aushilfsweise der nachstehende Vorschlag gemacht: 
«Die Umwandlung eines Kriegsschiffes in ein Kauffahrteischiff auf hoher See 
ist während des Krieges verboten, i Man hatte die Lage eines Kriegsschiffes 
(meistens wohl eines kurz zuvor umgewandelten Kauffahrteischiffes) im Auge, 
das sich seiner Eigenschaft entledigt, um in einem neutralen Hafen un- 
gehindert seine Vorräte ergänzen oder Ausbesserungen vornehmen zu können, 
ohne dabei den für Kriegsschiffe geltenden Beschränkungen zu unterliegen. 
Wird die Stellung des neutralen Staates zwischen den beiden Kriegführenden 
nicht schwierig sein und wird er sich nicht Vorwürfen aussetzen, mag er 
nun das kurz zuvor umgewandelte Schiff als Kauffahrteischiff oder als Kriegs- 
schiff behandeln? Über diesen Vorschlag wäre vielleicht eine Einigung 
zustande gekommen; aber man sagte sich, daß es mißlich wäre, sich mit 
dieser nebensächlichen Seite einer Frage zu befassen, die man nicht hoffen 
konnte, in ihrer Gesamtheit zu regeln. Dieser Grund führte zur Verwerfung 
aller Vorschläge. Die Frage der Umwandlung auf hoher See und die der 
Rückverwandlung sind also offen geblieben" i). 

Wie bereits auf der Zweiten Friedenskonferenz, sprachen sich in London 
Großbritannien und Japan kategorisch für das Verbot der Umwandlung auf 
hoher See aus, dagegen Deutschland, Frankreich und Rußland für ihre Zu- 
lassung. Österreich-Ungarn und Italien griffen auf ihre im Haag gestellten 
Vermittlungsvorschläge zurück. Ihnen schlössen sich die Niederlande an, 
welche grundsätzlich die Umwandlung perhorreszieren 2). 

Die Argumente, mit welchen Großbritannien die Umwandlung auf hoher 
See bekämpfte, lassen sich auf drei verschiedene Gesichtspunkte zurückführen : 

1. Es besteht kein Recht, die Handelsschiffe auf hoher See in Kriegs- 
schiffe umzuwandeln; denn die Umwandlung ist ein Akt der Souveränität 
und würde daher dem Prinzip widerstreiten, daß kein Staat auf hoher See 
souveräne Akte setzen dürfe. Diese von den englischen Delegierten im 
Haag aufgestellte Behauptung fand begreiflicherweise Widerspruch. Niemals 
wurde ja bestritten, daß die Staaten auf ihren Schiffen auf hoher See 
Hoheitsrechte ausüben dürfen. Die englische Delegation zur Londoner Kon- 
ferenz hat denn auch jenes Argument nicht mehr vorgebracht. Sie be- 
schränkte sich darauf, vom Rechtsstandpunkte folgendes anzuführen: „Eine 
allgemein anerkannte Regel des internationalen Rechtes besteht in dieser 
Frage weder zugunsten der Ansicht der englischen Regierung, noch zugunsten 
derjenigen jener Mächte, welche die Umwandlung auf hoher See als erlaubt 
ansehen. Da aber die Zulässigkeit der Umwandlung . . . auf hoher See durch 
eine bestehende internationale Rechtsnorm nicht anerkannt ist, so steht die 



1) Proceedings S. 344. 

2) Vgl. auch die Denkschriften, Proceedings S. 108 f. Eigenartig die Stellung- 
nahme Spaniens; die gegen die Umwandlung auf hoher See vorgebrachten Gründe 
sind wohl zum Teile nicht stichhaltig (vgl. Willms, Die Umwandlung von Kauf- 
fahrteischiffen in Kriegsschiffe, 1912, S. 91 f.). 
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Hierfür sich aussprechende Ansicht in Widerspruch mit den Rechten der 
Neutralen und mit den Grundsätzen der internationalen Courtoisie" i). 

Diese Begründung leidet offenbar an einem Widerspruch : Wie kann die 
Umwandlung einem Recht widersprechen, wenn keine Rechtsnorm sie ver- 
bietet? 2) „Es ist gänzlich ausgeschlossen — erklärte die russische Delegation — , 
durch stichhaltige Rechtsgründe beweisen zu woDen, warum ein souveräner 
Staat, der unbestritten über seine Schiffe auf hoher See seine vollen Hoheits- 
rechte in dem Umfange beibehält, die er in seinem eigenen Gebiet besitzt, 
der Fähigkeit beraubt sein soll, sie vorkommendenfalls in Kriegsschiffe um- 
zuwandeln. Wenn es, um bei einem vom russischen Vertreter auf der 
Haager Konferenz vom Jahre 1907 gebrauchten Beispiele zu bleiben, nie- 
mandem befremdlich erscheint, daß ein feindliches Kauffahrteischiff, 
welches nach seiner Aufbringung als Prise unter der Flagge des Kaptors 
geführt wird, sich in ein Kriegsschiff umwandelt, warum sollte a fortiori zu- 
gunsten des Kriegführenden hinsichtlich seiner eigenen Kauffahrteischiffe 
nicht das gleiche Recht der Umwandlung zuzulassen sein ?" ^) 

2. Die Ausübung des Visitationsrechtes durch umgewandelte Handels- 
schiffe gegenüber neutralen Kauffahrteischiffen würde eine ungebührliche 
Belästigung des neutralen Handels darstellen und zu schweren Unzukömm- 
lichkeiten führen: „Nach Ansicht der englischen Delegation würde die Zu- 
lassung der Umwandlung . . . ohne Rücksicht auf Zeit und Ort ... für den 
friedlichen neutralen Handel noch viel schädlichere Folgen nach sich ziehen 
als die Kaperei, obgleich sie von dieser an sich verschieden ist. Zur Zeit 
der Kaperei waren sich neutrale Kauffahrteischiffe wenigstens der Gefahren 
bewußt, welchen sie dadurch ausgesetzt waren, daß sie sowohl durch Kaper- 
wie durch Kriegsschiffe der Kriegsparteien durchsucht und aufgebracht 
werden konnten; wenn aber Kauffahrteischiffe in der fraglichen Art um- 
gewandelt werden können, dann sind die neutralen Schiffe der Anhaltung, 
Durchsuchung und möglicherweise selbst der Aufbringung durch solche Schiffe 
ausgesetzt, die sie nur als friedliche, unter Umständen auf regelmäßigen 
Linien verkehrende Kauffahrteischiffe kennen. Derartige umgewandelte Schiffe 
wären nicht verpflichtet, sich früher als Kriegsschiffe zu erkennen zu geben, 
als bis das neutrale Schiff auf ihren Anruf freiwillig angehalten hat. Es 
wäre sogar der Fall denkbar, daß derartige Schiffe so lange gemeinschaft- 
lich mit anderen Kauffahrteischiffen zusammenfahren, bis sie den Zeitpunkt 
für günstig halten, sich in Kriegsschiffe umzuwandeln und von dem Rechte 
der Durchsuchung und Aufbringung Gebrauch zu machen" ^). 

Auch diese Begründung des englischen Standpunktes wurde in London 



1) Proceedings S. 264. 

2) Auf anderweitige Regeln des Völkerrechtes, die mit der Umwandlung von 
Handelsschiffen in Kriegsschiffe auf hoher See nicht unmittelbar in Zusammenhang 
stehen, wird später reflektiert werden ; vgl. unten S. 224 f. 

3) Proceedings S. 263. 

4) Ibidem S. 265. 



Digitized by 



Google 



Die ungelösten Fragen, insbesondere das Problem der Umwandlung usw. 223 

bekämpft. Die russische Delegation erklärte, „nicht zu verkennen, daß hier 
sehr gewichtige Interessen der Neutralen auf dem Spiele stehen und daß 
vorzugsweise die Befürchtung möglicher Mißbräuche den Einspruch gegen 
dieses Recht der Umwandlung auf hoher See hervorruft. Gegen solche Miß- 
bräuche scheinen jedoch die Normen ein starkes Gegengewicht zu bilden, 
die bezüglich dieser Materie im Haag im Jahre 1907 angenommen worden 
sind und die eine Gewähr sowohl für die vollständige Umwandlung wie für 
die restlose Unterstellung des Schiffes unter die militärische Gewalt bieten. 
Auch die russische Denkschrift erkennt das Prinzip der Umwandlung auf 
hoher See nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalte der Beachtung dieser 
durch die Vereinbarung vom 18. Oktober 1907 getroffenen Festsetzungen 
an" 1). Die deutsche Delegation bestritt schlankweg, daß die Umwandlung 
auf hoher See den neutralen Handel bedrohe: „Die englische Denkschrift 
hebt allerdings die Gefahren hervor, welche für den neutralen Handel damit 
verbunden sein sollen, wenn die Ausübung des Rechtes der Durchsuchung 
mit Hilfe solcher Schiffe gestattet würde, welche die Neutralen für friedliche 
Kauffahrteischiffe halten, und die plötzlich und ohne Ankündigung vielleicht 
in unmittelbai-er Nähe der anzuhaltenden und zu durchsuchenden Schiffe in 
Kriegsschiffe verwandelt werden. Es ist jedoch keineswegs ersichtlich, 
warum in der Umwandlung auf hoher See eine neue Beschränkung der 
Sicherheit des Handels oder der Freiheit der Schiffahrt zu erblicken sein 
soll. Die auf hoher See umgewandelten Schiffe können keine anderen Rechte 
ausüben und den Handel nicht anders beschränken,, als die in nationalen 
Häfen umgewandelten Schiffe oder als die Kriegsschiffe; der Umstand, daß 
ihre militärische Eigenschaft nicht im voraus bekannt ist oder daß diese 
Eigenschaft erst in nächster Nähe eines neutralen Schiffes angenommen wird, 
bedingt in keiner Weise eine Verschlechterung der Lage der legitimen und 
friedlichen Schiffahrt. Mit der Vermehrung der Zahl der Kriegsschiffe wird 
allerdings der Kriegführende eher in der Lage sein, den Konterbandehandel 
zu überwachen und zu unterdrücken, und unzweifelhaft werden diejenigen 
Schiffe, welche diesen unerlaubten Handel treiben, hierunter zu leiden haben. 
Der friedliche Handel hat jedoch lediglich die Interessen, welche durch die 
Haager Übereinkunft über die Umwandlung bereits geschützt sind. Der Ort, 
an welchem die Umwandlung vorgenommen wird, ist gänzlich bedeutungslos, 
da die Ernsthaftigkeit und die Wirklichkeit der Umwandlung gewährleistet, 
das umgewandelte Schiff zur Beachtung der Gesetze und Gebräuche des 
Krieges verpflichtet und seine Besatzung dfer militärischen Disziplin unter- 
worfen ist" 2). Diese Ausführungen sind schlechterdings unwiderlegbar ; für 
ein neutrales Schiff ist es in der Tat völlig gleichgiltig, ob das Kriegsschiff, 
welches das Visitationsrecht ausübt, von jeher zur Kriegsflotte gehört hat 
oder ob es ein umgewandeltes Handelsschiff ist, mag die Umwandlung wo 



1) Proceedings S. 263 f. 

2) Ibidem S. 264. 
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immer stattgefunden haben. Es ist allerdings richtig, daß den Neutralen 
das Konterbandieren erschwert wird, wenn die Kriegführenden eine größere 
Zahl von Schiffen zur Ausübung des Prisenrechtes aufbieten können; allein 
dies ist kein legitimes, des Schutzes würdiges Interesse. 

3. Von wesentlich größerem Gewichte, ist die Einwendung, daß die Zu- 
lassung der Umwandlung auf hoher See die völkerrechtlichen Regeln über 
die Rechtsstellung der neutralen Gewässer in Kriegszeiten und über den 
Aufenthalt der Kriegsschiffe der Kriegführenden daselbst illusorisch machen 
und Anlaß zu Konflikten mit den Neutralen geben würde. 

Wenn die Umwandlung auf hoher See zulässig wäre — so führte Lord 
Desart aus — , könnten sich zur Umwandlung bestimmte Handelsschiffe der 
Kriegführenden „in neutralen Häfen der ganzen Welt aufhalten und wären 
hierdurch in die Lage gesetzt, dort die Abreise neutraler Schiffe auszukund- 
schaften, von denen sie vermuten, daß sie Konterbande an Bord haben, 
diese aus dem Hafen hinauszugeleiten oder ihnen unmittelbar zu folgen, sich 
hierauf sofort nach der Abfahrt in Kriegsschiffe zu verwandeln und von 
ihren Kriegsrechten Gebrauch zu machen. Ferner: Obgleich ein solches 
Schiff nach Lage der Verhältnisse in seiner Eigenschaft als Handelsschiff 
nicht in der Lage wäre, seinen Heimathafen zu erreichen, ohne sich der 
drohenden Gefahr der Wegnahme durch einen Kriegführenden auszusetzen, 
so wäre es ihm doch auf alle Fälle möglich, wentgstens auf irgendeine 
Handelsstraße zu gelangen, wo es von seinen Kriegsrechten in der Weise 
Gebrauch machen könnte, daß es jeweils so lange als Kauffahrteischiff 
zwischen neutralen Häfen verkehrt, bis es den geeigneten Moment für die 
Aufnahme seiner Kriegsoperationen gekommen glaubt. Es könnte unter der 
Handelsflagge beliebig lange sich in irgend einem neutralen Hafen aufhalten, 
seine Ausrüstung und Kohlenvorräte ohne Beschränkung ergänzen, sich der 
Wegnahme dadurch entziehen, daß es in einen neutralen Hafen flüchtet und 
dort so lange bleibt, bis die Gefahr vorüber ist ; obwohl seine Fahrt zu dem 
Zwecke unternommen wurde, als Kriegsschiff aufzutreten und zu handeln, 
würde es doch keiner der durch die Konvention über die Behandlung von 
Kriegsschiffen in neutralen Häfen geltenden Regeln unterliegen, d. h. es 
würde tatsächlich die neutralen Häfen als Stützpunkte für seine späteren 
Kriegsoperationen benützen. Neutrale Mächte würden sicherlich gegen die 
Wegnahme ihrer Schiffe durch derartige Kriegsschiffe Einsprache erheben; 
auf diese Weise würde also die ernste Gefahr der Ausdehnung des Kriegs- 
theaters heraufbeschworen werden, eine Gefahr, welche die beiden Friedens-, 
konferenzen wie die gegenwärtige Konferenz ausdrücklich zu beseitigen 
bestrebt sind. Ein solches Verfahren würde femer die Situation kleinerer 
neutraler Staaten erheblich schwieriger und delikater gestalten, die in ihren 
Häfen Schiffe dieser Art beherbergt haben. Während der eine der Krieg- 
führenden für seine Schiffe verlangen würde, daß sie bis zum Augenblick 
ihrer Umwandlung als Kauffahrteischiffe behandelt werden, würde der andere 
nicht verfehlen, an die Neutralen das Ansuchen zu richten, diesen Schiffen 
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das Recht der Benutzung neutraler Häfen zu dem fraglichen Zwecke zu ver- 
weigern; mag nun der Neutrale dem Verlangen der einen oder der anderen 
Macht nachkommen, er wird stets Gefahr laufen, in einen Krieg mit einer 
von beiden verwickelt zu werden .... Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß neutrale Staaten nicht berechtigt wären, in den Häfen, in welchen Schiffe 
dieser Kategorie Schutz suchen, ohne Einschränkungen solchen möglichen 
Kriegsschiffen die volle Gastfreundschaft wie den wirklichen Handelsschiffen 
der Kriegführenden zu gewähren; das Maß der aufzuerlegenden Beschrän- 
kungen würde allerdings je nach den Umständen verschieden sein. Be- 
absichtigt der kriegführende Staat nicht, von der Möglichkeit der Umwand- 
lung für irgend ein Schiff Gebrauch zu machen, so könnte er mit Recht in 
den von einem Neutralen auferlegten Beschränkungen in der Ausrüstung mit 
Kohlen, der Dauer des Aufenthaltes usw. einen ungerechtfertigten und selbst 
feindlichen Akt erblicken. Würde dagegen von derartigen Einschränkungen 
überhaupt abgesehen, dann wäre die große Gefahr vorhanden, daß die Gast- 
freundschaft des Neutralen mißbräuchlich ausgenützt würde. Eine befriedi- 
gende Lösung dieser Schwierigkeiten ist schwer zu finden" i). 

Diese Ausführungen sind unwiderlegt geblieben; ja es wurde nicht ein- 
mal der Versuch gemacht, sie zu widerlegen, weil sie eben nicht widerlegt 
werden können. Wenn die Neutralen verpflichtet sind, Kriegsschiffe der 
Kriegführenden, die in ihre Gewässer einlaufen, anders zu behandeln als 
Handelsschiffe, so dürfen die Kriegführenden, welche nach Völkerrecht die 
Neutralität zu respektieren haben, nichts tun, was den Neutralen die Er- 
füllung ihrer Pflichten erschwert, ja geradezu unmöglich macht. Faßt man 
die Rechtslage, wie sie gegenwärtig besteht, ins Auge, so läßt sich feststellen; 
An und für sich sind die Kriegführenden wohl berechtigt, ihre Handelsschiffe 
auf hoher See in Kriegsschiffe umzuwandeln; es gibt keine Rechtsnorm, mit 
welcher sie hierdurch in Kollision kämen. Insolange solche Schiffe 
neutrale Häfen nicht anlaufen, werden die Neutralen durch 
die Umwandlung weder in ihren Rechten, noch in ihren legi- 
timen Interessen beeinträchtigt. Schwierigkeiten ergeben, 
sich erst mit dem Anlaufen neutraler Häfen durch auf hoher 
See umgewandelte oder zur Umwandlung bestimmte Fahr- 
zeuge. Es erscheint denanach ausgeschlossen, daß der inter- 
nationale Prisenhof, wenn er mit der Frage befaßt werden 
sollte, die Umwandlung auf hoher See schlechterdings für 
unzulässig erklärt. In der Tat hat keine der Londoner Mächte den 
Standpunkt eingenommen, daß die Umwandlung auf hoher See unter allen 
Umständen auszuschließen sei. Ebensowenig aber kann von einem 
schrankenlosen Recht der Umwandlung und insbesondere 
der Rückverwandlung gesprochen werden^). Es wird daher 

1) Proceedings S. 265f. 

2) Es geht also zu weit, wenn Dupuis den gegenwärtigen Rechtszustand 
folgendermaßen kennzeichnet: „Les Etats belligörants ont le droit de transformer 

Stier-Somlo, Handb. d. Volkerrechts IV: 4. Hold v. Ferneck, Seerechtskonferenc. 15 
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Aufgabe des Prisenhofes sein, eine Lösung zu finden, welche dem geltenden 
Rechte entspricht und mit welcher sich alle Londoner Signatarmächte zu- 
frieden geben können. Und da fragt es sich denn, ob ihm die Verhand- 
lungen der Londoner Konferenz in dieser Richtung Anhaltspunkte gewähren. 

Es hat in London an vermittelnden Vorschlägen nicht gefehlt. Die 
britische Delegation selbst hat aus ihren Ausführungen den Schluß gezogen, 
es sei „entweder das Recht der Umwandlung auf hoher See auszuschließen 
oder doch wenigstens zu verhindern, daß eine Umwandlung vorgenommen 
wird, bevor nicht eine entsprechend lange Frist von dem Zeitpunkt des 
Auslaufens des Schiffes aus dem letzten neutralen Hafen verstrichen ist. Die 
letztere Bestimmung würde jedoch nur in unbedeutendem Maße die Unzu- 
träglichkeiten mindern, die mit einer Umwandlung auf hoher See verbunden 
sind. Sollte wirklich die Zulässigkeit der Umwandlung anerkannt werden, 
dann wären gleichzeitig Garantien zu schaffen, die einen hinreichenden Schutz 
gegen die dem neutralen Handel drohenden Überraschungen — fast könnte 
man von Fallstricken sprechen — gewähren würden. Dies könnte vielleicht 
durch die Vorschrift geschehen, daß die dem Kriegführenden gehörenden 
Kauffahrteischiffe, die dazu bestimmt sind, gleichzeitig mit der Kriegserklä- 
rung oder später nach Befinden des Kriegführenden in Kriegsschiffe um- 
gewandelt zu werden, bekanntgegeben werden müssen. Soll eine solche 
Bekanntgabe Wert besitzen, so müßte sie öffentlich erfolgen und den neu- 
tralen Mächten mittelst einer Notifikation oder in anderer Weise vor Beginn 
des Krieges zur Kenntnis gebracht werden; derartige Schiffe wären in die 
Liste der Kriegsmarine der Kriegführenden aufzunehmen. Eine nach voll- 
zogener Umwandlung erfolgende Bekanntgabe hätte für die Neutralen nur 
eine relative und wahrscheinlich sehr geringfügige Bedeutung, weil sie die 
auf See befindlichen Schiffe nicht erreichen und auch solchen Schiffen un- 
bekannt bleiben würde, die sich in Häfen ohne telegraphische Verbindung 
aufhalten .... Gegenüber den anderweitigen, in der österreichisch-ungari- 
schen Denkschrift vorgeschlagenen einschränkenden Bedingungen^) hat die 
. englische Delegation hervorzuheben, daß sie in der Notifikation die einzige 
praktische und genügende Bekanntgabe zu erblicken vermag" 2). 

Diese Ausführungen regen allerdings in erster Linie an, Garantien 



et de retransformer en pleine mer, ä leur gr6, mais il en r^sulte aussi que les Etats 
neutres ont le droit de se montier tres circonspects et trös sövöres en ce qui 
concerne TadmissioD et le s^jour, dans leurs ports, de vaisseaux susceptibles d*etre 
transform^s et surtout de vaisseaux retransformös'* (l. c. S. 122). 

1) „En r^sumö, Ton pourrait soumettre la transformation . . . aux conditionB 
supplementaires que voici: 1. Un minimum de bouches k feu d'un certain calibre; 
2. Un minimum de vitesse; 3. Notification immödiate avec indication de Tendroit 
oü la transformation, voire la retransformation a eu lieu; 4. Dösarmöment effectif, 
en cas de retransformation; 5. Mention, dans la notification, des circonstances rela- 
tives aux points 1, 2 et 4; 6. Responsabilit6 de l'Etat pour tous les dommages 
^prouv^s par les Etats tiers ou leurs ressortissants k la suite d'une contravention 
contre les r^gles 6num6r6es ci-dessus" (Proceedings S. 109). 

2) Proceedings S. 265 f. 
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dafür zu schaffen, daß die neutralen Schiffe auf See nicht durch plötzliche 
Umwandlung von SchiflTen der Kriegführenden überrascht werden. Ab- 
gesehen jedoch davon, daß es wohl unmöglich ist, solche Garantien zu schaffen, 
haben die neutralen Schiffe auf See, wie betont, kein legitimes Inter- 
esse daran, daß ihnen die Umwandlung notifiziert wird. Wohl aber hätte 
eine solche Notifikation für die neutralen Mächte Bedeutung, insofern sie 
über den Charakter der Schiffe informiert würden, die ihre Häfen anlaufen. 
Der Prisenhof wird daher der Frage, ob der ELriegführende nicht zu einer 
Bekanntgabe verpflichtet werden soll, wohl Beachtung schenken. Er kann 
dies umsomehr, als sich keine Macht gegen eine solche Notifikation aus- 
gesprochen hat. Die deutsche Delegation drückte sogar die Hoffnung aus, 
daß auf Grundlage des österreichisch-ungarischen Antrages, der die Noti- 
fikation und das Verbot der Rückverwandlung befürwortet hatte, ein Ein- 
vernehmen Zustandekommen werde ^). Man wird freilich den Kriegführen- 
den nicht zumuten können, schon zu Beginn des Krieges zu erklären, 
welche Schiffe sie in Kriegsschiffe umzuwandeln gedenken; sie würden 
damit Absichten verraten, welche sie geheimzuhalten Anlaß haben, und 
eine Bindung übernehmen, die ihnen sehr unwillkommen wäre. Auch muß 
ihnen vorbehalten bleiben, solche Schiffe umzuwandeln, die sie im Laufe 
des Krieges durch Konfiskation, Requisition oder auf andere Weise an sich 
bringen. 

Ein weiteres Moment, welches der Prisenhof in Betracht ziehen wird, 
liegt dem von Österreich-Ungarn schon im Haag eingebrachten und in 
London erneuerten Antrag zugrunde, daß ein in ein Kriegsschiff umgewan- 
deltes Handelsschiff während der Dauer des Krieges nicht in ein Handels- 
schiff soll zurückverwandelt werden dürfen. Gegen diesen Antrag hat in 
London nicht eine einzige Delegation grundsätzlich Stellung genommen. 
Großbritannien hatte sich bereits im Laufe der zweiten Friedenskonferenz 
dafür ausgesprochen*^). Der Antrag wird dem ernsten Bedenken^) gerecht, 
daß die neutralen Staaten, deren Häfen von Schiffen der Kriegführenden 
angelaufen werden, in eine rechtlich und politisch höchst schwierige Stellung 
geraten, wenn die Kriegführenden „Zwitterschiffe" (L a m m a s c h) verwenden, 
die bald als Handels-, bald als Kriegsschiffe auftreten. Ist die Rückver- 



1) Proceedings S. 267. 

2) Deux. Conf. de la Paix, t. HI, p. 1013. 

3) Wohl ist damit noch nicht allen Schwierigkeiten abgeholfen: Wenn ein 
noch nicht umgewandeltes Handelsschiff einläuft, so könnte es beabsichtigen, die 
Gastfreuudschaft im neutralen Hafen zu mißbrauchen. Die Neutralen sind lebhaft 
daran interessiert, daß ihre Rechte und Pflichten den kriegführenden Handels- 
schiffen gegenüber klar umschrieben werden. Es geht nicht an, zu sagen, daß diese 
Schiffe, solange sie nicht umgewandelt sind, eben Handelsschiffe und als solche zu 
behandeln sind. Vielmehr sind die neutralen Mächte nach dem Haager Abkommen, 
betreffend die Neutralität im Seekrieg, zweifellos berechtigt und verpflichtet, Schiffe 
unter der Handelsflagge eines Kriegführenden dann als Kriegsschiffe zu behandeln, 
wenn bestimmte Anhidtspunkte dafür vorliegen, daß die Schiffe beabsichtigen, sich 
nach. Verlassen der neutralen Gewässer in Kriegsschiffe zu verwandeln. 

15* 
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Wandlung verboten, so sind die Handelsschiffe, die im Laufe des Krieges 
einmal auf hoher See in Kriegsschiffe verwandelt wurden, in den neutralen 
Häfen als Kriegsschiffe zu behandeln, sollten sie auch unter Handelsflagge 
einlaufen. Man hat allerdings schon im Haag bemerkt, der Kriegführende 
müsse doch wohl berechtigt sein, die Rückverwandlung in seinen oder 
seines Gegners Gewässern zu vollziehen. Man könnte in der Tat die Rück- 
verwandlung in diesem Umfange zulassen, ohne den Interessen der Neutralen 
nahezutreten, nämlich mit der Maßgabe, daß der Kriegführende sie unver- 
züglich den neutralen Mächten bekanntzugeben hat. 

Über das Schicksal des Antrages auf Erlassung eines Verbotes der 
Rückverwandlung, sowie anderer Vermittelungsvorschläge äußert der General- 
bericht folgendes: 

„Certains distinguaient entre les na vires quittant les eaux territoriales 
de leurs pays apres l'ouverture des hostilit6s et ceux qui les avaient quittees 
auparavant. Ces demiers auraient pu se transformer en pleine mer, tandis 
que les premiers n'auraient pu le faire que dans un port de leur pays. 
On tenait ainsi compte, dans une certaine mesure, de la Situation dans 
laquelle pouvait se trouyer un pays qui, lors de Pouverture des hostilites, 
aurait des navires transformables naviguant dans des r^gions ^loign^es de 
ses ports nationaux^). 

Quelques-uns de ceux qui niaient, en principe, la faculte d'operer une 
transformation en pleine mer et qui invoquaient principalement en ce sens 
rinter^t pour les neutres de connaitre bs navires ayant les droits de 
belligerant, admettaient cette faculte dans la mesure oü eile aurait 6te 
compatible avec cet int^r^t; pour cela, ils exigeaient une notification, faite 
en temps de paix, des navires aptes ä ^tre transform^s, ä quoi Ton objectait 
qu'un gouvernement ne sait pas toujours k l'avance quels seront ses besoins 
pendant la guerre, que cela dopend des circonstances, de Padversaire 
notamment, enfin qu'une pareille notification pourrait renseigner sur le 
plan de mobilisation. 

Ceux qui affirmaient le droit de transformation, voulant tenir compte 
des consid^rations invoquöes en sens contraire, exigeaient que le fait de 
la transformation füt notifi^ le plus tot possible aux gouvernements neutres, 
Sans que, du reste, le navire transform^ düt attendre cette notification 



1) Der Antrag war von Italien bereits im Haag gestellt worden und wurde 
in London neuerlich eingebracht (Proceedings S. 266). Er wurde von der deutschen 
Delegation bekämpft : „Avec la r^gle propos6e par M. Fusinato une Puissance sentit 
forc^e ou k retenir dans ses ports tout navire susceptible de transformation par 
crainte de se priver d'une chance peut-6tre 61oign6e de s'en servir comme bätiment 
de guerre, ou ä renoncer ä la transformation de ces navires qu'elle aurait une fois 
laiss6 partir de ces ports. 

Au point de vue juridique, je ne crois pas qu'on puisse 6tablir une distinction 
entre les navires qui, au d6but des hostilites, sont encore dans leurs ports nationaux 
et ceux qui ä. ce moment se trouvent dans des ports neutres. U me semble que 
les raisons qu'ont peut alMguer en faveur de la libert^ de transformation des uns 
sont aussi applicables k ceUe des autres" (Proceedings S. 267). 
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pour exercer ses droits de bellig^rant; il suffisait pour cela qu'il eüt satis- 
fait aux conditions exig^es par la Convention du 18 octobre 1907. 

Une opinion interm6diaire s'est fait jour; eile ^tait inspiröe par le 
^^sir de donner une certaine satisfaction aux deux opinions extremes, de 
tenir compte de l'int^ret des neutres sans sacrifier celui des belligörants. La 
transformation en haute mer aurait 6t6 possible ä la condition qu'elle füt 
port^e ä la connaissance des neutres avant Pexerciee des droits de guerre 
par les bätiments transform^s. Cette opinion a souleve des objeetions de 
nature diverse, d'ordre pratique* notamment, et cela de la part de ceux 
qui professaient les deux opinions opposees. C'est le rejet de cette opinion 
qui a d6termin6 la conviction que, pour le moment, il n'y avait pas de 
<5hance d'arriver ä une entente, et que Ton devait se borner ä cette con- 
statation" ^). 

Faßt man die für und wider die Militarisation auf hoher See vor- 
gebrachten Argumente, sowie die Kompromißvorschläge, die im Haag und 
in London eingebracht worden sind, zusammen und wägt man die Inter- 
essen der beteiligten Mächte ab, so scheint die Meinung nicht ungerecht- 
fertigt zu sein, daß etwa folgende Regelung der Frage für alle Staaten an- 
nehmbar wäre: 

1. Der Kriegführende, der ein Handelsschiff auf hoher See in ein 
Kriegsschiff verwandelt, hat dies den neutralen Mächten so bald als möglich 
bekanntzugeben. 

2. Die Rückverwandlung eines nach Kriegsbeginn in ein Kriegsschiff um- 
gewandelten Handelsschiffes ist während der Dauer des Krieges nur in den 
Gewässern eines der Kriegführenden oder in von ihnen besetzten Gewässern 
zulässig; sie ist ohne Verzug den neutralen Mächten bekanntzugeben. 

3. Die neutralen Mächte sind berechtigt und verpflichtet, jedes Schiff, 
welches unter der Handelsflagge eines Kriegführenden einen ihrer Häfen 
anläuft, als Kriegsschiff zu behandeln: 

a) wenn die Umwandlung des Schiffes in ein Kriegsschiff von der Macht, 
4eren Flagge es führt, bekanntgegeben worden ist; oder 

b) wenn das Schiff vor Einlaufen bereits einmal in ein Kriegsschiff 
umgewandelt worden ist, es wäre denn, daß der Kriegführende eine Be- 
kanntgabe im Sinne des Punktes 2 erlassen hat ; oder 

c) wenn bestimmte Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß sich das Schiff 
nach Verlassen der neutralen Gewässer in ein Kriegsschiff umwandeln werde. 

Was den letzten Punkt anlangt, so könnte man, einerseits, um die 
Stellung der neutralen Staaten zu erleichtem, andererseits, um die Krieg- 
führenden vor zu weit gehenden Befürchtungen der Neutralen zu bewahren, 
hinzufügen: es wäre denn, daß sich das Schiff (oder die Regierung des 
kriegführenden Staates) verpflichtet, eine Umwandlung binnen einer gewissen 
Frist (etwa zwei Tagen) nicht vorzunehmen. — 

1) Proceedings S. 340 f. 
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IV. Abschnitt. 

Der Oeneralbericht. 

In den Auseinandersetzungen, welche sich in Großbritannien an die 
Bestimmungen der Londoner Deklaration knüpften, spielte die Frage nach 
der Bedeutung und Tragweite des Generalberichtes, den Renault der 
Konferenz erstattet hatte und welcher die Londoner Akte mit einem ein^ 
gehenden Kommentar versieht, eine nicht unerhebliche Rolle. Der General- 
bericht nennt sich selbst „un commentaire precis, degage de toute contro- 
verse, qui dövenu commentaire officiel par Tapprobation de la Con- 
ference, soit de nature ä guider les autorit^s diverses, administratives, 
militaires, judiciaires, qui pourront avoir ä Tappliquer" i). In der Tat 
wurde der Generalbericht der Konferenz in der elften Plenarsitzung zur 
Genehmigung vorgelegt und vom Plenum angenommen 2). Übrigens stellt 
er lediglich eine Zusammenfassung der Berichte dar, welche Renault 
über die einzelnen Materien namens des Comit^ d'Examen und sodann 
namens der Kommission erstattet hatte 3) und welche sämtlich von der 
Konferenz in der achten und neunten Plenarsitzung genehmigt worden 
waren '^). Die Delegierten waren eben der Ansicht, daß es nur heilsam 
wirken könne, wenn ausdrücklich angegeben werde, in welchem Sinne die 
Normen der von ihnen ausgearbeiteten Deklaration auszulegen seien, und 
sie hielten sich als die Schöpfer der Deklaration wohl für legitimiert, der- 
selben einen Kommentar beizugeben; sie glaubten annehmen zu dürfen, 
daß man die Idee, die Deklaration zu kommentieren, allenthalben begrüßen 
und daß man die Bedeutung des Kommentars würdigen werde. In diesem 
Sinne äußerte die englische Delegation in ihrem Berichte an das Foreign 
Office : „We desire to call jour particular attention to this document, which 
contains a most lucid explanatory and critical commentary on the provisions- 
of the Declaration. It should be bome in mind that, in according with 
the principles and practice of continental jurisprudence, such a report is 
considered an authoritative statement of the meaning and Intention of the 
Instrument which it explains, and that consequently foreign Governments- 
and Courts, and, no doubt also, the International Prize Court, will construe 
and Interpret the provisions of the Declaration by the light of the commen- 
tary given in the report" ^). Die englische Regierung schloß sich zunächst,, 
wie aus ihren Erklärungen im Lordhaus hervorgeht, dieser Auffassung an^ 
wonach dem Generalbericht autoritativer Charakter zukommt. 



1) Proceedings S. 344. 

2) Ibidem S. 223. 

3) Auch der Bericht des Comit6 juridique über die Frage der feindlichen 
Eigenschaft erscheint in der Gestalt, die ihm schließlich die Kommission gegeben 
hat, im Generalbericht zum Teil reproduziert; Proceedings S. 369 ff. Vgl. oben 
S 190 

4) Proceedings S. 207-212, S. 215. 

5) Correspondence S. 94. 
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Die Gegner der Deklaration, welche speziell in den Ausführungen des 
Oeneralberichtes manches fanden, wovon sie meinten, daß es den Interessen 
Englands abträglich sei, bekämpften den Standpunkt der britischen Regierung. 
Ihrer Ansicht nach kommt dem Berichte eine offizielle Bedeutung nicht zu: 
„En ce qui concerne les gouvernements — erklärte Th. E. Holland — , 
l'adoption d'un rapport par leurs d^l^gues est res inter alios acta" ^). Diese 
Ansicht gewann bald an Boden, und man stellte die Behauptung auf, daß 
der Bericht, um offizielle Kraft zu erhalten, formell von den Regierungen 
angenommen werden müßte. Allerdings erhoben die Gegner der ganzen 
Reform teils aus sachlichen, teils aus formellen Gründen auch hiergegen 
Widerspruch: „Ge serait une calamit^ si Ton introduisait la pratique d'essayer 
de corriger l'expression imparfaite d'un traite en lui attachant un commen- 
taire raisonn^ egalement autoris^ .... Le resultat serait obscurum per ob- 
scurius" 2). 

In den Auseinandersetzungen über die Bedeutung des Generalberichtes 
unterliefen zahlreiche Unklarheiten. Die Frage ist nicht dahin zu stellen, 
ob der Generalbericht ein offizielles Dokument oder eine Privatarbeit ist, 
sondern ob ihm rechtlich bindender Charakter zukomme ; oder, besser gesagt, 
ob die Regierungen, wenn sie die Deklaration ratifizieren, damit auch implicite 
den Generalbericht als bindend anerkennen, ob sie also, wenn sie im 
Sinne des Artikels 66 der Deklaration interne Vorschriften erlassen, ver- 
pflichtet sind, auch die Anwendung des Generalberichtes sicherzustellen, und 
ob der Prisenhof verpflichtet sein wird, bei Anwendung der Deklaration jeweils 
die im Generalberichte niedergelegte Auffassung zur Geltung zu bringen. Man 
hat diese Frage irrig auch so gestellt, ob die Regierungen außer der Dekla- 
ration auch den Generalbericht ratifizieren sollen. Eine formelle Ratifizierung 
des Generalberichtes kommt wohl nicht in Frage, da dieser Bericht in keiner 
Hinsicht die Form eines Vertrages besitzt. 

Vom juristischen Standpunkt kann offenbar nur gesagt werden, daß 
dem Generalbericht formell bindender Charakter nicht zukommt. Eine 
Regierung, welche die Deklaration ratifiziert, erklärt damit noch nicht, dem 
Generalbericht bindenden Charakter zuzuerkennen. Soll der Bericht formell 
bindenden Charakter erhalten, so müßten die Regierungen erst eine dahin- 
zielende Vereinbarung treffen. 

Ich sage ausdrücklich: der Generalbericht hat an sich formell nicht 
bindenden Charakter. Denn daß dem Generalberichte sachlich als Quelle 
der Auslegung sowohl für die einzelnen Mächte und ihre Behörden, wie 
auch für den internationalen Prisenhof eine sehr große Bedeutung zukommt, 
liegt auf der Hand. Wer immer sich mit der Londoner Deklaration be- 



1) RDJ. Xm (1911), S. 343 f. 

2) Ibidem. Holland wirft übrigens dem Bericht auch vor, daß er Wider- 
sprüche enthalte und von der Konferenz genehmigt wurde, „avant que les membres 
aient eu Toccasion de le lire dans la r^daction definitive" (S. 345, Note 1). Es 
dürfte nicht leicht fallen, diese Vorwürfe zu begründen. 
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schäftigt, wer den Sinn und die Tragweite ihrer Normen erfassen und wer 
die darin nicht ausdrücklich geregelten Fälle beurteilen will, wird ohne 
Zweifel die Materialien (Protokolle, R^sum^s, Annexe) und speziell den General- 
bericht zu Rate ziehen. Man kann hier übrigens auf die beiden Friedens- 
konferenzen hinweisen, auf welchen gleichfalls über die einzelnen Abmachungen 
Berichte abgefaßt wurden ; diese Konferenzen haben zwar die Berichte nicht 
als „commentaires officiels" bezeichnet; wer würde aber ihre Bedeutung für 
die Auslegung der verschiedenen Konventionen und Deklarationen leugnen? 
Welcher Jurist, der etwa über das Prisenhof abkommen oder über die Minen- 
konvention authentischen Aufschluß zu erhalten wünscht, würde die Berichte 
Renault's oder Streifs beiseiteschieben? Welcher gewissenhafte Prisen- 
richter möchte seine private Auffassung an Stelle der von den gewählten 
Berichterstattern vorgelegten Referate setzen? Man kann allerdings ein- 
wenden, daß diese sachliche Bedeutung des Generalberichtes mit der Frage, 
ob ihm rechtlich bindender Charakter zukommt, nichts zu tun habe. Vom 
sachlichen Standpunkt komme auch dem Motivenbericht eines staatlichen 
Gesetzes große Bedeutung zu, obwohl er bindende Kraft nicht besitzt. 
Diesen Standpunkt verfechten insbesondere die Gelehrten, welche den „Kultus 
der Motive" tadeln. 

Geht man auf den Inhalt des Generalberichtes näher ein, so läßt 
sich sein Vergleich mit einem Motivenbericht kaum aufrecht erhalten. 
Der Generalbericht ist seiner Form nach allerdings, gleich dem Motiven- 
bericht, ein Kommentar. Er ist aber tatsächlich weit mehr; er ist geradezu 
eine Ergänzung der Deklaration. Er enthält Normen und darunter 
solche von großer praktischer Bedeutung; man hat in ihn Bestimmungen 
aufgenommen, die sachlich, strenge genommen, in die Deklaration gehören, 
und die man nur deshalb nicht in die Deklaration selbst aufnahm, um diese 
nicht allzu schwerfällig zu machen — die internationalen Akten werden ja 
traditionsgemäß möglichst kurz gehalten — oder aber, um etwaigen Mißver- 
ständnissen zu begegnen. Oft genug ergab sich die Situation, daß eine 
Delegation unter Berufung auf eine Weisung ihrer Regierung die Einfügung 
einer Bestimmung in die Deklaration oder die redaktionelle Abänderung 
einer Bestimmung begehrte oder über einen Text eine Auf klärung verlangte, 
und daß man ihrem Verlangen in der Weise nachkam, daß man unter all- 
seitiger Billigung eine entsprechende Bemerkung in den Generalbericht setzte. 
Wenn sich die Delegation, die das Begehren gestellt hatte, mit einem solchen 
Vorgang einverstanden und sich mit der bloßen Bemerkung im General- 
bericht zufriedengestellt erklärte, so bedeutete dies nicht weniger, als daß 
die betreflPende Regierung damit rechnete, es werde der Generalbericht von 
den anderen Mächten und vom Prisenhof gewissenhaft respektiert werden. 
Man würde also Treu und Glauben verletzen, wenn man nachträglich dem 
Generalbericht den bindenden Charakter absprechen würde. Er ist tatsäch- 
lich nicht mehr und nicht weniger als ein Stück internationaler Vertrag. 
Ein Staat, welcher die Londoner Deklaration ratifiziert, übernimmt damit 
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zwar nicht formell-juristisch, aber doch moralisch die Verpflichtung, den 
Generalbericht in allen seinen Erläuterungen und Bestimmungen zu achten. 
Zwischen der Deklaration und dem Generalbericht spinnen sich — und dies 
ist eben niemandem klarer und eindringlicher zum Bewußtsein gekommen, 
als den Schöpfern der Deklaration — so zahlreiche Fäden, daß man nicht 
umhin kann, inhaltlich beide als eine Einheit zu betrachten. Um dieses 
tatsächliche Ineinandergreifen und Zusammengehören auch formell zum Aus- 
druck zu bringen und dem Generalbericht neben der sachlichen auch die 
-ihm gebührende juristische Bedeutung zu sichern, dtirfte^es in der Tat an- 
gezeigt sein, daß die Mächte ein Abkommen des Inhaltes treffen, daß dem 
Generalberichte die gleiche bindende Wirkung zusteht, wie der Deklaration^ 
oder, anders ausgedrückt, daß er einen integrierenden Bestandteil der Dekla- 
ration bildet. 

Im folgenden mögen nur einige wenige Beispiele zeigen, daß der General- 
bericht |in den wichtigsten der in der Deklaration geregelten Materien ent- 
weder geradezu Vorschriften aufstellt, die in der Deklaration selbst nicht 
enthalten sind, oder ^doch Feststellungen enthält, welche für die eine oder 
die andere Regierung eine solche Bedeutung besitzen, daß man sagen kann, 
die fragliche Regierung hätte die kommentierte Bestimmung nicht an- 
genommen, wenn sie nicht sicher damit hätte rechnen können, die Bestim- 
mung würde von den anderen Mächten und vom Prisenhof in dem im 
Generalberichte bezeichneten Sinne ausgelegt werden. 

Großbritannien, die Vereinigten Staaten von Amerika und Japan hätten 
der Vorschrift des Artikels 17, betreffend den Blockadebruch, nicht zu- 
gestimmt, wenn im Generalbericht nicht bemerkt wäre, daß dem Krieg- 
führenden freisteht, das Blockadegeschwader nach seinem Ermessen, eventuell 
auch weit von der blockierten Küste entfernt, zu lozieren, sofeme er nui- 
die Blockade effektiv gestaltet^). 

Großbritannien vermöchte dem Artikel 34, betreffend die bedingte Konter- 
bande, begreiflicherweise nur zuzustimmen, wenn die Bemerkung des General- 
berichtes, daß unter dem Worte „Fennemi" in Absatz 1 die feindliche 
Regierung zu verstehen ist, als bindende Norm betrachtet wird 2). 

Die europäischen Mächte, welche, wie Österreich-Ungarn, das Deutsche 
Reich und Italien, zahlreiche wehrpflichtige Angehörige in überseeischen 
Ländern leben haben, könnten die Artikel 45 und 47 der Deklaration nur 
unter der Bedingung annehmen, daß die vicm Worte „incorporös*' im General- 
berichte gegebene Auslegung allseits anerkannt wird 3). 

Zu Artikel 64, der lediglich von „dommages et int^r^ts" spricht, ohne 
anzugeben, welche Verluste des näheren den Neutralen zu vergüten sind, 
stellt der Generalbericht kategorisch fest, daß dem Eigentümer des ohne 

1) Proceedings S. 351. 

2) Ibidem S. 358. 
8) Ibidem 8. 863. 

Btiflr-Somlo, Handb. d. Völkerrechts IV: 4. Holdr. Ferneok, Seereohtskonferans. 16 
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hinreichenden Grund aufgebrachten Schiffes jedenfalls der Verlust zu ^setzen 
ist, den er dadurch erleidet, daß das Schiff durch seine Detention verhindert 
war, „de se livrer ä son trafic ordinaire" i). Daselbst erscheint auch ver- 
ordnet, daß gewisse Unregelmäßigkeiten in den Papieren der neutralen Sdiiffe 
unter allen Umständen als „motifs suffisants" im Sinne des Artikels 64 zu 
betrachten sind. Des weiteren enthält der Kommentar zu diesem Artikel 
eine Stelle, welche geradezu eine internationale Vereinbarung auf dem Ge- 
biete des Prisenprozeßrechtes darstellt: „Dans la proc6dure engagee sur la 
yalidit^ de la capture, les int^ress^s auront l'occasion de faire valoir leur 
droit k une indemnit^, et si la d^cision du tribunal national ne leur donne 
pas satisfaction, ils pourront se pourvoir devant la Cour Internationale des 
prises." Das heißt soviel, wie: die Staaten verpfliditen sich, ihre natio- 
nalen Prisengerichte in jedem Falle, wo sie über die Bestätigung der Be- 
schlagnahme eines Schiffes oder einer Ware zu entscheiden haben, auch über 
eventuelle Ersatzansprüche judizieren zu lassen 2). Würde diese — in die 
ungewöhnliche Form eines Kommentars — gekleidete Vereinbarung nicht 
bindenden Charakter erhalten, so könnte der so wichtige, weil auf alle 
Materien des Prisenrechtes bezügliche Artikel 64 an Wert erheblich einbüßen : 
Jede Macht könnte ihre Prisengerichte verhindern, den geschädigten neutralen 
Eigentümern einen Ersatz zuzuerkennen^). 

Aus den angeführten Beispielen dürfte wohl mit genügender Klarheit 
hervorgehen, daß man die in London angebahnte Reform geradezu in Frage 
stellen würde, wollte man dem Generalbericht den bindenden Charakter ab- 
sprechen. Und es erübrigt, um diese Bindung in juristisch einwandfreie 
Form zu bringen, wie gesagt, in der Tat nichts, als sie im Wege einer 
formellen internationalen Vereinbarung . sicherzustellen. 

Was über die Bedeutung des Generalberichts ausgeführt wurde, gilt 
übrigens in einem gewissen Maße auch von den Protokollen der Kon- 
ferenz. Auch diese enthalten eine Anzahl von Feststellungen, wdche auf 
Begehren einzelner Delegationen aufgenommen wurden, und welche die 
Normen der Deklaration und den Generalbericht selbst in manchen Punkten 
ergänzen. 



1) Proceedings S. 373 ff. ; vgl. oben S. 214. 

2) Ibidem S. 374; vgl. oben S. 51 ff. und 212. 

3) Der Generalbericht enthält übrigens auch unter Artikel 51 betreffend die 
Zerstörong neutraler Prisen eine Vorschrift prozessualen Inhaltes : „Le recours devant 
la Cour Internationale ne peut ötre forrn^ que quand la döcision du tribunal des 
prises est intervenue sur le fond et non pas aussitöt apr^s que la question pr^alable 
a 6t6 jug6e^ (Proceedings S. 366). In diesem Sinne hatte Renault in der sehnten 
Eommissionssitzung auf eine einschlägige Anfrage der russischeu Delegation 
geantwortet. Diese Lösung — so heißt es im R6sum6 jener Sitzung — „donne 
d'ailleurs compl^te satisfaction aux observations du Baron Taube. Aussi la Com- 
mission d4cide-t-elle qu'une explication sera donn^e h ce sujet dans le rapport sans 
qu'il y ait lieu de modifier le texte des articles" (Proceedings S. 205). Diese SteDe 
zeigt erneut, daß die Delegationen den Ausführungen des Generalberichtes dieselbe 
Bedeutung beilegten, wie dem Texte der Deklaration. Vgl. oben S. 170, Note 1. 
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Einige Beispiele mögen dies klarlegen. 

Bei Besprechung der Frage, wie die Notifikation zu vollziehen ist, wenn 
ein Kriegführender die Liste der absoluten oder bedingten Konterbande 
ergänzt oder wenn er eine Blockade verhängt, wurde darauf hingewiesen, 
daß die Artikel 11 und 23 der Londoner Deklaration keine Bestimmung 
darüber enthalten, was Rechtens sei, wenn der Kriegführende die Notifikation 
in anderer Weise vollzieht, als in diesen Artikeln vorgesehen wurde. Da 
auch der Generalbericht über die Sanktion schwdgt, bleibt nur übrig, 
die Protokolle zu Rate zu ziehen. Aus den Protokollen der dritten und der 
vierten Plenarsitzung^) ergibt sich, daß Großbritannien sich dagegen ver^ 
wahrt hat, als wäre die Notifikation immer dann als nichtig anzusehen, wenn 
sie nicht auf dem in den zitierten Ariikeln vorgesehenen Wege erlassen wurde. 
Die britische Delegation nahm jene Artikel zwar in dem von Deutschland 
vorgeschlagenen Wortlaut an, sie rechnete aber damit, daß man die von ihr 
zu Protokoll gegebenen Erklärungen berücksichtigen und die Deklaration 
nicht in einer damit in Widerspruch stehenden Weise auslegen werde 2). 

Daß man den Protokollen auf der Konferenz allgemein eine solche 
Bedeutung zuerkannte, geht mit aller Klarheit aus dem Protokoll der achten 
Plenarsitzung hervor. Vizeadmiral Ro^ll legte der Konferenz im Auftrage 
der niederländischen Regierung die Frage vor, ob der Eigeutümer eines 
Schiffes, welches wegen assistance hostile seiner neutralen Eigenschaft verr 
lustig geht, gleichwohl den internationalen Prisenhof anrufen könne. Er 
fügte bei: „Mon opinion personnelle lä-dessus est bien fix^e, mais d'accord 
avec mon Gouvernement, je crois qu'il est trfes d^sirable que la question soit 
d6cid6e par cette Conference et clairement formul6e dans 
un acte quelconque ^manant de celle-ci afin de rendre im- 
possible des divergences d'opinion ä Pavenir"^). Renault 
beantwortete die Frage dahin, daß der Eigentümer legitimiert sei, den 
Prisenhof anzurufen, und schloß seine Erklärung mit den Worten: „J'espere 
que cette opinion, nettement enregiströe au proces-verbal, pourra 
satisfaire aux desiderata du Gouvernement nöerlandais." Lord Desart 
und Kriege traten diesem Vorschlag bei und Vizeadmiral Ro6ll dankte 
der Konferenz „de Fas^entiment qu'elle donne ä Pinterpr^tation 
sugg6r6e par le Gouvernement des Pays-Bas et döclare qu'il 
aura entiere satisfaction par Tinsertion au proces-verbal"^). 
Die niederländische Regierung würde mit Recht sehr erstaunt sein, wenn 
sich eine der Signatarmächte oder der internationale Prisenhof über diese 
Interpretation mit der Begründung hinwegsetzen würden, daß die Protokolle 
nicht bindend seien ^). 

1) ProceedingB S. 146, 160. 

2) Vgl. oben S. 79 ff. 

3) ProceedingB S. 208. 

4) Ibidem S. 209. 

5) Die Auslegung wurde übrigens schließlich in den Generalbericht aufgenommen: 
ProceedingB S. 362. 
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Ähnlich verhält es sich mit einer vom Delegierten Eicci-Busatti 
namens der italienischen Eegiemng gestellten Anfrage betreffend die Notifi- 
kation der Blockade an die Lokalbehörden. Renault erteilte eine die 
italienische Delegation befriedigende Antwort. Das Protokoll der achten 
Plenarsitzung bemerkt hierzu: „M. Kriege se rallie ä ces explications et 
pense que son collegue d'Italie aura entiere satisfaction si elles 
• ont consignöes au proces-verbal. M. Ricci-Busatti d^clare 
que les explications donn^es par MM. Renault et Kriege et qui seront 
mentionnöes dans le proces-verbal, lui donnent satisfaction 
entifere, puisqu'elles contiennent les 6claircissements dösirös par son Gou- 
vernement" ^). 

Dasselbe Protokoll enthält eine Erläuterung des Generalberichtes: Der 
italienische Marinedelegierte bemerkte, daß der Bericht der Kommission über 
die Frage des Widerstands gegen die Visite davon spricht, daß das neutrale 
Schiff einem Kreuzer Widerstand leistet, während das Yisitationsrecht 
regelmäßig nicht von Kreuzern, sondern von Torpedobooten und Zerstörern 
ausgeübt werde. Das Protokoll bemerkt dazu: „II est fait remarquer que 
la question soulevöe est tranchee par le rapport. . ." '^). 

Mit diesen Bemerkungen soll keineswegs dafür Stimmung gemacht 
werden, daß die Mächte nicht nur dem Generalbericht, sondern auch den 
Protokollen bindenden Charakter zuerkennen. Es sollte nur darauf hin- 
gewiesen werden, daß die in London vertretenen Mächte und ihre Delegierten 
auch den Protokollen eine erhebliehe Bedeutung für die Auslegung der 
Deklaration beigemessen haben und daß man ihr Vertrauen täuschen würde, 
wenn man den Erklärungen und Wünschen, die sie zu Protokoll gegeben 
haben, nicht so weit als irgend möglich Rechnung tragen würde. 



1) Proceedings S. 208. 

2) Proceedings S. 210. Im Bericht und auch im Generalbericht wurde zwar 
an den betreffenden Stellen das Wort „croiseur** belassen. Doch spricht Artikel 63, 
der die Materie regelt, ganz allgemein von „exercice legitime du droit d'arr^t, de 
Visite et de saisie^, und der Generalbericht läßt keinen Zweifel darüber, daß jedes 
Kriegsschiff legitimiert ist, das Prisenrecht auszuüben. 
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durch lediglich theoretisierende subjektive Aufstellungen auf die Öffent- 
lichkeit einwirken zu wollen und hält sich in den Grenzen der ob- 
jektiven Rechtssätze, die unendlich reicher, vielgestaltiger und spe- 
zieller sind, als der bisher in den Lehrbüchern niedergelegte Stoff. 

Dem Herausgeber ist es gelungen, Autoritäten des Völkerrechts 
und internationalen Rechts zur Mitarbeit zu gewinnen, die auch her- 
vorragende Vertreter der internationalen Rechtspraxis sind. Von 
ihnen waren vier teils Delegierte zu den Haager, Genfer und 
Londoner Konferenzen, teils Schiedsrichter in grossen völkerrecht- 
lichen Fragen. In seltener Weise wird hier wissenschaftliche Be- 
deutung und praktische Bewährung verbunden. 

Das Handbuch des Völkerrechts gibt mit Hilfe solcher Kräfte 
in systematischer, wissenschaftlich hochstehender, aber auch vor allem 
praktischer, d. h. die Interessenten des internationalen Bechtslebens 
berücksichtigender Weise eine vollständige Darstellung des geltenden 
Völkerrechts in enzyklopädischer, aber alles Wichtige umfassender 
Alt. Es handelt sich nicht, wie bei anderen Unternehmungen, 
um eine Zusammenfassung mehr oder minder zueinander passender 
Monographien, sondern um eine einheitliche Gesamtdarstellung, des 
weitschichtigen Stoffes. Den Aufbau des Werkes zeigt das folgende 
Schema, das jedoch den ausserordentlich reichen Inhalt nur in den 
äussersten Umrissen erkennen lässt: 

Band I Grundbegriffe und Geschichte des Völkerrechts 

enthält: 

1. Grundbegriffe des Völkerrechts. Prof. Dr. Heilborn. (Er- 
schienen.) 

2. Geschichte des Völkerrechts : A. Geschichte des Völkerrechts, 
B. Geschichte der Völkerrechtsliteratur: Prof. Dr. Freiherr 
V. Dungern. (Im Druck.) 

Band II Der Staat als Subjekt des Völkerrechts. 
Staatensukzessionen. Gesandtschafts- und Konsular- 
recht. Staatsgebiet und Staatsverträge enthält: 
1. Grundrechte der Staaten. Prof. Dr. Kaufmann. 
,2. Staatensukzessionen. PrivatdozentDr.Schoenborn.(Erschienen.) 

3. Gesandtschafts- und Konsularrecht. Geh. Justizrat Prof. Dr. 
Zorn. 

4. Lehre vom Staatsgebiet. Offenes Meer, Flüsse usw. Prof. 
Dr. Fleischraann. 

5. Lehre von den Staatsverträgen in umfassender geschichtlicher 
und dogmatischer Darstellung. Prof. Dr. Fleisch mann. 
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Band irLinternatiaiiales Verwaltungsrecht. vÜter- 

- . sieht .über die Ergebhisse der ersten und zweiten 

. HaagerFFiedenskonferenz^. Die Xjehr.e-von.der Schied&- 

g.erichtsbarkeit in ihrem ganzen umfange enthält: 
1. internationales Verwaltungsrecht. Prof. Dr. Stier- S o ml o. 
^; Übersicht über die Ergebnisse der ersten und zweiten Haager 

• Friedenskonferenz. Geh. Justizrät Prof. Dr. Zorn. * • 
3.. Die Lehre, von der Sclüedsgerichtsbarkeit in ihrem ganzen 
. Umfange: Geheimrat Prof. Dr.- Lamm as eh. (Erschienen»). 

Band iv Land- Tind Söekriegsrecht. Intera atianales 
Privat- und. Strafre.cht enthältr 
• 1. Landkriegsrecht. Prof. Dr. Hub er. • .. * 

' .2. "Seekriegsrecht.. JDr. Hans Wehberg! • . - 

3. Die Reform des Seekrijegärechts durch die Londoner Konferenz 
' 1908/09^! Prof. Dr. Freiherr Hold v. Fern eck. (Erschienen,)' 

4. Übersicht über das intematioriale Pri-vatrecht. Geh. Justizrat 
\. Prof. Dr. Zitelmann. . . ' ; -.^ 

5* Übersicht iiber das internationale Straftecht. Geh.. Jdstizrat 
/. Prof. Dr. Kohler, ' 

Der erste Band limfasst die „Grundbegriffe und Geschichte 4les ^ 
Völkerrechts". Er zerfällt in zwei Abteilungen, von denen die erste, 4 
über „Die Grundbegriffe des 'Völkerreehts" von Prof. Dr. Heilborn, •; 
veröffentlicht ist. Die zweite Abteilung „Geschichte des Völkerrechts" •; 
von Prof. Dr. Freiherr von- Dungern. befindet sieh bemts im ! 
Druck. Die zweite Abteilung des n. Bandes „Staatensukzessionen" : 
von Dr. Sehönborn ist im Frühjahrvl918 erschienen, die dritte \ 
Abteilung des IV. Bandes über- die Seekrieg§konferen^ von. 1908/09 -r 
von. Prof. Dr. Freiherr Hold v. Ferne:ck ist soeben ausgegeben. . 'i 

Das -Werk wird in '4 Bänden herausgegeben und voraussieht-^ ^ 
lieh in* diesem Jahre vollendet sein. Das Manuskript für die nqxih | 
ausstehenden Abteilungen ist zu einem erheblichen Teile bereits ein- "? 
gegangen. ' Die Veröffentlichung erfolgt mit:der .^rössten, durch die ^ 
Sachlage gebotenen. Beschleunigung. . -, ' :. ; . 

Der besonderen Bedeutung der deutschen Wissenschaft, die sich 
mit gleicher Liebe auch der ^ausländischen, insbesondere, englischen, 
französischen und italienischen Literatur annimmt, entspricht es, wenn 
ein Werk geschaffen wird, das in grossem. Stile das heute geltende 
Völkerrecht darstellt. Es durfte dies nicht bloss eina wissenschaft- 
liehe Tat ersten Banges, sondern auch ein Unternehmen sein, das dem 
Ansehen Deutschlands, unter den Völkern der Welt zugute kommt. 



-e 



Stuttgart, im Februar 1914. 



W4 Kohlhammer 

Yerlagsbuchhaiidlmig. 
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